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EDITORIAL/096: Lernen (SB)
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Lernen

Der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 24.07.2018 nach kann die
Bemerkung anläßlich einer Gedenkveranstaltung für Peter Struck mit der
Konsequenz der Ablösung der Historischen Kommission der Partei auf die
SPD Fraktionsvorsitzende Andrea Nahles zurückgeführt werden:
"Geschichte lehrt uns nichts!" (*)

Welchem Menschen aus welchen Gründen oder durch welche Umstände auch
immer unterstellt wird, nicht aus der Geschichte lernen zu können, dem
wird nicht nur die evolutionsbiologische Fähigkeit zum Wissenserwerb
allgemein abgesprochen, sondern sogar die elementare Voraussetzung für
jeden als Entwicklung zu definierenden Prozeß.

Selbstverständlich sollte jeder Lernverlauf als ergebnisoffen
betrachtet werden, d.h. er wird nicht immer und zwangsläufig zu einer
treffenden Schlußfolgerung oder richtigem Verhalten führen, was jedoch
gerade deshalb als Geschichte mit immanent fortlaufenden Korrekturen
aufgrund vieler offener Möglichkeiten auch nicht in Stein gemeißelt
sein muß. In diesem Falle Lernen als integrierten Bestandteil jedweder
Lebensentfaltung und Kultur zu leugnen, bedeutet nicht weniger als
unsere Entstehung, Erkenntniskultur und mithin Existenz der
wesentlichen Voraussetzung berauben zu wollen.

Nun, keine Panik, denn das wird niemandem, wie geschickt er es auch
versucht oder behauptet, zu bewerkstelligen gelingen, auch Andrea
Nahles nicht. Zweifellos allerdings kann jemand auf diese Weise,
insbesondere Andrea Nahles, mehr oder weniger vergeblich verschleiert,
deutlich zum Ausdruck bringen, einfach nicht lernen zu wollen.

Ihre Schattenblick-Redaktion




(*) "Ein Paradestück der SPD" von Peter Carstens, aus: Frankfurter
Allgemeine Zeitung von 24.07.2018, Nr. 169, Seite 4


27. Juli 2018
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WALD/273: Hambacher Forst - schadhafte Bremsen ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 1. August 2018

Hambacher Wald: BUND zieht abermals vor das Oberverwaltungsgericht

Beschwerde gegen Ablehnung des Eilantrags für Rodungsstopp im Hambacher
Wald



Düsseldorf, 01. August 2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) zieht zur Rettung des
unersetzlichen Hambacher Waldes vor den Braunkohlenbaggern der RWE Power AG
abermals vor das Oberverwaltungsgericht (OVG) des Landes. Der Umweltverband
hat heute beim OVG in Münster Beschwerde gegen einen gestern ergangenen
Beschluss des Verwaltungsgerichts Köln eingelegt. Die 14. Kammer des VG
Köln hatte mit dem heute zugestellten Beschluss den BUND-Eilantrag auf
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung seiner bereits am 20. April
2018 eingereichten Klage gegen die Zulassung des Hauptbetriebsplans zur
Fortführung des Tagebaus Hambach von 2018 bis 2020 abgelehnt. Mit dem
Eilantrag will der BUND noch rechtzeitig vor dem möglichen Beginn der
Rodungssaison am 1. Oktober eine gerichtliche Entscheidung für einen
Rodungsstopp erwirken.

Von dem in den 1970er Jahren noch mehr als 4.100 Hektar großen Hambacher
Wald sind trotz der Zerstörung durch die Braunkohlenbagger noch immer etwa
550 Hektar vorhanden. Diese erfüllen unstreitig die Kriterien der
europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und müssten nach
BUND-Auffassung als Natura 2000-Gebiet geschützt werden. Das
Verwaltungsgericht Köln sieht hingegen keinen Nachmeldebedarf des Hambacher
Waldes als FFH-Gebiet.

Da die Kölner Richter bereits im letzten Jahr mit der gleichen lapidaren
Begründung einen BUND-Eilantrag gegen den damals gültigen Hauptbetriebsplan
zur Führung des Tagebau Hambach abgelehnt hatten, ist der BUND von der
jetzigen Entscheidung wenig überrascht. Allerdings zeigen sich die
Umweltschützer verwundert, dass das Gericht es sich mit der Entscheidung
wieder einmal sehr leicht gemacht habe. Schließlich hatte der BUND im
letzten Jahr einen Rodungsstopp durchgesetzt, nachdem das
Oberverwaltungsgericht Münster hatte durchblicken lassen, dass die
BUND-Argumentation durchaus zutreffend sein könnte. Insofern setzt der BUND
jetzt auf die nächste gerichtliche Instanz.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. August 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/30 20 05-22, Fax: 0211/30 20 05-26

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/456: Klimakampf und Kohlefront - Erfolge und Aussichten ... (Klimacamp Leipziger Land)


Klimacamp Leipziger Land - Pressemitteilung vom 1. August 2018

Knapp 900 Menschen auf dem Klimacamp Leipziger Land



Pödelwitz, 01.08.2018 - Knapp 900 Klimaaktivist*innen aus ganz Europa
haben ihre Zelte in Pödelwitz aufgeschlagen. "Wir sind sehr zufrieden
mit dem Verlauf des Camps", sagt Florian Teller aus dem
Organisationskreis des Klimacamps. "Ein Highlight war das Dorffest am
Sonntag. Mit einem vielfältigem Musik- und Kulturprogramm war richtig
Leben im Dorf", so Teller weiter.

Seit Montag laufen die Workshops zu verschiedenen Aspekten von
Klimagerechtigkeit. Darüber hinaus finden zahlreiche Kurse der Degrowth
Sommerschule statt. Teilnehmer*innen entwickeln hier gemeinsam Visionen
für eine sozial-ökologische Transformation. Inspirierend war die erste
Podiumsdiskussion der Sommerschule. Hier diskutierten Jens Hausner von
der Bürgerinitiative Pro Pödelwitz, Yvonne Takang, Expertin für
Freihandel und Ernährungssouveränität und Christian von Hirschhausen,
Professor für Wirtschafts- und Energiepolitik an der TU Berlin über den
Kohleausstieg und gesellschaftlichen Wandel. Von Hirschhausen ist sich
sicher, dass ein sozialverträglicher Ausstieg für alle Beteiligten zu
schaffen sei. Hausner zeigte die lokalen Konsequenzen der Kohlenutzung
auf und stellte klar: "Kein Leipziger Bürger möchte, dass für seine
warme Wohnung Menschen enteignet werden." Takang erinnerte eindringlich
an die globale Dimension des Klimawandels: "Menschen in Afrika sind
nicht maßgeblich Schuld am Klimawandel, aber wir müssen die Konsequenzen
tragen. Davon sind vor allem Bäuer*innen betroffen."

"Wir haben bereits ein wichtiges Ziel unseres Camps erreicht: Den
Widerstand in der Region zu unterstützen und unserer Forderung
"Pödelwitz bleibt" Nachdruck verliehen. Unser Protest geht aber über das
Thema Kohle hinaus: Wir kämpfen für eine klimagerechte Welt", erklärt
Josephine Lauterbach aus dem Organisationskreis des Klimacamps.

Auch bei Politiker*innen stößt das Camp auf Interesse. Heute besuchte
eine Abgeordnete Pödelwitz und sprach im Dorf mit der Bürgerinitiative.
Menschen vom Klimacamp haben das Gespräch begleitet: "Für uns steht
fest, dass gesellschaftlicher Wandel von unten kommen muss. Deshalb
organisieren wir uns auf dem Camp selbst und arbeiten an Alternativen
für eine soziale, ökologische und demokratische Gesellschaft. Die
verantwortlichen Politiker*innen verschlafen den überfälligen
Kohleausstieg und entziehen sich ihrer Verantwortung für alle
Tagebau-Betroffen einzustehen, hier und anderswo.", erklärt Teller. Auch
Menschen der IG BCE nehmen auf dem Klimacamp an Workshops und Diskussionen
über einen sozialverträglichen Kohleausstieg teil.

Kreativer Aktionstag am 4. August

Am Samstag ist kreativer Protest mit verschiedenen Aktionen geplant. Die
Gruppe 'Kohle erSetzen' kündigt eine Sitzblockade an. Gleichzeitig lädt
das Bündnis 'Pödelwitz bleibt!' zu einer Fahrraddemo. Darüber hinaus
wird die Gruppe 'Tour de Natur' in Leipzig für einen sozialverträglichen
Kohleausstieg demonstrieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. August 2018

Klimacamp Leipziger Land

E-Mail: presse@klimacamp-leipzigerland.de

Internet: www.klimacamp-leipzigerland.de
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KOHLEALARM/455: Klimakampf und Kohlefront - Vision und Praxis ... (Klimacamp Leipziger Land)


Klimacamp Leipziger Land - Pressemitteilung vom 28. Juli 2018

Klimacamp startet mit bunter Demo 



Leipzig, 28.07.2018 - Am Samstag startete das Klimacamp Leipziger Land. Bis
zum 5. August werden rund 1000 Teilnehmende ihre Zelte in Pödelwitz
aufschlagen. Zum Auftakt demonstrierten die Teilnehmenden zusammen mit
einem breiten Bündnis aus NGOs und Bürgerinitiativen ab 14.00 Uhr in der
Leipziger Innenstadt.

Auf dem Klimacamp erwartet Interessierte eine Woche voll Workshops,
Exkursionen und Podiumsdiskussionen. Ein Highlight ist zudem die
Degrowth-Sommerschule. In mehrtägigen Kursen befassen sich etwa 500
Menschen mit Visionen und Utopien für eine soziale, ökologische und
demokratische Gesellschaft. Das Dorffest in Pödelwitz am 29. Juli bietet
Interessierten die Möglichkeit mit den Menschen vor Ort ins Gespräch zu
kommen, darüber hinaus organisiert das Bündnis "Pödelwitz bleibt" täglich
einen Spaziergang durch das Dorf und die Region. Am 4. August ist ein
Aktionstag mit verschiedenen Akteur*innen der
Klimagerechtigkeitsbewegung geplant.

Klimagerechtigkeit beginnt in Pödelwitz

Das Dorf Pödelwitz soll dem Tagebau "Vereinigtes Schleenhain" weichen.
"Klar ist, dass wir die Klimaziele nur erreichen können, wenn Kohle, Öl und
Gas im Boden bleiben.", erläutert Josephine Lauterbach aus dem
Organisationskreis des Klimacamps Leipziger Land. Die von der MIBRAG
geplante Tagebauerweiterung sei deswegen vollkommen absurd. Die
Verstromung von Braunkohle ist die klimaschädlichste Art Strom zu
erzeugen. Die stetig wachsende Wirtschaft des globalen Nordens
verursacht steigende Emissionen. Die Folgen tragen jedoch vor allem
Länder des globalen Südens, z.B. durch Dürre, Überschwemmungen oder den
steigenden Meeresspiegel.

"Uns ist allen klar, dass wir nicht so weiter leben können wie bisher",
schlussfolgert Josephine Lauterbach. "Wir wollen Visionen und Ideen für
einen gesellschaftlichen Wandel entwickeln. Und genau das machen wir hier
auf dem Leipziger Klimacamp." So ist das Klimacamp ein
selbstorganisierter Raum, in dem Entscheidungen im Konsens getroffen
werden, um alle Teilnehmenden mit ihren individuellen Bedürfnissen und
Meinungen wertzuschätzen. Sorgearbeit wie Kinderbetreuung, aber auch das
Putzen der Toiletten oder Schnippeln in der Küche werden von allen
erledigt. "So können wir alle das Camp aktiv mitgestalten und es zu
einem Ort gelebter Alternativen machen", erläutert Florian Teller.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Juli 2018

Klimacamp Leipziger Land

E-Mail: presse@klimacamp-leipzigerland.de

Internet: www.klimacamp-leipzigerland.de
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AKTION/7186: Münster - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 9.9.2018


Entdecken, was uns verbindet

"Tag des offenen Denkmals" am 9. September / Orte, die Geschichte mit
Leben füllen



Münster (SMS) Sie haben ein hohes Alter und doch kommen Denkmäler oft
sehr frisch daher. Wie das Rathaus, in dem seit dem Frühjahr Wissen zu
Münster und dem Westfälischen Frieden digital vermittelt wird. So
erwecken moderne Medien Geschichte zum Leben. Oder die profanierte
Dominikanerkirche, erbaut im 18. Jahrhundert. Ein idealer Ort für den
zeitgenössischen Künstler Gerhard Richter, der dort seine
Pendelinstallation verwirklichte. Dies sind zwei Orte von vielen, zu
denen die Aktiven der Denkmalpflege Anfang September begleiten und
sie gleichermaßen sachkundig wie unterhaltsam vorstellen.

Sharing heritage - Entdecken, was uns verbindet. Das ist das Leitthema
des Europäischen Kulturerbejahres 2018. In dieses Thema bettet sich
der "Tag des offenen Denkmals" in Münster am 9. September bewusst ein.
 Die Stadt setzt gemeinsam mit Osnabrück starke Akzente mit dem
Projekt "Frieden. Europa", die sich auch im Programm zum Denkmaltag
niederschlagen.

Nicht nur Kunst und Medien verbinden mit der Geschichte, auch
Führungen, Rundgänge und eine Radtour werden beim Denkmaltag den Blick
öffnen für die große Geschichte wie für wissenswerte Details. Die
Spannbreite der Themen reicht von Spuren Europas in Münster über
lokaltypische Kleinode bis hin zu Nutzung, Wertschätzung und Stilmix
im Wandel der Zeiten. Einem inspirierenden, kurzweiligen
Sonntagsausflug steht also nichts entgegen.

Bei der Planung der Denkmaltour hilft das umfangreiche, handliche
Programmheft. Es ist in der Münster-Information im Stadthaus 1
erhältlich. Über alle Angebote informiert auch das Stadtportal unter
www.stadt-muenster.de/denkmaltag. Alles ist kostenlos und ohne
Anmeldung zugänglich. Über Veranstaltungen, die für Menschen mit
Behinderungen geeignet sind, gibt das Programmheft gezielt Hinweise.

Fast immer ist der Blick in das Innere des Gebäudes eingeschlossen.
Bei einigen Denkmälern kann nur eine begrenzte Zahl von Besucherinnen
und Besucher gleichzeitig zugelassen werden, so im Lazarettbunker und
im Buddenturm.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSTELLUNG/4423: Bozen - "100 x 100 Achille" im Südtiroler "Ötzi-Museum", 1.-19.8.2018


idw - Pressemitteilung: Freie Universität Bozen

100 x 100 Achille - Ausstellung im Südtiroler "Ötzi-Museum"



Dieses Jahr hätte der Mailänder Architekt und Designer Achille Castiglioni
seinen hundertsten Geburtstag gefeiert. Zu diesem besonderen Anlass hat
die Stiftung Achille Castiglioni eine große Geburtstagsfeier organisiert.
Nach dem großen Erfolg in Mailand verlässt die Ausstellung 100 x 100
Achille nun die Stadti, um auf Tour zu gehen. Ihre erste Etappe wird das
Archäologiemuseum in Bozen-Südtirol sein, wo die Ausstellung vom 1. bis
19. August 2018 zu sehen sein wird. Das Projekt wird in Zusammenarbeit mit
der Fakultät für Design und Künste der Freien Universität Bozen
organisiert.

Die Stiftung Achille Castiglioni hat 100 Designer aufgerufen, ihrem Freund
Achille Castiglioni einen anonymen, ganz normalen und unspektakulären
Gebrauchsgegenstand zu schenken. Castiglioni selbst war bekannt für seine
umfangreiche Sammlung solcher Alltagsgegenstände, die er immer wieder
heranzog als Vorbild und Inspiration für neue Entwürfe. Einige der
Geburtstagsgaben, oftmals von eigens gestalteten Glückwünschen begleitet,
sind ganz "nach Castiglioni-Art" geraten; andere interpretieren die
Qualität des "Anonymen" - in seiner Vielfalt, Flexibilität und Faszination
- auf neue Weise.

Zusammen mit einer kleinen Auswahl an Exponaten aus der Sammlung Achille
Castiglioni - einschließlich der entsprechenden Industrieprodukte, zu
welchen sie als Inspiration dienten - werden die 100 eingetroffenen
Geschenke im Südtiroler Archäologiemuseum in Bozen ausgestellt. Kuno Prey,
Designer und Professor an der Freien Universität Bozen, hat selbst ein
Geschenk zur Ausstellung beigetragen und die Zusammenarbeit mit dem
Archäologiemuseum u.a. deswegen realisiert, weil dort ein Vergleich
angestellt werden kann mit ebenfalls anonymen Alltagsgegenständen, wie sie
Ötzi, der Mann aus dem Eis, in vorgeschichtlicher Zeit bei sich trug.

Die Ausstellung wird von der Bozner Fakultät für Design und Künste der
Freien Universität Bozen in Zusammenarbeit mit der Fondazione Achille
Castiglioni organisiert und im Südtiroler Archäologiemuseum gezeigt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1890

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Bozen, 30.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4422: Trento - "Das menschliche Genom - Was uns einzigartig macht", bis 06.01.2019


24.02.2018 - 06.01.2019 | Trento / Italien

Sonderausstellung "Das menschliche Genom - Was uns einzigartig macht"

Warum ist jeder Mensch anders? Woher kommen gewisse Begabungen? Warum verläuft das Älterwerden bei manchen
beneidenswert gut, bei anderen (leider) nicht? Wie können wir Krankheiten vorbeugen?



Vom 24. Februar 2018 bis zum 6. Januar 2019 beschäftigt sich die Ausstellung "Das menschliche Genom - Was uns
einzigartig macht" im MUSE - Museum für Wissenschaft in Trient (Italien), mit Fragen, die uns alle zutiefst
betreffen.

Die Ausstellung "Das menschliche Genom" ist eine veritable Reise zu den neuen Herausforderungen der Genomik - einer
sich ständig weiterentwickelnden Wissenschaft, die auch auf ethischer Ebene durchaus Fragen und Zweifel aufkommen
lässt; im Mittelpunkt stehen dabei die Chancen und Risiken, die die Anwendung neuer Erkenntnisse auf besonders
sensible Bereiche, wie etwa unsere Gesundheit, mit sich bringt. Anhand eines interaktiven, den Besucher
miteinbeziehenden Parcours mit zahlreichen multimedialen Elementen und Exponaten, die es vermögen, auf sehr
persönlicher Ebene zu berühren, Videos und effektvollen Multiprojektionen sowie durch Kunstvermittlung beschäftigt
sich die Ausstellung mit drei grundlegenden Fragen zum genetischen Erbe des Menschen: Wie viel zählt die DNA,
welche anderen Faktoren spielen bei ihrer Definition eine Rolle (zum Bespiel Umwelt und Lebensstile), wie und bis
zu welchem Grad können wir verändernd eingreifen. Ein Maßstabswechsel - von der Makro- auf die Mikroebene - der
dennoch nicht die menschliche und gesellschaftliche Komponente außer Acht lässt, lädt dazu ein, eine faszinierende
Welt zu erforschen, die wir in uns tragen und die uns zu dem macht, was wir sind: einzigartig.

Die Ausstellung richtet sich an Jugendliche und Erwachsene und bietet - auch für Schulen - interessante Ansätze
sowie Möglichkeiten zur Wissensvertiefung.

Warum eine Ausstellung über das Genom?

Die Erforschung des Genoms unserer und anderer Spezies, unterstützt durch die Entwicklung immer komplexerer
Techniken, zeigt mögliche zukünftige Lösungen zur Verbesserung der Lebensqualität auf. Dazu zählen beispielsweise
die Steigerung der Lebenserwartung sowie die Prävention und Behandlung zahlreicher Krankheiten.

Gleichzeitig bringt diese Entwicklung neue Fragen mit sich, die sich auf persönliche und gesellschaftliche
Entscheidungen auswirken; Versprechungen, Hoffnungen und Erwartungen gehen Hand in Hand mit Unsicherheiten über die
tatsächliche Wirksamkeit und potenzielle Risiken, was viele Zweifel ethischer, rechtlicher und wirtschaftlicher Art
aufkommen lässt.

Dies ist zum Beispiel der Fall bei DNA-Tests, die heute für jeden auch online und außerhalb der medizinischen
Einrichtungen verfügbar sind und uns versprechen, zur Entdeckung unserer Ursprünge zu führen sowie Daten über
mögliche Veranlagungen für Krankheiten zu liefern - Daten, die für Laien nur schwer zu interpretieren sind.
Zudem stellt die mediale Verbreitung unzuverlässiger Informationen, insbesondere im medizinischen Bereich, oftmals
ein Hindernis für eine konstruktive öffentliche Debatte dar.

Die Ausstellung "Das menschliche Genom" lädt die Öffentlichkeit ein, über die Realität und die Probleme einer sich
ständig weiterentwickelnden Wissenschaft nachzudenken, wobei ethische Aspekte im Vordergrund stehen und zu einer
kritischen Herangehensweise angeregt wird.

Die Erklärungstexte der Ausstellung sind dreisprachig verfasst (Italienisch - Englisch - Deutsch).

Hinweise zur Teilnahme:
Der Zugang zur Ausstellung ist im Eintrittsticket des Museums inbegriffen.

Eintrittspreise:

Normal EUR 10,00

Ermäßigt EUR 8,00

Öffnungszeiten:

Dienstag - Freitag: 10.00-18.00 Uhr

Samstag, Sonntag & Feiertage: 10.00-19.00 Uhr

Weitere Informationen: http://www.muse.it

Termin: 24.02.2018 ab 10:00 - 06.01.2019 19:00

Veranstaltungsort:

MUSE - Museo delle Scienze

Corso del Lavoro e della Scienza, 3

38122 Trento / Italien

E-Mail-Adresse: museinfo@muse.it

Zielgruppe: Lehrer/Schüler, jedermann

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e.V. - idw -

Nürnberger Str. 38, 95448 Bayreuth

Telefon: 0921 - 34 899 89 70, Fax: 0921 - 34 899 89 78

E-Mail: service@idw-online.de

Internet: https://idw-online.de
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NAHOST/228: Syrien - Türkei muss schwere Menschenrechtsverletzungen in Afrin stoppen


Amnesty International - 2. August 2018

Syrien

Türkei muss schwere Menschenrechtsverletzungen in Afrin stoppen



Von den türkischen Streitkräften unterstützte syrische Milizen sind in
der Region Afrin für das Verschwinden von Menschen, für willkürliche
Verhaftungen und Misshandlungen sowie für die Beschlagnahmung von Eigentum
und Plünderungen verantwortlich. Die Türkei unternimmt nichts dagegen - und
verletzt damit ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen als Besatzungsmacht.
Dies belegen Recherchen von Amnesty International.

Wie heute veröffentlichte Amnesty-Recherchen zeigen, leidet die Bevölkerung
von Afrin unter schweren Menschenrechtsverletzungen die syrische Gruppen,
die von der Türkei ausgerüstet und bewaffnet wurden, zu verantworten haben.
Zu diesen Menschenrechtsverletzungen, die von den türkischen Streitkräften
stillschweigend geduldet werden, gehören willkürliche Inhaftierungen,
Verschwindenlassen sowie die Beschlagnahmung von Eigentum und Plünderungen.
Einige dieser Gruppen und die türkischen Streitkräfte selbst haben außerdem
Schulgebäude besetzt. Tausende Kinder können deshalb nicht mehr
unterrichtet werden.

"Die türkische Militäroffensive und die Besatzung Afrins haben das Leiden
der Bevölkerung nach Jahren des blutigen Konflikts noch einmal verschärft.
Wir haben furchtbare Geschichten von Menschen gehört, die inhaftiert,
gefoltert oder Opfer des Verschwindenlassens durch syrische bewaffnete
Gruppen wurden, die nach wie vor ungehindert von der türkischen Armee
verheerenden Schaden unter der Zivilbevölkerung anrichten", so Lynn
Maalouf, Amnesty-Expertin für die Region Naher Osten.

"Als Besatzungsmacht ist die Türkei für das Wohlergehen der
Zivilbevölkerung sowie die Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung in Afrin
verantwortlich. Bislang haben ihre Streitkräfte diese Pflichten jedoch
völlig vernachlässigt. Die Türkei kann sich der Verantwortung nicht
entziehen, indem sie die syrischen bewaffneten Gruppen die Drecksarbeit
erledigen lässt. Die Türkei muss den Verletzungen durch pro-türkische
bewaffnete Gruppen unverzüglich ein Ende bereiten, die Verantwortlichen zur
Rechenschaft ziehen und den Bewohnerinnen und Bewohnern Afrins beim
Wiederaufbau helfen", fordert Maalouf.
Militäroffensive und Vertreibung

Im Januar 2018 starteten die Türkei und verbündete syrische bewaffnete
Gruppen eine Militäroffensive gegen die Volksschutzeinheiten (YPG), die
militärische Einheit der Autonomiebehörde unter Leitung der
syrisch-kurdischen Partei der Demokratischen Union (PYD). Drei Monate
später übernahmen die Türkei und ihre Verbündeten die Kontrolle über Afrin
und Umgebung und vertrieben Tausende von Menschen. Auf der Suche nach
Schutz flohen viele in die nahegelegene Region Schahba. Dort leben sie
seitdem unter schwierigen Bedingungen.

Laut zahlreichen Stimmen aus der Bevölkerung in Afrin sind die türkischen
Streitkräfte im Zentrum der Stadt und in mehreren umliegenden Dörfern stark
präsent. Am 1. Juli 2018 gab das türkische Außenministerium bekannt, dass
die türkische Armee in Afrin bleiben werde, um die Aufbau der Region weiter
zu unterstützen.

Zwischen Mai und Juli 2018 befragte Amnesty 32 Personen, von denen einige
noch in Afrin lebten und andere ins Ausland oder andere Regionen Syriens
geflohen waren. Die Befragten beschuldigten pro-türkische bewaffnete
Gruppen wie Ferqa 55, Jabha al-Shamiye, Faylaq al-Sham, Sultan Mourad und
Ahrar al-Sharqiye schwerer Menschenrechtsverletzungen.

16. Juli 2018 übermittelte Amnesty der türkischen Regierung eine
Zusammenfassung der vorläufigen Untersuchungsergebnisse und bat um eine
Antwort. Am 25. Juli 2018 stellte die türkische Regierung unter Verweis auf
die Verwendung von Begriffen wie "Region Schahba" und "Autonomiebehörde"
die Unparteilichkeit der Untersuchung in Frage, ohne jedoch konkret auf die
Ergebnisse einzugehen.

Pro-türkische Kräfte verantwortlich für willkürliche Inhaftierungen und
Verschwindenlassen

Amnesty hat mehrere Bewohnerinnen und Bewohner sowie Binnenvertriebene
befragt. Diese berichteten, bewaffnete Gruppen hätten willkürlich
Zivilpersonen inhaftiert, um Lösegeld zu erpressen, oder wegen
Anschuldigungen von Verbindung zu PYD oder YPG. Lokalen Quellen zufolge gab
es mindestens 86 Fälle von willkürlicher Inhaftierung, Folter und
Verschwindenlassen.

Wie eine aus Afrin vertriebene Frau Amnesty erzählte, wurde ihr Onkel von
Angehörigen einer pro-türkischen bewaffneten Gruppe weggebracht, nachdem er
drei Monate zuvor in sein Dorf zurückgekehrt war. Sie sagte:

"Wir wissen nicht, wo er ist. Er war Leiter des Komine [des Lokalkomitees].
Er hat keine Verbindung zu PYD oder YPG. Er ist nach Afrin zurückgekommen,
weil er Angst hatte, sein Haus zu verlieren. Er ist mit seiner Frau in
einem anderen Haus untergekommen, weil unser Dorf zu einem
Militärstützpunkt für die türkische Armee geworden ist. Eines Abends
beschloss er, die bewaffneten Gruppen zu bitten, nach seinem Haus zu
schauen. Diese begleiteten ihn zu seinem Haus, aber er ist nie
zurückgekommen. Sie wollten seiner Frau nicht sagen, wohin sie ihn gebracht
haben."

Zwei ehemalige Häftlinge, die Amnesty befragt hat, gaben an, von der
 Gruppe Sultan Mourad festgehalten und der Verbindung zu den YPG
 beschuldigt worden zu sein. Sie gaben an, in dem Gefängnis in Azaz, in
 dem sie festgehalten wurden, unter anderem Medienschaffende Lehrkräfte
 gesehen zu haben sowie Aktivistinnen und Aktivisten und ehemalige
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der PYD sowie YPG-Kämpferinnen und -
 Kämpfer.



Einer von ihnen berichtete: "Ich war zwei Monate lang in der Nähe von Afrin
inhaftiert. Man verlegte mich in verschiedene Haftanstalten, darunter nach
Maamalou, Damliou und Baadino, alles Dörfer in der Nähe von Afrin. Dort
wurde ich von Angehörigen zweier bewaffneter Gruppen und der türkischen
Armee verhört. Dabei ging es vor allem um meine Aktivitäten in den sozialen
Medien, und man beschuldigte mich, den YPG anzugehören, weil ich über
türkische Menschenrechtsverletzungen während des Militäreinsatzes berichtet
hatte. Ich wurde in das von Sultan Mourad betriebene al-Ra'i-Gefängnis in
Azaz gebracht. Ich wurde nicht gefoltert, aber ich habe gesehen, wie Männer
von Angehörigen der Sultan-Mourad-Brigade nur so aus Spaß geschlagen
wurden, und nachts hallten Schreie durch das ganze Gebäude. Ich wurde
freigelassen, ohne einen Richter gesehen zu haben. Ich dachte, ich würde da
nie wieder rauskommen."

Pro-türkische Kräfte verantwortlich für Beschlagnahmung von
Eigentum

Seit März 2018, als die Türkei und verbündete bewaffnete Gruppen die
Kontrolle über Afrin erlangten, sind Hunderte von Menschen zu Fuß über das
Gebirge in die Stadt zurückgekehrt, da die YPG die offiziellen Verbindungen
in die Stadt gesperrt hatten, um Vertriebene an der Rückkehr in die Stadt
zu hindern. Viele, denen die Rückkehr gelang, mussten feststellen, dass ihr
Eigentum konfisziert und ihr Hab und Gut von mit der Türkei verbündeten
bewaffneten Gruppen gestohlen wurde.

Zehn Personen berichteten Amnesty, dass syrische bewaffnete Gruppen
Eigentum und Geschäfte in Afrin beschlagnahmten. Aus Afrin Vertriebene
erzählten, sie seien von Angehörigen und Nachbarn darüber informiert
worden, dass ihre Häuser entweder von pro-türkischen bewaffneten Gruppen
als militärische Kommandostelle genutzt oder von vertriebenen Familien aus
Ost-Ghouta und Homs in Beschlag genommen wurden.

Ein vertriebener Lehrer, der aktuell in einem Lager in der Region Schahba
lebt, erzählte Amnesty International, dass sein Haus in Jenderes von Faylaq
al-Sham konfisziert wurde. Er berichtete:

"Von meinem Nachbarn weiß ich, dass mein Haus beschlagnahmt wurde. Er
 hat mir Bilder geschickt, auf denen der Name Faylaq al-Sham ganz deutlich
 an der Wand über der Eingangstür zu sehen ist."



Amnesty befragte außerdem drei Vertriebene aus Afrin. Sie berichteten, dass
bewaffnete Gruppen ihre Geschäfte beschlagnahmt hätten. Ein Mann und sein
Sohn, ein Grafikdesigner, die in Afrin drei Geschäfte besaßen, erzählten,
ein Angehöriger habe ihnen mitgeteilt, dass ihr Haus von der bewaffneten
Gruppe Ferqa 55 beschlagnahmt wurde. Sie hatten auch Bilder erhalten, auf
denen zu sehen war, dass einer ihrer Läden von einer Familie aus Ost-Ghouta
in eine Fleischerei umgewandelt wurde. Der Besitzer eines Supermarkts in
einem Dorf bei Afrin berichtete Amnesty, ein Angehöriger habe ihm kürzlich
mitgeteilt, dass sein Supermarkt zunächst geplündert wurde und jetzt von
einer Familie aus Ost-Ghouta geführt wird.

Eine Frau sagte gegenüber Amnesty: "Die Familien aus Ghouta trifft keine
Schuld. Sie wurden vertrieben, genau wie wir, und sind vielleicht noch in
einer schlimmeren Lage als wir."

Pro-türkische Kräfte verantwortlich für die Plünderung von Häusern und
Geschäften

Zwölf Personen berichteten Amnesty, Opfer von Plünderungen geworden zu sein
oder diese beobachtet zu haben. Mehrere vertriebene Personen erfuhren von
Angehörigen, dass ihr Haus entweder komplett geplündert wurde oder teure
Geräte wie Fernseher, Computer, Waschmaschinen oder Kühlschränke fehlten.

Im April 2018 erklärte ein Vertreter des Militärgerichts in einem
Medieninterview [1], dass es während der Militäroperation Plünderungen
durch Streitkräfte und Zivilpersonen gegeben habe, das Gericht jedoch
begonnen hätte, das Eigentum an die Besitzer und Besitzerinnen
zurückzugeben. Er erklärte weiterhin, dass die für die Plünderung
verantwortlichen Personen in Abstimmung mit der Militärpolizei in Azaz und
den türkischen Streitkräften festgenommen und vor Gericht gebracht worden
seien.

Eine Person, die im Mai nach Afrin zurückkehrte, berichtete Amnesty jedoch
Folgendes: "Ich bin zum Haus meiner Eltern gegangen, und es war leer. Sie
hatten alle Möbel, Geräte und auch alles andere gestohlen. Die Menschen in
der Nachbarschaft haben gesehen, wie die Freie Syrische Armee alle Möbel in
LKWs verstaute. Da sich mindestens vier bewaffnete Gruppen die Kontrolle
über das Dorf teilen, wissen sie nicht, welche von ihnen dafür
verantwortlich war."

Ein Bewohner aus Afrin, der nach Deutschland geflüchtet ist, erzählte
Amnesty: "Ich besitze fünf Wohnungen und ein Geschäft in der Stadt Afrin.
Ein Freund erzählte mir, dass zwei meiner Wohnungen jetzt von vertriebenen
Familien besetzt sind. Ich habe die Telefonnummern der beiden Familien in
Erfahrung bringen können. Eine von ihnen ist aus Harasta, die andere aus
Ost-Ghouta. Ich habe sie angerufen, um sie zu bitten, sich um das Haus zu
kümmern, aber sie meinten, das Haus sei bereits geplündert gewesen, als sie
einzogen. Ich hatte es gerade erst renoviert. Mein Problem sind nicht die
Familien, die in dem Haus leben, sondern die bewaffneten Gruppen."

"Alle Parteien im Syrien-Konflikt, einschließlich YPG, türkische
 Streitkräfte und lokale bewaffnete Gruppen, sollten die sichere und
 freiwillige Rückkehr der Menschen nach Afrin unterstützen", so
 Amnesty-Mitarbeiterin Lynn Maalouf. "Als Besatzungsmacht muss die Türkei
 all jenen, deren Wohnungen von Sicherheitskräften oder ihren Verbündeten
 beschlagnahmt, zerstört oder geplündert wurden, umfassend entschädigen.
 Die Türkei hat die Pflicht, dafür zu sorgen, dass vertriebene
 Zivilpersonen sicher in ihre Wohnungen nach Afrin zurückkehren können und
 dort, wo dies nicht möglich ist, eine Entschädigung erhalten."



Türkei und bewaffnete Gruppen verantwortlich für die militärische
Nutzung von Schulen

Seit Januar 2018 ist der Zugang zu Bildung für Menschen in Afrin nahezu
unmöglich geworden. Betroffene teilten Amnesty mit, dass seit März nur noch
eine Schule in der Stadt für Kinder zugänglich ist, während die Universität
Afrin nach ihrer Zerstörung und Plünderung komplett geschlossen wurde.

Ehemaligen Lehrkräften zufolge, die in die Region Schahba vertrieben
wurden, wird die Amir-Ghabari-Schule in Afrin von der türkischen Armee
sowie verbündeten bewaffneten Gruppen aus Syrien als militärische
Kommandozentrale genutzt. Amnesty International hat Satellitenbilder vom
20. April 2018 geprüft, die mehrere gepanzerte Fahrzeuge und ein neu
errichtetes Gebäude zeigen. Sowohl die Fahrzeuge als auch das Gebäude waren
vor der Übernahme Afrins am 18. März 2018 nicht vorhanden.

Lokalen Medienquellen und Anwohnerinnen und Anwohnern zufolge wurde die
öffentliche Schule in Shara im Juni 2018 von türkischen Streitkräften und
bewaffneten Gruppen in ein Polizeipräsidium umgewandelt. Die türkische
Armee nutzt Anwohnerinnen und Anwohnern zufolge eine weitere Schule in
Jenderes als Feldlazarett.

"Nach dem humanitären Völkerrecht steht Schulen, insbesondere bei einer
Besatzung, besonderer Schutz zu, und es ist zu gewährleisten, dass Kinder
Unterricht erhalten. Wir fordern die Türkei auf, alle notwendigen Maßnahmen
zu ergreifen, damit die Kinder wieder zur Schule gehen können und die
Universität so schnell wie möglich rehabilitiert und wiedereröffnet wird",
erklärte Lynn Maalouf.

Menschenrechtsverletzungen durch syrische Regierung und YPG

Nach der Militäroffensive im Januar 2018 flohen Tausende Menschen in die
nahe gelegene Region Schahba. Mindestens 140.000 Personen leben derzeit in
Lagern oder beschädigten Häusern ohne angemessenen Zugang zu Wasser, Strom
und Nahrung, sowie zu medizinischer Versorgung. Verletzte und chronisch
Kranke müssen auf die Genehmigung der Regierung warten, um nach Aleppo
fahren zu dürfen, dem nächsten Ort, an dem sie eine angemessene
medizinische Versorgung erhalten können.

Die syrische Regierung hat auch verhindert, dass Menschen aus der Region
Schahba in andere Teile Syriens, die bessere Lebensbedingungen bieten,
reisen können. Dadurch waren viele der um ihr Überleben kämpfenden Menschen
gezwungen, große Geldbeträge an Schmugglerbanden zu zahlen, um diese
Einschränkung ihrer Bewegungsfreiheit zu umgehen.

Darüber hinaus hat die YPG die Straßen aus der Region Schahba nach Afrin
gesperrt, um Vertriebene an der Rückkehr in ihre Häuser zu hindern. Seit
dem Ende des Militäreinsatzes im März sind Hunderte Menschen nach einem
langen, beschwerlichen Fußmarsch durch das Gebirge nach Afrin
zurückgekehrt.

Eine Frau, die Anfang April nach Afrin zurückgekehrt ist, berichtete
Amnesty: "Meine 60-jährige Tante, die an Diabetes leidet und andere
gesundheitliche Probleme hatte, starb auf dem Weg zurück nach Afrin an
schwerer Dehydrierung. Die YPG erlaubten uns nicht, mit unseren Autos die
offizielle Straße zu nutzen, also sind wir etwa fünf Stunden lang zu Fuß
gegangen. Auf halber Strecke hatte sie kein Wasser mehr. Ihre Tochter
machte sich auf die Suche nach einer Quelle, aber sie hat es nicht
rechtzeitig geschafft."

Mehreren Personen zufolge, darunter auch Angehörige des kurdischen Roten
Halbmonds, hat die syrische Regierung die medizinische Evakuierung kranker
und verletzter Zivilpersonen aus der Region Schahba nach Aleppo
einschränkt. Wie der kurdische Rote Halbmond und medizinisches Personal
Amnesty mitteilten, gibt es in der Region Schahba nur ein Krankenhaus und
zwei Kliniken für die medizinische Grund- und Medikamentenversorgung. Sie
sagten, ihnen fehle es sowohl an der medizinischen Erfahrung als auch an
der Ausstattung, um Operationen durchzuführen oder chronische Erkrankungen
zu behandeln.

Zum Zeitpunkt der Recherchen von Amnesty warteten etwa 300 unter
chronischen Erkrankungen oder schweren Verletzungen leidende Personen auf
eine Genehmigung ihrer Evakuierung aus medizinischen Gründen durch die
syrische Regierung. Seit Mitte März wurde nur 50 Personen die Reise zur
Behandlung ins staatliche Krankenhaus in Aleppo genehmigt.

"Syrische Regierung und YPG verschlimmern das Leid der Menschen, die
 aus Afrin vertrieben wurden, indem sie sie ohne ersichtlichen Grund in
 der Region Schahba gefangen halten und ihnen den Zugang zu Bildung,
 Nahrung und medizinischer Versorgung verwehren. Die Menschen, vor allem
 die Kranken und Verletzten, sollten sofort sicher dorthin gelangen
 können, wohin sie wollen", erklärte Lynn Maalouf.



"Wir fordern die syrische Regierung und die YPG auf, das Recht der
Zivilbevölkerung auf Freizügigkeit zu respektieren und die sichere und
freiwillige Rückkehr der Vertriebenen zu unterstützen. Die syrischen
Behörden müssen die medizinische Evakuierung aller Kranken und Verletzten
beschleunigen, die in der Region Schahba nicht angemessen behandelt werden
können."


Anmerkung:

[1] https://www.baladi-news.com/ar/news/details/29149/

 * 

Quelle:

Meldung vom 2. August 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/syrien-tuerkei-muss-schwere-

menschenrechtsverletzungen-afrin-stoppen
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ASIEN/770: Indien - Rassistische Stimmungsmache gegen Rohingya-Flüchtlinge aus Burma (idw)


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. August 2018

Indien: Stimmungsmache gegen geflohene Rohingya aus Burma -
Gesellschaft für bedrohte Völker wirft indischer Regierung Rassismus
und Unmenschlichkeit vor



Göttingen, den 2. August 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat Indiens Hindu-nationalistischer Regierung vorgeworfen,
systematisch muslimische Rohingya-Flüchtlinge aus Burma zu
diffamieren und zu kriminalisieren, um die Ausreise der 40.000
Gewaltopfer zu erzwingen. "Indiens Rohingya-Politik ist unmenschlich
und rassistisch und verletzt internationale
Menschenrechtskonventionen", kritisierte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Donnerstag in Göttingen. Die Rohingya sind vor Verbrechen
gegen die Menschlichkeit geflohen. Doch die indische Regierung
weigert sich, ihnen einen Flüchtlingsstatus zu gewähren, und
bezeichnet sie als illegale Immigranten und potentielle Terroristen.
Ein Großteil der nach Indien geflohenen Rohingya sind Frauen und
Kinder.

"Es ist unerträglich, dass der führende Hindu-nationalistische
Politiker Raja Singh, der der Regierungpartei BJP angehört,
unbehelligt erklären kann, Indien sei nur sicher, wenn illegal
einreisende Rohingya an der Grenze erschossen würden", sagte Delius.
"Auch mit Fake News wird populistisch Stimmung gemacht gegen
Andersgläubige." So habe der Industrieminister Giriraj Singh (BJP)
der oppositionellen Kongress-Partei vorgeworfen, muslimische Rohingya
in Indien ansiedeln zu wollen. Die Kongress-Partei hatte in einer
Parlamentsdebatte am Dienstag die Haltung der Regierung in der
Rohingya-Frage kritisiert.

Die Regierung besteht auf einer schnellen Abschiebung der Geflohenen
nach Bangladesch. Zur Vorbereitung hat das Innenministerium Anfang
dieser Woche bereits eine Zählung und Erfassung aller biometrischen
Daten der Geflohenen angeordnet. Jetzt muss das Oberste Gericht des
Landes über verschiedene Eingaben entscheiden, die sich gegen
Abschiebungen richten. Gegenüber dem Gericht beschrieb die Regierung
die Rohingya als "Bedrohung für die Sicherheit des Landes".

"Wer eine gesamte ethnische Gruppe gezielt ausgrenzt und diffamiert,
handelt verantwortungslos und schürt Hass sowie ethnische Spannungen.
Angesichts der angespannten Beziehungen Indiens zum überwiegend
muslimischen Nachbarland Pakistan, ist es brandgefährlich, die
traumatisierten geflohenen Rohingya pauschal zu Terroristen zu
erklären", warnte Delius. Er bedauerte, dass sich Indien nicht an die
Spitze der südasiatischen Staaten stellt und grundlegende
Menschenrechte für Rohingya im benachbarten Burma fordert.
Stattdessen gilt Indien noch immer als bedeutender Rüstungslieferant
für Burmas Armee und als langjähriger Verbündeter der für die
Verbrechen verantwortlichen burmesischen Streitkräfte. Monatelang
ignorierte Indien den Massenexodus der muslimischen Minderheit aus
Burma.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2018
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NAHOST/321: Irak - Jahrestag des Genozids an den Yeziden, 280.000 Flüchtlinge brauchen endlich eine Perspektive


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. August 2018

4. Jahrestag des Genozids an den Yeziden im Nordirak (3.8.2014) -
280.000 yezidische Flüchtlinge ohne Perspektive: Internationale
Gemeinschaft soll Streit um Yeziden-Region schlichten und
Überlebenden Rückkehr ermöglichen



Göttingen, den 02. August 2018 - Anlässlich des vierten Jahrestages
des Völkermordverbrechens an den Yeziden im Nordirak (3. August 2014)
hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) internationale
Vermittlung im Streit zwischen der irakischen Zentralregierung in
Bagdad und Irakisch-Kurdistan um das Yezidengebiet Sinjar gefordert.
"Die 280.000 Yeziden, die noch immer als Vertriebene in
provisorischen Camps oder bei privaten Gastgebern leben müssen,
können für sich und ihre Kinder keine Zukunftsperspektive entwickeln,
wenn sie nicht in Sicherheit nach Hause zurückkehren können. Der
arabische Irak und Kurdistan müssen sich endlich darüber einig
werden, zu welchem Landesteil der Sinjar gehören soll. Es stünde der
internationalen Gemeinschaft gut zu Gesicht, wenn sie im Interesse
der Überlebenden von Verbrechen gegen die Menschlichkeit endlich die
Initiative für Gespräche ergreifen würde", erklärte der
GfbV-Nahostreferent Kamal Sido am Donnerstag in Göttingen. Die
Menschenrechtsorganisation fordert eine regionale Autonomie für
Sinjar.

Um sie zu vernichten oder zu vertreiben, wurden die 400.000 Yeziden
des Sinjar am 3. August 2014 von IS-Terrormilizen angegriffen. Nach
Angaben der Vereinten Nationen wurden rund 5.000 Yeziden sofort
getötet und weit mehr entführt. Rund 430.000 Yeziden mussten fliehen.
Es muss befürchtet werden, dass viele Vermisste ermordet wurden. Von
den mehr als 5.000 verschleppten Frauen und Mädchen sind noch immer
mindestens 3.000 als Geiseln in den Händen des IS. Die gefangenen
Frauen wurden vergewaltigt, zwangsverheiratet oder auf Sklavenmärkten
verkauft, einige von ihnen auch an syrische islamistische Gruppen,
die sogenannte "Freie Syrische Armee". Nur 40.000 Yeziden sind in
ihre Region zurückgekehrt, die durch die Kämpfe gegen den IS
vollständig zerstört wurde. "Die Yeziden brauchen auch dringend
Unterstützung beim Wiederaufbau und viel mehr Hilfe bei der Befreiung
der Geiseln", forderte Sido.

Am Freitag werden Yeziden und ihre Freunde weltweit der Opfer des
Völkermordes im Sinjar gedenken. In Deutschland, Europa, Nordamerika,
Russland, Armenien, Georgien und vor allem in Irakisch-Kurdistan wird
es zahlreiche Gedenkveranstaltungen geben. In von der Türkei
besetzten nordsyrischen Afrin hingegen werden keine Veranstaltungen
stattfinden, sagte Sido. Diese Kurdenregion befindet sich seit dem
18. März unter der Herrschaft der türkischen Armee und syrischer
radikalislamistischer Gruppen. "Nach Sinjar war Afrin eine der
letzten Regionen des Nahen Ostens, wo Yeziden ein mehr oder weniger
ruhiges Leben führen konnten", berichtete der Menschenrechtler.
"Jetzt sind dortigen Yeziden selbst auf der Flucht und sind genauso
wie die Yeziden von Sinjar auf internationale Hilfe angewiesen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2018
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MUMIA/900: Free Mumia - Rundbrief August 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief August 2018



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über Mumia Abu-Jamal und aus der
länderübergreifenden Solidaritätsbewegung. Mumias gerichtliche Anhörung
über die Neueröffnung seines Revisionsverfahrens rückt näher. Am 30.
August 2018 geht es erneut um die ausstehende Entscheidung von Richter
Tucker. Wir erinnern daran, dass die Lobbyorganisation der Polizei, die
Fraternal Order of Police (FOP), im April bewaffnet den Gerichtssaal
besetzte und der kritischen Öffentlichkeit weitesgehend den Zugang
verwehrte (siehe dazu auch den Juni Rundbrief
http://mumia-hoerbuch.de/rundbrief.htm#jun18). Richter Tucker als auch
die Staatsanwaltschaft waren von dem Auftreten der Polizei so
eingeschüchtert, dass die Entscheidung auf den 30. August verschoben wurde.

Machen wir uns die Bedeutung dieses Verhaltens klar: sollte es der FOP
gelingen, die Neuverhandlung von Mumias Revisionsverfahren trotz
eindeutiger Rechtsgrundlage durch gewaltätige Drohgebärden zu
verhindern, würde das Mumias Kampf um Freiheit für Jahre zurückwerfen,
was ihm aufgrund seiner angeschlagenen Gesundheit und den
Haftbedingungen sehr schwer fallen wird.

Es ist an sich schon außergewöhnlich, dass der gefangene Journalist 1981
nicht nur einen Lungendurchschuss und die anschliessende Folter bei
seiner Festnahme durch die Polizei überlebte, sondern auch ca. 29 Jahre
Isolationshaft unter Todesbedrohung durch die schwebende Hinrichtung
einigermassen gut überstehen konnte. Seit dem Ausbruch seiner
altersbedingten Diabetes 2015 und darauf der Leberzirrhose aufgrund der
lange vorenthaltenen Hepatitis C Behandlung jedoch ist klar, dass Mumias
Überleben im Knast nicht unendlich weiter durch Solidaritätskampgnen
gesichert werden kann - er muss endlich freigelassen werden. Dass er
faktisch unschuldig an dem ihm vorgeworfenen Mord an dem Polizisten
Faulkner seit knapp 37 in Haft sitzt, scheint in der US Justiz zwar
niemanden ernsthaft zu interessieren, sollte aber nie in Vergessenheit
geraten.

Unterstützungsmöglichkeiten an diesem Punkt gibt es viele: neben der
laufenden Postkartenaktion (siehe auch letzter Rundbrief
http://mumia-hoerbuch.de/rundbrief.htm#jul18 ) können sich sowohl
einzelne als auch Gruppen oder Organisationen z.B. überlegen, einen
Offenen Brief an Mumia zu schreiben, um Solidarität zu zeigen und
Öffentlichkeit über die Bedrohung von Justiz und Öffentlichkeit durch
die FOP herzustellen. Die laufende Videoaktion 
(http://www.freiheit-fuer-mumia.de/mumiavideos.htm) ist ein ähnliches
Mittel. In Frankfurt a.M. gehen Unterstützer*innen z.B. immer am 17. des
Monats um 18 Uhr vor das US Generalkonsulat (Gießener Str. 30, 60435
Frankfurt a.M. - U5-Giessener Strasse). Ein große Teilnahme von allen
Interessierten im Rhein/Main-Gebiet im August wäre ein schönes Zeichen.
Auch in Leipzig, Düsseldorf, Hamburg und München gibt es Konsulate sowie
die Botschaft in Berlin für sichtbare Proteste. Wer aktuelle Flugblätter
über Mumia verteilen möchte, kann die bei uns bestellen:

info@mumia-hoerbuch.de

Wir möchten auch über den nächsten Gefängnisstreik ( #august21 ) in den
USA informieren, der am 21. August beginnt und bis zum 9. September 2018
(Jahrestag des Attica-Gefängnisaufstandes) angekündigt ist. Das ist in
diesem Jahr bereits der zweite große Streik in der Gefängnisindustrie
der USA, der modernen Form der Sklaverei. Seit 2010 gibt es regelmässig
Streiks und Aufstände in den US Gefängnissen, an denen sich in
unterschiedlichen Phasen jeweils Zehntausende beteiligt haben. Die
Abstände zwischen den Kämpfen werden immer kürzer und die landesweite
Forderung aus dem inneren der Gefängnisse lautet: Abschaffung der
Sklaverei in den USA! Die kämpfenden Gefangenen organisieren sich schon
lange innerhalb der Gefängnisse selbst, sind jedoch auf eine
solidarische Öffentlichkeit angewiesen.

Vor kurzem erschien in diesem Zusammenhang eine deutschsprachige
Kopierbroschüre, die die Grundzüge der Gefängnisindustrie in den USA und
der Bundesrepublik beschreibt: Gefängnisindustrie USA - BRD / Download
Broschüre - A5, 28 Seiten - sw (Juli 2018) (Link siehe unten [1]).

Die Sommerzeit ist Ferienzeit und Gefangenen haben in dieser Zeit i.d.R.
noch weniger Kontakte nach draußen als sonst. Daher unser Vorschlag,
Gefangenen gerade während der Sommermonate zu schreiben. Adressen und
Hintergrundinformationen zu kämpfenden Gefangenen in den USA finden sich
in unserem "Postamt für Gefangene": 

http://mumia-hoerbuch.de/post.htm


Zum weiteren Inhalt:

1. Termin

2. Solidarität mit Gefangenen


1. Termin

Fr, 17. August 2018 - Frankfurt am Main - US Generalkonsulat 18:00
Uhr

Mahnwache Freiheit für Leonard Peltier, Mumia Abu Jamal und Ana Belén
Montes!

US-Konsulates, Giessener Str. 30, 60435 Frankfurt am Main - U5-Giessener
Str.


2. Solidarität mit Gefangenen

Angola 3 Newsletter: Why Are We Not Surprised? (July 27, 2018)

https://www.indybay.org/newsitems/2018/07/27/18816622.php

(B) Staatsschutzträume können platzen - Isa ist frei! (24.07.2018)

https://de.indymedia.org/node/23050

(B) Soligruppe für Isa und Nero

https://verfahrengebiet.noblogs.org/

Kevin 'Rashid' Johnson: The new Prison Movement: The continuing struggle
to abolish slavery in Amerika (July 17, 2018)

http://sfbayview.com/2018/07/the-new-prison-movement-the-continuing-struggle-to-abolish-slavery-in-amerika-2018/

by Veronza 'Daoud' Bowers Jr.: Veronza, don't die in prison! (July 3,
2018) 

http://sfbayview.com/2018/07/veronza-dont-die-in-prison/

Weitere Informationen über den ehemaligen Black Panther Veronza Bowers,
der bereits über 44 (!) Jahre in Haft ist, sind in unserem "Postamt für
Gefangene": 

http://www.mumia-hoerbuch.de/postamt/Veronza%20Bowers.pdf

(GG/BO) JVA Reinickendorf, Berlin: Unternehmen zur Rechenschaft
ziehen

https://ggboberlin.blackblogs.org/unternehmen-zur-rechenschaft-ziehen/


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

Anmerkung:

[1] Link: Gefängnisindustrie USA - BRD / Download Broschüre 

http://freethemallberlin.blogsport.de/2018/07/07/gefaengnisindustrie-usa-brd-downlaod-broschuere/

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief August 2018
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im HdD (Haus der Demokratie)
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ATTAC/1927: Attac unterstützt "Aktion Seebrücke - Schafft sichere Häfen"


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 2. August 2018

Attac unterstützt "Aktion Seebrücke - Schafft sichere Häfen"

Europakongress von Attac beleuchtet Rolle der EU bei Fluchtursachen



Attac unterstützt die Aktion "Seebrücke - Schafft sichere Häfen!" und
ruft dazu auf, sich an den Kundgebungen zu beteiligen, die am Samstag in
vielen Städten stattfinden (https://seebruecke.org/wp/#aktionen). Die EU
muss die Genfer Flüchtlingskonvention umsetzen und Flüchtenden einen
Zugang zu Asylverfahren gewährleisten, fordert das
globalisierungskritische Netzwerk.

"Kurzfristig ist es wichtig, sichere Fluchtwege nach Europa zu schaffen
und Geflüchtete hier solidarisch aufzunehmen. Langfristig ist es
notwendig, die Gründe für Flucht und Migration zu beseitigen, damit
niemand mehr gezwungen ist, seine Herkunftsregion zu verlassen" sagt
Thomas Eberhardt-Köster vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.

Den Vorschlag der EU-Kommission, sogenannte "Controlled Centers" für
Geflüchtete einzurichten, lehnt Attac ab. In den Zentren sollen
diejenigen, denen die Flucht in einen EU-Staat geglückt ist, interniert
werden, um sie direkt durch die europäische Grenzschutzagentur Frontex
wieder abzuschieben, sofern sie keinen Asylantrag stellen. Asylanträge
sollen innerhalb von acht Wochen abgearbeitet und abgelehnte
Asylbewerberinnen und -bewerber direkt abgeschoben werden.

"Eine angemessene Prüfung der Asylgründe ist in einer solchen Zeit nicht
möglich, und es ist zu befürchten, dass viele Anträge pauschal abgelehnt
werden, weil Hilfesuchende keinen Zugang zu einer unabhängigen
Rechtsberatung bekommen", warnt Maria Wahle, ebenfalls aktiv im
Attac-Koordinierungskreis. "Zudem können Menschen, die 'nur' vor Armut
und Hunger in ihrem Heimatland fliehen, keine Asylgründe geltend machen.
Wer flieht, weil seine Lebensgrundlage in Folge ausbeuterischer
Handelsbeziehungen oder des Klimawandels zerstört wurde, hat
zynischerweise kein Recht auf ein Überleben in der EU."

Aggressive Handelspolitik der EU gegenüber Afrika

Wie die EU selbst Fluchtursachen schafft und mit geflüchteten Menschen
umgeht, darum geht es auch beim Kongress "Ein anderes Europa ist
möglich", zu dem Attac mit Kooperationspartnern vom 5. bis 7. Oktober
nach Kassel einlädt. Thema des Workshops "Die Handelspolitik der EU und
unsere Alternativen" etwa ist die aggressive Handelspolitik der
Europäischen Union gegenüber afrikanischen Staaten. Im Forum "Humane
Asyl- und Migrationspolitik statt Festung Europa" geht es um einen
solidarischen Umgang mit Menschen auf der Flucht. Auf dem
Abschlusspodium des Kongresses wird Rex Osa, seit Jahren aktiv in der
Unterstützung von Geflüchteten, seine Vorstellungen von einem Europa
einbringen, das Hilfesuchenden gegenüber solidarisch ist.




Kongressprogramm:

https://www.ein-anderes-europa.de/programm/

Seebrücke-Aktionen:

https://seebruecke.org/wp/#aktionen

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6124: Mönchengladbach - Mareike Krügel "Sieh mich an" am 7. August


Mit der Bestsellerautorin Mareike Krügel geht der Literarische
Sommer weiter



Am Dienstag, 7. August, um 19.30 Uhr geht es im Literarischen Sommer
in der Stadtbibliothek Mönchengladbach (Carl-Brandts-Haus) an der
Blücherstraße 6 mit der Autorin Mareike Krügel und ihrer
niederländischen Übersetzerin Bonella van Beusekom weiter. Gemeinsam
stellen die Autorin und ihre Übersetzerin den Roman "Sie mich an" und
seine niederländische Übersetzung vor und erörtern Fragen und
Probleme, die bei der Übersetzung aufgetreten sind.

Man kann ja nicht einfach sterben, wenn die Dinge noch ungeklärt sind.
Das denkt Katharina, seit sie vor kurzem einen Knoten in ihrer Brust
entdeckt hat. Niemand weiß davon, und das ist auch gut so. Denn an
diesem Wochenende soll ein letztes Mal alles wie immer sein. Mit
"Sieh mich an" hat Mareike Krügel das beeindruckende Portrait einer
Mutter verfasst, die sich fragen muss, was sie in ihrem Leben erreicht
hat und welche Chancen verstrichen sind. Wie ist das, wenn man glaubt
das Leben sei vorbei? Ausgehend von dieser Frage entwickelt sich eine
Geschichte, die klug, zupackend, bestürzend und humorvoll ist,
manchmal sogar alles zugleich. Ein Buch, das weder die großen Fragen
scheut, noch den Wahnsinn des Alltags. Ein Buch wie eine
Achterbahnfahrt - schnell, erschütternd, lustig!

Mareike Krügel, geboren 1977 in Kiel, studierte am Deutschen
Literaturinstitut in Leipzig. Seit 2003 hat sie vier Romane
veröffentlicht. Sie lebt bei Schleswig.

Der Eintritt zu der Lesung beträgt 10 Euro (ermäßigt 8 Euro). Karten
sind erhältlich im Vorverkauf in den Bibliotheken oder an der
Abendkasse.

Das vollständige Programm des Literarischen Sommers 2018 ist online
abrufbar unter www.literarischer-sommer.eu. Weitere Infos unter
www.stadtbibliothek-mg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/6123: Hamburg - Hannelore Hoger liest aus ihrer Biografie, 27.08.2018


Veranstaltung in der Reh. August 2018

Rehhoffstraße 1-3 EG | 20459 Hamburg

Hannelore Hoger liest aus ihrer Biografie

"Ohne Liebe trauern die Sterne - Bilder aus meinem Leben"

Am Montag, den 27.08.2018 um 19:00 Uhr



Hannelore Hoger erzählt zum ersten Mal ausführlich aus ihrem Leben:
von Kindheit und Jugend in Hamburg; von ihren Anfängen und ersten
Erfolgen als Schauspielerin; von der Zusammenarbeit mit Regisseuren
wie Peter Zadek, Edgar Reitz und Alexander Kluge, die sie geprägt
haben; von verschiedenen Kollegen - und ihrer Tochter Nina.

Man erfährt, welche Bücher sie liest und welche Musik sie am liebsten
hört, warum Hunde (und andere Tiere) in ihrem Leben stets einen
wichtigen Platz einnahmen, welche Bedeutung Reisen für sie haben. Und
sie lässt die Leserinnen und Leser teilhaben an einer Seite, die
öffentlich bisher kaum bekannt ist: dass sie nämlich gern malt. Das
Buch zeigt erstmals eine Reihe ihrer in den letzten Jahren
entstandenen Bilder.

 * 

Quelle:

Ros e.V. & Stiftung Ros

Rehhoffstraße 1-3, 20459 Hamburg

Tel: +49 40 29813888

E-Mail: post@dasros.de

Internet: www.dasros.de, www.rehhoffstrasse.de
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LESUNG/6122: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Susanne Bienwald: "Wittensee" - Ein Roman über die Sehnsucht nach sich selbst, 13.9.2018


Kulturcafé Komm du - September 2018

Susanne Bienwald: "Wittensee" | Ein Roman über die Sehnsucht nach sich selbst

Autorenlesung am Donnerstag, den 13. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer zur Autorenlesung mit Susanne Bienwald am Donnerstag, den 13.9.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg mit einem Portrait der Autorin und dem Buchcover ihres Romans 'Wittensee' - Fotos im Flyer links: © 2016 by Maya Ueckert, rechts: © 2016 by Kadera Verlag]

[image: Plakat zur Autorenlesung mit Susanne Bienwald am Donnerstag, den 13.9.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg mit einem Portrait der Autorin und dem Buchcover ihres Romans 'Wittensee' - Foto links: © 2016 by Maya Ueckert, rechts: © 2016 by Kadera Verlag]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung

am Donnerstag, den 13.09.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

"Wittensee"

Taub im Lärm der Welt?

Die Autorin Susanne Bienwald schreibt über die Sehnsucht nach
sich selbst.

Der Takt unserer Gesellschaft wird immer schneller. Wie ergeht es in
einer lauten Welt den stillen Menschen? Wie fühlt sich jemand, der
gern allein ist und die Dinge auf sich wirken lässt? Werden in der
Informationsflut der Gesellschaft nur Extrovertierte und auf
Selbstvermarktung konzentrierte Menschen belohnt? In ihrem 2016
erschienenen Roman "Wittensee" geht die Autorin Susanne
Bienwald diesen Fragen nach. Sie erzählt von der Stille als
einem Grundbedürfnis des Menschen. Sie berichtet von einer Frau, die
schon in ihrer Kindheit an einem Zuviel ihres Umfeldes leidet. In
der Schulzeit lernt sie, die Rolle einer lauten, im Mittelpunkt
stehenden Person anzunehmen. Als junge Frau erkennt sie dann, dass
es ein Fehler gewesen ist, jahrelang ihre eigene stille Natur
verleugnet zu haben.

Schon 1920 benannte der Psychoanalyiker Carl Gustav Jung die Lauten
und die Leisen, die Extrovertierten und die Introvertierten. Sie
sind oft hochsensibel und zwei notwendige Prototypen einer
Gesellschaft. Was aber, wenn die Stillen in der lauten
Leistungsgesellschaft keinen Raum mehr finden und unter den
Informationsfluten taub und sprachlos werden?


Die Autorenlesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Portrait der Autorin Susanne Bienwald und das Cover ihres 2016 erschienenen Romans 'Wittensee' - Foto links: © 2016 by Maya Ueckert, rechts: © 2016 by Kadera Verlag]

Der Selbstfindungsroman "Wittensee" von Susanne Bienwald erschien im Jahr 2016 im Kadera Verlag, Norderstedt

Foto links: © 2016 by Maya Ueckert, rechts: © 2016 by Kadera Verlag




Susanne Bienwald - Biografisches

Geboren in Eutin. Studium der Philosophie, Germanistik, Romanistik
und Soziologie in Konstanz, Berlin und Hamburg.

Nach Auslandsaufenthalten in der Türkei, in Griechenland und Spanien
und einem kurzen Zwischenspiel im Schuldienst arbeitet Susanne
Bienwald seit 2001 als Autorin und Lektorin in Hamburg.

Mitglied und Vorstandsarbeit im Writer' Room, Hamburg.


Weitere Informationen:

Susanne Bienwald - Homepage

http://susannebienwald.de/index.php?ansicht=aktuelles




[image: Eingang des Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSSICHTEN/8354: Und morgen, den 3. August 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.08.2018 bis zum 04.08.2018 +++






[image: Jean-Luc 8354 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wenig Luft

und Hitzehecheln,

Trockenduft,

Jean wird nicht lächeln.
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BINNENMARKT/257: Gleichheit - Binnenmarkt - Europa (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2018

Nachhaltig und sozial?

Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


Gleichheit - Binnenmarkt - Europa 
Wie die deutsche Austeritätspolitik die Kluft zwischen den EU-Staaten
immer weiter öffnet

von Dr. Hartmut Elsenhans



Die Eurozone krankt am Exportweltmeister Deutschland in ihrer
Mitte. Der französische Präsident Emmanuel Macron hat unlängst
Vorschläge unterbreitet, wie mit einem Eurozonen-Budget auf eine
Harmonisierung im europäischen Wirtschaftsraum hingearbeitet werden
könnte. Deutschland zögert deutlich. Die Solidarität in Europa darf
nichts kosten. Die "schwarze Null" ist wichtiger als die Vertiefung
der europäischen Einigung. Erst der Geldbeutel, dann die Sicherheit
Deutschlands. 



D er grossen Mehrheit in Deutschland nützt die schwarze
Null nicht. Weil der Staat spart und die Unternehmen entlastet,
zerfällt die Infrastruktur. Die Produktivität steigt schneller als die
Produktion: Weil die Nachfrage nicht gleichermaßen steigt, gehen
Arbeitsplätze verloren. Deutschland schädigt sich selbst und will die
anderen dazu zwingen, dasselbe zu tun.

Wenn das so weitergeht, besteht die Gefahr, dass unsere
europäischen NachbarInnen die Geduld verlieren und Deutschland bitten
werden, den Club zu verlassen, so wie früher die Musterschüler eine
Klasse überspringen mussten. Damit es nicht so weit kommt, muss sich
nicht nur die Austeritätspolitik ändern, auch die Löhne müssen in
Deutschland endlich deutlich steigen.


Der Unsinn der Austeritätspolitik

Viel zu lange wurde den deutschen ArbeitnehmerInnen eingeredet,
ihre Löhne seien zu hoch, um im internationalen Wettbewerb
mithalten zu können. Tatsächlich ist das Wachstum der Binnennachfrage
zu gering und nicht die deutschen Arbeitskräfte zu teuer. Die Löhne
sind über Jahre hinweg nicht entsprechend der Produktivität gestiegen.

Deutschland ist den Weg gegangen, der einer kleinen Minderheit
 passt: den Reichen. Sie glauben, Unternehmen investieren, wenn
 die Löhne niedrig seien. Tatsächlich ist es jedoch so, dass
Unternehmen investieren, wenn sie auf eine ausreichend kaufkräftige
Nachfrage stoßen.

Die deutschen Regierungen haben die schwarze Null und den Sozialabbau
seit der Kanzlerschaft von Schröder gegen die Interessen der großen
Mehrheit der deutschen ArbeitnehmerInnen durchgesetzt. Niedriger
Konsum, vor allem niedriger Massenkonsum kostet Arbeitsplätze. Die
GegnerInnen auf der Seite der UnternehmerInnen werden sagen: Höhere
Löhne seien auch höhere Kosten und würden die Profite vermindern. Wenn
wachsende Nachfrage zur Auslastung der Produktionsanlagen führt,
sind Unternehmen bereit, für wachsende Märkte zu investieren.
Durch mehr Konsum und mehr Investitionen entstehen Arbeitsplätze und
Profit.

Hohe Beschäftigung ist die Grundlage der Durchsetzung von
Gleichheit. Bei Wachstum und hoher Beschäftigung werden
Arbeitskräfte in den hoch produktiven Unternehmen knapp. Sie
werben weitere Arbeitskräfte mit dem Anreiz höherer Löhne vom
Rest der Wirtschaft ab. Somit steigen bei knapper Arbeit
letztlich auch die Löhne der unteren Lohngruppen. In den 1950er Jahren
beispielsweise stiegen die Löhne der FriseurInnen und der
MüllarbeiterInnen rascher als die übrigen Löhne. Bei niedriger
Beschäftigung hingegen sind nur qualifizierte ArbeiterInnen
knapp, die Ungleichheit nimmt zu.


Die gefährliche Illusion der Neoliberalen

Vor sinkender Wettbewerbsfähigkeit bei steigenden Löhnen brauchen die
deutschen ArbeitnehmerInnen keine Angst zu haben. Gerade die
EmpfängerInnen niedriger Löhne stehen nicht unter internationalem
Wettbewerb, weil sie keine handelbaren Güter herstellen. Unter
internationalem Wettbewerb stehen vor allem die ArbeitnehmerInnen in
den Exportindustrien: Hier boomen die Arbeitsmärkte, sind Fachkräfte
inzwischen schon knapp.

Aber viel grundsätzlicher: Wirtschaften konkurrieren nur sehr
begrenzt miteinander über Reallöhne. Entscheidend sind die
Arbeitskosten umgerechnet in internationaler Währung, abhängig vom
Wechselkurs der Währung. Seitdem alle Konservativen fordern,
Griechenland (oder andere europäische Länder) sollten die
Eurozone verlassen, damit ihre Währung abgewertet werden kann,
kann niemand mehr bestreiten, dass die Wettbewerbsfähigkeit auf dem
 Weltmarkt vom Wechselkurs abhängt. Und das heißt: Wer laufend die
Löhne langsamer steigen lässt, als die Arbeitsproduktivität
rechtfertigen würde, muss mit Währungsaufwertung rechnen. Das
macht die deutschen SpekulantInnen reicher, nicht aber die
deutschen ArbeiterInnen wettbewerbsfähiger.

Wegen der deutschen Exportüberschüsse ist der Euro relativ
zur Leistungsfähigkeit unserer Partner im Süden der Union zu
teuer. Für Deutschland hingegen ist er wegen Lohnzurückhaltung
zu niedrig: Handelsdefizite der Südländer und Exportüberschüsse
Deutschlands werden dadurch verstärkt und bedingen einander.

Unsere PartnerInnen in der Eurozone haben in den letzten Jahrzehnten
die Löhne um die Produktivitätssteigerung und 2 Prozent Inflation
erhöht, wie dies die Europäische Zentralbank vorschlägt - Deutschland
oft nicht einmal um die Produktivitätssteigerung. Für unsere Partner
bedeutet dies dann Handelsbilanzdefizite auch gegenüber
Deutschland. Ihren Regierungen bleibt nur die Möglichkeit, durch
Staatsprogramme Arbeitslosigkeit abzumildern. Dadurch haben die
Schulden der südlichen Länder deutsche Arbeitsplätze geschaffen.

Die deutsche Austeritätspolitik hat das europäische Projekt
massiv gefährdet. Sie hat in den betroffenen Staaten zu höherer
Staatsverschuldung, Abbau von Arbeitsrechten und sozialen
Sicherungssystemen sowie Jugendarbeitslosigkeit geführt - und nicht
zuletzt eine populistische Destabilisierung der Politik befeuert. Auf
diese Weise hat Deutschland den essentiellen Prinzipien seiner
Außenpolitik widersprochen: erstens nie wieder international isoliert
zu agieren und zweitens seine Politik unter allen Umständen mit
friedlichen Mitteln zu betreiben ("Never again, never alone").


Wie lange werden sich das die deutschen ArbeitnehmerInnen
und die europäischen Nachbarländer gefallen lassen?

Weil das deutsche Wachstumsmodell nicht nachhaltig ist, schlägt der
französische Präsident heute der Bundesrepublik ein Modell
gemeinsamen Wachstums vor, das die Integration in Europa
vertieft. Er will eine milde Transferunion und ein gemeinsames
Budget der Europäischen Union zur Finanzierung von
Infrastrukturmaßnahmen und Entwicklungsmaßnahmen in den schwächeren
Ländern, also letztlich eine Art Länderfinanzausgleich, wie in
Deutschland. Erinnern wir uns: Nur mit Hilfe langjähriger Transfers
 aus den reicheren Bundesländern konnte sich etwa Bayern vom
unterentwickelten Empfängerland zum produktiven Nettozahler
entwickeln. Dabei spielte auch die Nachfrage aus den reicheren
Bundesländern eine große Rolle: Die IG-Metall hat nie mit dem
Hinweis auf Arbeitsplatzverlagerungen nach Bayern
Lohnsteigerungen in Nordrhein-Westfalen begrenzt. Als erste
verhandelten Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen, so
dass die Bayern ihre Löhne schrittweise nachholend auf das
Bundesniveau anheben konnten.

Exportüberschüsse sind keine preußische Tugend, sondern eine
Untugend und zerstören die Kooperation in der Weltwirtschaft. Die
GründerInnen des erfolgreichen 'Bretton-Woods-Währungssystems'
haben deshalb gefordert, dass Überschussländer bestraft werden müssen.
Der britische Ökonom John Maynard Keynes schlug vor, dass Einnahmen
aus Exportüberschüssen niedrig verzinst an Defizitländer
weiterzureichen sind. Im Vergleich zu einem solchen Vorschlag sind
Macrons Vorschläge für ein Euro-Budget äußerst moderat.


Deutschlands historische Verantwortung 

Wirtschaftlich führende Länder haben zum weltwirtschaftlichen
Ausgleich stets dadurch beigetragen, dass sie
Handelsbilanzdefizite duldeten. Das gilt für England im 19.
Jahrhundert, aber auch für die USA nach dem Zweiten Weltkrieg. Ohne
die Absatzchancen auf dem amerikanischen Markt hätte es kein
deutsches Wirtschaftswunder gegeben.

Wer Transfers zwischen den Euro-Ländern begrenzen will, muss die
Lösung steigender Löhne in Deutschland durchsetzen. Dazu gehört auch
mehr soziale Sicherheit, weil sonst Lohnzuwächse vermehrt zum
Sparen und nicht zu Nachfrage nach Gütern führen.

"Big Business" in Deutschland ist wahrscheinlich die erste
Kapitalistengruppe, die von den engagiertesten Gralshütern des
Neoliberalismus, dem Internationalen Währungsfonds, mit Nachdruck
ermahnt wird, doch endlich die Reallöhne zu steigern, um zu
vermeiden, dass die Weltwirtschaft noch mehr durcheinandergerät.
Populismus in Europa und den USA ist die Folge der Unvernunft des
deutschen wirtschaftswissenschaftlichen und politischen
Establishments.

Noch viel Aufklärung ist notwendig. Bei den Feiern zum 200. Geburtstag
von Karl Marx setzt sich das offizielle Deutschland als offen für
Kritik in Szene. Man kann dann wohlgemut darauf verzichten, die Frage
zu stellen, wo Marx für die Erklärung der heutigen Krise wichtig
ist und wo nicht. Schön ist, wie allenthalben verkündigt wird, die
Verelendung der ArbeiterInnen sei nicht eingetreten. Hier wird nicht
einmal diskutiert, dass, entgegen der Auffassung von Marx, gerade
der Kampf der ArbeiterInnen für höhere Löhne den Kapitalismus
ermöglicht und wachsen lassen hat. (1)


Anmerkung:

(1) Hartmut Elsenhans (24.08.2017): Die Bedrohung des Kapitalismus
durch die Kapitalisten, /Makroskop/, S. 16.

https://makroskop.eu/2017/08/die-bedrohung-des-kapitalismus-durch-die-kapitalisten/.
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AKTION/502: Münster - Kläranlagenführung "Was schmeckt Bakterien?" am 8.8.


Stadt Münster

Was schmeckt Bakterien?



Münster (SMS) Was schmeckt Bakterien und Mikroorganismen? Bei einer
Führung über die Hauptkläranlage in Coerde gibt es Antworten. Dort
erfahren Kinder mit Begleitpersonen, aber auch Erwachsene, wie aus der
Schmutzbrühe wieder klares Wasser wird. Das städtische Tiefbauamt
bietet diesen Ferienausflug am Mittwoch, 8. August, an. Interessierte
können sich unter Tel. 02 51/4 92 - 69 69 anmelden. Es können maximal
20 Personen teilnehmen. Treffpunkt ist um 14 Uhr am Eingang der
Hauptkläranlage, Zum Heidehof 72. Die Führung dauert eine gute Stunde
und ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. August 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1760: Unna - Leseschnecke Wilma liest im Freibad am 8. August 2018


Stadt Unna

Leseschnecke im Freibad

Vorlesestunde der zib-Bibliothek



Kreisstadt Unna. Während der Sommerferien möchte Leseschnecke Willma
etwas erleben. Daher liest sie auch am Mittwoch, 8. August wieder um
15 Uhr im Freibad Bornekamp vor. Aber nur bei schönem Wetter. Sonst
bleibt sie in ihrem Schneckenhaus. Die Bücher bringt Willma zum
Vorlesen mit. Da gibt es lustige oder auch spannende Geschichten. Die
Veranstaltung im Bornekampbad ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Um 15 Uhr geht es los!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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DAS BLÄTTCHEN/1819: Stimmung nach dem Festival der Demokratie


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 16 | 30. Juli 2018

Stimmung nach dem Festival der Demokratie

von Stephan Jakubowski



Der G20-Gipfel liegt ziemlich genau ein Jahr zurück und ist in der
öffentlichen Wahrnehmung stark verblasst und reduziert. Er wird zumeist nur
noch als entfesseltes Krawallevent eines geschlossenen "schwarzen Blocks"
erinnert. Inhaltlich war der Gipfel schon währenddessen uninteressant und
irgendwie war noch was mit "robustem Vorgehen" der Polizei.

So einfach, so bitter, so gefährlich. Doch wie kann es sein, dass ein
Gipfeltreffen, bei dem die Speerspitze der kapitalistischen Ordnung
zusammenkam und der mit einem Sicherheitskonzept versehen wurde, das den
feuchten Traum eines jeden Polizeistaatsvertreters übertraf, massenhaften
Protest herausforderte und schließlich in Gewalt auf allen Seiten mündete,
derart wenig Interesse an einer tiefgehenden Aufarbeitung erzeugt? Dabei
war doch das von Olaf Scholz ausgerufene "Festival der Demokratie", zu dem
vorrangig die über 30.000 Beamten der Polizei und natürlich die
Gipfelfraktionen eingeladen waren, ein Spektakel, das die Emotionen in
Deutschland hat hoch kochen lassen wie kaum ein anderes. Man sollte meinen,
die polarisierten Bürger wären auch im Nachgang sehr daran interessiert,
was nun weiter passiert. Die grenzenlosen Solidarisierungen mit "unserer
Polizei" und unendliche Diskussionen über die Illegitimität von
(nichtstaatlicher) Gewalt waren doch Bekenntnisse zur demokratischen
Gesellschaft - es ging schließlich um "unsere" Rechtsstaatlichkeit und
"deren" Angriff darauf!

Und tatsächlich stellt das "Schaufenster moderner Polizeiarbeit"
unbestreitbar eine multidimensionale Zäsur dar: Im Bereich der politischen
Einflussnahme der Polizei als Institution, ihrer praktischen Einsatztaktik
und der Ignoranz gegenüber Grundrechten im Schulterschluss mit einer
Politik, die mit Forderungen nach harten Strafen und gleichzeitigen
Äußerungen wie "Polizeigewalt hat es nicht gegeben" einseitig Einfluss auf
Justiz und öffentliche Wahrnehmung nimmt. Als Multiplikatoren haben sich
hier große Teile der Medien verdient gemacht, indem vielfach
Polizeimeldungen unrecherchiert übernommen wurden und schließlich bei
weiten Teilen einer immer rasanter nach rechts rückenden Gesellschaft der
Wunsch nach einem harten, autoritären Staat aus der Anonymität der
Kommentarspalten in die reale Welt zutage trat.

Abseits von den oft sehr emotionalisierten Einschätzungen zu G20 hätte das
Ereignis mit seiner komplexen Dialektik im Nachgang eine tiefgreifende
Aufarbeitung gebraucht. Dazu gehört auch die Frage, was genau eigentlich
Gewalt ist. Wer waren die vielen verschiedenen Gewalt-Akteure, was sind
Formen von Gewalt und in welchem Kontext standen sie, respektive wie nahmen
sie Einfluss auf den Gipfel? Nach wie vor aber beschränkt sich der
Hauptfokus der Erinnerung auf eine überwiegende Kriminalisierung der
Proteste durch eine Gleichsetzung mit den Ausschreitungen, während die
Polizei ihrerseits zusammen mit der verantwortlichen Politik massiv
Bürgerrechte sowie die Pressefreiheit im wahrsten Sinne mit Füßen getreten
hat. Der zahnlose Sonderausschuss in Hamburg vermag hier weder das
öffentliche Interesse an der Aufarbeitung der Geschehnisse in angemessenem
Maße zu entfachen, noch gelingt es, die zurückliegende Diskursverschiebung
nachträglich auf ein ausgeglichenes Niveau zu korrigieren. Diese Schieflage
bekräftigt auch das weiterhin harte Vorgehen gegen angeklagte
Protestteilnehmer wie auch Tatverdächtige im Gegensatz zu bisher keiner
einzigen Anklage gewalttätiger Polizisten.

Egal wie man zu den Abläufen um den Hamburger Gipfel steht: Staat und
Polizei haben nicht nur den Streit um die Deutungshoheit schon während des
Gipfels für sich entschieden, sondern auch darüber hinaus behaupten können.
Es ist den Sicherheitsbehörden trotz nachweislicher Rechtsbrüche gelungen,
sich selbst derart fest ins "richtige" Licht zu rücken, dass selbst ein
Jahr später und trotz massiver Kritik aus Oppositionskreisen der Nimbus
"guter Polizeiarbeit" bei weiten Teilen der Bevölkerung erhalten bleibt.
Konkret liegt dies an der offensiven Arbeit eines hochprofessionalisierten
eigenen Medienapparates und paralleler Lobbyarbeit über Institutionen wie
beispielsweise die Gewerkschaft der Polizei (GdP), welche gern für
"unabhängige" Einschätzungen befragt wird. So wird mittels modernem
Bespielen diverser Social-Media-Kanäle direkt auf die politische
Willensbildung der Gesellschaft Einfluss genommen und hier vielfach
willkommen rezipiert.

Dabei werden, wie sich auch in anderen Fällen zeigte, zielgruppengerecht
verbreitete Einschätzungen gern stark entstellt gestreut. Wenn es die
Situation erfordert, werden dabei auch mal Lagen erfunden, wie im Falle der
Rigaer Straße in Berlin, wo sich ein vermeintlicher Angriff mit einem
schweren Gegenstand, letztlich als weit von den Einsatzkräften fliegender
Müllsack entpuppte oder die Mär vom unter Strom gesetzten Türknauf im
gleichen Kontext, die letztlich vom erwiesenermaßen fehlenden rechtlichen
Fundament der Einsätze ablenken sollten. Dank der breiten Unterstützung
durch Mainstream-Medien, die in vielen Fällen Polizeimeldungen völlig
unhinterfragt übernehmen, verbreitet sich ein geschöntes Bild der Polizei
und wird so zur Wahrheit. Prominente Beispiele in der Zeit nach G20 sind
die Situation in Ellwangen, wo Geflüchtete sich gegen eine Abschiebung mit
einer angeblichen "neuen Qualität der Gewalt" behaupteten oder der
vermeintliche "Sturm vermummter Chaoten" auf die Familie eines
Staatsschutzbeamten im Wendland. Der Aufschrei in Politik und Gesellschaft
folgt prompt, laut und aufgeregt. So kommt es dann, dass der Oberexperte
für innere Sicherheit, der Innenminister, nicht nur seine Sprache
radikalisiert und keine Unterscheidung mehr zwischen links und
linksextremistisch macht - gleich so, als würde man einen Elektriker ums
Setzen einer Steckdose bitten und dieser permanent den sicheren Tod durch
Kabelbrand prophezeien.

Ganz bewusst wird eine kontinuierliche Verschiebung der Diskursebene
provoziert. Spätere Richtigstellungen leiden im Vergleich zum Erst-Skandal
überwiegend unter einem deutlich geringeren Nachrichtenwert und
interessieren im Allgemeinen wesentlich weniger Menschen. Auf diese Weise
kann die Polizei sich auch bei den derzeit laufenden
Untersuchungsausschüssen in Hamburg mit ihrem Lieblingsstück, dem
Eigenlobgesang, über jede Kritik hinweginszenieren. Rechtsbrüche erweitern
anschließend den einsatztaktischen Standard genauso wie zunehmende
militärische Aufrüstung und Taktiken, die letztlich mit neuen, radikalen
Polizeiaufgabengesetzen der Länder ihren rechtlichen Rahmen bekommen.

Es liegt im Kern der Sache, dass Polizei als Teil des demokratischen
Institutionengeflechts selbst auch demokratisch organisiert und verankert
sein sollte. Nicht zuletzt die UNO kommt zur Einschätzung, dass in dieser
Hinsicht durch Praktiken wie 

SCHATTENBLICK - LICHTBLICK/231: Buchvorstellung - Mann im Knast - was nun?















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





LICHTBLICK/231: Buchvorstellung - "Mann im Knast - was nun?"


der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 375 - 2/2018

"Mann im Knast - was nun?"



Diese Frage stellen sich alle Ehefrauen und Lebenspartnerinnen
eines Inhaftierten. Antworten darauf gibt der Ratgeber für Angehörige
mit dem gleichnamigen Titel, der aktuell in der sechsten Auflage
vorliegt. Herausgeber ist der Chance e.V. Münster.


Das Buch will mit konkreten Umsetzungsschritten für die
Betroffenen einen Beitrag zu einer positiven Entwicklung von
straffälligen Menschen leisten. Die oftmals biografischen Belastungen
zeigen eindrucksvoll die Notwendigkeit von erforderlichen
Hilfestellungen.

Die Autorin, Diplom Sozialarbeiterin Heike Clephas (Leiterin der
Beratungsdienste und Fachberaterin Opferhilfe), ist seit 20 Jahren in
dem Verein tätig und gibt Antworten auf die vielen Fragen und
Unsicherheiten, die mit der Inhaftierung eines Menschen verbunden
sind.

"Die bundesweite Nachfrage nach dem Buch bestätigt, wie wichtig
schriftliche Informationen und Tipps in dieser Situation sind" so
Heike Clephas.

Die betroffenen Frauen sind unschuldig mitbestraft und stehen vor
einer Vielzahl von Problemen und Sorgen, insbesondere wenn auch Kinder
betroffen sind. Das Buch gibt zahlreiche Hinweise auf die Fragen rund
um das Strafverfahren, den Strafvollzug, den Umgang mit den Kindern
und vor allem auf Möglichkeiten der materiellen Existenzsicherung, die
oftmals droht aus den Fugen zu geraten.

Für viele Frauen kommt es wie aus heiterem Himmel. Plötzlich steht die
Polizei vor der Tür, die Wohnung wird durchsucht und der eigene Mann
kommt in U-Haft. Besuche hinter Gitter sind für die gesamte Familie
sehr belastend und werden oft als beschämend gefunden. Das
Strafverfahren führt zu Angst vor gesellschaftlicher Ausgrenzung und
Isolation, die Haft zu Trennungsschmerz und finanziellen
Schwierigkeiten, die sich in der Form sicherlich noch nicht
dargestellt haben. Innerhalb der Beratungsstelle haben Angehörige die
Möglichkeit, sich beraten zu lassen und sich in einer
Selbsthilfegruppe unter fachlicher Begleitung auszutauschen.

Auch wenn dieses Buch teilweise auf NRW zugeschnitten ist, so sind
doch viele Ansätze mehr als brauchbar und in Berlin gibt es ebenfalls
die entsprechenden Beratungsstellen, so dass sich die Angehörigen
nicht hilflos fühlen müssen. Ein funktionierendes und unterstützendes
Netzwerk ist in dieser Phase sicherlich von besonderem Wert, gerade
wenn es sich um Erstinhaftierte handelt.

Dieses Buch hat einen hohen Verwertungsansatz, weil die
Unterstützungsangebote für die Betroffenen immer aus dem praktischen
Blickwinkel erfolgen. Es beleuchtet die speziellen Belastungen der
Angehörigen aus verschiedenen Lebenslagen und hilft so mit der
ungewöhnlichen Situation zurecht zu kommen.

N. K.

"Mann im Knast - was nun?"

 Ratgeber für Angehörige von

 Inhaftierten und Haftentlassenen.

 Neuauflage 2017. Preis: 10 Euro

 ISBN: 978-3-932168-17-8

 Autorin: Heike Clephas

 Verlag: Chance e.V. Münster
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Z/249: Schneller Kohleausstieg - Alternative zum klimapolitischen Nichtstun der Bundesregierung


Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 114 - Juni 2018

Schneller Kohleausstieg - Alternative zum klimapolitischen
Nichtstun der Bundesregierung 

von Franz Garnreiter



Das renommierte Tyndall Centre for Climate Change Research
veröffentlichte Ende des letzten Jahres - mit spezieller Blickrichtung
auf die EU-Länder - eine Untersuchung, in der es eine Vielzahl von
einzelnen Studien unter der Fragestellung auswertete: Was ist
erforderlich zur Erfüllung des Pariser Klimabeschlusses, die
Klimaerwärmung auf unter 2°C zu halten (Anderson/Broderick 2017).
(Dass das höhere Ziel einer Begrenzung auf 1,5°C noch erreicht werden
könnte, halten die Autoren für völlig unwahrscheinlich.) Unter den
sehr optimistischen Annahmen,

- dass die Entwaldung und die Emissionen von Kohlendioxid (CO2) aus
industriellen Prozessen (v.a. Zementherstellung) massiv und rapide
zurückgefahren werden und

- dass die Entwicklungs- und Schwellenländer ihr (gemeinsames) Maximum
an Treibhausgas-Emissionen spätestens 2025 erreichen und ab da mit
einer Rate von 10 Prozent jährlich senken,

bleibt für die EU-Länder - um das 2°C-Ziel einzuhalten - noch eine
Menge an Treibhausgas-Emissionen in Höhe von 23 bis 32 Mrd. Tonnen CO2
übrig. Das entspricht dem Sechs- bis Neunfachen der aktuellen
jährlichen Emissionen. Sechs bis neun Jahre "Weiter so" und das
2°-Limit ist, sogar bei diesen sehr optimistischen Randbedingungen,
auch theoretisch nicht mehr einzuhalten. Die Autoren fordern, dass die
EU sofort mit einer massiven Reduzierung um 12 Prozent jährlich
beginnen und bis 2035 eine Reduzierung um 95 Prozent erreichen muss.
Das ist unvergleichlich anspruchsvoller als die 40 Prozent Reduzierung
bis 2030, die die EU als "freiwillige Selbstverpflichtung" in den
Pariser Verhandlungen abgegeben hat. "Ein dringendes Programm, aus dem
EU-weiten Verbrauch von Erdgas und anderen fossilen Energien
auszusteigen, ist ein zwingendes Gebot jeder wissenschaftlich
begründeten und auf Gerechtigkeit gründenden Politik zur Erfüllung des
Pariser Abkommens" (Ebd., S. 5).

Es ist offensichtlich, dass unter den realen politischen Gegebenheiten
auch das Ziel, ein 2°C-Limit einzuhalten, illusionär geworden ist. Die
in Paris abgegebenen "freiwilligen Selbstverpflichtungen" reichen ja
auch nur zu einer Dämpfung der Erwärmung auf 3°C bis 4°C. Das
entschwundene 2°C-Limit darf aber nicht dazu führen, die Bemühungen um
Klimaschutz einzustellen - im Gegenteil.

1. Deutsche Klimapolitik: Heuchelei und Nichtstun

Die Kanzlerin bezeichnete auf der Bonner Klimakonferenz Ende 2017 (der
COP23, d.h. der dreiundzwanzigsten Nachfolgekonferenz nach dem
Erdgipfel in Rio 1992) die Klimafrage als "Schicksalsfrage für die
Menschheit".

Da hat sie Recht. Einerseits. Die von der bisherigen Politik und
Wirtschaftsweise-ausgehenden Verwüstungen für die Bedingungen
menschlichen Lebens müssen hier nicht nochmals dargestellt werden
(vgl. Garnreiter 2016). Vielleicht nicht zufällig warnte der
BND-Präsident, begleitend zur Bonner Konferenz, vor "weit mehr als
einer Milliarde Menschen" (SZ, 15.11.2017), die künftig Grund genug
haben, vor zerstörter Umwelt, Hunger und Gewalt zu flüchten.

Andererseits: Diese Aussage der Kanzlerin ist grenzenlos heuchlerisch.
Denn der Widerspruch zwischen wohlfeilen Versprechungen und dem
faktischen Nichtstun der Berliner Regierung (und der meisten anderen
Regierungen) könnte größer kaum sein. Dabei steht Deutschland
besonders in der Pflicht: Es gehört zu den größten Emittenten unter
den fast 200 Ländern - aktiver Klimaschutz ist hier also besonders
dringlich. 1991 beschloss die Regierung, die Treibhausgas-Emissionen
bis 2005 um 25 Prozent gegenüber dem Wert von 1990 zu senken (damals
waren es 1.250 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente.[1] Bis 2005 wurden nur 20
Prozent Reduzierung erreicht, wobei diese 20 Prozent zu mehr als der
Hälfte auf dem besonderen Umstand der Deindustrialisierung der DDR
beruhen. Der eigentlich totale Fehlschlag kümmerte nicht weiter, 2007
wurde eine Reduzierung um 40 Prozent (gegenüber 1990) bis 2020
beschlossen, also maximal 750 Mio. Tonnen in 2020. Mit diesen
vollmundigen Versprechen (und dem Schub aus der
DDR-Deindustrialisierung) erwarb sich Deutschland den Ruf als
Klimaschutz-Weltmeister. Bis 2016 hat Deutschland nur eine Reduzierung
um 27 Prozent erreicht. 2016 stieg der Ausstoß sogar um 0,3 Prozent
auf 909 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente (siehe Abb. 1), und auch 2017 ist
er nach ersten Berechnungen nur minimal um 0,5 Prozent gefallen (EMU
2018). In den Jahren seit 2005 wurde eine Reduzierung um nur 0,9
Prozent im Jahresdurchschnitt erreicht; seit der Krise 2009 per Saldo
gar nichts mehr. Nicht einmal die Regierung hält es noch für möglich,
in die Nähe des 2020-Zieles zu kommen; sie gesteht zögernd
"Handlungslücken [!] zur Erreichung des Klimaziels 2020" ein
(Koalitionsvertrag, S. 126). Egal. 2020 kann man ruhig vergessen, die
Regierung hat ja mittlerweile schon neue und noch schönere Ziele
beschlossen: Bis 2030 sollen die Emissionen um 55 Prozent sinken, bis
2040 um 70 Prozent, bis 2050 um 5 Prozent.[2] Das Karbonzeitalter soll
dann beendet sein. Und: "Das Minderungsziel 2030 wollen wir auf jeden
Fall erreichen" (Koalitionsvertrag). Wie schön, wenn die Regierung
eines ihrer erklärten Ziele auch erreichen will. Auch wenn es - siehe
den einleitenden Absatz - ewig entfernt liegt von den zur Einhaltung
des 2°C-Limits nötigen Aktivitäten.




[image: Abb. 1: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland.Quelle: Umweltbundesamt, Jan. 2018. Eigene Berechnungen]






Der Klimaschutzplan 2050 - Deutsche Klimapolitik nach der
Pariser Klimakonferenz 

Auf der Klimakonferenz in Paris Ende 2015 (der COP21) wurde ein
überschwänglich gefeierter neuer Ansatz in der internationalen
Klimaschutzpolitik vereinbart Statt wie bisher zu versuchen, einen
international verbindlichen Klimaschutzvertrag mit (unterschiedlichen)
Verpflichtungen für jedes Land abzuschließen - was in 20 Konferenzen
über mehr als 20 Jahre hinweg nicht gelungen ist - wurden diesmal die
Länder aufgerufen, "freiwillige Selbstverpflichtungen" abzugeben. Eine
Nicht-Erfüllung dieser Verpflichtungen soll keine Vertragsstrafe nach
sich ziehen, sondern die internationale Blamage, nach Ansicht der
Initiatoren eine fruchtbare Perspektive. Dem kamen mittlerweile alle
Länder nach. Den Berechnungen verschiedener Institute zufolge reichen
diese Selbstverpflichtungen allerdings nur für eine Begrenzung auf
bestenfalls 3°C. Unabhängig davon versprach man sich feierlich, die
Klimaerwärmung sicher auf 2°C und möglichst auf 1,5°C zu begrenzen.
Dieser Widerspruch scheint bisher keine Regierung zu stören oder gar
zu einer Überarbeitung ihrer Selbstverpflichtung anzuregen.

Die damalige Bundesumweltministerin Hendricks machte sich nach der
Rückkehr aus Paris daran, einen "Klimaschutzplan 2050" (EMU 2016) zu
formulieren. In einem durchaus aufwendigen Prozess mit
Bürgerbeteiligung, Diskussionen mit Interessengruppierungen und mit
Wissenschaftlern sollte ein nationales Programm konkretisiert werden -
erst einmal konzentriert auf das Zwischenziel 2030 (minus 55 Prozent
Treibhausgas-Emissionen gegenüber 1990).

Zu Beginn, im Frühjahr 2016, war der erste Entwurf wohl ein ganz
brauchbares Papier. Dann kam die Abstimmung mit den anderen
Ministerien, zunächst mit dem damaligen Wirtschaftsminister Gabriel.
Dieser kassierte den ersten Entwurf - für seinen Geschmack enthielt er
viel zu scharfe Anforderungen an Industrie und Energiewirtschaft.
Ähnlich zerrupften andere beteiligte Ministerien (v.a. Verkehr und
Landwirtschaft, damals beide in CSU-Hand) die zunehmend inhaltsleeren
Versionen des Plans noch weiter. Die Bewertungen seitens da
Regierungskollegen lauteten "Horrorkatalog", "überhastete Vorschläge",
"große Gefahr für Wirtschaft und Wohlstand", "untragbar". Erfolgreich
bekämpft, also aus dem ursprünglichen Papier gestrichen, wurden von
den Klimaschutzgegnern alle Konkretisierungen: ein zügiger Ausstieg
aus der Kohleverstromung mit Ausstiegsterminen, Vorgaben für den
Heizungsverbrauch von Wohngebäuden, desgleichen für Bürogebäude, eine
Verkehrspolitik, die mehr will als von BMW akzeptierte
CO2-Emissionsgrenzen, Maßnahmen zur Reduzierung des Fleischkonsums und
des Düngereinsatzes, Einsparungsvorgaben für industrielle Prozesse.

So zerfleddert, wie dieser Klimaschutzplan 2050 im Herbst 2016
schließlich verabschiedet wurde, stellt sich die Frage: Warum
wollen wir eigentlich Klimaschutz? Dass der Klimaschutz eine
große, die gesamte Gesellschaft umfassende Aufgabe ist, davon ist im
Klimaschutzplan nichts zu spüren. Das wirkliche Interesse der
Regierung am Klimaschutz offenbart sich unter der Kapitelüberschrift:
"Klimaschutz als Modernisierungsstrategie unserer Volkswirtschaft" (S.
10). Konkret: "Dabei ist Klimaschutz ein Treiber ... für eine
Modernisierungsstrategie, die das Ziel hat, ... die internationale
Wettbewerbsfähigkeit der industriellen Produktion ... in Deutschland
auch unter den Bedingungen einer ambitionierten Klimaschutzpolitik zu
erhalten" (S. 57). Also: Wir betreiben Klimaschutz nicht etwa deshalb
(hauptsächlich), weil wir den Klimawandel verhindern wollen, sondern
unser Ziel ist die internationale Konkurrenzfähigkeit. Wenn
schon der Zeitgeist für Klimaschutz weht, dann muss Deutschland der
Hauptgewinner sein. Deutschland soll vom möglichen Megamarkttrend
Klimaschutz das meiste abschöpfen. Dieses Motto, dieser Tenor in der
Sprache, zieht sich durch den kompletten Text - abgesehen von einigen
einleitenden Bemerkungen, die wohl noch von Umweltministerialen
stammen, und in denen sogar mal von Verantwortung die Rede ist.

Es gibt im gesamten Text von 90 Seiten keinerlei Diskussion, wie sich
die Gesellschaft angesichts des Klimawandels ändern muss, welche
Herausforderungen auf Bewusstsein und Handeln der Einzelnen zukommt.
Begriffe wie Wachstumskritik oder Solidarität tauchen kein einziges
Mal in den 90 Seiten auf. Die Begriffe Luxus und Verteilung ebenfalls
nicht. Es gibt keinerlei Diskussion, ob der drohende Klimawandel
eventuell erfordert, unseren Lebensstil zu ändern, den Luxus der ein
Prozent oder der 10 Prozent Reichsten zu kappen, ob eine
gesellschaftliche Umverteilung angebracht ist, um die gigantischen
Stoffströme und Energieströme einzudämmen, ob die nötigen hohen
Energiepreise womöglich mit Vorstellungen von Verteilungsgerechtigkeit
in Konflikt geraten und wie darauf zu reagieren ist, ob das
hochgezüchtete Konkurrenzdenken der Machthaber und das Gefühl des
Überflüssigseins bei den Machtlosen zur notwendigen Solidarität und
Verantwortungsübernahme bei der Bekämpfung des Klimawandels passt.

Der Klimaschutzplan 2050 handelt von einem ganz anderen Thema. Es geht
dabei vor allem um Wettbewerbsfähigkeit. Der Begriff Wettbewerb kommt
31mal vor in den 90 Seiten über (angeblich) Klimaschutz. Der Begriff
Digitalisierung kommt 22mal vor. Mit Industrie 4.0 macht die Regierung
jetzt Klimaschutz - um die internationale Konkurrenzfähigkeit der
hiesigen Konzerne, der eigenen Global Player, weiter nach vorne zu
puschen. Klimaschutz ist hier eine rein
technizistisch-betriebswirtschaftliche Angelegenheit, die die
Wirtschaftsingenieure durchrechnen sollen. Durchaus konkret wird
dieser Plan immer dann, wenn die Regierung der Industrie zu Diensten
sein darf und will, etwa: "Die Ausstattung der bewirtschafteten
Rastanlagen bis 2017 mit Schnellladesäulen ist Teil dieses
Strategierahmens" (S. 53). Vage bleibt er beim Klimaschutz: "Der
Ausbau der erneuerbaren Energien wird auch in den kommenden Jahren
eine zentrale Rolle spielen" (S. 33). Das Fazit dieses völlig
desorientierenden Pseudo-Klimaplanes ist folgerichtig: "Der
Klimaschutzplan 2050 wird im Jahr 2018 mit einem in seiner
Minderungswirkung quantifizierten Maßnahmenprogramm unterlegt, das
sicherstellt, dass die 2030er Ziele erreicht werden" (S. 83), d.h. die
55 Prozent Reduzierung. Also auf gut deutsch: 2017 passiert erst mal
gar nichts. 2018 fangen wir mit der Gesetzesarbeit an, dann sehen wir
weiter.

Der Koalitionsvertrag 2018

Der hier skizzierte inhaltsleere Klimaschutzplan 2050 ist aber ohnehin
und mit Recht aus der Diskussion verschwunden. Nun haben wir eine neue
Regierung mit einem 177 Seiten langen Koalitionsvertrag. Zum Klima,
der "Schicksalsfrage für die Menschheit" laut Kanzlerin, fällt er
bescheiden aus: Nur 60 Zeilen, viel weniger als ein Prozent des
Textes, beschäftigen sich damit.[3] Das kann nicht sonderlich konkret
werden, obwohl als Leitlinie formuliert wird: "Wir setzen uns mutige
Ziele für die nächsten vier Jahre." (Koalitionsvertrag S. 4, Präambel)
Entsprechend wolkig-vage fällt der Text aus: "Wir stehen weiterhin für
eine wissenschaftlich fundierte, technologieoffene und effiziente
Klimapolitik", die "unter Beachtung des Zieldreiecks
Versorgungssicherheit, Sauberkeit und Wirtschaftlichkeit" (S. 126)
realisiert werden soll. Etwas konkreter wird der Koalitionsvertrag nur
in zwei Punkten:

"Den EU-Emissionshandel wollen wir als Leitinstrument weiter stärken"
(S. 143) ist das erste große Ziel. Und zwar soll er künftig mindestens
die G20-Staaten umfassen oder besser möglichst alle Staaten. Mit dem
Emissionshandel ist der Handel mit CO2-Zertifikaten gemeint Innerhalb
der EU sind seit 2005 alle Kraftwerke und industriellen
Großverbraucher (aber nicht die Millionen Kleinverbraucher, z.B. im
Verkehr und Raumheizung) verpflichtet, für die Emission einer Tonne
CO2 einen Erlaubnisschein, ein Zertifikat, vorzuweisen. Diese
Zertifikate können frei gehandelt werden. Sie sind mengenmäßig
begrenzt, allerdings sind diese Grenzen - industriefreundlich und
klimafeindlich - dermaßen hoch, dass sich im Lauf der Jahre ein
riesiger Überschuss aufbaute und der Preis der Zertifikate (der
eigentlich CO2-Verbrauchsreduzierungen anreizen sollte) in den Keller
fiel. Das ganze System trug daher kaum etwas zum Klimaschutz bei. Zäh
und mühsam ziehen sich seit einigen Jahren die Bemühungen hin, diese
Überschüsse stillzulegen und den Zertifikatpreis, ggfs. per
Mindestpreis-Vorgabe, zu erhöhen. Relevante Einsparimpulse werden noch
Jahre auf sich warten lassen.

Einfacher und umfassender wäre es, vom Zertifikatesystem abzugeben und
alle in den Handel gebrachten fossilen Energieträger - ab Förderung
bzw. ab Grenze beim Import - entsprechend ihrer
Klimaschadenswirksamkeit zu besteuern. Dieses Verfahren einer
Verbrauchsbesteuerung ist einfacher als die vielen Verbrennungsorte zu
überwachen (wenige Förderer und Großhändler statt Tausende
Verbraucher); die meisten Energieträger werden auch heute schon mit
einer (geringen) Verbrauchssteuer belegt. Und vor allem: Es würden
alle Verbrennungsvorgänge, also die gesamte Emission, von dieser Art
Klimaabgabe erfasst, statt weniger als die Hälfte wie beim
Zertifikatesystem.

Der zweite konkrete Punkt ist die Einsetzung einer Kommission
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (S. 142). Sie soll sich
bis Ende 2018 etwas einfallen lassen, um das aufs Schwerste
angeschlagene Klima-Weltmeister-Image halbwegs zu reparieren:

- Maßnahmen, um das riesige Versagen beim Reduzierungsziel 2020 noch
ein bisschen abzumildern,

- Maßnahmen, um das Reduktionsziel 2030 "zuverlässig" zu erreichen
(das liegt jenseits dieser Legislaturperiode, da kann man noch
unbesorgt versprechen),

- "einen Plan zur schrittweisen Reduzierung und Beendigung der
Kohleverstromung", sogar "einschließlich eines Abschlussdatums".

Wieder einmal werden also Maßnahmen gegen die Klimazerstörung auf die
lange Bank geschoben. Und trotzdem kommt noch der Verweis auf die
absolute Schranke für jede ernsthafte Klima- und Energiepolitik: Eine
Beeinträchtigung der internationalen Konkurrenzfähigkeit soll
unbedingt zu vermieden werden; umgekehrt ist ihre notwendige Förderung
das höchste Ziel. Viermal wird allein schon in den Abschnitten für
Klima und Energie die "internationale Wettbewerbsfähigkeit" als
absolutes Ziel herausgestellt: nämlich der "energieintensiven
Industrien", der "deutschen Unternehmen", des "Industriestandortes
Deutschland" und "unseres Wirtschaftsstandortes" (S. 71, 137, 143).[4]

1992 auf der Rio-Konferenz gewann man aus der naturwissenschaftlichen
Diskussion die Perspektive, dass man etwa ein halbes Jahrhundert Zeit
habe, um die Treibhausgasemissionen sukzessive, systematisch und
weltweit auf annähernd Null herunter zu fahren - in den reichen,
entwickelten Ländern sofort, forciert und mit Engagement beginnend, um
den armen Ländern die Möglichkeit zu geben, eine nachholende
materielle Basis aufzubauen und dann die Reduzierungstechnologien zu
übernehmen. Tatsächlich ist aber in dem Vierteljahrhundert seit 1992
ein ungeheurer Anstieg von Treibhausgasemissionen festzustellen - das
Versagen Deutschlands beim Klimaschutz ist nicht die Ausnahme unter
den Ländern, sondern die Regel. Angesichts dessen ist das Aushandeln
von völlig unzureichenden Beschlüssen (Paris 2015,
EU-Emissionshandel), das zögerliche Überlegen, wie man solche
Beschlüsse konkretisiert, das wiederholte Verschieben von konkreten
Umsetzungsmaßnahmen auf ein nächstes Jahr und wieder und wieder aufs
nächste Jahr letztlich genauso zu werten wie das Nichtstun und
Zusehen, wenn in unserer reichen Welt fast eine Milliarde Menschen
hungerkrank ist und Millionen jährlich verhungern Jean Ziegler
schreibt: "Ein Kind, das heute an Hunger stirbt, wird ermordet."
Dasselbe kann man von den Ertrunkenen und Verdursteten aufgrund der
jetzt erst richtig beginnenden Klimakatastrophe sagen.


2. Die Machbarkeit eines schnellen Kohleausstiegs

Ungeachtet der hohen klimapolitischen Bedeutung eines Kohleausstiegs
gehört er zu den umstrittensten Maßnahmen. Die bisherige Regierung,
das Koalitionspapier 2018 und auch das Jamaika-Sondierungspapier
sprechen zwar von der Dringlichkeit, aus klimapolitischen Gründen den
Kohlestrom zu reduzieren. Nirgendwo ist aber von einem angesteuerten,
gewollten Endtermin für den Prozess des Ausstiegs die Rede. Das
Umweltbundesamt hat den Ansatz eines Strategiepapiers vorgelegt (UBA,
November 2017), das erste notwendige Maßnahmen bis 2020 notiert:

- Stilllegung von alten Braunkohlekraftwerken im Umfang von 5 Gigawatt
(GW/Millionen kW) Erzeugungsleistung, etwa ein Fünftel der bestehenden
Kapazitäten. Das soll eine Emissionsreduzierung um 16 bis 20 Mio.
Tonnen CO2 bringen.

- Begrenzung der jährlichen Laufzeiten der Braunkohlekraftwerke auf
4.000 Volllaststunden.[5] Greenpeace schätzt die dadurch reduzierbaren
CO2-Emissionen auf 30 bis 40 Mio. Tonnen.

Zusammen sind das rund 50 Mio. Tonnen, weniger als ein Viertel der
derzeitigen Emissionen aus den Kohlekraftwerken. Nach dem Papier des
Umweltbundesamtes würde sich der Kohleausstieg bis nach 2030
hinziehen. 2030 würde immer noch ein Fünftel der heutigen
Kohlestrommengen in Kohlekraftwerken erzeugt. Man kann wohl davon
ausgehen, dass sich niemand in den Regierungsstellen und den
zugeordneten Ämtern einen schnelleren Ausstieg vorstellen kann.

Das ist absolut unzureichend, wenn man Klimaschutz ernst nehmen will.
Hier sollen im Folgenden Umfang und Möglichkeiten für einen sehr viel
schnelleren Kohleausstieg aufgezeigt und diskutiert werden. Dabei
orientiere ich mich nicht an den juristischen Problemen und Grenzen,
sondern daran, was klimapolitisch erforderlich und was technisch gut,
also zeitnah, umsetzbar ist, was also eine schlagkräftige
Klimaschutzpolitik leisten sollte.

Die Lücke zwischen dem 40-Prozent-Reduzierungsziel für 2020 und dem
mutmaßlichen Istwert in 2020 dürfte sich auf rund 150 Mio. Tonnen CO2
belaufen. Ein völliger Ausstieg aus der Kohleverstromung würde die
Emissionen um mehr als diese 150 Mio. Tonnen reduzieren. Ein großer
Schritt. Ein Großteil eines solchen Kohleausstiegs könnte in wenigen
Jahren vollzogen werden. Die Energiewirtschafts-Expertin Claudia
Kemfert vom DIW: "Die Klimaziele [für 2020] wären durchaus noch zu
erreichen, wenn man [um anderem] die alten und ineffizienten
Kohlekraftwerke sofort vom Netz nehmen würde" (DIW, Wochenbericht
3/2018).

Atomausstieg plus Kohleausstieg: Welchen Umfang hat das?

Die CO2-Emissionen aus der Stromerzeugung dürften sich 2017 auf rund
290 Mio. Tonnen belaufen, also auf fast ein Drittel der deutschen
Emissionen insgesamt (BMWi 2018; eigene Hochrechnung aus dem
bisherigen Trend). Steinkohle und Braunkohle steuern rund 37 Prozent
zur Stromerzeugung bei, aber etwa 77 Prozent zu den Emissionen. Pro
Kilowattstunde (kWh) Strom sind sie also fast sechsmal so
klimazerstörerisch wie der Durchschnitt der anderen Einsatzstoffe. Im
Einzelnen belaufen sich die CO2-Emissionen in Gramm pro kWh Strom auf
etwa: Braunkohle 1020, Steinkohle 780, Erdgas 340, Gesamtdurchschnitt
incl. Regenerative, Müll, Atom 470 (unterschiedliche Angaben finden
sich in der Literatur je nach Kraftwerks-Wirkungsgrad). Deutschland
hat unter den reichen Ländern den höchsten Kohleanteil in der
Stromerzeugung, diesbezüglich ähnlich wie die armen Länder der Welt.

Das zu überwindende Haupthindernis: Die Profitmaximierung der
Stromkonzerne

Im Jahr 2017 setzte sich die deutsche Stromerzeugung aus den in Tab. 1
zusammengestellten Beträgen nach Energieträgern zusammen (Tab. 1, nach
BMWi 2018). Der Kohleausstieg darf natürlich den laufenden
Atomausstieg nicht stoppen oder gar rückgängig machen. Dieser ist Ende
2022 beendet. Zusammen müssen daher insgesamt 318 Terrawattstunden
(TWh) Atom- und Kohlestrom ersetzt werden, also knapp die Hälfte der
Gesamtstromerzeugung.

210 TWh Strom wurden 2017 aus den Regenerativen Wind, Sonne, Biomasse,
Wasserkrafterzeugt. Vor 20 Jahren, 1997, belief sich der
Regenerativstrom auf 23 TWh, fast alles traditionelle Wasserkraft.
Schon damals war das Hochziehen von regenerativem Strom erklärte
Politik. Gleichzeitig wuchs der inländische Stromverbrauch nur noch
wenig; in den 20 Jahren um insgesamt 9 Prozent. Dennoch investierten
die Stromkonzerne weiter in neue Kohlekraftwerke. Naheliegend, dass
das zu Auslastungs- und Überproduktionsproblemen führte. Klar,
dass die Stromkonzerne die Regenerativen als Störenfried, als
Überschussstrom definieren, dass sie ihren fossil-atomaren Marktanteil
auf Biegen und Brechen verteidigen wollen. Andererseits, wenn man die
erklärte Energiewende und Klimaschutzproblematik ernst nimmt oder
ernst nehmen würde, dann ist natürlich der aus Klimaschutzgründen
zurückzudrängende Fossilstrom der Überschussstrom. Diese bizarren
Fehlinvestitionen der hoch bezahlten Strommanager führten zu einer
dramatischen Entwertung der Anlagen (Aktienbewertung) vor allem der
großen Stromkonzerne (Garnreiter 2018).
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Bekanntlich kann bei den Regenerativen, vor allem bei Wind und Sonne,
die Stromerzeugung sehr stark schwanken. Zum Ausgleich gegenüber der
Stromnachfrage gibt es drei Instrumente:

- Stromspeicher, langfristig das wichtigste Instrument: Forschung
hierzu und ihr Ausbau müssten vordringliche Ziele sein;

- Nachfragelast-Management: Gesteuerte Verlegung der Stromnachfrage in
Zeiten eines hohen Angebotes;

- Andere Kraftwerke füllen die Lücke.

Sehr gut als "Lückenfüller" geeignet sind moderne Gaskraftwerke, die
in Minuten hoch- und heruntergefahren werden können. Zudem haben sie
einen hohen Wirkungsgrad: Sie wandeln 60 Prozent der im Gas steckenden
Energie in Strom um, Kohlekraftwerke dagegen nur 40 Prozent. Das macht
sich auch im Unterschied der oben angegebenen Emissionsfaktoren
bemerkbar. Gaskraftwerke sind also ideal als Ergänzung zum regenerativ
erzeugten Strom - solange es nicht ausreichende
Stromspeicherkapazitäten gibt! Dagegen sind vor allem Atom- und
Braunkohlekraftwerke völlig unflexibel in ihrer Fahrweise. Anführer
und abschalten dauert viele Stunden bis Tage. Atom und Kohle können
also die Schwankungen beim benötigten Reststrom nicht zeitgerecht
ausgleichen.

Aber: Kohle und Uran sind billiger als Erdgas, also profitabler für
die Konzerne, wobei das allerdings nur dann gilt, wenn man - wie bei
der unternehmerischen Kostenkalkulation üblich - die Umwelt- und die
Gesundheitsschäden außer Acht lässt. Diese Schäden, in der
Ökonomen-Fachsprache Externe Kosten, werden nicht vom Verursacher,
sondern von Dritten getragen, etwa von den Geschädigten oder von der
Öffentlichen Hand. Sie liegen bei Kohle pro kWh mehrfach höher als bei
Erdgas, und insgesamt belaufen sie sich auf 46 Mrd. Euro jährlich
(UBA, November 2017), etwa 1,5 Prozent des BIP.

Aus Konzernsicht ist also, zur Profitmaximierung, Atom und
(Braun-)Kohle gegenüber Erdgas klar vorzuziehen. Gaskraftwerke werden
- in Zeiten allgemeiner Stromüberproduktion - demzufolge immer weniger
betrieben. Etwa drei Viertel der Zeit stehen sie still, während
Braunkohle- und Atomkraftwerke zu annähernd 90 Prozent des Jahres mit
Volllast laufen (die restliche Zeit wird benötigt für Revisionen,
Wartung, Reparaturen, Brennstoffstabwechsel dieser meist uralten
Maschinen). Verrückt ist, dass gerade die modernsten, effizientesten
Gaskraftwerke stillstehen. Beispiel: Die Blöcke 4 und 5 des
Gaskraftwerkes Irsching bei Ingolstadt (zusammen 1400 MW Leistung,
mehr als ein AKW) wurden 2010 fertig gestellt. Sie wurden damals als
die Kraftwerke mit dem weltweit höchsten Wirkungsgrad und sehr guter
Schadstoffminderung gefeiert. Abgesehen vom Probebetrieb liefen sie
seither so gut wie überhaupt nicht und der Eigner Eon will diese
Kraftwerke endgültig stilllegen. Stattdessen laufen die ältesten und
umweltschädlichsten, abgeschriebenen und billigsten Kohlekraftwerke
auf Volllast.

Aber es geht noch irrsinniger: Immer häufiger werden die Situationen,
wo die zahlreicher werdenden Windmühlen bei kräftigem Wind Strom
einspeisen wollen, das aber nicht können, weil die Stromnetze (in
Zeiten geringerer Nachfrage, etwa nachts oder am Wochenende) voll und
verstopft sind mit Atom- und Kohlestrom. AKWS durchlaufen lassen und
den Strom verschenken ist billiger als ein AKW herunter- und wieder
hochfahren. Als Konsequenz werden immer häufiger Windmühlen wegen
Netzüberlastung abgeklemmt (einfaches, primitives Engpassmanagement).
3,7 Mrd. kWh möglicher regenerativer Strom wurden 2016 dadurch
verloren bzw. nicht eingespeist. Das sind 0,6 Prozent des deutschen
Stromverbrauchs, entspricht also dem Verbrauch einer
durchschnittlichen deutschen Halbmillionenstadt inklusive Industrie.
2012 waren es erst0,4 Mrd. kWh, die auf diese Weise verloren gingen -
Verluste, die im Lauf der Zeit anwuchsen und 2015 sogar 4,7 Mrd. kWh
erreichten. Der Großteil der Abklemmungen ereignete sich in
Norddeutschland (Schleswig-Holstein), wo der Dauerbetrieb der AKWs
(Brokdorf) den Abtransport des Windstroms blockierte. Der gesetzliche
Einspeisevorrang für die Regenerativen verwandelt sich hier so zu
einer realen Nachrangigkeit hinter Atomstrom. Der Neubau von Wind- und
Solaranlagen wurde derweilen mit engen jährlichen Obergrenzen herunter
geregelt, insbesondere in den norddeutschen Atom-Wind-Konfliktgebieten
(ausgestrahlt/netzverstopfer, 2018). Die Folge sind Absatzprobleme bei
den deutschen Windstromanlagenbauern, die in Kapazitäts- und
Personalabbau münden / zu münden drohen (IGM 2017) - völlig bizarr
angesichts der Dringlichkeit, von Kohle auf Wind überzugehen.

Trotz des Klimazerstörungspotenzials des Kohlestroms wurden allein
seit 2010 Kraftwerkskapazitäten für Braunkohle im Umfang von fast
3.000 MW und für Steinkohle von fast 9.000 MW gebaut bzw.
grunderneuert. Zusätzlich stehen noch 3.000 MW im
Planungs-/Genehmigungsverfahren (UBA, August 2017; UBA, November
2017). Das ist zusammen ein Erzeugungspotenzial, das etwa doppelt so
hoch ist wie das aller aktuell laufenden AKWS zusammen. Hätte man
früher, meinetwegen erst im Jahr 2000, mit wirklicher
Klimaschutzpolitik begonnen, hätte man damals auf Gaskraftwerke
gesetzt und natürlich erstrangig auf Regenerative, dann hätten wir
heute nicht annähernd dieses Kohle-Problem, dann könnten wir heute den
Kohleausstieg schon fast erledigt haben. Aber es geht noch weiter: Bei
der derzeitigen Diskussion um die Erweiterung des
Braunkohle-Tagebaus geht es um ein (schon genehmigtes!)
Abbaupotenzial von 4,2 Mrd. Tonnen Braunkohle (UBA, November 2017).
Allein damit könnte man den Betrieb der Braunkohlekraftwerke im
heutigen Umfang noch drei Jahrzehnte weiterführen, zusätzlich zum
Potenzial der schon bestehenden und längst noch nicht ausgebeuteten
Tagebaue. Ein weiterer unfassbarer Widerspruch zwischen billigen
Klimaschutzbeschlüssen und dem realen Handeln.

Ist der Ersatz von Kohlestrom durch Erdgasstrom sinnvoll?

Ist der Erdgasverbrauch klimaverträglich? Definitiv nein. Für eine
genauere Betrachtung gilt zunächst, dass das Verbrennen von Erdgas
nicht ganz so schädlich ist für das Klima wie das Verbrennen von
Kohle. Das Verbrennen einer Energiemenge von 1 Gigajoule (GJ) in Form
von Erdgas (das sind etwa 25 m³) führt zu CO2-Emissionen in Höhe
von 56 kg. Aus derselben Energiemenge in Form von Ölprodukten
resultieren 70 bis 80 kg, bei Steinkohle sind es 94 kg und bei
Braunkohle 111 kg CO2 (also doppelt so viel wie bei Erdgas) (UBA
2018). Erdgas führt also zu den im Vergleich niedrigsten Emissionen,
weist also die niedrigste Treibhauswirksamkeit auf. Hinzu kommen
zugunsten des Erdgases die schon angesprochene bessere
Kraftwerks-Regelbarkeit und der erheblich höhere
Kraftwerks-Wirkungsgrad.

Nun besteht Erdgas fast gänzlich aus Methan, und unverbrannt in
die Atmosphäre entlassenes Methan ist nach Kohlendioxid CO2 das
zweitwichtigste Treibhausgas. Es hat einen Anteil an der
Klimaerwärmung von etwa 20 Prozent (CO2 knapp 75 Prozent, die
restlichen zusammen gut 5 Prozent). Methan bewirkt besonders stark den
Treibhauseffekt: ein Molekül Methan wirkt bei einem
Betrachtungszeitraum von 100 Jahren rund 25mal so schädlich wie ein
Molekül CO2.[6] Es stellt sich daher die Frage: Wenn bei Förderung,
Transport und Verbrauch von Erdgas unverbrannte Teile dieses Erdgases
in die Luft freigesetzt werden, wenn also Methan emittiert wird,
bleibt dann der Erdgaseinsatz in der Stromerzeugung immer noch
vorteilhafter als der Kohleeinsatz?

Anderson/Broderick (2017) vom schon genannten Tyndall Centre haben zur
Analyse dieser Frage eine Vielzahl von Studien und Untersuchungen
ausgewertet. Sie ermitteln eine enorm hohe Streubreite der
Methanemissionen in der Gasindustrie. Die Höhe der Methanfreisetzung
ist offensichtlich stark abhängig von der Sorgfalt bei Förderung und
Transport. Darüber hinaus ist bei der Fördermethode Fracking das
Risiko von Methanemissionen weitaus höher als bei herkömmlich
konventioneller Förderung. Und weiter führt auch der Transport per LNG
(Liquefied Natural Gas), zu mehr Risiken (und auch zu erheblich mehr
Treibstoffbedarf) als der Pipelinetransport des Erdgases. Bei LNG wird
Gas in flüssige Form verdichtet und per Schiff über die Meere
transportiert. Bislang ist das eine sehr teure Transportform, die
hauptsächlich für die Versorgung von Japan mit Nahost-Erdgas verwendet
wird. Die USA, deren Erdgasförderung wesentlich auf Fracking beruht,
wollen ihr Erdgas künftig mit LNG-Schilfen auf dem europäischen Markt
verkaufen.

Die Ergebnisse von Anderson/Broderick: Berücksichtigt man die
Methanemissionen, dann erhöht sich die Treibhauswirksamkeit der
Verbrennung von Erdgas bei einer Versorgung über Pipelines im Mittel
um 10 Prozent, bei einer Versorgung über LNG um 24 Prozent.[7]
Angesichts der Tatsache, dass die Treibhauswirksamkeit der Verbrennung
von Steinkohle um 67 Prozent und bei der Braunkohle sogar um fast 100
Prozent über der von Erdgas liegt, ändert eine Berücksichtigung der
Methanemissionen nicht die Rangfolge der Treibhauswirksamkeit der
Energieträger. Sie verringert aber den relativen Vorteil des Erdgases,
ihre "Klimaverträglichkeit". Im Übrigen gibt es auch beim Kohlebergbau
Methanemissionen: das regelmäßig unverbrannt ausgeblasene Grubengas
besteht wesentlich aus Methan, die gefürchteten Schlagwetter unter
Tage sind Methanexplosionen. Und auch bei der Ölförderung gibt es als
Begleitgas Methan, das üblicherweise (aber nicht immer) abgefackelt
wird.

Fazit: Es ist klimapolitisch sinnvoll, bei der Verstromung Kohle durch
Erdgas zu ersetzen, solange es noch nicht genügend Regenerativstrom
gibt, so lange noch nicht genügend Strom eingespart werden kann und
solange es noch nicht genügend Speichermöglichkeiten zum
Schwankungsausgleich gibt. Es ist aber unabdingbar, den Erdgasstrom
nach dem Kohleausstieg mit aller Kraft durch Regenerativstrom zu
ersetzen.

Schritte zum Atom- und Kohleausstieg

Was wären die zentralen Schritte für einen schnellen Atom- und
Kohleausstieg, für den Ersatz von rund 320 TWh?

1. Kein Stromexport mehr: 50 TWh. Bis vor einigen Jahren war
der deutsche Außenhandelssaldo mit Strom immer in der Nähe von Null.
Mit zunehmendem Regenerativstrom und dem Nicht-Abschalten der alten
konventionellen Kraftwerke nahm der Stromexport drastisch zu auf 54
Mrd. kWh in 2017. "Hauptursache für diesen Stromexport ist die hohe
Kohlestromproduktion" (Agora 2017) - den Atomstrom hat Agora hier
vergessen. Hauptabnahmeländer sind Österreich, Schweiz, Niederlande:
Länder, die überwiegend nicht durch exzessiven Kohlestrom bekannt
sind. Rein rechnerisch produzieren fünf der sieben noch laufenden
Atomkraftwerke allein für den Export. In diesem Ausmaß könnte man
fossil-atomare Stromproduktion stoppen und die entsprechende
Kraftwerksanzahl stilllegen. Juristisch dürfte es vermutlich schwierig
werden, die Konzerne von Exportoffensiven abzuhalten.

2. Massiver Anschub für Wind- und Photovoltaikstrom: 120 TWh.
In der Hochphase 2010 bis 2015 nahm die Erzeugung von Wind- und
Sonnenstrom jährlich um fast 15 TWh zu. Die Merkel-Regierungen
änderten aber wiederholt das EEG (das den regenerativen Strom fördern
soll) und zwängten die Regenerativen in immer engere Schranken. Die
CSU brachte mit der 10H-Regel den Ausbau des Windstroms in Bayern
heute schon zum Stillstand (Rückgang um 99 Prozent). Das
Umweltbundesamt befürchtet, dass der Ausbau des Windstroms dadurch in
einigen Jahren völlig zum Erliegen kommen wird (UBA, November 2017).
Die Anlagenbauer leiden unter inländischem Nachfrageschwund. Eine
forcierte Klimaschutzpolitik müsste dagegen - alle Technik bekannt,
Kosten niedrig, Kapazitäten verfügbar - einen Ausbau der Regenerativen
um 120 TWh problemlos innerhalb von fünf oder höchstens acht Jahren
umsetzen können. Das Umweltbundesamt fordert - als Minimalziel! -
einen Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung auf 50 Prozent des
Stromverbrauchs in 2025 (UBA, November 2017). Das ist eine ähnliche
Größenordnung. Immer dringender wird dann aber die Lösung der
Stromspeicherung: Forschungen zu den Speichermöglichkeiten,
Möglichkeiten und Perspektiven von Power-to-Gas,
Stromnachfragesteuerung.

3. Verdoppelung des Gasstroms: 80 TWh. "In Deutschland stehen
viele Gaskraftwerke ungenutzt herum" (Agora 2017) oder sie laufen mit
niedriger Last. Von 2007 bis 2011 liefen die Gaskraftwerke schon mal
sehr viel intensiver, fast doppelt so lange pro Jahr wie heute (4000
Benutzungsstunden). Das war zu der Zeit, als sich in etlichen AKWS
Unfälle ereigneten (v.a. Brunsbüttel, Krümmel) und dann nach Fukushima
diese und einige weitere alte AKWs abgeschaltet wurden. Die
Gaskraftwerke konnten den Ausfall lässig kompensieren. 80 TWh
zusätzlich sollten von daher ohne wesentliche Investitionen
kurzfristig erreichbar sein. Man könnte als Anreiz den Kohleeinsatz
über eine CO2-Steuer drastisch verteuern und die Brennelementesteuer
für AKWS wieder einführen.

4. Schließlich die Stromeinsparung: 70 TWh. Reale
Marktwirtschaft funktioniert bekanntlich oft schlecht. In den
Lehrbüchern werden Effizienz, kostenoptimale Verwendung der
Produktionsfaktoren, die denkbar beste Allokation der Ressourcen
versprochen. Leider nur in den Lehrbüchern. Das Umweltbundesamt ließ
die Klimapolitik evaluieren und kommt dabei unter anderem zum
Ergebnis, dass "innerhalb von zehn Jahren zusätzlich [!] insgesamt 100
TWh/Jahr an Strom gegenüber dem Trend prinzipiell wirtschaftlich [!]
eingespart werden könnten" (UBA 2016). 100 TWh Einsparung, die
rentabel ist, aber dennoch nicht durchgeführt wird, weil simples
Marktversagen dominiert. 100 TWh, die nur mühsam durch teure
staatliche Anreizprogramme mobilisierbar sind. Diese Vergeudung (oder
marktwirtschaftsbedingte Unfähigkeit) der Unternehmen, rentable
Energieeinsparmöglichkeiten zu erkennen und zu realisieren, ist ein
völlig normales und weit verbreitetes Phänomen, nicht nur beim Strom,
festgestellt in zig Untersuchungen. Man muss hier noch die
Größtverbraucher (Chemie, Stahl, NE-Metalle) hinzu nehmen mit einem
Verbrauch im TWh-Bereich pro Betrieb, aber mit Strompreisen von 5
ct/kWh oder wenig darüber, die bei so einem Niedrigstpreis natürlich
so gut wie keinen Einsparanreiz verspüren: hier muss und könnte mit
einer geschickten Preispolitik eine rentable Verbrauchsreduzierung
erzielt werden.[8] Dann könnte sicherlich noch ein viel
umfangreicheres Reduzierungspotential erschlossen werden. Dann könnte
zusätzlicher Stromverbrauch durch die Elektrifizierung des
Autoverkehrs auch bei bestehendem Kraftwerkspark befriedigt werden
(wobei der Mehrverbrauch durch eine Million E-Autos sich lediglich auf
etwa ein halbes Prozent des gegenwärtigen Stromverbrauchs belaufen
würde). Oder Dann könnte auch aus der Gasstromerzeugung früher
ausgestiegen werden.


3. Die Dunkelflaute

Die zentralen Bedenken gegen einen Kohleausstieg beruhen auf der so
genannten Dunkelflaute. Wenn nachts kein Wind weht und zudem noch
Winter ist: sind wir dann auf Kohlekraftwerke angewiesen, um nicht
frierend im Dunklen sitzen zu müssen? Das ist ein durchaus zentraler
Gesichtspunkt, weswegen sich die Ausstiegsdiskussion meistens auf die
Strom-Erzeugungsleistung konzentriert, also auf das zum ungünstigsten
Zeitpunkt nötige Erzeugungspotential, gemessen in GigaWatt (GW).

Betrachten wir den 11. Januar 2018 abends 19 Uhr, ein deutschlandweit
windstiller Abend mit sehr hohen Verbrauchsspitzen (71,6 GW) (Daten
aus: Agorameter).[9] Eine Leistung von 16,5 GW wurde durch
regenerative Energien (Laufwasser und Biomasse), durch sonstige, v.a.
Müllkraftwerke sowie durch Pumpspeicherkraftwerke dargestellt. Damit
verblieben noch 55 GW, die in konventionellen Kraftwerken erzeugt
werden mussten. Installiert war 2017 eine konventionelle
(Netto-)Leistung von rund 87 GW,[10] davon 11 GW Atom, 25 plus 21 GW
Stein- und Braunkohle, 30 GW Erdgas (ISE). Das bedeutet: Auch zur
ungünstigsten Dunkelflaute-Stunde im letzten Winter hätte man für die
inländische Stromversorgung fast nichts von den installierten Atom-
und Braunkohlekraftwerken benötigt, wohl aber vom Steinkohlepotenzial.
Tatsächlich wurde in dieser Stunde der Strombedarf in etwa hälftig
durch Gas- und Steinkohlekraftwerke sowie durch Atom- und
Braunkohlekraftwerke erzeugt.

In diesem Zusammenhang muss noch das Vergleichmäßigungspotenzial
angesprochen werden, das eine vernünftige Stromwirtschaft mit sich
bringen könnte. Zum einen geht es um ein Lastmanagement für die
Stromnachfrage: die Verschiebung des Stromverbrauchs hin zu Zeiten, in
denen sich die Bedarfsdeckung einfacher gestaltet (geringerer
Spitzenbedarf, mehr regeneratives Angebot). Beispiele für ziemlich
problemlose Verlagerungsmöglichkeiten sind der Waschmaschinenbetrieb
in Haushalten oder industrielle Kühlungs- und Erwärmungsprozesse oder
das Laden von E-Autos. Die dena (2012) beziffert das Potential auf 15
GW - allerdings dürfte davon nur ein kleiner Teil über Tage hinweg
verschiebbar sein.

Wichtiger sind Stromspeicher. Bisher sind sie auf die kurze Frist
ausgelegt (Stunden, Tage). Hier braucht es noch viel Forschung und
Entwicklung. "Power-to-Gas" könnte künftig eine wichtige Rolle
spielen, das ist die Erzeugung von Methan mit Hilfe von überschüssigem
Regenerativstrom im Sommer und seinem Verbrauch (ggfs. in
Gaskraftwerken) im Winter. Saisonspeicher vom Sommer zum Winter sind
bei Gas kein Problem. Wenn die Regenerativstromerzeugung ordentlich
ausgebaut ist, dann könnte Power-to-Gas eine interessante Alternative
zum Betrieb von Kohlekraftwerken in Dunkelflautestunden sein.

Zu berücksichtigen ist schließlich noch der internationale
Stromaustausch. Wenn in Norddeutschland Dunkelflaute herrscht, dann
kann es ja sein, dass in Frankreich oder Polen oder Skandinavien oder
Holland/Belgien kein Windstillstand herrscht, dass diese Länder mit
ihren Erzeugungskapazitäten beim deutschen (relativen) Notstand
aushelfen können. Ein derartiger gegenseitiger Austausch ist seit
langem Routine, ebenso wie es auch zwischen den deutschen Regionen
laufend Austausch gibt - unabhängig von längerfristigen
Lieferverträgen.

Heute ist in den ungünstigsten Stunden die Stromversorgung noch klar
von der Kohleverbrennung abhängig. Das zu ändern erfordert viel
Arbeit. Der erste große und entscheidende Schritt muss sein, die noch
notwendigen Kohlekraftwerke nur dann laufen zu lassen, wenn sie
unabdingbar nötig sind. Das ist auch heute definitiv weit seltener der
Fall als ihre tatsächliche Laufleistung angibt.


4. Fazit

Ende 2022 ist der Atomausstieg beendet, vorausgesetzt, er wird nicht
noch revidiert. Allenfalls wenige Jahre später könnte und müsste der
Kohleausstieg zu einem großen Teil erledigt sein. Aber auch für so
etwas Einfaches wie den Kohleausstieg (einfach im Vergleich zu einer
klimaschützenden Verkehrspolitik, Industriepolitik,
Wohnungsbaupolitik, internationalen Handels- und Entwicklungspolitik)
bräuchte man eine ernsthafte Klimapolitik und ein Überwinden der
Profit- und Beharrungsinteressen der Kohle-Strom-Industrie. Null
Kohlestrom und sein teilweises Ersetzen durch Erdgasstrom sollten die
CO2-Emissionen in der Größenordnung von 200 Mio. Tonnen reduzieren.
Das 2030er Klimaziel wäre dann nahe. Die wirklich harte Arbeit an der
Dekarbonisierung Deutschlands könnte dann losgehen.


Anmerkungen

[1] Es gibt mehrere unterschiedliche treibhauswirksame Gase, von denen
das Kohlendioxid 002 mit etwa 75 Prozent Anteil das wichtigste ist.
Sie können addiert werden, indem man die anderen Treibhausgase auf das
Treibhauspotential von Kohlendioxid umrechnet.

[2] Offiziell um 80 bis 95 Prozent. Die frühere Bundesumweltministerin
Hendricks präzisierte aber am 12.11.2015 im Bundestag: "In Europa
wollen wir vorangehen. Bis 2050 wollen wir 80 bis 95 % weniger
Treibhausgase ausstoßen. Für Deutschland heißt das: Wir müssen am
oberen Ende dieser Grenze liegen." Ohnehin sind 95 Prozent Reduzierung
nötig, um das 2°-Limit einzuhalten.

[3] So irrelevant der Klimaschutz in der "hohen Politik" ist, so
irrelevant ist er auch in der Mediendiskussion: Nur eine einzige der
143 wichtigen Talkshows im deutschen Fernsehen (Will, Maischberger
u.a.) widmete sich 2017 der Klimafrage (klimafakten 2018). Die
Klimaproblematik interessiert offensichtlich niemanden mehr in den
Medienapparaten.

[4] 80mal geht es im Koalitionsvertrag um Wettbewerb und sogar 270mal
um Digitalisierung, alles Dinge, die seinen AutorInnen viel wichtiger
sind als die Klimaänderungen.

[5] Erzeugungsmenge, die einer Laufzeit unter Volllast von 4.000
Stunden entspricht. Ein Jahr hat 8.760 Stunden.

[6] Für das Schadenspotenzial des Methans relativ zum CO2 werden Werte
zwischen 20 und 100 geschätzt. Methan wirkt nur wenige Jahrzehnte, CO2
dagegen viele Jahrhunderte, weswegen je nach dem betrachteten
Zeitrahmen unterschiedliche relative Wirkungsgrade berechnet werden.
Setzt man bei Methan einen Zeithorizont von 20 statt 100 Jahren an, so
vervierfacht sich rechnerisch die Klimaschädlichkeit.

[7] Mit einer Streubreite bis zum Zwei- bis Dreifachen dieser
mittleren Werte.

[8] Beispielsweise durch eine Sonderabgabe von 10 ct/kWh auf den
Strompreis, verbunden mit einer gleichbleibenden Zahlung eines
Festbetrages an das Unternehmen in Höhe des bisherigen Stromverbrauchs
mal 10 ct/kWh. Möglichkeiten und die Rentabilität von
Verbrauchsreduzierungen würden massiv steigen, während ihr
finanzieller Nutzen (und Anreiz) beim Unternehmen verbliebe. Eine
Maßnahme aus dem marktwirtschaftlichen Instrumentenkasten.

[9] In dieser Stunde wurde trotzdem noch eine Leistung von knapp 3 GW
exportiert.

[10] Ob alle diese Kraftwerke am 11.1.2018 auch einsatzbereit zur
Verfügung standen, ist mir unbekannt - vermutlich aber nicht.
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MELDUNG/923: Forschungsbeilage "Berlin - wachsende Stadt" erschienen (idw)


Technische Universität Berlin, 31.07.2018

Forschungsbeilage "Berlin - wachsende Stadt" erschienen

Knapper Wohnraum, volle Bahnen, ewiger Stau - wie Berlin den
Herausforderungen begegnen könnte



"Ingenieurinnen und Ingenieure sowie Wissenschaftler*innen wissen schon
länger, dass Massenmotorisierung und Straßenbau die Verkehrsprobleme nicht
lösen, sondern schaffen! Nur in der Politik ist das leider noch nicht
angekommen", sagt Dr. Wulf-Holger Arndt, Leiter des Forschungsbereichs
"Mobilität und Raum" in der jetzt erschienenen Beilage TUintern+plus Sie
trägt den Titel "Berlin - wachsende Stadt". Der TU-Wissenschaftler klärt
darüber auf, dass das Auto das "volkswirtschaftlich ineffizienteste und
luxuriöseste Verkehrsmittel" ist. Um Mobilität in der wachsenden Metropole
Berlin künftig nachhaltig gestalten zu können, schlägt er vor, das Bau-
und Verkehrsministerium wieder zusammenlegen. Nur so könnten die drei
Komponenten nachhaltiger Mobilität - Verkehrsverhalten, Verkehrsstruktur
und Raumstruktur - zusammengedacht werden.

2035 sollen in Berlin mehr als vier Millionen Menschen leben. Gegenwärtig
sind es 3,712 Millionen Menschen. Das Wachstum bringt viele Belastungen
und Herausforderungen: volle U- und S-Bahnen sowie Straßen, Stau, fehlende
Lehrer, Alltagsstress und Debatten über Migration. Aber vor allem fehlen
bezahlbare Wohnungen.

Wie die Probleme der Bürgerinnen und Bürger sich in der Forschung
niederschlagen, welche Ideen die TU-Wissenschaftler*innen haben, um einem
Verkehrskollaps vorzubeugen, welche Wege sie gehen, um Planungen von
vornherein praxistauglich zu gestalten und welche Visionen sie haben,
damit das Leitbild der europäischen Stadt, ein Dreiklang von Arbeit,
Wohnen und Einkaufen, angesichts von E-Commerce sich nicht im digitalen
Raum auflöst, ist in der Beilage "Berlin - wachsende Stadt" zu lesen.

So haben sich Berlins Bausenatorin Katrin Lompscher und die Professorin
für Planungs- und Bauökonomie Dr. Kristin Wellner zu einem Streitgespräch
zu der Frage "Was tun gegen Mietpreissteigerungen in der wachsenden Stadt"
getroffen. Prof. Dr. Felicitas Hillmann, Leiterin des Fachgebiets
"Transformation städtischer Räume im internationalen Kontext" erforscht,
wie die Einbindung von Migrantinnen und Migranten gelingen kann mit dem
Verweis auf Berlins Geschichte, in der Zuwanderung seit Jahrhunderten
prägend für die Entwicklung der Stadt ist. Der Mobilitätsforscher Prof.
Dr. Dirk Heinrichs, Leiter des Fachgebiets Stadtentwicklung und Urbane
Mobilität, untersucht, wie man Menschen aus ihren Mobilitätsroutinen
herausholen könnte und sieht die Antwort in einer dezentralen,
punktgenauen Versorgung der Berlinerinnen und Berliner mit öffentlichen
Mobilitätsangeboten.

Weitere Themen in der Beilage, in der Wissenschaftler*innen der TU Berlin
das komplexe Beziehungsgeflecht aus Wohnraumknappheit, Mobilitätsstreben
und Lebensqualität im wachsenden Berlin beschreiben, sind "Slow Urbanism",
Nutzerinnovationen im Energiesektor, autonomes Fahren, Erforschung von
Partizipationsinstrumenten, europäische Stadt 2.0 und gleichberechtigter
Verkehr für Auto und Rad.


TUintern*plus als E-Paper:

http://archiv.pressestelle.tu-berlin.de/tui/18juli_plus/

Weitere Informationen unter:

http://www.tu-berlin.de/?id=197902

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SPORT/772: BR - Live-Auftakt der neuen Fußballsaison 2018/19, 4.8.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 2. August 2018

Neue Fußballsaison 2018/19

Die 3. Liga im Bayerischen Rundfunk

4. August: TSV 1860 München - Sportfreunde Lotte

25. August: Hansa Rostock - Würzburger Kickers

1. September: SpVgg Unterhaching - Eintracht Braunschweig

15. September: Hansa Rostock - TSV 1860 München

Live-Übertragungen im BR Fernsehen

jeweils samstags, 14.00 bis 16.00 Uhr



Drei zugkräftige bayerische Mannschaften plus weitere attraktive
Traditionsklubs wie Kaiserslautern, Braunschweig, KSC, Uerdingen: Die
3. Liga ist in der neuen Saison so klangvoll besetzt wie noch nie. Mit
dem Bayerischen Rundfunk sind Fans in Bayern und darüber hinaus immer
auf Ballhöhe. Das BR Fernsehen weitet seine Live-Berichterstattung aus
und zeigt in den nächsten Wochen samstags, 14.00 Uhr, attraktive
Partien des TSV 1860 München, der Würzburger Kickers und der SpVgg
Unterhaching. Auch im Radio und Online informiert der BR Fans
umfassend und aktuell über die 3. Liga.

Den Live-Auftakt gibt es am kommenden Samstag, 4. August 2018, 14.00
Uhr, mit dem Spiel der Münchner Löwen gegen Lotte. Nach dem Aufstieg
fiebern die Anhänger des Giesinger Kultvereins dem Heimdebüt entgegen.
Nach der knappen Auftaktniederlage am vergangenen Wochenende in
Kaiserslautern soll im Grünwalder Stadion gegen die Sportfreunde aus
dem westfälischen Lotte ein Sieg her. Moderiert wird die
Live-Übertragung von Julia Scharf, Bernd Schmelzer kommentiert.
Live-Übertragungen mit den Würzburger Kickers und der SpVgg
Unterhaching

Doch das ist nur der Anfang: Im weiteren Saisonverlauf wird das BR
Fernsehen die drei bayerischen Vereine regelmäßig programmlich
begleiten und die Anzahl der Live-Übertragungen aus der 3. Liga im
Vergleich zur Vorsaison ausbauen - stets auf dem attraktiven
Fußball-Sendeplatz Samstag, 14.00 Uhr. Die Würzburger Kickers sind
erstmals am 25. August auswärts gegen Hansa Rostock zu sehen, die
SpVgg Unterhaching am 1. September gegen Braunschweig.


Die 3. Liga im Hörfunk und Online

Im Hörfunk ist der Bayern 1-Klassiker "Heute im Stadion" die erste
Adresse für Informationen. Ab 25. August berichtet die
Bundesliga-Sendung (samstags, 15.05 bis 18.00 Uhr) immer auch über
mindestens ein Drittliga-Spiel mit bayerischer Beteiligung. Zudem wird
die 3. Liga fester Bestandteil des Fußballsamstags auf B5 aktuell
sein. Online gibt es stets aktuelle Infos unter BRsport.de.

"Die 3. Liga boomt in der neuen Saison und versprüht Bundesliga-
 Flair. Der BR liefert dafür die bayerische Dauerkarte. Wir werden
 unserem Publikum die 3. Liga umfangreich, kompetent und emotional
 präsentieren. Das starke bayerische Trio 1860 München, Würzburger
 Kickers, SpVgg Unterhaching trifft auf klangvolle Traditionsvereine
 wie Kaiserslautern, KSC, Braunschweig, Rostock, alles ehemalige
 Erstligisten. Der BR ist am Ball, wir berichten im Radio und im
 Netz und erweitern unser Liveangebot im BR Fernsehen. Die
 Fußballfans in Bayern dürfen sich auf ein spannendes BR Gesamtpaket
 zur 3. Liga freuen."
 BR-Sportchef Christoph Netzel




Facebook-Show "Bankdrücker" und Podcast "Seitenwechsel" zur
3. Liga 

Auch mit seinen digitalen Angeboten widmet sich der BR Sport der
interessantesten 3. Liga seit Langem. So sind in der aktuellen Ausgabe
der Facebook-Show "Die Bankdrücker" die Spieler Stefan Lex (1860) und
Jim-Patrick Müller (Unterhaching) zu Gast und diskutieren mit den
Moderatoren Florian Eckl und Oliver Wütscher über den "Wahnsinn Dritte
Liga" - abrufbar auf der Facebook-Seite des BR Sports.

In der neuen Folge des BR-Podcasts "Seitenwechsel - Die andere Seite
des Sports" heißt es: Ist die 3. Liga die ehrlichere und
bodenständigere Liga? Die Macher Niklas Schenk und Michael Bartle
waren zum Saisonauftakt beim Spiel der Münchner Löwen in
Kaiserslautern und sind eingetaucht in Kurioses und Bemerkenswertes
rund um die 3. Liga. Abrufbar ist die neue Folge ab Donnerstag, 2.
August 2018 im Podcast-Center der BR Mediathek.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. August 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MELDUNG/1733: Deutschlandfunk - Neue Heimat Triest, 4.8.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Neue Heimat Triest

Integration ist möglich

Von Kirstin Hausen

Gesichter Europas

Samstag, 4. August 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Triest beginnt dort, wo Italien aufhört. Ganz im Nordosten, direkt an
der Grenze zu Slowenien, näher an Zagreb und an Wien als an Rom.
Jahrhundertelang war es Fluchtort für politisch Verfolgte und
Verzweifelte auf der Suche nach einem besseren Leben. Ob Griechen,
Armenier, Ungarn oder Deutsche - alle haben sie Triest etwas gegeben.
Wirtschaftsimperien wie illycaffè oder die Versicherung Generali
wurden von Immigranten gegründet. Die letzte große Flüchtlingswelle
traf Triest während des Balkankrieges - heute sind die slawischen
Sprachen überall in Triest zu hören. Die neue, große Herausforderung
sind die Flüchtlinge aus Syrien und Afrika. Ganz Italien steht vor
einer immensen Integrationsaufgabe. Aber auch da findet Triest
Lösungen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1732: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Billy Wilder, 4.8.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Nobody's Perfect

Eine Lange Nacht über Billy Wilder

Von Josef Schnelle

Lange Nacht

Samstag, 4. August 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Er war Reporter und Drehbuchautor in Berlin und wurde einer der
bedeutendsten Autorenfilmer von Hollywood mit seinen wunderbaren
Komödien und auch mit Filmen über die dunkle Seite der menschlichen
Seele. Doch der Kern seines Werkes bleibt ein Rätsel. "Nobody's
Perfect" steht auf seinem Grabstein. Es ist der ebenso einfache wie
geniale letzte Satz von "Manche mögen's heiß" und er bringt Leben und
Werk von Billy Wilder auf den Punkt. Mit Tondokumenten, Gesprächen und
bisher unbekanntem Material geht diese "Lange Nacht" dem Besonderen am
Werk und an der Persönlichkeit Billy Wilders nach.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2649: WDR 3 - Salzburger Festspiele 2018 mit Mozarts "Zauberflöte", 4.8.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Salzburger Festspiele - Die Zauberflöte

Konzertvereinigung Wiener Staatsopernchor

Ernst Raffelsberger, Choreinstudierung

Wiener Philharmoniker

Constantinos Carydis, Leitung

Aufzeichnung vom 27. Juli 2018, Festspielhaus, Salzburg

ARD Radiofestival. Oper

Samstag, 04.08.2018, 20.04 - 23.00 Uhr, WDR 3



Zauberoper, Singspiel, Maschinenkomödie, Freimaurerritus mit
ägyptischen Mysterien, heroisch-komische Oper? Mozarts "Zauberflöte"
wird so viel gehört, so häufig aufgeführt, beredet, bezweifelt und
befragt wie kaum ein anderes Werk der Operngeschichte. Singspiele in
märchenhaftem Ambiente waren in der zweiten Hälfte des 18.
Jahrhunderts an den Wiener Vorstadtbühnen en vogue. Auch "Die
Zauberflöte" steht in dieser Tradition.

Ihre erzählerische Kraft nämlich findet sich in der überbordenden
Fantasie, mit der Mozart und sein Librettist Emanuel Schikaneder die
"Zauberflöte" ausgestattet haben. Gerade das Überblenden von scheinbar
Märchenhaftem mit vermeintlich von der Vernunft Erhelltem lässt das
Publikum in der Schwebe. Der Dichotomie von Gut und Böse setzen sie
die Urteilskraft des Herzens entgegen und liefern so einen weiteren
Schlüssel zur Lösung des Rätsels: Am Ende siegt in der "Zauberflöte"
die Liebe.

Wolfgang Amadeus Mozart: "Die Zauberflöte"

Eine deutsche Oper in 2 Aufzügen

Sarastro: Matthias Goerne

Tamino: Mauro Peter

Die Königin der Nacht: Albina Shagimuratova

Pamina: Christiane Karg

Erste Dame: Ilse Eerens

Zweite Dame: Paula Murrihy

Dritte Dame: Geneviève King

Papageno: Adam Plachetka

Papagena: Maria Nazarova

Monostatos: Michael Porter

Sprecher: Tareq Nazmi

Zweiter Priester/Erster geharnischter Mann: Simon Bode

Erzähler: Klaus Maria Brandauer

Drei Knaben: Wiener Sängerknaben

 * 

Quelle:

Programmtip vom 2. August 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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AUSSTELLUNG/059: Emden - "Der offene Blick. Junge Film Studien 2012 - 2017", bis 31.08.2018


"Der offene Blick. Junge Film Studien 2012 - 2017"

Die Ausstellung "Der offene Blick - Junge Film Studien 2012 - 2017" ist bis zum 31. August zu sehen und präsentiert
eine Auswahl von 25 Kurzfilmen von 45 Autorinnen und Autoren aus vergangenen fünf Jahren Filmseminararbeit an der
Hochschule Emden/Leer. Die Kurzfilme laufen als Loop.



In den Kurzfilmen der jungen Erwachsenen geht es um Freiheit und Erwachsenwerden, um Individualität und
Gemeinschaft, um Auseinandersetzungen mit der Digitalisierung, um Zerstörung der Umwelt, um Zweifel, Hoffnungen,
Träume, Konflikte, Lebenswege, Mut und Lösungen. Die Kurzfilme werden, unterteilt in sechs Themenbereiche, im
Atrium auf sechs Bildschirmen gezeigt. An den Wänden rund um die Bildschirme kreisen, wie kleine Satelliten, Texte,
Zitate, Gedanken, darunter auch einige Bezüge zu Kunstwerken der Kunsthalle. Das Ganze hat Werkstattcharakter. Die
Ausstellung ist eine Kooperation zwischen der Kunsthalle Emden und der Hochschule Emden/Leer auf Basis einer von
der Filmemacherin und Dozentin Susan Chales de Beaulieu an der Hochschule 2012 angeregten und seitdem von ihr dort
durchgeführten Filmseminararbeit. Über die Jahre kamen bereits die jeweiligen neuen Ergebnisse der Filmseminare an
jeweils einem Abend in der Kunsthalle zur Premiere. Nun eine Jubiläumsausstellung.

Die Autorinnen und Autoren sind zum Zeitpunkt der Filmherstellung an der Hochschule Studierende des Fachbereichs
Soziale Arbeit und Gesundheit gewesen. Heute steht ein Großteil von ihnen als Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter schon im Berufsleben. Für die meisten ist es die erste Begegnung mit dem künstlerischen
Ausdrucksmittel Film gewesen.

Die Idee hinter der Seminarreihe ist das Bauen einer Brücke zwischen sozialem Denken und filmkünstlerischem
Ausdruck. Die junge und sinnliche Kunst des Films eignet sich laut Susan Chales de Beaulieu hervorragend, um junge
Menschen ins Denken und Handeln zu locken. Film ist heute allgegenwärtig. Dessen Sprache besser verstehen und
reflektiert einsetzen zu können, ist wichtig und herausfordernd. Der offene Blick der Filmkamera (und der sie
lenkenden Personen) auf die Welt hat seit Erfindung der Filmkunst vor etwa 120 Jahren zu einem weltweit komplexen
Archiv und einem sich immer weiter spinnenden Netz an Deutungs-, Verständnis- und Verarbeitungsversuchen
individueller, gesellschaftlicher, sozialer, anthropologischer und anderer Fragen geführt. Film ist ein
Experimentierfeld, welches das Leben erforscht. Auch an der Hochschule Emden/Leer im Fachbereich der Sozialen
Arbeit. Der soziale Blick der Auszubildenden verschränkt sich mit dem künstlerischen Blick, beiden wohnt ein
Potential inne. Die Verschränkung ergab den Ausstellungstitel: Der offene Blick - Junge Film Studien 2012 - 2017.
Ein Blick auf eine schon fünfjährige Geschichte. Ein Jubiläum.

Das Projekt...

 ...ist eine Zusammenarbeit zwischen der Kunsthalle Emden und der Hochschule Emden/Leer, Fachbereich Soziale Arbeit
 und Gesundheit. Initiatorin: Susan Chales de Beaulieu, Filmemacherin und Dozentin

Mit Werken von Insa Adams, Tomke Beyreiß, Jacqueline-Sophie Bödeker, Jutta Bos-Kruse, Miriam Brickenstein, Jantje
Claassen, Gunnar Dannöhl, Miriam Dau, Matthias Evers, Nina Denise Falkenberg, Tina Fischer, Matthias Formans,
Benjamin Gärtner, Annette Gerdes, Sarah Gläser, Rebecca Greth, Carina Heyer, Marc Hinrichs, André Jülfs, Julia
Kellers, Antonia Koch, Nicola Katharina Koster, Britta Kupris, Karen Lessmann, Benjamin Mau, Christian Meyer,
Matthias Meyer, Tibor Mogwitz, Caroline Onnen, Kevin Poolke, Melina Post, Shalin Quint, Tristan Ritter, Sabrina
Roth, Tom Rothmann, Eike Saathoff, Franziska Schubert, Maren Söhrich, Freerk Sweers, Lena Thiele, Marco
Trauernicht, Anna Voss, Philipp Walter

Die Ausstellung... 

 ...ist bis zum 31. August zu sehen und präsentiert eine Auswahl von 25 Kurzfilmen von 45 Autorinnen und Autoren
aus vergangenen fünf Jahren Filmseminararbeit an der Hochschule Emden/Leer. Die Kurzfilme laufen als Loop. Der
Eintritt ist frei.

Termin: 12.06.2018 ab 19:00 - 31.08.2018 21:00

Veranstaltungsort:

Kunsthalle Emden

Hinter dem Rahmen 13

26721 Emden, Niedersachsen

E-Mail-Adresse: scdbfilm@t-online.de

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e.V. - idw -

Nürnberger Str. 38, 95448 Bayreuth

Telefon: 0921 - 34 899 89 70, Fax: 0921 - 34 899 89 78

E-Mail: service@idw-online.de

Internet: https://idw-online.de
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DER FILM/393: Hohenlockstedt - Filmclub Extra zeigt Filme von Heike Nikolaus, 25.08.2018


Arthur Boskamp-Stiftung

M.1 Hohenlockstedt

M.1 / Sa 25.08.2018, 19 Uhr: Klein anfangen - groß rauskommen.

Filmclub Extra zeigt Filme von Heike Nikolaus



Im Rahmen ihres Kunststudiums an der Hochschule für bildende Künste
hat die Hamburger Künstlerin und Regisseurin zwischen 1982 und 1991
eine Serie von Spielfilm-Miniaturen auf Super 8 und 16 mm gedreht.
Diese Filme, in denen sich Trash und Poesie auf das Glücklichste
verbinden, sind kleine Meisterwerke eigenen Rechts von einer noch
jungen Filmemacherin, deren Wiederentdeckung ein großes Vergnügen ist.
Sie sind heute aber auch außergewöhnliche historische Dokumente, in
denen sich die Hamburger Kunstszene der 80er Jahre ein Stelldichein
gibt.

Die 17 frühen Filmarbeiten von Heike Nikolaus, die im Kunstkontext
entstanden sind, präsentieren wir als Werkschau im Filmclub Extra des
M.1. Mit dabei sind unter anderen die Filme:

Der Zeichenschüler, Super-8, 1990 - Ein junger Künstler bewirbt sich
erfolglos ander Kunstakademie. Eine verführerische Frau kann ihn
trösten. Herzsprung, Super-8, 1988 - Zwei Götter im Liebesstreit
Paulette & Gigi in Paris, Super-8, 1989 - Eine Landpomeranze trifft in
Paris auf eine erfahrene Lebedame Schatten einer Jugend, das Wesen der
Apollinker oder die Kunst, sich selbst zu opfern, Super-8, 1990 -
Dionysos versucht Apoll zu verführen und die Kamera zitiert das
Gemälde "Hylas und die Nymphen" von Waterhouse

Das ausführliche Programm mit allen Filmtiteln finden Sie unter: www.m1-hohenlockstedt.de/

Zur Werkschau erscheint ein Katalog.

Das Projekt wurde ermöglicht durch die Unterstützung der Filmförderung
Hamburg Schleswig-Holstein, Filmwerkstatt Kiel.

 * 

Quelle:

Arthur Boskamp-Stiftung

Breite Straße 18, 25551 Hohenlockstedt

Telefon: +49 4826 850110

E-Mail: info@arthurboskamp-stiftung.de

Internet: www.m1-hohenlockstedt.de/
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KURSUS/1788: Bocholt - "Fit im Umgang mit PC und Smartphone" für Senioren, 6. und 13.8.2018


Senioren: Fit im Umgang mit PC und Smartphone

"PC-Sprechstunde" der Gruppe "Mouse Mobil"



Die ehrenamtlich tätige Gruppe "Mouse Mobil" bietet auch im August
wieder an drei unterschiedlichen Standorten offene PC-Sprechstunden
für Senioren an. Am Montag, 6. August, findet die offene Sprechstunde
im Ludgerushof, Glockenstraße 6a, in Spork statt, am Montag, 13.
August, im Apollonia Diepenbrock-Haus auf der Moltkestraße 4. Die
Sprechstunde dauert jeweils von 10:00 bis 11:30 Uhr. Der Schnupperkurs
ist kostenlos. Neben den oben genannten Sprechstunden findet die
offene PC-Sprechstunde jeden Dienstag von 11:00 bis 12:30 Uhr im
Europa-Haus an der Adenauerallee 59 statt.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können bei der Sprechstunde mehr zu
Sicherheit im Internet oder zu interessanten Internetseiten und Apps
erfahren. Auch besteht die Möglichkeit sich mit anderen Senioren im
individuellen Gespräch zum Thema PC auszutauschen. Das eigene Gerät
kann zur Schulung mitgebracht werden.

Mouse Mobil ist eine ehrenamtliche Projekt-Gruppe von "Engagiert in
Bocholt", die sich zum Ziel gesetzt hat, älteren Menschen in Bocholt
den Zugang zum Computer und Smartphone zu erleichtern. Initiatoren von
"Engagiert in Bocholt" sind das Seniorenbüro der Stadt Bocholt, der
Verein Leben im Alter und die Stadtsparkasse Bocholt.

Mehr Informationen zu Angeboten von "Mouse Mobil" erteilt das
Seniorenbüro der Stadt Bocholt unter Tel. 02871 953-758.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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ORTHOPÄDIE/379: Passive Bewegungsschienen für Knie- oder Schultergelenk - Vorteil nur bei zwei Indikationen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 30.07.2018

Passive Bewegungsschienen für Knie- oder Schultergelenk: Vorteil nur bei zwei Indikationen

Weniger Schmerzen bei Schultersteife, bessere Beweglichkeit bei
Kniegelenksersatz



Patientinnen und Patienten, die an Knie- oder Schultergelenk operiert
wurden oder konservativ behandelt werden müssen, können vom Training mit
motorbetriebenen, also passiven Bewegungsschienen (CPM) profitieren. Das
gilt allerdings lediglich für zwei Anwendungsbereiche und hier jeweils nur
für einen Endpunkt, also ein Zielkriterium der Behandlung. Im Vergleich
zur Physiotherapie allein treten bei der Behandlung der Schultersteife
weniger Schmerzen auf. Nach dem Einsetzen eines künstlichen Kniegelenks
ist der Bewegungsumfang höher, wenn zusätzlich zur Physiotherapie auch
passive Bewegungsschienen eingesetzt werden. Zu diesem Ergebnis kommt der
Abschlussbericht des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG). Das Fazit fällt demnach ungünstiger aus als im
Vorbericht, wo das Institut den CPM auch bei der
Rotatorenmanschettenruptur, einer Sehnen-Verletzung an der Schulter, einen
höheren Nutzen in Hinblick auf die Schmerzen bescheinigt hatte.

Gelenk kann früh wieder bewegt werden

Mithilfe von motorbetriebenen Bewegungsschienen (Continuous passive Motion
= CPM) können Gelenke bewegt werden, ohne dass Patientinnen oder Patienten
ihre Muskeln anspannen müssen. So ist es u. a. möglich, Gelenke schon kurz
nach einer Operation wieder intensiv zu aktivieren.

CPM sollen helfen, die Beweglichkeit zu verbessern, Versteifungen zu
verhindern und den Heilungsprozess zu unterstützen. In der Regel kommen
sie nicht allein, sondern als Teil einer multimodalen Therapie zum Einsatz
und ergänzen eine Physiotherapie.

Studienlage weiterhin am besten bei Kniegelenksersatz

Im Vergleich zum Vorbericht konnten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler Daten aus zwei weiteren Studien auswerten. Nach wie vor am
besten ist die Studienlage zum Einsatz der CPM als Zusatz zur
Physiotherapie nach dem Einsetzen eines künstlichen Kniegelenks. Hier
standen Daten von insgesamt 1693 Patientinnen und Patienten zur Verfügung,
bei den übrigen sechs Fragestellungen waren es jeweils weniger als 160.

Weitere Daten zu Rotatorenmanschettenruptur: Kein Vorteil bei Schmerz

Bei der sogenannten Rotatorenmanschettenruptur, einer
operationsbedürftigen Verletzung von Sehnen an der Schulter, standen dem
Institut nun für den Vergleich der CPM in Kombination mit Physiotherapie
gegenüber alleiniger Physiotherapie Daten aus zwei Studien mit insgesamt
155 Teilnehmerinnen und Teilnehmern zur Verfügung. Beim Vorbericht waren
es noch 100 gewesen. Und da die zusätzlich ausgewertete Studie beim
Endpunkt "Schmerz" zu einem gegenläufigen Ergebnis kam, sieht das Institut
im Abschlussbericht keinen Vorteil mehr.

Bei der Indikation Schultersteife bleibt es dagegen bei einem Hinweis auf
einen höheren Nutzen der CPM. Bestand hat auch die Bewertung bei der
Indikation Knietotalendoprothese: Hier bestätigt das IQWiG einen
Anhaltspunkt für einen höheren Nutzen. Denn wenn die CPM unmittelbar nach
der Operation ergänzend zur Physiotherapie angewendet wird, können die
Patientinnen und Patienten ihr Knie besser bewegen.

Weitere Studien sinnvoll und ratsam

Auch der Abschlussbericht konstatiert Evidenz-Lücken: Denn nach wie vor
fehlen verwertbare Daten zur gesundheitsbezogenen Lebensqualität und zu
unerwünschten Ereignissen. In den Indikationen, in denen derzeit noch kein
(höherer) Nutzen feststellbar ist, empfiehlt das IQWiG, weitere
randomisierte kontrollierte Studien (RCT) durchzuführen. Dabei wäre es
wichtig, sowohl die Schmerzmittelgabe als auch die jeweiligen
Behandlungsschemata von CPM und Physiotherapie zu standardisieren und in
Hinblick auf ihren Beginn und ihre Dauer detailliert zu beschreiben.
Fehlen diese Angaben, sind die Ergebnisse nur schwer zu interpretieren.

Das IQWiG bewertet in diesem Abschlussbericht Nutzen und Schaden der CPM
hier ausschließlich für das Knie- und Schultergelenk. Eine bereits
abgeschlossene Bewertung befasste sich mit aktiven Bewegungsschienen (CAM)
bei einem Riss des vorderen Kreuzbands am Knie.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 30.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1447: Scharfstoff aus Ingwer mindert üblen Atem (idw)


Technische Universität München - 30.07.2018

Scharfstoff aus Ingwer mindert üblen Atem



Der im Ingwer enthaltene Scharfstoff 6-Gingerol stimuliert ein
Speichelenzym, das übelriechende Substanzen abbaut. Es sorgt damit für
frischen Atem und einen besseren Nachgeschmack. Zitronensäure erhöht
dagegen den Natriumionen-Gehalt im Speichel, sodass Salziges weniger
salzig wirkt. Um mehr über Lebensmittelinhaltsstoffe herauszufinden,
untersuchte ein Team der Technischen Universität München (TUM) und des
Leibniz-Instituts für Lebensmittel-Systembiologie deren Effekte auf die im
Speichel gelösten Moleküle.

Viele Lebensmittelinhaltsstoffe tragen direkt durch ihren Eigengeschmack,
ihren Duft oder ihre Schärfe zum typischen Geschmack von Speisen und
Getränken bei. Sie beeinflussen aber auch indirekt über andere, noch
weitgehend unbekannte biochemische Mechanismen unser Geschmacksempfinden.
Dies hat ein Team um Professor Thomas Hofmann vom Lehrstuhl für
Lebensmittelchemie und Molekulare Sensorik nun genauer erforscht.

6-Gingerol sorgt für frischen Atem

Wie die Ergebnisse dieser Untersuchung zeigen, lässt das im Ingwer
enthaltene, scharf schmeckende 6-Gingerol innerhalb weniger Sekunden den
Spiegel des Enzyms Sulfhydryl-Oxidase 1 im Speichel um das 16-fache
ansteigen. Die an jeweils vier Frauen und Männern durchgeführten
Speichel- und Atemluftanalysen belegen, dass das Enzym übelriechende schwefelhaltige
Verbindungen abbaut. Auf diese Weise ist es in der Lage, den lang
anhaltenden Nachgeschmack vieler Lebensmittel wie Kaffee zu vermindern.
"Auch unser Atem riecht dadurch besser", erklärt Studienleiter Prof.
Hofmann, Direktor des Leibniz-Instituts für Lebensmittelsystembiologie an
der TUM. Der entdeckte Mechanismus könne zukünftig dazu beitragen, neue
Mundpflegemittel zu entwickeln.

Zitronensäure mindert unser Salzempfinden

Zitronensäure beeinflusst dagegen laut der Studie unsere
Geschmackswahrnehmung über einen ganz anderen Mechanismus. Wie jeder aus
eigener Erfahrung weiß, stimulieren saure Lebensmittel wie zum Beispiel
der Saft von Zitronen den Speichelfluss. Proportional zur Speichelmenge
erhöht sich dabei auch die Menge der im Speichel gelösten Mineralstoffe.

Laut Prof. Hofmann steigt der Natriumionen-Spiegel nach der Stimulation
mit Zitronensäure rasch um das etwa Elffache an. Dieser Effekt lässt uns
dann weniger sensitiv auf Kochsalz reagieren. Der Lebensmittelchemiker
erklärt dies so: "Kochsalz ist nichts anderes als Natriumchlorid, wobei
die Natriumionen beim Menschen für den Salzgeschmack verantwortlich sind.
Enthält der Speichel bereits höhere Konzentrationen an Natriumionen,
müssen verkostete Proben einen deutlich höheren Salzgehalt aufweisen, um
sie vergleichsweise salzig zu empfinden."

Hofmann sieht noch viel Forschungsbedarf, um das komplexe Zusammenspiel
zwischen den geschmacksgebenden Molekülsystemen in Lebensmitteln, den
biochemischen Prozessen, die im Speichel ablaufen, und unserem
Geschmacksempfinden zu verstehen. Mittels eines systembiologischen
Ansatzes verfolgt Hofmann das Ziel, eine neue wissenschaftliche Basis für
die Produktion von Lebensmitteln zu entwickeln, deren Inhaltsstoff- und
Funktionsprofile an den gesundheitlichen und sensorischen Bedürfnissen der
Verbraucherinnen und Verbraucher ausgerichtet sind. Hierfür kombinieren er
und sein Team Methoden der biomolekularen Grundlagenforschung mit
analytischen Hochleistungstechnologien und Methoden der Bioinformatik.


Originalpublikation:

Chemosensate-Induced Modulation of the Salivary Proteome and Metabolome
Alters the Sensory Perception of Salt Taste and Odor-Active Thiols. 

Bader M, Stolle T, Jennerwein M, Hauck J, Sahin B, Hofmann T. J
Agric Food Chem. 2018 Jul 13. doi: 10.1021/acs.jafc.8b02772.
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GESUNDHEIT/1337: Eindringliche Empfehlung der Nierenexperten - Bei der Hitze genügend trinken (idw)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 31.07.2018

Eindringliche Empfehlung der Nierenexperten: Bei der Hitze genügend trinken!



Die Hitzewelle hat Deutschland fest im Griff und strapaziert gerade die
älteren Menschen. "In den letzten Tagen haben wir in den Kliniken viele
dehydrierungsbedingte Notfälle gesehen - wie Kreislaufprobleme, Herzrasen
und auch akute Nierenversagen", erklärt Professor Dr. Jan C. Galle,
Pressesprecher der DGfN. "Gerade ältere Menschen sollten ausreichend
trinken. 1,5-2 Liter am Tag sind normal, bei starkem Schwitzen kann es
auch gut ein halber Liter mehr sein." Eine weit darüberhinausgehende
Flüssigkeitszufuhr bringt jedoch nichts. Die Getränke sollten außerdem
genügend Mineralstoffe enthalten. Statt Leitungswasser also lieber mal
eine Apfelschorle oder ein alkoholfreies Bier trinken.

Bei diesen Temperaturen kommen wir sogar ins Schwitzen, ohne dass wir uns
groß körperlich betätigen, und verlieren Flüssigkeit. Wenn wir nicht
ausreichend trinken, kann das zum Problem werden. 1,5-2 Liter am Tag
benötigt der menschliche Körper normalerweise, viele Menschen, gerade auch
ältere, liegen aber deutlich darunter. Spätestens bei einer Hitzewelle,
wie wir sie derzeit erleben, kann das dann zu gesundheitlichen
Komplikationen führen. Der Körper verliert durchs Schwitzen Flüssigkeit
und Mineralstoffe. Eine Zeitlang können die Nieren das zwar "abfangen" -
sie regulieren die Flüssigkeits- und Elektrolytpegel des Körpers -, früher
oder später stellen sich aber Komplikationen ein.

Häufige Folgen einer Dehydrierung sind Kreislaufschwäche bis hin zu
Herzrasen und Ohnmacht. Auch Bewusstseinsstörungen treten öfter auf, auch
Phasen der Verwirrtheit, einige Menschen fallen sogar ins Koma. Eine
weitere Komplikation ist das Auftreten des akuten Nierenversagens: Die
Nieren verweigern von heute auf morgen ihren Dienst, es wird kaum noch
Urin ausgeschieden und es kommt zu schweren Vergiftungserscheinungen mit
Übelkeit, Erbrechen und Wassereinlagerungen im Körper. Lagert sich Wasser
in der Lunge ein, kann das die Atmung erschweren und lebensgefährlich
werden. "In den letzten Tagen haben wir in den Kliniken viele
dehydrierungsbedingte Notfälle gesehen - wie Kreislaufprobleme, Herzrasen
und auch akute Nierenversagen", erklärt Professor Dr. Jan C. Galle,
Pressesprecher der Deutschen Gesellschaft für Nephrologie (DGfN). "Wir
möchten daher eindringlich die Empfehlung an die Öffentlichkeit bringen,
genügend zu trinken".

Denn um den genannten Komplikationen vorzubeugen, ist eine ausreichende
Flüssigkeits- und Mineralstoffzufuhr wichtig. "Gerade ältere Menschen
sollten ausreichend trinken. 1,5-2 Liter am Tag sind normal, bei starkem
Schwitzen kann es auch ein halber Liter mehr sein", so Prof. Galle.
Warnzeichen, dass zu wenig getrunken wurde, sind:


	wenn man deutlich seltener und weniger Wasserlassen muss als sonst,

	wenn der Urin sehr dunkel ist,

	wenn die Haut und Schleimhäute trocken sind,

	wenn es zu Schwindel oder Herzrasen kommt,

	wenn es zur raschen, sonst nicht erklärbaren Gewichtsabnahme kommt.



Besonders gefährdet sind Menschen, die z.B. zur Blutdrucksenkung oder zur
Behandlung anderer Krankheiten Entwässerungstabletten (Diuretika)
einnehmen. Eine weitere Risikogruppe sind ältere Menschen, "da bei ihnen
häufig das Durstempfinden viel schwächer ausgeprägt ist als bei jüngeren",
so der Experte.

Bleibt noch zu klären, was getrunken werden soll. "Neben der ausreichenden
Flüssigkeitszufuhr sollte auf eine ausreichende Mineralstoffzufuhr
geachtet werden, denn wir schwitzen auch wertvolle Mineralien aus.
Leitungswasser, das mit Kohlensäure versetzt wird oder sogenannte
Tafelwasser enthalten relativ wenige Mineralstoffe. Besser sind
Mineralwasser - und ab und zu eine Apfelsaftschorle oder ein alkoholfreies
Bier." Von mit Zucker versetzten Limonaden rät Galle grundsätzlich ab, bei
Patienten mit vorgeschädigten Nieren außerdem von Cola. "Hier wird neben
dem Zucker ein zweites 'Gift' zugeführt. Bei Patienten mit einer
chronischen Nierenerkrankung führt Cola zum Anstieg von Phosphat im Blut
und das wiederum kann die Nierenerkrankung beschleunigen. Da viele
Patienten von ihrer leichtgradigen Nierenkrankheit nichts wissen,
riskieren sie, ohne es zu ahnen, ihre Nierengesundheit, wenn sie viel Cola
trinken."

Wer eine Dehydrierung vermeiden möchte und nun denkt, je mehr trinken,
desto besser, ist allerdings auf dem Holzweg. Bei Patienten mit Herz- oder
Nierenerkrankungen sind Volumenüberladungen in der Regel eher nachteilig.
Auch die Meinung, wer besonders viel trinke, spüle die Nieren und schütze
sie, ist eine Mär. Eine randomisiert kontrollierte Studie an neun
kanadischen Zentren [1] zeigte im letzten Jahr, dass die
Trinkmengen-Erhöhung um täglich 1-1,5 Liter über zwölf Monate zu keinen Unterschieden
gegenüber der Kontrollgruppe (Beibehaltung der bisherigen Trinkmenge)
hinsichtlich Nierenfunktion (sogenannte GFR), Eiweißausscheidung sowie dem
Wohlbefinden führte.

Zusammenfassend sollten sich Gesunde bezüglich der Trinkmengen also an die
Empfehlung 1,5-2 Liter bei Normaltemperaturen, 2-3 Liter bei Hitze
orientieren. Herz- oder Nierenkranke sollten mit ihrem Arzt sprechen, eine
allgemeine Empfehlung kann für sie nicht gegeben werden.


[1] Clark W et al. Effect of Drinking More Water on Kidney Function
Decline in Adults with CKD: A Randomized Clinical Trial. ASN 2017,
FR-PO1068
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VORSORGE/792: Erweiterung des Neugeborenen-Screenings dringend gefordert (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 30.07.2018

Erweiterung des Neugeborenen-Screenings dringend gefordert



Künftig sollten alle Neugeborenen routinemäßig auf die schwere
Muskelkrankheit Spinale Muskelatrophie getestet werden. Das fordern
Wissenschaftler des Universitätsklinikums Freiburg auf Basis einer neuen
Studie. "Es gibt seit Kurzem erstmals eine wirksame Therapie gegen Spinale
Muskelatrophie. Wir haben jetzt deutliche Hinweise, dass die Behandlung
möglichst früh innerhalb der ersten Lebensmonate beginnen sollte. Die
Durchführung eines Neugeborenen-Screenings für SMA ist entscheidend für
die präsymptomatische Diagnose", sagt Studienleiter Prof. Dr. Janbernd
Kirschner, Kommissarischer Ärztlicher Direktor der Klinik für
Neuropädiatrie und Muskelerkrankungen am Universitätsklinikum Freiburg

Die Studie ist am 16. Juli 2018 im Fachmagazin Journal of Neuromuscular
Disease erschienen.

SMA - häufigste genetische Todesursache bei Kindern

Spinale Muskelatrophie (SMA) ist eine genetische Erkrankung, bei der
Nervenzellen im Rückenmark absterben, was zu Muskelschwund und allgemeiner
Schwäche führt. SMA Typ 1, der häufigste und schwerste Subtyp der
Krankheit, beginnt im Säuglingsalter und endet oft tödlich durch Ersticken
oder Atemlähmung - die häufigste genetische Todesursache im Kindesalter.
Seit Ende 2016 ist erstmals ein Wirkstoff vorhanden, der die
Nervenschädigung verlangsamt oder sogar aufhält. Aufgrund der sehr guten
Ergebnisse wurde der Wirkstoff Nusinersen allen Patienten mit SMA Typ 1
schon vor der Zulassung zur Verfügung gestellt. Im Gegensatz zu den
früheren klinischen Studien wurden daraufhin Kinder verschiedener
Altersgruppen und verschiedener Stadien der Erkrankung mit Nusinersen
innerhalb des Expanded Access Program (EAP) ausgewertet.

Beste Ergebnisse bei frühem Therapiebeginn

An der jetzt veröffentlichten Studie haben sich neben dem
Universitätsklinikum Freiburg auch die Universitätskliniken Berlin, Essen,
Gießen, Hamburg und Münster sowie das DRK Klinikum Westend in Berlin
beteiligt. Die Analyse zeigt, dass Kinder mit SMA Typ 1 nach
sechsmonatiger Behandlung mit dem Medikament Nusinersen eine Verbesserung
der motorischen Funktion erreichen können, insbesondere, wenn die
Behandlung vor dem siebten Lebensmonat begonnen hat. Kinder, deren
Behandlung im Alter von sieben Monaten oder früher begann, profitierten
mehr als Patienten, deren Therapie erste später begonnen hatte.

Diese Ergebnisse unterstreichen die Bedeutung der Früherkennung von SMA
durch ein Neugeborenenscreening. "Unsere Ergebnisse sind ein weiterer
Beweis dafür, dass eine frühzeitige Diagnose und Einleitung der Behandlung
für Patienten mit infantiler Spinaler Muskelatrophie von grundlegender
Bedeutung ist", erklärt Professor Kirschner.

Die aktuelle Studie berichtet über die Ergebnisse von 61 Kindern mit SMA
Typ 1, die zwischen November 2016 und Juni 2017 mit Nusinersen behandelt
wurden. Die Patienten waren zwischen einigen Monaten und fast 8 Jahren
alt. Die Symptome traten meist in den ersten drei Lebensmonaten auf und
die meisten Babys wurden vor dem sechsten Lebensmonat diagnostiziert. Vor
der Behandlung benötigten mehr als die Hälfte der Kinder eine künstliche
Atemunterstützung, 20 Prozent hatten bereits einen Luftröhrenschnitt und
mehr als die Hälfte eine Ernährungssonde.

Im Laufe der Nusinersen-Therapie beobachteten die Ärzte bei vielen
Patienten motorische Verbesserungen Mittlerweile ist wurde Nusinersen für
die Behandlung aller Patienten mit SMA zugelassen.Basierend auf den
Ergebnissen dieser Studie zielt das Projekt SMArtCARE (www.smartcare.de)
darauf ab, Daten aller SMA-Patienten zu sammeln, um die Wirksamkeit der
Behandlung in unterschiedlichen SMA-Stadien, nach längeren
Behandlungszeiträumen und die allgemeine Lebensqualität der Patienten und
Betreuer zu evaluieren.


Originalpublikation:

Evaluation of Children with SMA Type 1 Under Treatment with Nusinersen
within the Expanded Access Program in Germany

DOI: 10.3233/JND-180-315

Link zur Studie: www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/29689734
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POLITIK/1910: Paritätischer warnt vor Überbelastung der Pflegebedürftigen (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 1. August 2018

Paritätischer warnt vor Überbelastung der Pflegebedürftigen



Der Paritätische Wohlfahrtsverband begrüßt richtige und wichtige Vorhaben
beim Pflegepersonal-Stärkungs-Gesetz, welches heute im Bundeskabinett
verabschiedet werden soll. Gleichzeitig kritisiert der Verband, dass ein
Gesamtkonzept nicht erkennbar ist.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn möchte ab 2020 eine
Personaluntergrenze in der Pflege einführen sowie die Finanzierung von
13.000 zusätzlichen Pflegekräften fördern. "Statt kleiner Schritte brauchen
wir einen großen Sprung, um den bereits bestehenden Pflegenotstand zu
stoppen" findet Werner Hesse, Geschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbands. "Wir benötigen einen umfassenden Aktionsplan für die
Pflege, sowohl im Sinne der Pflegenden als auch der Gepflegten." Denn diese
seien am Ende die Leidtragenden, wenn zu wenig Personal in
Pflegeeinrichtungen bereitstünde, welches auch noch chronisch überlastet
ist.

Darüber hinaus kritisiert der Verband, dass Krankenhäuser im Gesetz besser
gestellt werden, was sich nachteilig auf Einrichtungen der Altenpflege
auswirken kann. "In der Realität könnte in der Altenpflege Personal in die
Krankenhäuser abwandern, die dann bessere Bedingungen bieten" befürchtet
Werner Hesse. Man müsse sicherstellen, dass kein Sogeffekt eintritt.

Spürbare Verbesserungen können aus Sicht des Paritätischen nur mit der
Senkung und Begrenzung von Eigenanteilen erreicht werden. Die
Verbesserungen beim Pflegepersonal dürfen nicht zu Lasten der Betroffenen
gehen. Deshalb fordert der Verband eine gesetzliche Regelung, nach der die
Pflegeversicherung künftig grundsätzlich mindestens 85 Prozent der Kosten
übernimmt. Der Eigenanteil der Pflegebedürftigen soll auf 15 Prozent
gedeckelt werden. Die Mittel des Pflegevorsorgefonds sollen hierfür
eingesetzt werden. Zudem plädiert der Paritätische für eine verbindliche
Übernahme der Investitionskosten durch die Länder. Außerdem fordert der
Verband, dass die Finanzierung der Behandlungspflege in Pflegeheimen
endlich durch die Krankenkassen erfolgen müsse.

 * 
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STELLUNGNAHME/175: Flächendeckende Einführung eines "Pflegerischen Basis-Assessments" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 31.07.2018

DGG warnt vor flächendeckender Einführung eines "Pflegerischen Basis-Assessments" (BAss)

STELLUNGNAHME



Mit dem sog. "Pflegerischen Basis-Assessment" (BAss) stellt die
Fachgesellschaft "Profession Pflege" ein von ihr selbst entwickeltes
"Assessment-Instrument" vor und propagiert die flächendeckende Einführung
in deutschen Krankenhäusern. Nach Angaben der Autoren ist es das Ziel,
neben bereits in der Geriatrie und der Palliativmedizin bestehender
Assessmentinstrumente einheitliche Standards für die Krankenhauspflege
einzuführen, Doppeldokumentationen sowie die Erhebung von ähnlichen Daten
in verschiedenen Assessments und Aufnahmebögen abzulösen.

Das Instrument stellt eine Fremdbewertungsskala in 6 Bereichen (Mobilität,
Selbstversorgung, Kognition-Wahrnehmung-Kommunikation, Verhalten,
Risiken-Prävention, Zustände mit Überwachungsbedarf) dar und soll bewährte und
wissenschaftlich validierte Instrumente wie den Barthel-Index, den
erweiterten Barthel-Index, die Braden-Skala etc. ersetzen. Die
Standardisierung der Erfassung, Einschätzung und Bewertung
pflegerelevanter Phänomene soll eine sinnvolle Entbürokratisierung der
Pflegedokumentation erlauben.

Die Autoren behaupten, die derzeit bestehende Heterogenität in der
deutschen Kliniklandschaft in Anwendung und Durchführung pflegerischer
Assessments und der pflegerischen Anamnese erfordere diese
Vereinheitlichung. Ferner seien die meisten praktizierten Verfahren nur
eingeschränkt kompatibel mit dem im Rahmen des neuen
Pflegebedürftigkeitsbegriffs eingeführten Neuen Begutachtungsassessments
(NBA) und für einen sektorenübergreifenden Datenaustausch ungeeignet.

Die Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG) warnt vor einer
flächendeckenden Einführung des BAss. Eine fundierte Begründung
hinsichtlich der Forderung nach einer Standardisierung der pflegerischen
Assessments für alle Klinikbereiche - ohne Beachtung von fachspezifischen
Anforderungen - findet sich in den Veröffentlichungen nicht. Auch die DGG
kann diese nicht erkennen.

Die Deutsche Gesellschaft für Geriatrie kann den Mehrwert des aufwändigen
Verfahrens nicht erkennen. Eine wissenschaftliche Validierung ist nicht
erfolgt. Eine "exemplarische Einstufung von mehreren Patienten" ist nicht
ausreichend, um die Güte eines Assessmentinstruments zu beurteilen.
Darüber hinaus bleiben die Antragsteller eine fachlich-inhaltliche
Begründung für die Auswahl der Instrumente (NBA, BI, erweiterter BI)
schuldig. Der Barthel-Index weist für Teilaspekte verschiedene
Skalierungsstufen auf (0/5 oder 0/5/10 oder 0/5/10/15). Diese
Differenzierung lässt sich nicht durch ein einfaches Mapping in eine
4-stufige Skalierung transferieren. Wenn beispielsweise eine
detailliertere Bewertung der Aktivitäten des täglichen Lebens gewünscht
wird, kann man auf in Deutschland validierte Verfahren wie die "Functional
Independance Measure (FIM) zurückgreifen.

Die Auswahl der Fragen zur "Risiken/Prävention" und "Zustände mit
Überwachungsbedarf" vermengt die Dokumentation von Inhalten der
Pflegeanamnese mit der Durchführung eines Assessments.

Die Akutsituation im Krankenhaus stellt andere Anforderungen an die
Patientenbeurteilung als die Einschätzung der langfristigen
Pflegebedürftigkeit. Ein umfassendes Assessment mit Blick auf einen
stationären Krankenhausaufenthalt soll und kann das im Rahmen des neuen
Pflegebedürftigkeitsbegriffs eingeführten "Neue Begutachtungsinstrument
(NBA)" nicht leisten. Es besteht auch keine Notwendigkeit, eine
Kompatibilität zwischen einer Akutbewertung im Krankenhaus und der
Beurteilung einer langfristigen Pflegebedürftigkeit herzustellen. Ob durch
die Integration des NBA in ein klinisches Assessment "Auseinandersetzungen
mit dem MDK-Gutachter bezogen auf das Mapping vorgebeugt werden" können,
muss bezweifelt werden. Die DGG befürchtet vielmehr, dass widersprüchliche
Einschätzungen erhebliche Prüfaufwände erzeugen.

Die Grundkonstruktion des BAss ist offensichtlich so angelegt, dass eine
kontinuierliche Weiterentwicklung möglich wäre. Dies schließt die
Integration des BAss in den ICD-10-GM gegenwärtig aus. Demgegenüber sind
Barthel-Index, FIM, Erweiterter Barthel-Index, MMSE bereits jetzt feste
Bestandteile des ICD-10-GM.

Behauptungen, dass eine Digitalisierung und Nutzung von e-Health erst über
die Einführung des BAss ermöglicht würde, sind unrichtig. Bereits heute
werden Assessmentergebnisse elektronisch erfasst und verarbeitet. Eine
Vergleichbarkeit der Daten ist durchaus möglich, wie die
Qualitätssicherung des Bundesverbandes Geriatrie mit dem
"GEMIDAS"-Verfahren beweist.

Assessmentinstrumente dienen der Beurteilung von Patienteneigenschaften
und der interdisziplinären Therapieplanung. Sie sind nicht darauf
ausgerichtet, eine Bewertung des Personalaufwands zu liefern. Eine
Festsetzung von Personaluntergrenzen anhand des BAss ist schon deshalb
nicht möglich, da dieses nur einen Teilbereich des pflegerischen Handelns
im Krankenhaus abbilden kann. Insbesondere die Behandlungspflege, die in
der Frührehabilitation eine zentrale Rolle spielt, wird nicht erfasst.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass mit dem BAss-Konstrukt lediglich
ein Dokumentationsinstrument für die Zusammenführung verschiedener
Instrumente entwickelt wurde. Es handelt sich nicht um ein valides
Assessmentinstrument. Die von der Fachgesellschaft "Profession Pflege"
postulierten Ziele sind aus Sicht der Deutschen Gesellschaft für Geriatrie
nicht erreichbar und somit eine flächendeckende Einführung nicht sinnvoll.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66219

Stellungnahme: Deutsche Gesellschaft für Geriatrie warnt vor flächendeckender Einführung eines "Pflegerischen Basis-Assessments" (BAss) in deutschen Krankenhäusern
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Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1748: Forschung - Im Kampf gegen Bakterien braucht es genügend Energie (idw)


Universität Bern - 31.07.2018

Im Kampf gegen Bakterien braucht es genügend Energie



Um Bakterien und Pilze einzufangen und abzutöten, bauen weisse
Blutkörperchen Netze aus DNA und toxischen Proteinen. Diese «Fangnetze»
unseres Immunsystems sind nur dank einer zusätzlichen Energiequelle in
diesen Abwehrzellen möglich, wie Forschende der Universität Bern
herausfanden.

Neutrophile Granulozyten, kurz Neutrophile, sind eine bestimmte Art von
weissen Blutkörperchen. Sie sind die am häufigsten vorkommenden Zellen
unseres natürlichen Abwehrsystems und für die Abtötung von Bakterien und
Pilzen zuständig. Ist die Zahl der Neutrophile zu tief oder deren Funktion
eingeschränkt, drohen lebensgefährliche Infektionen. Nun hat eine
Forschungsgruppe der Universität Bern unter der Leitung von Hans-Uwe Simon
vom Institut für Pharmakologie herausgefunden, dass Neutrophile zur
Abtötung von Bakterien auf eine intakte Struktur ihrer Mitochondrien, den
sogenannten «Kraftwerken der Zellen», angewiesen sind. Dabei spielt ein
spezielles Protein, das Optic Atrophy 1 (OPA1) Protein, eine wichtige
Rolle.

Bisher nahm man an, dass die in Neutrophilen nur wenig vorhandenen
Mitochondrien keine besondere Bedeutung haben und lediglich für das
natürliche Absterben dieser Zellen zuständig sind. Wie die Studie nun
zeigt, erfüllen die Mitochondrien in Neutrophilen eine zentrale Funktion
für die gesamte Immunabwehr. Die Studie ist eine Zusammenarbeit der
Institute für Pharmakologie und Klinische Chemie der Medizinischen
Fakultät sowie dem Departement für Infektionskrankheiten und Pathobiologie
der Vetsuisse-Fakultät der Universität Bern, der Kinderklinik des
Inselspitals und weiteren Forschungsgruppen aus dem In- und Ausland. Sie
wurde in der Fachzeitschrift «Nature Communications» publiziert.

Eine Extraportion Energie

Neutrophile verfolgen eine besonders raffinierte Strategie, um Bakterien
zu eliminieren: sie spannen Netze aus DNA und toxischen Proteinen in der
Blutbahn und im Gewebe. So können sie die Bakterien einfangen und abtöten.
Die Forschenden wollten herausfinden, wie dieser Prozess abläuft und
untersuchten dazu das OPA1-Protein in den Mitochondrien der Neutrophile.
Sie konnten nachweisen, dass dieses Protein nicht nur die Form der
Mitochondrien, sondern auch deren Funktion bestimmt. Das OPA1-Protein in
den Mitochondrien der Neutrophile sorgt dafür, dass genügend NAD+
(Nicotinamid Adenin Dinukleotid) zur Verfügung steht - ein zentrales
Molekül, um im Zellplasma zusätzliche Energie zu generieren.

Die Gruppe um Hans-Uwe Simon konnte experimentell zeigen, dass diese
Energie notwendig ist, um DNA aus den Mitochondrien in die Umgebung
freizusetzen und DNA-Netze zur Abwehr von Infektionen zu bilden. «Wir
konnten nachweisen, dass Mitochondrien in Neutrophilen eine sehr spezielle
Funktion haben, und dass das Protein OPA1 für unser Immunsystem von
grundlegender Bedeutung ist», sagt Hans-Uwe Simon. Aus diesen
Beobachtungen leiten die Forschenden neue Therapieansätze zur Behandlung
von Infektionskrankheiten ab, bei denen das OPA1-Protein in Neutrophilen
gezielt aktiviert werden könnte.


Originalpublikation:

Poorya Amini, Darko Stojkov, Andrea Felser, Christopher B. Jackson,
Carolina Courage, André Schaller, Laurent Gelman, Maria Eugenia Soriano,
Jean-Marc Nuoffer, Luca Scorrano, Charaf Benarafa, Shida Yousefi, and
Hans-Uwe Simon: 

Neutrophil extracellular trap formation requires
OPA1-dependent glycolytic ATP production, Nature Communications, 27. Juli
2018, 

doi: 10.1038/s41467-018-05387-y,

https://www.nature.com/articles/s41467-018-05387-y

Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/DNA-Netze

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66217

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 31.07.2018
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KREBS/1184: Forschung - Wie resistente Krebszellen bekämpft werden können (idw)


Universität Bern - 30.07.2018

Wie resistente Krebszellen bekämpft werden können



Ein internationales Forschungsteam unter der Co-Leitung der Universität
Bern und des Niederländischen Krebsforschungszentrums (NKI) hat
verschiedene Mechanismen der Krebstherapieresistenz entschlüsselt. Die
Erkenntnisse tragen dazu bei, die Selbst-Reparatur von Krebszellen nach
einer Therapie zu verstehen und somit resistente Tumore effizienter zu
bekämpfen.

Die DNA in unseren Zellen ist ständig Schädigungen ausgesetzt, welche
insbesondere durch den normalen Stoffwechsel der Zellen verursacht werden.
Aktuelle Schätzungen gehen von bis zu 70'000 Schädigungen pro Zelle pro
Tag aus. Diese Schäden können gesunde Zellen aber reparieren, zum Beispiel
mit Hilfe der Proteine BRCA1 und BRCA2. Wenn diese allerdings defekt sind,
kommt es zu einer vermehrten Anzahl von DNA-Mutationen, die Krebs
verursachen können. Vor allem die Entstehung von Brust- und Eierstockkrebs
wird mit Schäden an diesen beiden Reparatur-Proteinen in Verbindung
gebracht.

Tumore, die einen solchen Defekt aufweisen, können mit Hilfe einer neuen
Therapie mit sogenannten PARP-Inhibitoren bekämpft werden. Wenn das
Protein PARP, das ebenfalls an der DNA-Reparatur beteiligt ist, zusätzlich
zu den defekten Reparatur-Proteinen blockiert wird, sterben die
Krebszellen ab, während die gesunden Körperzellen (mit noch
funktionierenden Reparatur-Proteinen) überleben. Trotz des klinischen
Erfolgs der PARP-Inhibitoren kommt es bei Patientinnen und Patienten aber
leider häufig zur Entstehung einer Resistenz. Die genauen Ursachen dieser
Resistenz sind noch unklar.

In enger Zusammenarbeit mit dem Netherlands Cancer Institute (NKI) in
Amsterdam (Jonkers Labor), dem Institute of Cancer Research in London
(Lord Labor), dem Lunenfeld-Tanenbaum Research Institute in Toronto
(Durocher Labor) und dem Genome Integrity Laboratory in Oxford (Chapman
Labor) hat ein Forschungsteam der Universität Bern nun drei verschiedene
Resistenzmechanismen gegen diese PARP-Inhibitoren identifiziert. Die
Erkenntnisse können dazu verwendet werden, neue Ansätze gegen
Therapieresistenzen zu entwickeln. Durch diese Forschung wurden auch neue
Einsichten in grundsätzliche Mechanismen der DNA-Reparatur gewonnen. Die
Resultate wurden in den Fachzeitschriften «Cancer Cell», «Cell Reports»
und «Nature» publiziert.

Millionen von Krebszellen untersucht

Mit Hilfe der Genschere CRISPR/Cas9 und der zielgerichteten Abschaltung
von Genen konnten die Forschenden herausfinden, welche Gene die
DNA-Reparatur im Zusammenhang mit der Krebstherapie steuern. Sie modifizierten
Millionen von BRCA-mutierten Krebszellen genetisch, wobei sie im
Durchschnitt nur 1 Gen pro Zelle veränderten. Nachdem diese Millionen von
Zellen dann mit PARP-Inhibitoren behandelt wurden, blieben jene Zellen
übrig, die aufgrund bestimmter genetischer Veränderungen resistent wurden
und die Behandlung überlebten. «Die Veränderungen in diesen Zellen gaben
uns dann einen Hinweis, welche Gene in der Resistenzentwicklung involviert
sind», sagt Sven Rottenberg von der Vetsuisse-Fakultät der Universität
Bern. Hierzu kultivierten die Forschenden die Tumorzellen auch in einer
dreidimensionalen Matrix, was den Vorteil bietet, dass diese Zellkulturen
den echten Tumoren ähnlicher sind (vgl. Medienmitteilung zu 3D-Organoiden
vom 11.12.2017). Mit Hilfe dieser Tests entdeckten die Forscher, dass der
Erfolg der PARP Inhibitoren abhängig ist von der Funktion von weiteren
Proteinen, welche ebenfalls bei der Reparatur von DNA-Brüchen involviert
sind. Fällt die Funktion dieser zum Teil neu entdeckten Proteine aus,
kommt es zur Resistenz gegen die PARP-Inhibitoren.

Achillesferse der Tumore nutzen

Durch das Verständnis der genauen Resistenzmechanismen ergeben sich neue
Chancen: «In unseren Modellen haben wir gesehen, dass die Tumore, die
gegen eine Behandlung durch PARP-Inhibitoren resistent sind - aufgrund des
Ausfalls von weiteren DNA Reparatur-Proteinen - durch Radiotherapie oder
bereits etablierten Krebsmedikamenten wie Temozolamid bekämpft werden
können. Dies eröffnet Therapiemöglichkeiten für Patientinnen und
Patienten, bei denen der Krebs nach einer anfänglich erfolgreichen
PARP-Inhibitor-Behandlung erneut auftritt», erklärt Rottenberg. Seine
Forschungsgruppe arbeitet daran, weitere Schwachstellen der resistenten
Tumore zu finden, mit der Hoffnung, neue Therapieansätze zu entwickeln und
die Resistenz von Krebs, der aufgrund defekter Reparatur-Proteine
entsteht, zu überwinden.

Die Forschung von Sven Rottenberg wird unterstützt vom Schweizer
Nationalfonds (SNF), der Krebsliga Schweiz, der Niederländischen Krebsliga
(KWF), sowie der EU (European Research Council, ERC). Die vorliegende
Studie ist eine Zusammenarbeit der Universität Bern mit dem Netherlands
Cancer Institute (NKI) in Amsterdam (Jonkers und Wessels Labore), dem
Institute of Cancer Research in London (Lord Labor), dem
Lunenfeld-Tanenbaum Research Institute in Toronto (Durocher Labor) und der
Universität Zürich (Lopes Labor), des Danish Cancer Society Research
Center in Kopenhagen und Karolinksa Institutes in Stockholm (Bartek
Labore), der University of Oxford (Chapman und Tarsounas Labore), der
University of Manchester (Ogilvie Labor), der University of Leiden (van
Attikum Labor), und der University of Groningen (van Vugt Labor).

Originalpublikation:

Gogola E, Duarte AA, de Ruiter JR, Wiegant WW, Schmid JA, James DI,
Guerrero Llobet S, Vis DJ, Annunziato S, van den Broek B, Barazas M,
Kersbergen A, de Bruijn R, van de Ven M, Tarsounas M, Ogilvie DJ, van Vugt
M, Wessels LFA, Bartkova J, Gromova I, Andújar Sánchez M, Bartek J, Lopes
M, van Attikum H, Borst P, Jonkers J, Rottenberg S. 

Selective loss of PARG
restores PARylation and counteracts PARP inhibitor-mediated synthetic
lethality. 

Cancer Cell, 11 June 2018,

doi:https://doi.org/10.1016/j.ccell.2018.05.008

Weitere Publikationen:

Barazas M, Annunziato S, Pettitt SJ, de Krijger I, Ghezraoui H, Roobol SJ,
Lutz C, Frankum J, Song FF, Brough R, Evers B, Gogola E, Bhin J, van de
Ven M, van Gent DC, Jacobs JJL, Chapman R, Lord CJ, Jonkers J, Rottenberg
S. 

The CST Complex Mediates End Protection at Double-Strand Breaks and
Promotes PARP Inhibitor Sensitivity in BRCA1-Deficient Cells. Cell Rep.
2018 15 May 2018; 23(7): 2107-2118.

https://doi.org/10.1016/j.celrep.2018.04.046

Noordermeer SM, Adam S, Setiaputra D, Barazas M, Pettitt SJ, Ling AK,
Olivieri M, Álvarez-Quilón A, Moatti N, Zimmermann M, Annunziato S,
Krastev DB, Song F, Brandsma I, Frankum F, Brough R, Sherker A, Landry S,
Szilard RK, Munro M, McEwan A, Goullet de Rugy T, Lin ZY, Hart T, Moffat
J, Gingras AG, Martin A, van Attikum H, Jonkers J, Lord CJ, Rottenberg S,
Durocher D. 

The Shieldin complex mediates 53BP1-dependent DNA repair.

Nature 2018, 18 July 2018, doi: 10.1038/s41586-018-0340-7,

https://www.nature.com/articles/s41586-018-0340-7

Hind Ghezraoui, Catarina Oliveira, Jordan R. Becker, Kirstin Bilham,
Daniela Moralli, Consuelo Anzilotti, Roman Fischer, Mukta Deobagkar-Lele,
Maria Sanchiz-Calvo, Elena Fueyo-Marcos, Sarah Bonham, Benedikt M.
Kessler, Sven Rottenberg, Richard J. Cornall, Catherine M. Green, J. Ross
Chapman, 

53BP1 cooperation with the REV7-shieldin complex underpins DNA
structure-specific NHEJ, Nature 2018, 25 July 2018, 

doi: 10.1038/s41586-018-0362-1,

https://www.nature.com/articles/s41586-018-0362-1


Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/Krebstherapieresistenz

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66208

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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MEDIEN/1007: Ratgeber "Achtung, Zucker! Die schlimmsten Zuckerfallen und die besten Alternativen" (VzHH)


Verbraucherzentrale Hamburg - 31. Juli 2018

Wie viel Zucker ist gesund?

Ratgeber informiert über Fallen und Alternativen



Was wäre ein Sommer ohne Eis, ein Festmenü ohne Dessert oder ein
Kindergeburtstag ohne Kuchen? Völliger Verzicht auf Zucker bringt nach
heutigem Stand der Forschung keine gesundheitlichen Vorteile. Trotzdem
ist zu viel davon nicht gesund. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO)
empfiehlt, nicht mehr als zehn Prozent des täglichen Energiebedarfs
aus Zucker zu decken. Das entspricht etwa 50 bis 60 Gramm - und die
sind oft schneller erreicht als gedacht. Denn Zucker ist eben nicht
nur in Süßigkeiten und Limonaden. Der Ratgeber der Verbraucherzentrale
"Achtung, Zucker!" deckt die größten Fallen auf und stellt die besten
Alternativen vor.

Das Buch informiert zudem über die unterschiedlichen Zuckerarten,
erläutert Ersatzstoffe von Honig bis Agavendicksaft und gibt Tipps,
worauf Verbraucherinnen und Verbraucher bei den Zutatenlisten von
Lebensmitteln achten sollten. Der Praxisteil bietet mehr als 50
zuckerarme Rezepte zum Backen und Kochen. Dabei geht es nicht darum,
die beliebte Zutat zu verteufeln oder ganz aus dem Speiseplan zu
streichen, sondern gesünder durch den Tag zu kommen. Wer sich
ausgewogen ernährt und sich genügend bewegt, kann Süßes in Maßen
durchaus mit gutem Gewissen genießen.


Der Ratgeber "Achtung, Zucker! Die schlimmsten Zuckerfallen und
die besten Alternativen" ist erhältlich für 14,90 Euro im Infozentrum
der Verbraucherzentrale Hamburg an der Kirchenallee 22 (Mo bis Do
10 - 18 Uhr und Fr 10 - 16 Uhr). Zuzüglich 2,50 Euro für Porto und
Versand kann man das Buch auch online unter https://shop.vzhh.de
bestellen oder für 11,99 Euro als E-Book direkt herunterladen.

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 31. Juli 2018

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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LABEL/4940: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 02.08.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
31. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die neue Single von Kerstin
Ott! Die Sängerin, Songwriterin und Musikerin hat mit
"Regenbogenfarben" nicht nur den nächsten Vorboten auf ihr neues
Album "Mut zur Katastrophe" veröffentlicht, sondern auch eine Hymne
für Gleichberechtigung und Toleranz parallel zur Berlin Pride Week
abgeliefert!

Außerdem gibt es eine Aussicht auf die neue Veröffentlichung von
Deutschlands berühmtester Slam-Poetin Julia Engelmann, die ihre Show
im Admiralspalast aufgezeichnet und als DVD, Blu-ray und E-Video
verewigt hat.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt 

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Julia Engelmann präsentiert "Jetzt, Baby! - Poesie und Musik -
Live aus dem Admiralspalast Berlin" am 31. August auf DVD, Blu-ray &
Download

Die 26-jährige Bremerin ist wirklich ein Multitalent: Ihr 2017
veröffentlichtes Debütalbum "POESIEALBUM" stieg prompt auf Platz 9
der Albumcharts ein und enthält 14 wundervolle Songs mit diesem
besonderen "engelmannschen" Wortzauber. Es folgte eine gefeierte
Live-Tournee, die Fans und Kritiker begeisterte: Über 50.000 Besucher
sahen das so liebevoll gestaltete Programm "JETZT, BABY - Poesie und
Musik", das an jedem Abend mit einer sympathischen Künstlerin, selbst
gemalter Kulisse, viel Konfetti und einer mitreißenden
Live-Atmosphäre das Publikum bezaubert hat. Am 31. August erscheint
dieses unvergessliche Live-Programm mit dem Titel "Jetzt, Baby!
Poesie und Musik - Live aus dem Admiralspalast Berlin" auf DVD,
Blu-ray und E-Video!

Julia Engelmann wird für ihre höchst errfolgreiche Verschmelzung aus
Musik und Poesie sowie ihre authentische Bühnenpräsenz gefeiert und
nun auf DVD verewigt. Aufgezeichnet wurde die Show im legendären
Admiralspalast in Berlin und zeigt die Vollzeitpoetin, dreifache
Spiegelbestsellerautorin und Deutschlands berühmteste
Poetry-Slammerin in Bestform! Im Herbst wird Julia Engelmann wieder
auf Tour durch das Land reisen und Futter für die Seele und den Geist
präsentieren. Die Wartezeit kann man ab dem 31. August mit der Show
verkürzen.

Mehr Infos:

http://www.juliaengelmann.de

https://www.facebook.com/juliaengelmannofficial/

http://instagram.com/_juliaengelmann/


Kerstin Ott veröffentlicht neue Single "Regenbogenfarben"
aus dem kommenden Album "Mut zur Katastrophe"

"Im Grunde sind wir alle nur Menschen, die nach dem gleichen Ziel
streben: Glücklich zu sein", so Kerstin Ott über die universelle
Botschaft ihrer neuen Single "Regenbogenfarben". Der sprichwörtliche
Blick über den Tellerrand hinaus - schon immer ein wichtiger
künstlerischer Antrieb für Kerstin Ott, den die norddeutsche
Singer/Songwriterin seit über zwei Jahren erfolgreich in ihre
mitreißende Hit-Mischung aus Pop, Dance und Folk verpackt. "Es gibt
tausend verschiedene Lebensentwürfe; wir sollten jedem Menschen die
Chance geben, auf seine Art glücklich zu werden. Keiner darf sich
anmaßen, einem anderen vorzuschreiben, was er oder sie anziehen
sollte, was er oder sie fühlen oder wen er oder sie lieben sollte.
Der Song ist ein klares Statement gegen Intoleranz und
Engstirnigkeit. Und ein lautes Ja zu Diversität und Menschlichkeit.
Denn das Leben ist bunt - Regenbogenfarben bunt!"

Parallel zur Berlin Pride Week und dem Christopher Street Day am 27.
Juli hat Kerstin Ott ihre neue Single "Regenbogenfarben"
veröffentlicht. Der Song ist die neueste Vorbote auf ihr kommendes
Album "Mut zur Katastrophe", das am 17. August auf den Markt kommt.
Mit "Regenbogenfarben" erscheint nun Kerstin Otts ganz persönliche
Hymne auf Toleranz, Offenheit und Vielschichtigkeit.

Mehr Infos zu Kerstin Ott unter:

http://www.universal-music.de/kerstin-ott/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Bozza / Thriller / 10.08.2018

Various Artist / Freaky Friday / 10.08.2018

Kerstin Ott / Mut zur Katastrophe / 17.08.2018

Various Artist / Disney Ultimate Hits (LP) / 17.08.2018

Chefket / Alles Liebe (Nach dem Ende des Kampfes) / 17.08.2018

Clueso / Handgepäck I / 24.08.2018

Samy Deluxe - SaMTV Unplugged / 31.08.2018

Various Artist / High School Musical Gold Vinyl Edition (LP) / 31.08.2018

Julian Engelmann / Jetzt, Baby! - Poesie und Musik Live aus dem Admiralspalast Berlin (DVD, Blu-ray, Download) /31.08.

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Xatar / Alles Oder Nix II / 14.09.2018

Various Artist / Christopher Robin / 14.09.2018

PUR / Zwischen den Welten / 14.09.2018

Singles

Sierra Kidd / Real Life / 01.08.2018

Samy Deluxe / Adriano (SaMTV Unplugged) / 02.08.2018

Airon / Fünf Dreier / 03.08.2018

Bengio / Wunderschönes Chaos / 03.08.2018

Beyond The Black / Million Lightyears / 03.08.2018

Bonez MC & RAF Camora / 500 PS / 03.08.2018

CHVRCHES feat. Wednesday Capanella / Out Of My Head / 03.08.2018

Clueso / Wie versprochen / 03.08.2018

Element Of Crime / Am ersten Sonntag nach dem Weltuntergang / 03.08.2018

VSK / One Love / 03.08.2018

Xatar / Gaddafi / 03.08.2018

Bozza / H2H / 08.08.18

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

10.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers 

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Kerstin Ott

17.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie

19.08.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

20.08.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

21.08.2018 / 18:00 Uhr / BR / Abendschau

26.08.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

31.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Monats

Michelle

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers 

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Radio Doria

01.09.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

Samy Deluxe

10.08.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow (Talk & Einspieler)

Vincent Malin 

11.08.2018 / 22:00 Uhr / MTV / Top 100

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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Universal Music International Presse-Newsletter - 31. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch eine neue Single von der
wunderbaren Maggie Rogers, die am vergangenen Freitag "Give A Little"
veröffentlicht hat.

Außerdem gibt es neue Singles von Tini, die einen Song mit Sebastián
Yatra aufgenommen hat, LOGIC, der gemeinsam mit OneRepulic-Frontmann
Ryan Tedder im Studio war, und dem französischen Rap-Star KAARIS, der
sich für den offiziellen Remix von "DIARABI" FLER an seine Seite
geholt hat. Zudem gibt es Neuigkeiten von Dean Lewis und Nile Rodgers
& CHIC, die am 16. August live in Berlin zu sehen sind.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt 

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

 * 

Neuigkeiten

Maggie Rogers präsentiert neue Single "Give A Little"

Nach dem im Mai erschienenen Song "Fallingwater", präsentiert
Sängerin und Songwriterin Maggie Rogers nun ihre neue Single "Give A
Little". Die US-Amerikanerin hatte sich seit ihrer Entdeckung durch
Pharrell Williams und Songs wie "Dog Years", "Alaska" und "On + Off"
zum Kritiker- und Publikumsliebling entwickelt. Jetzt gibt es mit
"Give A Little" eine weitere Kostprobe auf das kommende Debütalbum
der Multiinstrumentalistin.

Produziert wurde "Give A Little" von Maggie Rogers gemeinsam mit
Grammy-Gewinner Greg Kurstin (Adele, Sia, Foo Fighters). Der Song
erzählt von einem frischen Neubeginn einer Romanze, die in der
Dunkelheit gestrandet ist. Über den Zeitpunkt der Entstehung erzählte
die 24-Jährige via Twitter in einen handgeschriebenen Brief, dass sie
"Give A Little" am "National School Walkout"-Tag im April geschrieben
hat. Der Track soll demnach eine Welt besingen, in der "Probleme als
menschliche, nicht als politische Probleme" gehandhabt werden. "Give
A Little" wurde in den Echo Studios in Los Angeles aufgenommen.

Neben den Live-Shows im Londoner Koko im August wird Maggie Rogers
auch auf dem Reading Festival und dem Leeds Festival zu sehen sein.

http://www.universal-music.de/maggie-rogers/home


TINI veröffentlicht neue Single "Quiero Volver" feat.
Sebastián Yatra 

Mit der Disney-Serie "Violetta" wurde sie weltweit bekannt und
veröffentlichte 2016 unter eigenem Namen ihr Hit-Album "TINI". Eine
Welttournee folgte und Tini Stoessel zählt zu den größten Stars
Lateinamerikas, die das Publikum rund um den Globus begeistert. Vor
kurzem war die Argentinierin als Feature-Gast bei Alvaro Solers Remix
von "La Cintura" gemeinsam mit Rap-Star Flo Rida dabei. Jetzt legt
Tini ihre neue Single "Quiero Volver" (dt. "Ich möchte zurück") vor!

Am Freitag erscheint "Quiero Volver" feat. Sebastián Yatra. Bereits
vorab zeigten die beiden Stars - der Kolumbianer Sebastián Yatra hat
u.a. in Spanien die Charts dominiert - was für eine Chemie sie haben:
Auf ihren Social Media Kanälen verbreiteten sie erste kurze
Teaser-Clips, u.a. wie sie sich im Videoclip zu "Quiero Volver" am
Strand leidenschaftlich küssen.

http://www.universal-music.de/tini/home


LOGIC & OneRepublic-Frontmann Ryan Tedder veröffentlichen
gemeinsame Single "One Day"

Mit seiner Single "1-800-273-8255" begeisterte LOGIC rund um den
Globus das Publikum und setzte auch einen Dialog in Gang, der Leben
retten kann: Der Titel der Single ist gleichzeitig die Telefonnummer
der National Suicide Prevention Lifeline, der amerikanischen
Seelsorge zur Prävention von Selbstmord, und eine klare Hymne des
Lebens. Jetzt legt LOGIC seine neue Single "One Day" vor und hat sich
dafür hochkarätige Verstärkung ins Studio geholt:

OneRepublic-Frontmann, Songwriter und Produzent Ryan Tedder macht mit
LOGIC gemeinsame Sache.

Die beiden Superstars veröffentlichen mit "One Day" eine deutliche
Botschaft: Behalte dein Ziel im Auge und kämpfe für deinen Traum! Die
positive Hymne vereint LOGICs Rap-Parts mit Tedders gefühlvollem
Gesang - eine absolute Power-Collabo, die sicherlich nicht die letzte
der beiden bleiben wird.

http://www.universal-music.de/logic/home


Dean Lewis präsentiert Video zu "Be Alright" und kündigt
Deutschland-Tour an

Mit seiner Single "Waves" und der EP "Same Kind Of Different"
begeisterte Dean Lewis Kritiker und Publikum weltweit und kann über
200 Millionen Streams verbuchen. Hierzulande gehört u.a. Ina Müller
zu seinen Fans: Der Australier feierte bei "Inas Nacht" seine
deutsche TV-Premiere. Nun gibt es endlich neue Musik des Sängers,
Songwriters und Musikers: "Be Alright" heißt die Ende Juni
veröffentlichte Single, zu der Dean Lewis jetzt auch das Video
präsentiert:

Mit "Be Alright" erzählt Dean Lewis brutal ehrlich, unprätentiös und
authentisch von einem schmerzvollen Betrug in einer Beziehung. Die
Inszenierungen seiner Geschichten sind zurückhaltend und dadurch noch
viel gewichtiger. Ein Talent, das im Herbst auch endlich wieder live
in Deutschland zu sehen sein wird!

DEAN LEWIS live

24.09.2018 Berlin, Privatclub

26.09.2018 Hamburg, Prinzenbar

27.09.2018 Köln, Artheater

http://www.universal-music.de/dean-lewis/home


KAARIS veröffentlicht neue Single "DIARABI " feat.
FLER

Der französische Rap-Star KAARIS hat bereits mit Haftbefehl einen
gemeinsamen Track für dessen Album aufgenommen. Die
deutsch-französische-Freundschaft geht nun in die nächste Runde:
KAARIS präsentiert mit FLER den offiziellen Remix zu seinem Hit
"DIARABI"!

Bereits am Freitag ist "DIARABI" feat. FLER erschienen und stürmt
direkt die Streaming-Charts. KAARIS und FLER teilten die
Veröffentlichung von "DIARABI" via Instragram und die Fans der beiden
(zusammen über 2,3 Millionen Follower) zeigen sich begeistert von der
neuen Version. "DIARABI" ist in der Originalversion auf KAARIS' Album
"DOZO" vertreten, das in Frankreich direkt Platz 16 erobert hat.


Nile Rodgers & CHIC am 16. August live in Berlin ++ Neues
Album "It's About Time" erscheint am 21. September

Nile Rodgers & CHIC veröffentlichen am 21. September ihr erstes
gemeinsames Album nach 25 Jahren! Das Cover Artwork ist an das
selbstbetitelte Debütalbum von CHIC von 1977 angelehnt und wurde mit
den Fashion-Ikonen Duckie Thot und Jazzelle Zanaughtti in Szene
gesetzt.

Nile Rodgers über das neue Album "It's About Time": "Ich hatte das
große Privileg, für einige der größten Künstler der Welt zu
produzieren. Als dann die Zeit kam, an den Kollaborationen für mein
eigenes Album zu arbeiten, war die Messlatte - wie soll ich sagen -
sehr, sehr hoch", erklärt Nile. "Nao, Mura Masa und Cosha waren dabei
sehr wichtig für mich."

"It's About Time" ist das 10. Studioalbum von Nile Rodgers & CHIC und
das erste seit über 25 Jahren! Der Grammy-gekrönte Komponist,
Produzent, Arrangeur und Gitarrist Nile Rodgers war stets aktiv in
der Zusammenarbeit mit anderen Künstlern und Musikern und betrat mit
seiner Musik immer wieder neues musikalisches Terrain. Auf "It's
About Time" hat er u.a. Nao, Mura Masa, Stefflon Don, Cosha und Craig
David versammelt. Eine Legende meldet sich zurück...and we boogie all
night!

Am 16. August sind Nile Rodgers & CHIC live in Berlin zu sehen,
Tickets sind bereits erhältlich!

NILE RODGERS & CHIC live

16.08.2018 Berlin, Tempodrom

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Nicki Minaj / QUEEN / 10.08.2018

Gorgon City / Escape / 10.08.2018

Ariana Grande / Sweetener / 17.08.2018

Slaves / Acts of Fear And Love / 17.08.2018

The Gardener & The Tree / 69591, LAXÅ / 24.08.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Paul McCartney / Egypt Station / 07.09.2018

Nile Rodgers & CHIC / It's About Time / 21.09.2018

Billy F Gibbons / The Big Bad Blues / 21.09.2018

Rod Stewart / Blood Red Roses / 28.09.2018

Catalogue

Public Image Limited / The Public Image Is Rotten (Songs From The Heart) (CD Box) / 27.07.2018

Boz Scaggs / Out Of The Blues (CD/LP) / 27.07.2018

Social Distortion / Live At The Roxy (2LP) / 27.07.2018

The Moody Blues / diverse LPs / 27.07.2018

U2 / Achtung Baby (Remastered 2018 / 2LP) / 27.07.2018

U2 / The Best Of 1980-1990 (Remastered 2017 / 2LP) / 27.07.2018

U2 / Zooropa (Remastered 2017 / 2LP) / 27.07.2018

Various Artists / Isle Of Dogs (Original Motion Picture Soundtrack / LP) / 03.08.2018

Elton John / Captain Fantastic And The Brown Dirt Cowboy (2016 Remastered / LP) / 03.08.2018

Elton John / Madman Across The Water (2016 Remastered / LP) / 03.08.2018

Fairport Convention / A Tree With Roots - Fairport Convention And The Songs Of Bob Dylan (CD) / 03.08.2018

Genesis / diverse LPs (2018 Reissue) / 03.08.2018

Supertramp / Breakfast In America (LP) / 10.08.2018

Various Artists / Psychedelic And Freakbeat Masterpieces (LP Box) / 10.08.2018

Diana Ross / Diana (Ltd. 2LP Pink Vinyl) / 17.08.2018

Keith Urban / Love, Pain & The Whole Crazy Thing (2LP) / 17.08.2018

Keith Urban / Be Here (2LP) / 17.08.2018

Neil Diamond / Hot August Night III (2CD/2CD-BD/2CD-DVD) / 17.08.2018

The Beach Boys & Royal Philharmonic Orchestra / The Beach Boys With The Royal Philharmonic Orchestra (2LP) / 17.08.2018

Siouxsie And The Banshees / diverse LPs (180gm Vinyl Reissue) / 17.08.2018

Bob Marley & The Wailers / Kaya 40 (2CD / D2C Green Vinyl / 2LP) / 24.08.2018

Japan / Gentlemen Take Polaroids - Half Speed (LP/2LP 45rpm) / 24.08.2018

Japan / Tin Drum - Half Speed Master (LP/2LP 45rpm) / 24.08.2018

Little Steven, The Disciples Of Soul / Soulfire Live! (3CD) / 24.08.2018

Various Artists / Grease (Original Motion Picture Soundtrack/2LP) / 24.08.2018

Various Artists / The Man From Mo' Wax (Original Motion Picture Soundtrack/CD/2LP) / 31.08.2018

The Band / Music From Big Pink - 50th Anniversary (Ltd. LP Box/Ltd. 2LP Pink Vinyl/2LP Black Vinyl/CD) / 31.08.2018

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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FOLKLORE/1364: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Three For Silver - Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland, 14.9.2018


Kulturcafé Komm du - September 2018

Three For Silver: "Get low" | Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA

Konzert am Freitag, den 14. September 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für das Konzert mit 'Three For Silver' (Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA) am Freitag, den 14.9.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der drei Musiker - Foto im Flyer: © by James Rexroad]
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Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 14.09.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Three For Silver - "Get low"

Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA

Lucas Warford (Gesang, Bass)

Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) 

Douglas Francisco (Lapsteel- resp. Dobro-Gitarre)

In ihrer ganz eigenen, hervorragend tanzbaren Mixtur vereinen
Three for Silver Elemente von Tom Waits und Mumford And Sons
mit einer Prise Balkan Charme à la Gogol Bordello. Das Trio schafft
es in kleiner Besetzung einen ganz großen Sound zu erzeugen und
dabei die Leute mit Leichtigkeit zum Tanzen zu bringen. Mit ihrer
aktuellen Single "Get low" im Gepäck tourt die Gruppe in diesem
Herbst durch Europa.


Weitere Informationen: 

Zum Reinhören: Three for Silver - "Get low"

https://www.youtube.com/watch?v=8jE-3XQ14Jk

Zum Anschauen: Three for Silver - VANSTAND

https://www.youtube.com/watch?time_continue=49&v=LjyQ03cn6oE


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Three For Silver: v.l.n.r. Douglas Francisco, Lucas Warford und Willo Sertain

Foto: © by James Rexroad




THREE FOR SILVER

Im kommenden Herbst werden "Three For Silver" nach Europa
zurückkehren. Mit im Gepäck haben sie ihr Musikvideo zur brandneuen
Single "Get Low" und ein neues Lineup.

"Get Low" ist eine Hymne für all jene, die auf Grund gelaufen sind,
sich in einer Einbahnstraße befinden oder auf ihrem Weg falsch
abgebogen sind. Der Song handelt zudem auch davon, dass einem die
besseren Dinge des Lebens oft dort begegnen, wo wir sie nicht
erwarten. Die Voraussetzung dafür ist ein ganz solider Platz, an dem
man sich zu Hause fühlt.

Three for Silver besitzen die einzigartige Fähigkeit, viel
mehr Sound zu generieren als man von einem Akustiktrio erwarten
würde. Der Song wurde auch deshalb live, mit minimalem Overdubbing
aufgenommen. Ein besonderes Highlight ist der selbstgebaute
akustische Bass von Lucas Warford. Durch seine besondere Spielweise
deckt der Bandleader neben den tiefen Frequenzen auch die Percussion
Elemente ab. Diese einzigartige Technik sorgt für eine echte
Soundexplosion, die er wie in einem Rausch gespielt in Echtzeit
performt.

Für die aktuelle Tour hat die Band die Geige gegen eine akustische
Lap Steel Gitarre getauscht. Sie werden diesmal von Douglas
Francisco unterstützt, einem Kenner und Könner des Vorkriegsblues
und -folk. Der Sound seiner metallenen Dobro wird der Band zu einem
scharfen Sound verhelfen, mit dunklen Tönen und metallisch
klingenden Instrumenten. Das verspricht ein spannendes Lineup für
das europäische Publikum, bei dem man einen Sound und Stil
präsentiert bekommt, der außerhalb von Amerika kaum zu finden ist.

Lucas Warford (Gesang, Bass) ist das hartschlagende Herz der Band,
ein pumpender Dieselmotor voll Bass und Brüllen. "The acid baby of
Tom Waits and Les Claypool", wie einst von der amerikanischen
Legende Baby Gramps beschrieben. Seine einzigartigen Bässe sind die
Grundlage, auf der er seine Endzeitvision der Welt jault und rappt.
Er ist ein religionsloser Prediger von Feuer und Schwefel, frittiert
in den tiefen Sümpfen Floridas.

Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) kommt aus den Wäldern von North
Carolina. Das Produkt eines dunklen Rituals, welches versuchte den
kristallklaren Gesang eines Weinglases mit einer seltenen Wildblume,
die nur in Dunkelheit wächst, zu kombinieren. Ihre puren Töne und
eindringlichen Melodien bilden einen natürlichen Schutz vor der
Verrücktheit Warfords.
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Three For Silver: Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA 

Foto: © by Three for Silver




Sertain war es, die den Bandnamen ausgedacht hat, dies aber
dann vergaß. Sie schiebt die Namensherkunft auf ein vergessenes
Kinderlied, das keiner finden oder an das sich keiner erinnern kann.
Sertain und Warford begannen ihre Zusammenarbeit als angeheuerte
Söldner für eine Europatournee mit "The Underscore
Orchestra" (im "Komm du" zu sehen und zu hören am Mittwoch, den
26. September 2018, 20 bis 22 Uhr). Ihre Liedertexte wurden im
hinteren Winkel des Buses aufgekritzelt, um dann in reisemüden
Auszeiten zum Erklingen gebracht zu werden. Zwischen ihnen floss die
Musik ohne Ende. Und so entschieden sie sich, an Ort und Stelle
abzuspringen und eine eigene Band zu gründen. Sertain hat "Three
For Silver" als Namen vorgeschlagen, Warford stimmte zu, dann
gingen sie einen Packt ein, nie wieder über den Namen nachzudenken.

Three For Silver sind seit 2013 auf Tournee. Sie entfesseln
dabei ihren idiosynkratrischen Klang für Zuschauer bei über 200
Konzerten pro Jahr und sind blind für alles andere als die nächste
Etappe, das nächste Publikum, die nächste Nacht. Ohne einen Manager
oder Booking Agent in Sicht zu haben, hat ihre monomanische Hingabe
sie bereits um die Welt für Auftritte in Clubs, Bars, Theater und
Wohnzimmer, sowie auf Boote, Festivals und Wochenmärkte geführt.
Zuletzt arbeiteten sie in Partnerschaft mit dem US Außenministerium
auf mehreren kulturellen Austausch-Tourneen nach Russland und in
andere Länder, die nach echter, original amerikanischer Musik
dürsten.


Weitere Informationen:

Three for Silver - Homepage

http://threeforsilver.com/

Three for Silver bei Facebook

https://www.facebook.com/ThreeForSilver/

Zum Reinhören & Anschauen:

Local Roots - Three for Silver

https://www.youtube.com/watch?v=3kWLX3VPEns&t=100s

Three For Silver: "Get Thee Hence"

https://www.youtube.com/watch?v=E81zsv6jM60
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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POP-ROCK/5292: Max Mutzke mit neuem Album "Colors" auf Tour - 25.01. bis 08.02.2019


MAX MUTZKE mit neuem Album COLORS auf Tour!

Max Mutzke kommt mit seiner Band monoPunk 2019 auf grosse Tour!



Am 28. September 2018 liefert MAX MUTZKE mit Colors sein neues Album
ab - ein grooviges Gesamtkunst - und kleines Meisterwerk, mit dem
Deutschlands wichtigster Soulsänger dem Spektrum "Soul" eine
neuerliche Nuance verleiht.

Man kann sich in Plattensammlungen, Diskographien, Fachbüchern oder
Foren vergraben, um sich ein Bild davon zu machen, welche Wege der
Soul in den letzten 50 Jahren einschlug, was er für den Hiphop und der
Hiphop für den Soul getan hat. Man kann aber auch einfach Colors
auflegen und sich den stimmigen Collagen hingeben, mit denen MAX
MUTZKE und seine Touring-Band monoPunk die feinen Verläufe des Genres
in schillernden Farben aufzeigen.

Dazu arbeitete das langjährig eingegroovte Team mit analogen
Instrumenten und legendärem Songmaterial. Hiphop-Klassiker von
Grandmaster Flash, De La Soul, Warren G. oder Mary J. Blige wurden wie
selbstverständlich zu krachenden Neo-Soul-Hymnen arrangiert - gemischt
und gemastered von Grammy-Gewinner und D'Angelo Producer Russell
Elevado. In ein R'n'B-Regal passt Colors also auch.

Nach weiterem Genuss der Tracks, u.a. von Seeed, Will Smith, Sly & the
Family Stone oder mit Nico Suave und Keno Langbein geschriebene
deutschsprachige Titel, wird klar: MAX MUTZKE macht hier nicht auf
Motown - vielmehr hat er sich ein fantasie-, respekt- und liebevolles
Portrait dieser Musik ausgemalt, umgesetzt und cool signiert. Der
bunte Faden, der sich durch die musikalischen Ebenen von Colors zieht,
bringt auf den Punkt, wofür MAX MUTZKE steht und immer stand:
Überraschendes Composing und leuchtende Akzente.

Ab Januar 2019 steht MAX MUTZKE dann mit seinem neuen Repertoire da,
wo er schon immer am liebsten stand: Auf Deutschlands Bühnen - und
Fans wissen, dass der Künstler hier immer noch einen Klecks besser als
auf Platte ist!

Der VVK startet am FREITAG, den 27.07., um 10:00 Uhr

auf www.neuland-concerts.com

und an allen bekannten Vorverkaufsstellen.

MAX MUTZKE & monoPunk - COLORS Live

präsentiert von Schall Magazin

25.01. Frankfurt - Alte Oper

26.01. Karlsruhe - Tollhaus

27.01. München - Muffathalle

29.01. Nürnberg - Hirsch

30.01. Wien - WUK

31.01. Dresden - Alter Schlachthof

02.02. Berlin - Columbiatheater

03.02. Leipzig - Täubchenthal

04.02. Oldenburg - Kulturetage

06.02. Bochum - Zeche

07.02. Köln - Gloria

08.02. Hamburg - Große Freiheit 36

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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POP-ROCK/5291: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Three For Silver - Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland, 14.9.2018


Kulturcafé Komm du - September 2018

Three For Silver: "Get low" | Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA

Konzert am Freitag, den 14. September 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für das Konzert mit 'Three For Silver' (Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA) am Freitag, den 14.9.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der drei Musiker - Foto im Flyer: © by James Rexroad]

[image: Plakat zum Konzert mit 'Three For Silver' (Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA) am Freitag, den 14.9.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einer folkloristischen Grafik - Foto: © by Three for Silver]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 14.09.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Three For Silver - "Get low"

Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA

Lucas Warford (Gesang, Bass)

Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) 

Douglas Francisco (Lapsteel- resp. Dobro-Gitarre)

In ihrer ganz eigenen, hervorragend tanzbaren Mixtur vereinen
Three for Silver Elemente von Tom Waits und Mumford And Sons
mit einer Prise Balkan Charme à la Gogol Bordello. Das Trio schafft
es in kleiner Besetzung einen ganz großen Sound zu erzeugen und
dabei die Leute mit Leichtigkeit zum Tanzen zu bringen. Mit ihrer
aktuellen Single "Get low" im Gepäck tourt die Gruppe in diesem
Herbst durch Europa.


Weitere Informationen: 

Zum Reinhören: Three for Silver - "Get low"

https://www.youtube.com/watch?v=8jE-3XQ14Jk

Zum Anschauen: Three for Silver - VANSTAND

https://www.youtube.com/watch?time_continue=49&v=LjyQ03cn6oE


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Three For Silver: v.l.n.r. Douglas Francisco, Lucas Warford und Willo Sertain
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THREE FOR SILVER

Im kommenden Herbst werden "Three For Silver" nach Europa
zurückkehren. Mit im Gepäck haben sie ihr Musikvideo zur brandneuen
Single "Get Low" und ein neues Lineup.

"Get Low" ist eine Hymne für all jene, die auf Grund gelaufen sind,
sich in einer Einbahnstraße befinden oder auf ihrem Weg falsch
abgebogen sind. Der Song handelt zudem auch davon, dass einem die
besseren Dinge des Lebens oft dort begegnen, wo wir sie nicht
erwarten. Die Voraussetzung dafür ist ein ganz solider Platz, an dem
man sich zu Hause fühlt.

Three for Silver besitzen die einzigartige Fähigkeit, viel
mehr Sound zu generieren als man von einem Akustiktrio erwarten
würde. Der Song wurde auch deshalb live, mit minimalem Overdubbing
aufgenommen. Ein besonderes Highlight ist der selbstgebaute
akustische Bass von Lucas Warford. Durch seine besondere Spielweise
deckt der Bandleader neben den tiefen Frequenzen auch die Percussion
Elemente ab. Diese einzigartige Technik sorgt für eine echte
Soundexplosion, die er wie in einem Rausch gespielt in Echtzeit
performt.

Für die aktuelle Tour hat die Band die Geige gegen eine akustische
Lap Steel Gitarre getauscht. Sie werden diesmal von Douglas
Francisco unterstützt, einem Kenner und Könner des Vorkriegsblues
und -folk. Der Sound seiner metallenen Dobro wird der Band zu einem
scharfen Sound verhelfen, mit dunklen Tönen und metallisch
klingenden Instrumenten. Das verspricht ein spannendes Lineup für
das europäische Publikum, bei dem man einen Sound und Stil
präsentiert bekommt, der außerhalb von Amerika kaum zu finden ist.

Lucas Warford (Gesang, Bass) ist das hartschlagende Herz der Band,
ein pumpender Dieselmotor voll Bass und Brüllen. "The acid baby of
Tom Waits and Les Claypool", wie einst von der amerikanischen
Legende Baby Gramps beschrieben. Seine einzigartigen Bässe sind die
Grundlage, auf der er seine Endzeitvision der Welt jault und rappt.
Er ist ein religionsloser Prediger von Feuer und Schwefel, frittiert
in den tiefen Sümpfen Floridas.

Willo Sertain (Gesang, Akkordeon) kommt aus den Wäldern von North
Carolina. Das Produkt eines dunklen Rituals, welches versuchte den
kristallklaren Gesang eines Weinglases mit einer seltenen Wildblume,
die nur in Dunkelheit wächst, zu kombinieren. Ihre puren Töne und
eindringlichen Melodien bilden einen natürlichen Schutz vor der
Verrücktheit Warfords.
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Three For Silver: Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA 
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Sertain war es, die den Bandnamen ausgedacht hat, dies aber
dann vergaß. Sie schiebt die Namensherkunft auf ein vergessenes
Kinderlied, das keiner finden oder an das sich keiner erinnern kann.
Sertain und Warford begannen ihre Zusammenarbeit als angeheuerte
Söldner für eine Europatournee mit "The Underscore
Orchestra" (im "Komm du" zu sehen und zu hören am Mittwoch, den
26. September 2018, 20 bis 22 Uhr). Ihre Liedertexte wurden im
hinteren Winkel des Buses aufgekritzelt, um dann in reisemüden
Auszeiten zum Erklingen gebracht zu werden. Zwischen ihnen floss die
Musik ohne Ende. Und so entschieden sie sich, an Ort und Stelle
abzuspringen und eine eigene Band zu gründen. Sertain hat "Three
For Silver" als Namen vorgeschlagen, Warford stimmte zu, dann
gingen sie einen Packt ein, nie wieder über den Namen nachzudenken.

Three For Silver sind seit 2013 auf Tournee. Sie entfesseln
dabei ihren idiosynkratrischen Klang für Zuschauer bei über 200
Konzerten pro Jahr und sind blind für alles andere als die nächste
Etappe, das nächste Publikum, die nächste Nacht. Ohne einen Manager
oder Booking Agent in Sicht zu haben, hat ihre monomanische Hingabe
sie bereits um die Welt für Auftritte in Clubs, Bars, Theater und
Wohnzimmer, sowie auf Boote, Festivals und Wochenmärkte geführt.
Zuletzt arbeiteten sie in Partnerschaft mit dem US Außenministerium
auf mehreren kulturellen Austausch-Tourneen nach Russland und in
andere Länder, die nach echter, original amerikanischer Musik
dürsten.


Weitere Informationen:

Three for Silver - Homepage

http://threeforsilver.com/

Three for Silver bei Facebook

https://www.facebook.com/ThreeForSilver/

Zum Reinhören & Anschauen:

Local Roots - Three for Silver

https://www.youtube.com/watch?v=3kWLX3VPEns&t=100s

Three For Silver: "Get Thee Hence"

https://www.youtube.com/watch?v=E81zsv6jM60
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AUSLAND/8782: Aus aller Welt - 02.08.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8782: Aus aller Welt - 02.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Thailands Ex-Regierungschefin Yingluck in London vermutet

Großbritannien soll die ehemalige thailändische Regierungschefin
Yingluck Shinawatra an die Justizbehörden in Bangkok überstellen.
Einem Bericht des Senders BBC zufolge stellte die thailändische
Botschaft in London einen Auslieferungsantrag beim britischen
Außenministerium. Yingluck hatte Thailand im August 2017 verlassen,
kurz bevor sie vom Obersten Gerichtshof wegen Fahrlässigkeit beim
Reisförderprogramm ihrer Regierung zu einer fünfjährigen
Freiheitsstrafe verurteilt wurde. Durch das Regierungsprogramm
erhielten arme Bauern den doppelten Marktpreis für ihren Reis. Ob
sich Yingluck tatsächlich in London aufhält, wo sie Gerüchten zufolge
Asyl beantragen wollte, ist nach wie vor unklar.

2. August 2018
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Tankstellenräuber von Putzkau verurteilt

Das Landgericht Görlitz verurteilte zwei junge Männer aus Neukirch im
Oberlausitzer Bergland wegen schwerer räuberischer Erpressung und
Beihilfe zu einer Gefängnisstrafe von zwei Jahren und einem Jahr. Die
Strafen wurden zur Bewährung ausgesetzt. Im April vergangenen Jahres
hatten die beiden damals 18 und 19 Jahre alten Männer eine Tankstelle
in Putzkau bei Bischofswerda überfallen und eine Verkäuferin mit
einer Softair-Pistole bedroht. Sie erbeuteten 550 Euro und fünf
Schachteln Zigaretten. Weil die Angeklagten geständig und noch nicht
vorbestraft waren, entschied das Gericht, das Jugendstrafrecht
anzuwenden.

2. August 2018
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MELDUNGEN



NATO startet Manöver in Georgien

In der Kaukasusrepublik Georgien begann am Mittwoch die zweiwöchige
NATO-Übung "Noble Partner 2018". Daran nehmen nach Angaben der
Regierung in Tiflis mehr als 3.000 Militärangehörige aus 13 Staaten,
darunter Deutschland, Frankreich, Großbritannien die Türkei und die
USA, teil. Das bereits zum vierten Mal in Georgien stattfindende
Militärmanöver wertete Verteidigungsminister Lewan Isoria als
weiteren Beleg für die wachsende Unterstützung des nordatlantischen
Bündnisses für sein Land. Sehr zum Verdruß Rußlands strebt Georgien
die Mitgliedschaft in der NATO an. Moskau sieht durch die wachsende
Zahl von Basen und militärischer Infrastruktur der Allianz an den
russischen Grenzen das strategische Gleichgewicht gefährdet. Zu den
Beitrittsplänen der früheren Sowjetrepublik sagte Präsident Wladimir
Putin vor wenigen Wochen bei einer Beratung im Außenministerium in
Moskau, daß Rußland auf aggressive Schritte der NATO angemessen
reagieren wird.

2. August 2018
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Grünen-Chefin fordert mehr Mut beim Umweltschutz

Die Grünen holen in Umfragen auf, dennoch sieht Fraktionschefin
Katrin-Göring Eckardt dringenden Handlungsbedarf. Insbesondere in der
Umwelt- und Klimapolitik wünscht sich die Politikerin von ihrer
Partei eine radikalere Positionierung. Das verlange die Realität der
Erderwärmung. Daß die Grünen erneut als Verbotspartei wahrgenommen
werden könnten, kümmert die Parteichefin angeblich nicht. In der
Klimakrise läuft uns die Zeit davon, warnte Göring-Eckardt mit Blick
auf die Hitzewelle in Europa mit Ernteausfällen und Waldbränden sowie
den rasant anwachsenden Plastikmüllbergen in einem Gespräch mit dem
Spiegel-Magazin.

2. August 2018
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Chinas Getreideproduktion in Gefahr

Wissenschaftler des Massachussetts Institute of Technology (MIT) in
den USA gehen davon aus, daß in Folge des Klimawandels die Kornkammer
im Norden Chinas künftig von extremer Trockenheit und Hitze betroffen
sein wird. Für die rund 400 Millionen Einwohner wird das Leben in der
Region bis zum Ende des Jahrhunderts unerträglich, prognostizieren die
Forscher im Fachmagazin "Nature Communications".

2. August 2018
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NASA-Satellit TESS beginnt mit wissenschaftlichen Beobachtungen

Das im April mit Hilfe einer Falcon-Trägerrakete ins All gestartete
NASA-Weltraumteleskop TESS (Transiting Exoplanet Survey Satellite),
das nach mehreren komplexen Flugmanövern die Erde auf einer
langgestreckten Umlaufbahn umrundet, hat mit den wissenschaftlichen
Beobachtungen begonnen. Der mit vier 16,9 Megapixel-Kameras
ausgerüstete Satellit soll die Helligkeit von Hunderttausenden
Sternen mit bis zu 300 Lichtjahren Distanz zu unserer Sonne
untersuchen. Dabei fahndet der Instrumententräger nach periodischen
Verdunkelungen, die auf den Transit eines Planeten hindeuten. Die
Mission ist zunächst auf zwei Jahre angesetzt. In dieser Zeit soll
der Satellit rund 85 Prozent des Himmels durchforsten. TESS ist rund
200 Millionen Dollar teuer und als Nachfolger des
Weltraumobservatoriums Kepler konzipiert, das in seinen neun
Betriebsjahren mehr als 2.500 extrasolare Planeten außerhalb unseres
Sonnensystems gefunden hat.

2. August 2018
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Kolumbiens Präsident Santos kann kompletten Frieden nicht erreichen

Dem kolumbianischen Präsidenten Juan Manuel Santos ist es vor
Übergabe seines Amtes am 7. August an seinen rechtskonservativen
Nachfolger Iván Duque nicht gelungen, mit der marxistischen
Guerillaorganisation Nationales Befreiungsheer (ELN) einen
Waffenstillstand auszuhandeln. Viel habe nicht mehr gefehlt, ließ
Santos am Verhandlungsort in der kubanischen Hauptstadt Havana
verlauten.

Der ELN-Unterhändler Pablo Beltrán äußerte die Hoffnung, daß die
bisherigen Verhandlungsergebnisse Grundlage einer neuen
Verhandlungsrunde unter Präsident Duque bilden werden.

Dem heute 66 Jahre alten Santos war 2016 der Friedensnobelpreis
verliehen worden, weil unter ihm der jahrzehntealte Bürgerkrieg
zwischen Regierungstruppen und rechten Paramilitärs sowie den
Revolutionären Streitkräften Kolumbiens (Farc) beendet wurde. Santos
hatte sein Amt mit dem Versprechen angetreten, einen kompletten
Frieden mit den kolumbianischen Rebellengruppen herbeizuführen.

Duque will erklärtermaßen gegenüber der ELN einen harten Kurs
verfolgen und das Friedensabkommen mit den Farc in Frage stellen.

2. August 2018
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Jugendliche nutzen Vorsorgeuntersuchungen seltener

In der Medizin sind Vorsorgeuntersuchungen ein ganz großes Thema.
Experten bemängeln jedoch, daß sie viel zu selten genutzt werden. Das
gilt auch für eine spezielle Vorsorgeuntersuchung für 12- bis
14jährige, die immer seltener genutzt wird. So geht afp zufolge aus
den Daten der Techniker Krankenkasse (TK) hervor, daß letztes Jahr
nur noch 59 Prozent der versicherten Jugendlichen dafür zum Arzt
gingen. Im Jahr 2014 waren es noch 66 Prozent gewesen. Bei der
J1-Untersuchung werden Jugendliche körperlich überprüft, um
Fehlentwicklungen früh zu erkennen.

2. August 2018
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Clan-Kriminalität soll schärfer definiert werden

Die Behörden von Bund und Ländern sollen hinsichtlich ihres Vorgehens
gegen sogenannte Clan-Kriminalität stärker vernetzt werden. Außerdem
würden Verfahren zur Erfassung von Straftaten polizeibekannter
Großfamilien ausgearbeitet, berichteten das ARD-Magazin Kontraste und
die Berliner Morgenpost. Demnach soll Clan-Kriminalität eindeutiger
definiert werden, um sie von anderen Formen Organisierter
Kriminalität abgrenzen zu können. Erste Vorschläge der Experten
sollen bereits im Herbst vorliegen.

2. August 2018
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Italienische Graffiti-Künstler mußten Israel verlassen

Israels Justizbehörde hat zwei italienische Graffiti-Künstler
ausgewiesen. Die Sprayer, die in Bethlehem auf einem Stück der
Grenzmauer zum Westjordanland ein riesiges Porträt der
palästinensischen Aktivistin Ahed Tamimi hinterlassen haben, waren
sozusagen auf frischer Tat ertappt und von israelischen Polizisten
verhaftet worden. Sie wurden per Flugzeug nach Neapel abgeschoben, wie
der Deutschlandfunk berichtete. Offenbar erhielten sie auch ein
Einreiseverbot.

Die sehr impulsive 17jährige Aktivistin Tamini wurde kürzlich nach
achtmonatiger Inhaftierung entlassen. Zuvor hatte sie in einem Disput
einen israelischen Soldaten geohrfeigt. Die Bilder gingen um die
Welt.

2. August 2018
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Netanjahu warnt Teheran vor Blockade der Meerenge Bab al-Mandeb

Israels Ministerpräsident Netanjahu droht der Islamischen Republik
Iran mit der militärischen Antwort einer internationalen Koalition
mit Israel an der Seite für den Fall, daß Teheran die Meerenge Bab
al-Mandeb zwischen Rotem Meer und Golf von Aden für den
Schiffsverkehr sperrt.

Zuvor hatte die iranische Regierung eine Schließung der zum
Persischen Golf führenden Straße von Hormus ins Spiel gebracht. Durch
die Meerenge führt ein großer Teil der internationalen Öltransporte.

In der Meerenge Bab al-Mandeb hatten jemenitische Aufständische
vergangene Woche zwei Öltanker attackiert und dann weitere Angriffe
befristet eingestellt. Daraufhin hatte Saudi-Arabien seine
Öltransporte durch dieses Gewässer eingestellt.
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Kabinettsbeschluß zum Investitionsprüfungsverfahren im Fall Leifeld

Das Bundeskabinett hat sich am Mittwoch erstmals eine Ermächtigung
für eine Untersagung nach der Außenwirtschaftsverordnung
zugesprochen, um den Kauf des Mittelstandsunternehmens Leifeld Metal
Spinning aus Ahlen durch den chinesischen Investor Yantai Taihai Corp
und eine mit ihm verbundene französische Gesellschaft zu verhindern.
Noch während der Kabinettssitzung nahm Yantai Taihai wegen des
drohenden Verbots von den Übernahmeplänen Abstand und zog seinen
Antrag auf eine Unbedenklichkeitsbescheinigung beim
Wirtschaftsministerium zurück. Dieses läßt den Rücktritt auf seine
Belastbarkeit prüfen und behält sich die Einspruchmöglichkeit für den
Fall vor, daß er nicht wirksam ist. Die Bundesregierung ist dazu
ermächtigt, ein Investitionsprüfungsverfahren anzuordnen, wenn
ordnungs- oder sicherheitspolitische Bedenken vorliegen und ein
Investor von außerhalb der EU mindestens 25 Prozent der Stimmrechte
an einem Unternehmen in Deutschland erlangen will. Leifeld ist in der
Marktnische der Verarbeitung hochfester Materialien, wie sie in der
Luft- und Raumfahrt sowie im Nuklearbereich benötigt werden, führend.
Das Wirtschaftsministerium ließ verlauten, Investitionsprüfungen
seien einzelfallbezogene Prüfungen ohne Bezug zur Herkunft des
Erwerbers.
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VOM TAGE



Französischer Schwimmer muß Rekordversuch vor Japan unterbrechen

Der Franzose Ben Lecomte hat seinen Versuch, als erster Mensch den
Pazifik zu durchschwimmen, nach etwa 800 km vor der japanischen
Hafenstadt Choshi wegen stürmischen Wetters und schweren Wellengangs
vorerst unterbrochen.

Bei Wetterbesserung will der 51 Jahre alte Extrem-Schwimmer wieder auf
die rund 9000 Kilometer lange Strecke nach Kalifornien gehen. Er war
vor zwei Monaten in der japanischen Hafenstadt Choshi mit Ziel San
Francisco aufgebrochen, aber praktisch nicht vorangekommen. Laut SWR3
war geplant, jeden Tag acht Stunden lang zu schwimmen und sich danach
auf dem Begleitboot auszuruhen.

Lecomte will auf den schlechten Zustand der Meere aufmerksam machen.
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Römisch-Katholische Kirche lehnt Todesstrafe offiziell ab

Die Römisch-Katholische Kirche lehnt fürderhin die Todesstrafe
vollständig ab. In dem die Glaubenslehre zusammenfassenden
Katechismus wird die Todesstrafe als Verstoß gegen die
Unantastbarkeit und Würde der Person gewertet. Das Kirchenoberhaupt
Papst Franziskus kündigte an, seine Kirche werde sich mit
Entschiedenheit für die Abschaffung der Todesstrafe in der ganzen
Welt einsetzen. Der Papst beruft sich auf ein wachsendes Bewußtsein
dafür, daß die Würde der Person auch dann nicht verloren geht, wenn
jemand schwerste Verbrechen begangen hat. Außerdem wird heute der
Sinn von Bestrafungen anders gesehen als früher, und die Haftsysteme
sind effektiver darin, die Sicherheit der Bürger zu garantieren sowie
dem Täter eine Chance auf Besserung zu lassen. Staatliche Organe
sollen sich soweit möglich auch dann auf unblutige Mittel
beschränken, wenn es um die Verteidigung des Lebens von Menschen
gegenüber einem Angreifer oder den Schutz der öffentlichen Ordnung
und die Sicherheit der Menschen geht. Im aktuellen Katechismus
verurteilt die Kirche die Todesstrafe nicht ausdrücklich.
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UMWELT/7848: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.08.2018 (SB)
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Rekortwerte beim Kohlendioxidausstoß

Eigentlich sollte man denken, daß der Klimawandel und die Risiken
einer weiteren globalen Erwärmung der Menschheit gegenwärtig ist.
Offenbar ein Irrtum. Nicht nur der notorische Klimawandelleugner
Donald Trump, sondern ein Großteil der Wirtschaft weltweit schert
sich nicht einen Deut darum. So kann dem Jahresreport der
Amerikanischen Meteorologischen Gesellschaft (AMS) und der Nationalen
Meeres- und Atmosphärenbehörde (NOAA) laut afp entnommen werden, daß
die Emissionen der drei schädlichsten Treibhausgase Kohlendioxid
(CO2), Methan und Lachgas 2017 neue Rekordausmaße erreicht haben.
Demnach stieg die weltweite Kohlendioxid-Konzentration im letzten
Jahr auf einen Wert von 405 ppm. Das ist der höchste Wert seit Beginn
dieser Messungen.
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Dürreversicherungen für Landwirte oft zu teuer

Wegen der anhaltenden Dürre in diesem Sommer rechnet der
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) mit Schäden
in Höhe von mindestens zwei Milliarden Euro für die Landwirtschaft.
Die Wetterschäden der vorangegangenen Jahre beliefen sich im Schnitt
auf mehr als 500 Millionen Euro. Gut die Hälfte ging auf Trockenheit
zurück. Anders als Schäden durch Hagel, Sturm, Frost und
Überschwemmungen werden Dürreschäden in der Regel nicht versichert,
da die Prämien und der Selbsbehalt sehr hoch sind. Das liegt zum
einen daran, daß Dürreschäden für größere Gebiete gleichzeitig und
nicht wie etwa Hagel lokal auftreten. Zum anderen beträgt die
Versicherungssteuer auf Dürreversicherungen 19 Prozent, während es
bei Hagelversicherungen nur 0,3 Prozent sind. In der Konsequenz ist
tausendmal mehr Ackerfläche gegen Hagel als gegen Dürre versichert.
In vielen EU-Ländern und auch in den USA bieten Versicherungen den
Landwirten Mehrfachpolicen an, die Schäden durch Trockenheit
einschließen. Diese werden staatlicherseits mit bis zu 70 Prozent
subventioniert. In Deutschland bezuschussen Bund und Länder
landwirtschaftliche Mehrgefahrenpolicen nicht.
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Erst einmal wohl kein Handyverbot an deutschen Schulen

Frankreich macht es vor. Am Montag hatte die französische
Nationalversammlung ein umfassendes gesetzliches Handyverbot an
Schulen verabschiedet. Die neue Regelung sieht ein Komplettverbot
internetfähiger Geräte wie Handys, Tablets und Smartwatches in allen
Räumlichkeiten und bei schulischen Aktivitäten auch außerhalb des
Schulgebäudes vor. Jetzt stellen sich viele die Frage, ob Deutschland
dem französischen Vorbild bald folgen könnte. Zur Zeit spricht wenig
dafür. So hatte sich der Präsident der Kultusministerkonferenz (KMK),
Thüringens Bildungsminister Helmut Holter (Linke), zurückhaltend zu
einem möglichen Verbot von Smartphones an Schulen geäußert.
Schließlich gehörten Smartphones, so Holter, heute für Kinder und
Jugendliche zum Alltag dazu. Statt Handys zu verbieten, sollten sie
vielmehr im Unterricht einbezogen werden.
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ZOOLOGIE/1562: Blaue Farbe schützt Kleinkrebse an der Meeresoberfläche vor Sonne und Fressfeinden (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 31.07.2018

Blaue Farbe schützt Kleinkrebse an der Meeresoberfläche vor Sonne und
Fressfeinden



Copepoden, kleine Ruderfußkrebse, kommen in allen Regionen der Weltmeere
vor und sind ein wichtiger Bestandteil des marinen Nahrungsnetzes. Ein
internationales Team um die Oldenburger Meereswissenschaftlerinnen Dr.
Janina Rahlff, jetzt Universität Duisburg-Essen, und Dr. Mariana Ribas
Ribas hat nun erstmals tropische Copepoden im Oberflächenfilm des Meeres
untersucht. Die Forscher fanden, dass die millimetergroßen Krebse dank
ihrer blauen Farbe offenbar gut an die besonderen Bedingungen an der
Meeresoberfläche sind: Das blaue Farbpigment schützt die Tiere vor starker
Sonneneinstrahlung und könnte zudem als Tarnung dienen. Die Ergebnisse
sind im Fachmagazin Scientific Reports erschienen.

Unter ruhigen Bedingungen bildet sich an der Grenze zwischen Luft und
Meeresoberfläche eine weniger als einen Millimeter dünne, nährstoffreiche
Schicht. Eigenschaften wie hohe Temperatur- und Salzgehaltschwankungen
sowie starke Sonneneinstrahlung machen diese zu einem extremen Lebensraum.
Doch bislang ist über die Lebewesen in diesem Oberflächenfilm nur wenig
bekannt. Die beiden Wissenschaftlerinnen vom Institut für Chemie und
Biologie des Meeres (ICBM) untersuchten diesen Lebensraum im tropischen
Pazifik nordwestlich der Bismarck-See zusammen mit weiteren deutschen,
US-amerikanischen und britischen Kollegen. Die Studie ist Teil eines
interdisziplinären Projekts des ICBM-Wissenschaftlers Dr. Oliver Wurl, der
Förderung durch den Europäischen Forschungsrat (European Research Council,
ERC) erhält.

Mit Hilfe eines ferngesteuerten Katamarans ("Sea Surface Scanner", S�)
nahmen die Forscher Proben aus der oberen, etwa einen Millimeter dünnen
Wasserschicht und aus einem Meter Tiefe. "Überall fanden wir blau gefärbte
Ruderfußkrebse aus der Familie der Pontelliden", sagt Janina Rahlff. "In
der dünnen Oberflächenschicht waren diese jedoch teils erheblich häufiger
als in einem Meter Wassertiefe, selbst unter hoher UV-Einstrahlung". Die
kleinen Krebse traten umso häufiger auf, je reicher die Oberflächenschicht
an Mikroalgen war - die wesentliche Nahrungsquelle der Tiere.

Der Ozeanograf Dr. Christopher Zappa von der Columbia University, New
York, untersuchte zudem mit Hilfe einer neuartigen Drohne die Farbe des
von der Meeresoberfläche und von den blauen Copepoden reflektierten
Lichts. Dabei zeigte sich: Das blaue Pigment der Kleinkrebse reflektierte
vor allem den Bereich des Lichtspektrums, der dem von der Wasseroberfläche
rückgestrahlten Licht entsprach. Das bedeutet, dass die Tiere an der 
Luft-Meer-Grenze nur schlecht erkennbar sind. Die Wissenschaftler vermuten,
dass die Copepoden so vor Fressfeinden getarnt sind. Außerdem können sich
die Krebse durch kurze Sprünge in die Luft möglichen Angreifern entziehen.

Darüber hinaus schützt das blaue Pigment, bestehend aus dem Karotinoid
Astaxanthin in Verbindung mit einem Eiweiß, die Tiere offenbar durch
anti-oxidative Eigenschaften auch vor der starken UV-Einstrahlung an der
Meeresoberfläche. Denn unabhängig von zeitweise sehr hohen UV-Indizes
fanden die Forscher bisweilen große Mengen der Ruderfußkrebse in der
Oberflächenschicht. Eine erhöhte Sterblichkeit, wie sie zum Beispiel durch
größere Mengen leerer Chitinpanzer oder toter Individuen nachweisbar wäre,
konnten die Wissenschaftler im Gegensatz zu Ergebnissen anderer
Publikationen nicht finden.

"Pontellide Ruderfußkrebse können in einer einzigartigen
Überlebensstrategie den an Nahrungsorganismen reichen, physikalisch
stabilen und etwas kühleren Oberflächenfilm in tropischen Ozeanen nutzen",
so Mariana Ribas Ribas. Anders als die meisten anderen Angehörigen des
Zooplanktons ihrer Größenklasse, die von der Oberflächenschicht nicht
profitieren könnten, weil sie gut sichtbar seien und der starken
UV-Einstrahlung nicht widerstehen könnten, profitierten die Pontelliden dabei
wahrscheinlich von ihrer Pigmentierung und ihrer Anpassungsfähigkeit. Die
Ergebnisse der Forscher könnten helfen zu verstehen, wie sich die
Kleinkrebse an infolge des Klimawandels veränderte Umweltbedingungen in
dem Ozeanen anpassen.


Originalpublikation:

Rahlff, J., Ribas Ribas, M., Brown, S. M., Mustaffa, N. I. H. et al.
(2018).

Blue pigmentation of neustonic copepods benefits exploitation of a
prey-rich niche at the air-sea boundary.

Scientific Reports 8 (11510).

doi:10.1038/s41598-018-29869-7


Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41598-018-29869-7

http://icbm.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg, 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELTLABOR/295: Der wahre Preis - mit Absicht verkannt (SB)




Die Produktion von Lebensmitteln kostet Menschenleben. Ein nicht
unwesentlicher Verdacht fällt dabei auf den Luftschadstoff Ozon, der
gerade zur Erntezeit bei stabiler Hochdruckwetterlage seine
Spitzenwerte erreicht. Laut der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
sterben mehr Menschen an Tagen mit hoher Ozonkonzentration. Zudem gibt
es Hinweise auf eine krebsfördernde Wirkung des Stoffs, die bislang
nicht weiter verfolgt, aber auch nicht widerlegt wurden. Die
Erkenntnisse der letzten Jahre, daß seine gesundheitsgefährdende
Wirkung unterschätzt wird und Schwellen- wie Grenzwerte nach unten
korrigiert werden müßten, hatten bisher weltweit keine Konsequenzen
für die Luftwarnsysteme oder Arbeitsbedingungen. Bereits 2011 machte
eine kalifornische Studie darauf aufmerksam, daß kleinste Änderungen
von 10 ppb entsprechend 19 Mikrogramm pro Kubikmeter mehr Ozon in der
Atemluft zu starken Einschränkungen der Befindlichkeit und
Leistungsfähigkeit z.B. von Landarbeitern führt, ohne daß an den
Arbeitsbedingungen etwas geändert worden wäre. Auch hierzulande wird
die Bevölkerung zur Sommer- und Erntezeit nur dann nachdrücklich über
die Ozonsituation informiert, wenn Informationsschwellenwerte oder
Grenzwertüberschreitungen das gebieten. Anstrengung und Bewegung im
Freien - also Arbeit - sollten eigentlich laut Umweltbundesamt in den
Stunden erhöhter Ozonbelastung vermieden werden.




[image: Bild einer typischen ländlichen Region in Norddeutschland nach einigen Tagen mit stabiler Hochdruckwetterlage in der Mittagshitze. Ein fast wolkenloser Himmel, Felder, Windräder und ein kleiner Fischteich laden zum Verweilen ein. - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Sonne, Hitze und kein Entkommen vor Ozon! 

Arbeit in ländlicher Idylle sollte nur noch an frühen Morgenstunden stattfinden. 
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Denkt man sich 10 oder 20 Jahre zurück, war Ozon an heißen Sommertagen
ein vieldiskutiertes Thema. Eine hohe Lufttemperatur begünstigt
gemeinsam mit intensiver Sonneneinstrahlung die Bildung des
dreiwertigen Sauerstoffs in Bodennähe, ein Reizgas, das die Augen
tränen läßt, Atem- und Kreislaufprobleme mit sich bringt und die
körperliche Leistungsfähigkeit insgesamt beeinträchtigt. Ältere und
empfindliche Menschen oder Personen mit Herz- und
Kreislauferkrankungen werden im Doppelpack betroffen. Das körpereigene
Kühlsystem ist bei Hitze überbelastet, mögliche Folgen sind
Regulationsstörungen, Kreislaufprobleme, Kopfschmerzen, Erschöpfung
und Benommenheit.

Derzeit erleben wir einen besonders heißen Sommer, der sich laut einer
Warnung des Umweltbundesamts [1] bereits zu einem zweiten
"Jahrhundertsommer" nach dem von 2003 auswachsen und diesen sogar
übertreffen könnte. Doch von einem neuen Ozonsommer mit ähnlichen
Spitzenwerten wie 2003 ist nicht die Rede. Man könnte meinen, daß das
Problem des Sommersmogs gelöst sei. Doch weit gefehlt.

Der Informationsschwellenwert von 180 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft
wurde dieses Jahr schon einige Male an verschiedenen Meßstellen
überschritten. [2] Das Nordrheinwestfälische Landesamt für Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) meldete beispielsweise noch am
vergangenen Wochenende zum vierten Mal Werte über 180 Mikrogramm in
Münster-Geist und in Lünen-Niederaden. Die Werte von Rodenkirchen, die
exakt bei 180 Mikrogramm pro Kubikmeter lagen, sowie die aus Solingen,
Wuppertal und Leverkusen, die diese Grenze nur knapp nicht erreichten,
wurden jedoch nicht in diesen regionalen Nachrichten erwähnt, obwohl
auch hier die Luft stark mit Ozon angereichert war. [3] Dies ist nur
ein Beispiel von vielen. [*] Einen Ozonalarm, der bei 240 Mikrogramm
ausgerufen werden muß, gab es in diesem Jahr bundesweit noch nicht.

Auch wenn die Höhe der Ozon-Spitzenkonzentrationen und die Häufigkeit
sehr hoher Belastungen tatsächlich in den letzten 30 Jahren deutlich
abgenommen haben und sich immer seltener für Schlagzeilen eignen,
wurde doch der 2010 eingeführte Zielwert für den Schutz der
menschlichen Gesundheit von 120 Mikrogramm pro Kubikmeter schon bis
Ende Juli dieses Jahres an vielen Orten doppelt so häufig
überschritten wie erlaubt. [4] Der Zielwert für den Schutz der
Vegetation wurde in vielen ländlichen und hoch liegenden Räumen um
7 Prozent und mehr überschritten. [5] Zudem haben im Unterschied zu der
Entwicklung der Spitzenwerte die Ozon-Jahresmittelwerte im gleichen
Zeitraum beständig zugenommen. Doch diese Daten sind nicht
meldepflichtig, dringen somit gar nicht an das Ohr der Öffentlichkeit,
weil die wenigen Mikrogramme unter dem Grenzwert offiziell aus dem
Raster fallen und überschrittene Zielwerte erst in der Jahresbilanz
relevant werden.

Auch wenn es auf diese Weise weggeregelt wurde, ist und bleibt Ozon in
Bodennähe ein Pflanzen-, Menschen- und Tiergesundheit schädigendes
Problem. Verwirrt es möglicherweise, daß Ozon in der oberen Atmosphäre
ein wichtiges, schützenswertes Spurengas darstellt, das den Planeten
vor der Sonneneinstrahlung abschirmt, hier unten auf der Erde ist es
ein Luftschadstoff, der im Unterschied zu anderen nicht aus
Rauchfängen, Schlöten und Auspuffen entweicht, sondern durch komplexe
photochemische Prozesse aus Vorläuferstoffen indirekt gebildet wird,
wenn verschiedene Bedingungen zusammentreffen: Bei einer möglichst
stabilen Hochdruckwetterlage, die durch intensive Sonneneinstrahlung,
hohe Wärme und Windstille gekennzeichnet ist, und einer ausreichenden
Menge an Stickoxiden und flüchtigen, organischen Verbindungen, die aus
Farben, Lacken, Reinigungsmitteln, Klebstoffen oder Lösungsmitteln
entweichen können, werden aus dem Luftsauerstoff in einer
komplizierten Reaktion sogenannte Hydroxyl-Radikale freigesetzt, die
mit Sauerstoff (O2) zum dreiatomigen Ozon (O3)
weiterreagieren. Selbst Pflanzen oder sogar Böden enthalten
ausreichend Kohlenwasserstoffe, bzw. ätherische Öle, die in die Luft
entweichen und zum Ozonbildungsprozeß beitragen können, so daß die
notwendige chemische Umgebung für die Ozonentstehung fast überall
gegeben ist, selbst in vermeintlich reinster Luft, auf dem Land oder
im duftenden Gras. Zudem werden Stickoxide u.a. Chemikalien der
täglich verwendeten Alltagschemie durch die Luft in ländliche Regionen
getragen, das Versprühen von Agrochemikalien und Düngemitteln sorgen
für eine weitere Ergänzung des Cocktails an sogenannten
Vorläuferstoffen, so daß die Ozonbildung nur noch von Wärme und
Sonneneinstrahlung abhängt, was landwirtschaftlich genutzte Gebiete
sogar mehr als städtische für den Ozonsmog prädestiniert.

Dazu gibt es an Tagen mit besonders hoher Luftverschmutzung in der
Stadt einen paradoxen, ozonreduzierenden Effekt: In geringer
Konzentration beschleunigen Stickoxide die Ozonbildung. Verändert sich
das Verhältnis von Stickoxiden und Kohlenwasserstoffen in der Luft
zugunsten der Stickoxide, reagieren diese direkt mit den
Hydroxyl-Radikalen und fangen gewissermaßen den reaktiven Sauerstoff ab, ehe er
an Kohlenwasserstoffe andocken kann und eine weitere grundlegende
Vorstufe im Ozonbildungsmechanismus erzeugt. Auf diese Weise wird in
Städten und Industriezonen die Reaktion zu Ozon gebremst und das etwa
umgekehrt proportional zum ebensowenig wünschenswerten Anstieg der
sonstigen Luftverschmutzung.

Einen nicht unerheblichen Beitrag zum augenblicklichen Trend fallender
Spitzenwerte (s.o.) bei den Ozonkonzentrationen haben natürlich
Luftfilter oder Katalysatoren in Verbrennungsmotoren und
Industrieschornsteinen, die einen Teil der ozonbildenden Reagenzien
zurückhalten. Doch ohne Frage wird weiterhin Ozon gebildet, das laut
einer gründlichen Analyse europäischer und weltweiter
Zeitreihenstudien, REVIHAAP [6], die im Auftrag der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) durchgeführt wurde, sogar größere
Effekte auf die Gesundheit haben kann, als bislang angenommen.

Die Studie legt einen Zusammenhang zwischen der Höhe der
Ozonkonzentration und der täglichen Gesamt-Mortalität nahe. Es wurden
vor allem vorzeitige Todesfälle von Menschen festgehalten, die an
Erkrankungen der Atemwege oder des Herz-Kreislaufsystems litten, wobei
sich die kritische Ausprägungen der Erkrankungen durch die Ozonwirkung
verstärken konnte. Die WHO zieht am Ende des Berichts das Fazit, daß
die derzeit in der EU geltenden Zielwerte aus gesundheitlicher Sicht
zu hoch angesetzt sein könnten und einer dringenden Überprüfung
bedürfen.

Das Umweltbundesamt macht 2017 in seinen aktuellen Informationen zur
Ozonbelastung darauf aufmerksam, daß zudem Hinweise aus
tierexperimentellen Studien existieren, nach denen der hochreaktive
Wirkstoff Ozon Zelldeformationen oder Mutationen in den Zellen des
Atemtraktes auslösen kann. Diese könnten eine Krebsentstehung
begünstigen. Die Datenlage ist jedoch nicht aussagekräftig genug, um
eine abschließende Beurteilung bezüglich des krebserregenden
Potentials von Ozon treffen zu können. Offen bleibt, inwiefern dieser
Verdachtsmoment inzwischen wissenschaftlich weiterverfolgt wurde.
Widerlegt wurde er nicht. [7]

Ein in dieser Diskussion wenig beachteter Beitrag, der unlängst vom
Deutschlandfunk im Zusammenhang mit einer Sendung über
Niedrigdoseneffekte aufgegriffen wurde [8], stammt von dem
amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler Prof. Matthew J. Neidell
(Columbia Universität, New York). Er hat sich auf Zusammenhänge
zwischen Umwelt, Gesundheit und Ökonomie spezialisiert und vor ein
paar Jahren eine Untersuchung an kalifornischen Plantagenarbeiten
unter dokumentierten Ozonwerten durchgeführt, die nicht nach
Arbeitsstunden bezahlt werden, sondern nach der Menge an Obst, die sie
ernten. [9] In der 36seitigen Studie wird mithilfe einer Korrelation
zwischen der Ozonbelastung und des erwirtschafteten Ernteertrags
nahegelegt, daß schon kleinste Änderungen der Schadstoffkonzentration
einen gravierenden Einfluß auf Wohlbefinden und Gesundheit haben. Mit
jedem Anstieg der Ozonbelastung um 10 ppb (parts per billion/ Teile
pro Milliarde) verringerte sich die Erntemenge um im Wortlaut der
Studie "robuste 4,2 Prozent", in manchen Fällen sogar 5 Prozent und
mehr, was für die Lohnarbeiter mit konkreten Lohneinbußen verbunden
war. Auf übliche europäische Größenordnungen umgerechnet, handelt es
sich dabei um den Anstieg der Ozonbelastung um 19 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft. Der umgekehrte Effekt ließ sich ebenfalls nachweisen.

Die Wissenschaftler kommen am Ende der Studie zu dem Schluß, daß der
amerikanische Staat mit jeder Senkung der Schwellenwerte der
derzeitigen Ozonstandards um 10 ppb jährliche Kosten an Arbeitskräften
durch Ausfälle und medizinischen Maßnahmen von 1,1 Milliarden Dollar
einsparen könnte.

Daß aus den Erkenntnissen solcher Studien bislang weltweit keine
Konsequenzen gezogen wurden, um Schwellen- und Grenzwerte der
Luftschadstoff-Warnsysteme nach unten zu korrigieren, wirft die Frage
auf, ob die Sorge um Gesundheit und Wohlbefinden der Bevölkerung
vielleicht anderen, als vorrangig erachteten Interessen weichen muß.
Läßt sich doch nicht leugnen, daß sich gegen Ozon nichts mehr
unternehmen läßt, wenn es erstmal die Atemluft kontaminiert.

Um die gesundheitlichen Belastungen durch Ozon zu verringern,
müssen zunächst die Emissionen jener Schadstoffe gesenkt werden,
welche die Ozonbildung befördern (s.o.). Das wäre aber unabdingbar mit
einer drastischen Drosselung der industriellen Produktion, des
Verkehrs, der Energiegewinnung sowie der Lösungsmittelverwendung in
Industrie, Gewerbe und Haushalten verbunden. Maßnahmen, die schon
allein im Hinblick auf den unweigerlich bevorstehenden
Klimacrash vergeblich diskutiert, von Wissenschaftlern und Aktivisten
seit langem gefordert, aber nur sehr zögerlich und sporadisch umgesetzt werden. Es
ist fraglich, daß drohende gesundheitliche Konsequenzen einen größeren
Zugzwang haben könnten, etwas an den bestehenden gesellschaftlichen
Verhältnissen zu verändern.


Anmerkungen:

[1] http://www.fr.de/wissen/klimawandel/klimawandel/rekord-sommer-umweltbundesamt-fordert-hitze-aktionsplaene-a-1553983

[2] https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/ozon-belastung#textpart-1

[3] https://www.ardmediathek.de/radio/Quarks-Topthemen-aus-der-Wissenschaft/Ozonalarm-in-NRW/WDR-5/Audio-Podcast?bcastId=33674816&documentId=54411200

[4] 120 µg/m� (Mikrogramm pro Kubikmeter) über 8 Stunden gilt
europaweit als Zielwert, der nicht öfter als 25 mal im Jahr
überschritten werden soll. Deutschlandweit wurden laut Umweltbundesamt
[2] die Werte bis Ende Juli 2018 im Durchschnitt zwischen 30 und 65
mal überschritten. Zielwerte sollen zwar möglichst eingehalten werden,
sie sind aber keine Grenzwerte, die eingehalten werden müssen. 

Ab dem Informationsschwellenwert 180 µg/m� werden Warnungen für
empfindliche Personen herausgegeben, ab 240 gibt es Ozonalarm, der für
alle Menschen gilt.

[5] https://www.sz-online.de/nachrichten/viel-sonne-viel-ozon-3969025.html

[6] Die Studie läßt sich hier herunterladen: 

http://www.euro.who.int/en/health-topics/environment-and-health/air-quality/publications/2013/review-of-evidence-on-health-aspects-of-air-pollution-revihaap-project-final-technical-report

[7] https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/ozon-belastung

[8] https://www.deutschlandfunk.de/umweltgifte-welche-dosis-ist-schaedlich.740.de.html?dram:article_id=421157

[9] http://www.nber.org/papers/w17004

[*] Tagesaktuelle Werte der Luftschadstoffe und Ozon finden Sie im
Schattenblick 

INFOPOOL / UMWELT → UMWELTDATEN

z.B. für Schleswig-Holstein: 

http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/ip_umwelt_umweltd_luft-sh.shtml
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BILDUNG/374: Sonderpädagogik - Menschen mit Behinderung gestalten die Lehre mit (idw)


idw - Pressemitteilung: Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 31.07.2018

Sonderpädagogik: Menschen mit Behinderung gestalten die Lehre mit



Nicht nur über Menschen mit Handicap reden, sondern mit ihnen: Studierende
der Sonderpädagogik lernen in Würzburg gemeinsam mit Menschen mit
geistiger Behinderung in einem Seminar.

Die Sonderpädagogik der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) geht
einen neuen Weg in der Lehre: Menschen mit Behinderung bringen sich aktiv
als Tutoren ein und gestalten das Seminar "Vertiefung der Heil- und
Sonderpädagogik. Ausgewählte Aspekte sonderpädagogischer Theoriebildung"
im Sommersemester 2018 mit.

Begeisterung für das Studienfach Sonderpädagogik stärken

Die Idee für das Seminar an der JMU stammt von Petra Vogt, Mitarbeiterin
am Lehrstuhl IV für Sonderpädagogik mit Schwerpunkt Pädagogik bei
geistiger Behinderung. Petra Vogt hat das Seminar entwickelt und nun zum
ersten Mal durchgeführt. "Unsere Studierenden können das theoretische
Lernen an der Uni direkt mit den praktischen Feldern des späteren
Berufsbildes verknüpfen und sich das eigene Handeln bewusster machen. Auch
möchte ich ihre Begeisterung für das Studienfach Sonderpädagogik stärken",
sagt die Dozentin.

Für das Pilotprojekt hat Petra Vogt außerhalb der Universität in den
"Eisinger Werkstätten" einen Partner gefunden, bei dem sie offene Türen
eingerannt ist. Die Werkstatt für behinderte Menschen hat drei
Beschäftigte für das Projekt freigestellt: Melanie, Andreas und Theo
kommen nun alle zwei Wochen als Gastreferenten und Bildungsexperten in
eigener Sache nach Würzburg. Zwischen den Seminarterminen fährt Petra Vogt
nach Eisingen und bereitet mit den Dreien die nächsten Seminarsitzungen
vor.

Beim Auftakttreffen an der JMU sind Melanie, Andreas und Theo sichtlich
aufgeregt, sie lernen eine ganz neue Rolle kennen: Jetzt sind sie Tutoren
und erhalten für diese Tätigkeit pro Sitzung eine Gastvergütung. Mit der
Dozentin und den Studierenden und werden sie die Seminareinheiten
bestreiten.

In der ersten Sitzung geht es zunächst um theoretische Grundlagen und das
in der UN-Behindertenrechtskonvention manifestierte Recht auf lebenslange
Bildung: Wie können sich Menschen mit Handicaps an allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens gleichberechtigt beteiligen? Wie können sie
individuelle Stärken und Ressourcen aufbauen und Möglichkeiten der
Mitsprache und Mitgestaltung nutzen? Diesen Fragen gehen die Studierenden
im Verlauf des Semesters zusammen mit den Betroffenen nach und erarbeiten,
welche Voraussetzungen, Notwendigkeiten, aber auch Möglichkeiten sich
eröffnen, im Miteinander Bildung zu erleben.

Die Perspektiven wechseln

Für die Studierenden ist besonders wichtig, die Perspektiven zu wechseln
und Menschen aus ihrem zukünftigen Berufsfeld mit deren persönlichen
Erfahrungen kennen zu lernen. Die Seminarteilnehmer teilen sich in
Kleingruppen auf, die sich während des Semesters zu festen, verlässlichen
Austauschgruppen mit jeweils einem Tutor entwickeln. So kommen sie
intensiv mit Menschen mit Behinderung ins Gespräch und erkennen deren
Schwierigkeiten, beispielsweise eigene Gedanken und Ideen in Worte zu
fassen und sich bei Entscheidungen in der Gruppe aktiv mit einzubringen.

In der Seminareinheit Sport erarbeiten die Studierenden gemeinsam Übungen
und Spiele, bei denen es keine Verlierer gibt und die Tutoren ohne
Einschränkungen mitmachen können. Beim Thema Biografie erleben sie, wie
schwierig es für die drei Tutoren ist, sich den Zuhörern persönlich
vorzustellen und möglichst frei von sich und ihrer Vergangenheit zu
erzählen. Beim Besuch einer Ausstellung im MIND-Center der Uni beobachten
die Studierenden, wie Menschen mit geistiger Behinderung auf völlig andere
Weise Informationen aufnehmen oder Exponate ausprobieren.

Ohne Notendruck Erfahrungen sammeln

Georg Bauerschmidt studiert Lehramt Sonderschulpädagogik im zweiten
Semester: "Die Idee des Seminars, die Praxis an die Uni zu holen, finde
ich sehr gut. Sie fehlt einfach oft im Unialltag." Besonders wichtig sind
dem Studenten die praktischen Erfahrungen mit den drei Gastdozenten:
"Praktische Übungen, kein Klausurenstress und eine gute Gelegenheit sich
auszutauschen." Mit seiner Studienfachwahl ist sich Georg recht sicher:
"Mir macht es generell wahnsinnig viel Spaß, mit behinderten Menschen in
der Praxis zusammen zu arbeiten."

Auch Seminarteilnehmerin Lisa Neureither findet den Praxisbezug besonders
überzeugend: "Dieses Projekt eröffnet mir die Chance, durch Gespräche und
Versuche neue Erfahrungen und Erkenntnisse in einem freundschaftlichen
Rahmen zu sammeln." Motiviert durch dieses Seminar meint Lisa: "Der
besondere Reiz liegt in dem gemeinsamen Entdecken und Kennenlernen abseits
des üblichen Bücherwälzens und Auswendiglernens."

Das neu gestaltete Seminar der Sonderpädagogik ist ein Pflichtmodul,
allerdings ein Modul ohne Notenvergabe. Umso mehr zählt die Verpflichtung
der Teilnehmer zu aktiver, zuverlässiger Mitarbeit - auch gegenüber den
neuen Tutoren. Dr. Andreas Rauh, Koordinator im Kompass Tutoren- und
Mentorenprogramm an der Fakultät für Humanwissenschaften, unterstützt das
Pilotprojekt mit Mitteln aus dem Qualitätspakt Lehre: "Hier können
Studierende im geschützten Raum Erfahrungen sammeln, ihren Umgang mit
Menschen mit geistiger Behinderung reflektieren. Und dies ohne Notendruck
und Leistungsnachweis."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.sonderpaedagogik-g.uni-wuerzburg.de/startseite/ 

Website des JMU-Lehrstuhls für Sonderpädagogik IV - Pädagogik bei Geistiger Behinderung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BEGEGNUNG/2267: Hamburg-Harburg - Nächstes Tanzcafé 'Darf ich bitten am 12.08.2018


Projekt HERBSTDRACHEN 

Nächstes Tanzcafé 'Darf ich bitten ...' am 12. August



Am Sonntag den 12. August lädt das kirchliche Projekt HERBSTDRACHEN
diesmal in Kooperation mit dem DRK Eichenhöhe wieder ein zum Tanzcafé
'Darf ich bitten ...'

Das Tanzcafé findet von 14 bis 16 Uhr im Restaurant des DRK Eichenhöhe
statt, Eichenhöhe 9 statt.

Willkommen sind alle Menschen, die Freude haben an Musik und Tanz. In
diesem Rahmen finden besonders Menschen mit Demenz die Möglichkeit zu
unbeschwerten Stunden mit bekannten Liedern und Melodin, mit Bewegung
und Tanz.

Von Gästen erbitten wir eine Kostenbeteiligung von Euro 5 für Kaffee
und Kuchen, Bewohner des Hauses sind natürlich frei. Anmeldung ist
nicht zwingend aber möglich unter herbstdrachen@kirche-harburg.de

 * 

Quelle:

Pastorin Regina Holst

HERBSTDRACHEN - Seelsorge im Alter

Bremer Straße 9, 21073 Hamburg

Telefon Festnetz: 040 - 42 93 22 13

E-Mail: herbstdrachen@kirche-harburg.de
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BILDUNG/903: BAföG-Zahlen - Karliczek darf Talfahrt nicht tatenlos zusehen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. August 2018

BAföG-Zahlen: Karliczek darf Talfahrt nicht tatenlos zusehen



Zu den heutigen BAföG-Zahlen erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Dass wieder einmal zehntausende junge Menschen aus der BAföG-Förderung fallen, ist ein Trauerspiel für Chancengerechtigkeit und ein Menetekel für Studierende. Mit ihrer Tatenlosigkeit nimmt die Koalition den erneuten dramatischen Rückgang beim BAföG billigend in Kauf. Die Bundesregierung darf das BAföG nicht weiter herunterwirtschaften, sondern muss es schleunigst wieder zum Bildungsgerechtigkeitsgesetz Nummer eins entwickeln.

Bundesbildungsministerin Karliczek darf der Talfahrt des BAföGs nicht weiter tatenlos zusehen, sondern muss für Bildungsgerechtigkeit handeln statt hadern und klotzen statt kleckern. Dass sich die Ministerin einer schnellen Erhöhung des BAföG verschließt, ist gegenüber Studierenden und ihren Eltern unverantwortlich und ungerecht. Jedoch lässt sich der dramatische Rückgang der letzten Jahre selbst bei einer sofortigen Reform mit der im Koalitionsvertrag verankerten Summe nicht kompensieren.

Das BAföG braucht dringend eine radikale Trendwende, um endlich wieder mehr als 18 Prozent aller Studierenden zu erreichen. Daher braucht es unter anderem eine sofortige Erhöhung der Bedarfssätze und Freibeträge um mindestens zehn Prozent, eine deutliche Anhebung der Wohnkosten und künftig eine regelmäßige, automatische Erhöhung der BAföG-Sätze.

Die Bundesregierung darf sich nicht länger auf Nebenjobs der Studierenden, die Portemonnaies ihrer Eltern oder auf Verschuldung bauen. Studieren muss man vernünftig und verlässlich finanzieren, damit kein Talent die Chance auf ein Studium verliert. Eine gerechte Studienfinanzierung zahlt sich für den Einzelnen, das Gemeinwesen sowie unsere kreative Wissensökomomie aus.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1768: NOAA-Bericht - US-Behörde unterstreicht Dramatik der Klimakrise


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. August 2018

NOAA-Bericht: US-Behörde unterstreicht Dramatik der Klimakrise



Zum Jahresbericht 2017 der US-Klimabehörde NOAA erklärt Lisa Badum, Sprecherin für Klimaschutz:

Die neuesten Forschungsergebnisse der US-Klimabehörde NOAA lassen nicht mehr nur aufhorchen, sie alarmieren nicht mehr nur, sie machen vielfach nur noch wütend angesichts des Ausbleibens wirksamer Klimaschutzmaßnahmen.

Der Bericht ist ein erschreckender Beleg dafür, dass zu viele Regierungen noch tatenlos zusehen, wie sich die Situation unseres Planeten und von über Jahrhunderte und Jahrtausende gewachsenen Ökosystemen dramatisch verschlechtert.

Zwischen 2013 und 2017 hat die Korallenbleiche weltweit lebensbedrohliche Ausmaße angenommen. Für die Korallen und die darin lebenden Meerestiere sowieso, aber auch für viele Millionen Menschen weltweit, die auf das Nahrungsmittel Fisch angewiesen sind, wird die Lage kritisch.

Ansonsten bestätigen die Forscher: Das Arktiseis schwindet zusehends, der durchschnittliche Meeresspiegel stieg mit 7,7 Zentimetern auf einen neuen Rekordwert seit Beginn der Satellitenmessung, die Treibhausgaskonzentration war noch nie so hoch wie 2017, das gleichzeitig das wärmste Jahr war, wenn die Effekte des Klimaphänomens El Nino herausgerechnet werden.

Die Weltgemeinschaft muss endlich das Ruder rumreißen und alles daran setzen, die Pariser Klimaschutzziele noch zu erreichen. Das heißt auch, dass Deutschland als trauriger Spitzenreiter beim CO2-Ausstoss aus Braunkohleverbrennung endlich die dreckigsten Kohlekraftwerke abschalten und sich vom Klimakiller Kohleverstromung verabschieden muss.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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VERKEHR/783: Ein Jahr nach dem Dieselgipfel - Dreiste Untätigkeit der Bundesregierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. August 2018

Ein Jahr nach dem Dieselgipfel: Dreiste Untätigkeit der Bundesregierung



Heute vor einem Jahr fand der sogenannte Dieselgipfel statt, hierzu erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzenden:

Ein Jahr nach dem Dieselgipfel der Bundesregierung müsste jedem klar sein: Dieser Gipfel war ein reines Showevent für den damaligen Wahlkampf. Die neue-alte Bundesregierung und vor allem das CSU-geführte Verkehrsministerium lassen Verbraucher und Gemeinden mit den finanziellen, rechtlichen und gesundheitlichen Folgen der Dieselkrise alleine. Verkehrsminister Scheuer ist artig in Fußstapfen seines Vorgängers Dobrindt gestiegen. Scheuer hat ein weiteres Jahr lang vor allem die finanziellen Interessen der Autokonzerne gesichert, statt für die getäuschten Autobesitzer oder saubere Autos zu kämpfen. Ein ganzes weiteres Jahr wurden die Betrügereien der Autokonzerne weiter gedeckt, Verantwortliche nicht zur Rechenschaft gezogen.

Das war ein Jahr dreister Untätigkeit in der Dieselkrise, die so nicht weitergehen darf.

Es ist unfassbar, dass die Bundesregierung tatenlos zusieht, wie Volkswagen den nächsten Rekordgewinn in Milliardenhöhe einstreicht und sich weiter dagegen sperrt, die Autos der getäuschten Dieselkäufer auf Konzernkosten nachzurüsten. Die Autofirmen, die betrogen haben, müssen dafür auch die finanzielle Verantwortung übernehmen. Um Gesundheitsgefahren, weitere Fahrverbote und einen massiven Wertverlust für Autobesitzer und Autohändler zu verhindern, muss die Bundesregierung endlich Hardware-Nachrüstungen bei dreckigen Diesel durchsetzen. Sie darf sich auch einer grundlegenden Wende in der Verkehrspolitik nicht weiter versperren. Angesichts der sich zuspitzenden Klimakrise ist es zudem unbegreiflich, dass die Bundesregierung weiterhin die schützende Hand über den schmutzigen Verbrennungsmotor hält. Bevor die Bundesregierung jetzt mit weiteren Milliarden Elektro-Dienstwagen subventioniert, wäre es viel sinnvoller die Vergünstigungen für Dienstwagen mit hohem Diesel- und Benzinverbrauch zu beenden und massiv in bessern Nahverkehr und Radwege zu investieren.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3395: Bildung neuer Clan-Strukturen von Anfang an wirkungsvoll begegnen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. August 2018

Bildung neuer Clan-Strukturen von Anfang an wirkungsvoll
begegnen



Zu der aktuellen Diskussion um das Vorgehen der Behörden gegen
kriminelle Großfamilien können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Mathias Middelberg wie folgt zitieren:

"Das Vorgehen des Bundeskriminalamtes, die Bildung neuer krimineller
Clans frühzeitig zu erkennen und erforderliche Gegenmaßnahmen zu
ergreifen, ist gerade mit Blick auf die in den letzten Jahren
erfolgte Zuwanderung in unser Land dringend notwendig. Nachdem wir in
Berlin und Bremen, aber auch im Ruhrgebiet gesehen haben, dass einige
wenige kriminelle Großfamilien unsere Sicherheitsbehörden massiv
beschäftigen, müssen wir der Bildung neuer Clan-Strukturen von Anfang
an wirkungsvoll begegnen. Die erforderlichen Gesetzesgrundlagen hat
die Große Koalition auf Drängen von CDU und CSU bereits in der
letzten Legislaturperiode geschaffen: von der Möglichkeit, kriminelle
Gewinne leichter einziehen zu können, bis hin zu einer deutlichen
Verschärfung unseres Ausweisungsrechts. Das jüngste Vorgehen der
Strafverfolgungsbehörden in Berlin zeigt, dass wir auf dem richtigen
Weg sind."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/888: Mehrheit der Studierenden muss ein Leben unterhalb der Armutsgrenze führen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. August 2018

Mehrheit der Studierenden muss ein Leben unterhalb der Armutsgrenze führen



"Die Entwicklung der Zahl der BAföG-Empfängerinnen und -Empfänger ist ein Armutszeugnis - jedes Jahr kommen Tausende Menschen mehr an die Hochschulen, aber die Zahl der BAföG-Empfängerinnen und Empfänger sinkt kontinuierlich. Eine überwältigende Mehrheit der Studierenden muss deshalb ein Leben unterhalb der Armutsgrenze führen", sagt Nicole Gohlke, wissenschafts- und hochschulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamtes zur Entwicklung der Zahl der BAföG-Empfängerinnen und -Empfänger. Gohlke weiter:

"Einst war das BAföG dazu da, die sozialen Zugangsbarrieren zu einem Hochschulstudium zu beseitigen und bedarfsgerecht Lebensunterhalt und Ausbildung zu fördern. Doch heute werden immer weniger gefördert und die mickrigen Regelsätze decken bei weitem nicht die Kosten der Lebensrealität der Studierenden ab. Aus diesem Grund müssen zwei Drittel aller Studierenden (69 Prozent) neben dem Studium einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Die enorme Belastung erschwert die Konzentration auf das Studium, weshalb Studienzeiten verlängert werden, Studienabbrüche steigen und Depressionserkrankungen bei Studierenden zunehmen.

Der freie Zugang zu Bildung ist ein Menschenrecht. Bildung darf nicht von Einkommen, Vermögen oder Bildungsstand des Elternhauses abhängen, wie es in Deutschland viel zu häufig der Fall ist. DIE LINKE fordert umgehend eine erhebliche Erhöhung und Ausweitung des BAföG, orientiert an der tatsächlichen Lebensrealität der Studierenden. Unter derzeit 1.050 Euro netto monatlich droht in diesem Land Armut. Die BAföG Sätze müssen dem gerecht werden. Außerdem muss es in einen Vollzuschuss umgewandelt werden, damit sich niemand verschulden muss."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. August 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1037: Bernd Riexinger zum Gesetz zur Stärkung des Pflegepersonals


DIE LINKE - Presseerklärung vom 1. August 2018

nd Riexinger zum Gesetz zur Stärkung des Pflegepersonals



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat heute im Kabinett einen Gesetzentwurf zur Situation des Pflegepersonals vorlegt. Der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger dazu: "Der Gesetzentwurf zieht die Finanzierung von zusätzlichen Pflegestellen im Krankenhaus aus den Fallpauschalen heraus. Das war dringend notwendig und ist eine wesentliche Forderung der LINKEN. Wir sehen: Unsere Kampagne wirkt, der Protest von tausenden Beschäftigten, von der Gewerkschaft Ver.di wirkt. Das wird uns ein Ansporn sein, weiter für eine gesetzliche Personalbemessung und 100 000 Pflegekräfte in den Krankenhäusern mehr zu kämpfen. Damit Jens Spahns Vorschläge nicht nur heiße Luft im Sommerloch sind, ist weiter Druck nötig. Wir werden sicherstellen, dass die Marktlobby die Fortschritte nicht durch die Hintertür wieder zurücknimmt. Wir fordern die Krankenhäuser auf, umgehend die Mittel abzurufen, Stellen einzurichten und die Tarife aufzustocken.

Leider hat Spahn bei der Altenpflege nicht so gut bei der LINKEN abgeschrieben: Die geplanten Maßnahmen dort sind völlig unzureichend: 6 Minuten mehr pro Bewohnerin - hier ist der Notstand offensichtlich noch nicht bei den verantwortlichen Politikern angekommen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. August 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SOZIALES/2537: Frauen in Führungsetagen - Verbindliche Quotenregelung notwendig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. August 2018

Verbindliche Quotenregelung notwendig



"Dass drei Jahre nach dem Inkrafttreten des Quotengesetzes der Anteil von Frauen in Führungsetagen in Öffentlichen Unternehmen immer noch unter 30 Prozent liegt, entblößt die Gleichstellungspolitik der Großen Koalition. Es war von Beginn an abzusehen, dass das Mittel der unverbindlichen Zielgrößen vollkommen wirkungslos bleiben wird. Dass Unternehmen sich als Zielgröße null setzen können, lässt das Prozedere zur reinen Show verkommen", kommentiert Cornelia Möhring, stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die Ergebnisse der FidAR-Studie. Möhring weiter:

"Männer sind nach wie vor nicht bereit, Macht abzugeben, anders lässt sich diese Bilanz auch nach drei Jahren nicht erklären. Das ist auch ein Indikator dafür, wie zäh die Gleichstellung vorankommt. Frauen können nur gleichstellt sein, wenn sie ökonomisch unabhängig sind. Dass aber kann nicht gelingen, solange sie vorrangig in Teilzeit arbeiten und in schlecht bezahlten Jobs sowie überwiegend für Kindererziehung und Pflege zuständig sind. Sexismus drückt sich eben auch auf dem Lohnzettel aus.

Wir brauchen endlich einen radikalen Paradigmenwechsel, der Frauen endlich ein eigenständiges Leben nach ihren jeweiligen Fähigkeiten und Lebenswünschen ermöglicht: Neben einer verbindlichen Quotenregelung, die bei Nichteinhaltung empfindliche Sanktionen vorsieht, benötigen wir daher ausreichend Kita-Plätze und sichere, gut bezahlte Arbeitsplätze."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. August 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/7414: Heute im Bundestag Nr. 564 - 02.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 564

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. August 2018, Redaktionsschluss: 11.16 Uhr

1. Anträge von Anwaltskanzleien

2. Zivile Seenotrettung

3. Kroatische Rechtsextreme in Deutschland

4. Statistische Erfassung von Messerangriffen

5. Sicherheitskontrollen an Flughäfen

6. Internetmonitoring zu Rechtsextremismus

7. Verfassungsfeindliche Ziele attestiert



1. Anträge von Anwaltskanzleien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Vorkommnisse in der Bremer Außenstelle des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf) geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/3543) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/3258). Darin führte die Fraktion aus, dass in diesem
Zusammenhang "immer wieder zwei muslimische Anwaltskanzleien benannt"
würden. Eine Kanzlei aus Hildesheim habe 3.565 Anträge eingereicht;
eine in Oldenburg verantworte 1.003 Anträge.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort schreibt, lagen für diese
4.568 Verfahren bis zum Abschluss der Prüfung der Internen Revision
des Bamf folgende Entscheidungen vor: In zirka 5,7 Prozent der
Verfahren habe ein Abschiebungsverbot nach Paragraf 60 des
Aufenthaltsgesetzes vorgelegen, in zirka 66,7 Prozent der Verfahren
sei eine Anerkennung nach Paragraf 3 Absatz 1 des Asylgesetzes erfolgt
und in zirka 0,3 Prozent der Verfahren eine Anerkennung nach Artikel
16a des Grundgesetzes. In zirka 7,8 Prozent der Verfahren sei eine
subsidiäre Schutzberechtigung nach Paragraf 4 Absatz 1 des
Asylgesetzes festgestellt und in zirka 16,7 Prozent der Verfahren der
Antrag abgelehnt und kein Abschiebungsverbot festgestellt worden.
Keine Angaben könnten zu zirka 2,8 Prozent der Verfahren gemacht
werden. Derzeit würden die Entscheidungen in den 4.568 Asylverfahren
durch das Bamf überprüft.

 * 

2. Zivile Seenotrettung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über ihr bekannte Organisationen mit Sitz in
Deutschland, die zivile Seenotrettung auf dem Mittelmeer betreiben,
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3544) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3262). Danach sind der
Bundesregierung sieben entsprechende Nichtregierungsorganisationen
bekannt, von denen eine den Betrieb ihres Seenotrettungsschiffes 2017
eingestellt hat.

 * 

3. Kroatische Rechtsextreme in Deutschland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Erkenntnisse über Treffen deutscher und kroatischer
Rechtsextremisten in Deutschland seit dem Jahr 2008 sind ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/3547) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/3293). Danach liegen dazu Erkenntnisse über
drei Veranstaltungen sowie über zwei Veröffentlichungen auf der
Homepage der Partei "Der III. Weg" vor.

 * 

4. Statistische Erfassung von Messerangriffen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die statistische Erfassung von Messerangriffen
geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/3548) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3295). Darin verwies die Fraktion
darauf, dass auf der Innenministerkonferenz vom 6. bis 8. Juni 2018
der Beschluss gefasst worden sei, "eine bundesweit einheitliche und
vergleichbare statistische Erfassung von Messerangriffen als Grundlage
für eine valide und verbesserte Darstellung der Kriminalitätslage und
der daraus resultierenden Handlungserfordernisse in die Wege zu
leiten".

Wie die Bundesregierung dazu in ihrer Antwort ausführt, eröffnet eine
bundesweit einheitliche statistische Erfassung von Messerangriffen die
Möglichkeit, ein entsprechendes Lagebild zu erstellen. Dieses schaffe
"die Grundlage für das Erkennen von Brennpunkten, für polizeiliche
Schwerpunktsetzungen und für die Einleitung wirksamer und frühzeitiger
Gegenmaßnahmen, zum Beispiel Bekämpfungsansätze und
Präventionsmaßnahmen". Aktuell erfolge eine fachliche Prüfung der
Umsetzungsmöglichkeiten einer bundesweit einheitlichen und
vergleichbaren statistischen Erfassung von Messerangriffen.

 * 

5. Sicherheitskontrollen an Flughäfen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Innovationen bei Sicherheitskontrollen an
deutschen Flughäfen informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/3549) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3299). Danach
werden die Kontrollstellen für Fluggäste und deren Gepäck an den
Flughäfen "mit moderner, leistungsfähiger und dem aktuellen Stand der
Technik entsprechenden Geräten ausgestattet, die in der Lage sind,
gegenwärtig noch nicht zwingend vorgeschriebene (auch zukünftige)
EU-Standards zu erfüllen".

Ferner verweist die Bundesregierung unter anderem darauf, dass im Jahr
2017 innovative Komponenten von Sicherheitskontrollstellen am
Flughafen Hamburg von der Bundespolizei mit dem Flughafenbetreiber
erfolgreich erprobt worden seien. Die Effizienz habe signifikant
gesteigert werden können. Eine Ergänzung der bestehenden
Rahmenlieferverträge sei veranlasst, "so dass deutsche Flughäfen
künftig mit diesen Komponenten ausgestattet werden können".

 * 

6. Internetmonitoring zu Rechtsextremismus

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Internetbeobachtung im Phänomenbereich
Rechtsextremismus ist Gegenstand der Antwort der Bundesregierung
(19/3552) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3327).
Wie die Bundesregierung darin ausführt, wird die Nutzung des Internets
durch politisch rechts motivierte Straftäter, Gefährder oder auch
sonstige relevante Personen seit der Einrichtung der "Koordinierten
Internetauswertung - Rechtsextremismus" (KIA-R) im März 2012 in
Zusammenarbeit des Bundeskriminalamts (BKA) mit dem Bundesamt für
Verfassungsschutz und dem Bundesamt für den Militärischen
Abschirmdienst beobachtet.

Im Rahmen des regelmäßigen Internetmonitorings im Phänomenbereich
Rechtsextremismus werden der Antwort zufolge "gegenwärtig mehrere
hundert relevante Internetpräsenzen beziehungsweise Profile und Kanäle
- unter anderem in sozialen Netzwerken, bei Kurznachrichtendiensten
oder auf Videoplattformen - der rechtsextremistischen Szene
gesichtet".

Aufgabe der KIA-R sei es unter anderem, "anlassbezogene und
anlassunabhängige offene Internetrecherchen zu Sachverhalten und
Ereignissen mit rechtsterroristischen/rechtsextremistischen Bezügen
durchzuführen", heißt es in der Antwort weiter. Die in der KIA-R
tätigen Behörden tauschten sich regelmäßig über die dort gewonnenen
Erkenntnisse aus. Im Falle strafrechtlich relevanter oder
gefährdungsrelevanter Anhaltspunkte gehe das BKA gegen diese Personen,
Netzwerke oder Gruppierungen vor, indem beispielsweise Strafanzeige
bei einer zuständigen Polizeidienststelle erstattet wird.

 * 

7. Verfassungsfeindliche Ziele attestiert

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat ihre Auffassung bekräftigt,
dass die "Rote Hilfe e.V." (RH) "in ihrer Gesamtheit
linksextremistische und mithin verfassungsfeindliche Ziele in
unterschiedlicher Intensität verfolgt". Die RH sei daher "als
Bestrebung gegen die in Paragraf 4 Absatz 2
Bundesverfassungsschutzgesetz genannten Verfassungsgrundsätze
einzustufen", schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3553)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3333).

Insbesondere bekenne sich die RH ohne jede Einschränkung zu ihrer
kommunistischen Tradition und bilde "bewusst und gewollt ein
Sammelbecken für - wenn auch nicht ausschließlich - Anhänger
unterschiedlicher kommunistischer und anarchistischer Theorieansätze
sowie diese Ansätze unterstützende Vereinigungen und
Personenzusammenschlüsse", heißt es in der Antwort weiter. Mit der
Verfassungsordnung des Grundgesetzes seien 
sozialistisch-kommunistische Staats- und Gesellschaftsordnungen nicht vereinbar.

Laut Bundesregierung definiert sich die RH ausweislich ihrer Satzung
als "parteiunabhängige, strömungsübergreifende linke Schutz- und
Solidaritätsorganisation". Im linksextremistischen Aktionsfeld
"Antirepression", das im Fokus ihrer Tätigkeit stehe, stelle die RH
eine der bedeutendsten Organisation dar. In diesem Zusammenhang leiste
sie linksmotivierten Straf- und Gewalttätern politische und
finanzielle Unterstützung, beispielsweise bei anfallenden Anwalts- und
Prozesskosten sowie bei Geldstrafen und -bußen. Der Antwort zufolge
verfügte die RH im Jahr 2017 über 8.300 Mitglieder, die "diversen
linken beziehungsweise linksextremistischen Strömungen" angehören.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 564 - 2. August 2018 - 11.16 Uhr
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BUNDESTAG/7413: Heute im Bundestag Nr. 563 - 02.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 563

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. August 2018, Redaktionsschluss: 10.13 Uhr

1. Erweiterung der Bundesautobahn A 12

2. Brücken in Nordrhein-Westfalen

3. Keine Zahlen zu Unfällen mit Feuerwehren

4. Verkehrsprojekte in Mitteldeutschland

5. Situation am Flughafen Düsseldorf

6. Staatsangehörigkeitsausweis

7. Test zur biometrischen Gesichtserkennung

8. Zahl von Ausweisungen erfragt



1. Erweiterung der Bundesautobahn A 12

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der vom Bundestag im Dezember 2016 beschlossene
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen enthält die sechsstreifige
Erweiterung der Bundesautobahn A 12 in der Kategorie "Weiterer Bedarf
mit Planungsrecht". Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/3534) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3312) hervor.
Die dem Land Brandenburg damit eröffnete Möglichkeit, den
sechsstreifigen Ausbau zu planen, trage der verkehrlichen Entwicklung
im Zuge der A 12 Rechnung, heißt es in der Antwort weiter. Für den
Zeitraum 2015 bis 2030 werde von einer um etwa 17 Prozent steigenden
Verkehrsbelastung ausgegangen, schreibt die Regierung.

 * 

2. Brücken in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Zustand der Brücken an Bundesfernstraßen in
Nordrhein-Westfalen hat sich nach Angaben der Bundesregierung trotz
des Alterungsprozesses und des stetigen Verschleißes dank der
gestiegenen Erhaltungsaufwendungen innerhalb der vergangenen fünf
Jahre leicht verbessert. Das geht aus der Antwort (19/3531) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3298) hervor. Die Regierung listet
in den Anlagen zu ihrer Antwort sämtliche sanierungsbedürftigen und
nicht sanierungsbedürftigen Brücken an Bundesfernstraßen in
Nordrhein-Westfalen auf.

Wie es in der Antwort heißt, entfallen nach der von Bund und Ländern
gemeinsam erarbeiteten "Strategie zur Ertüchtigung der Straßenbrücken
im Bestand der Bundesfernstraßen" auf Nordrhein-Westfalen 375 Brücken,
die aus 629 Teilbauwerken bestehen. Von diesen 375 Brücken seien 198
Brücken (52,8 Prozent) zu erneuern und 96 Brücken (25,6 Prozent) zu
verstärken. Nach dem aktuellen Stand der bisherigen Untersuchungen und
Nachrechnungen werden laut Regierung die Kosten für den Ersatzneubau
von 198 Brücken und die Verstärkung von 96 Brücken auf etwa 3,9
Milliarden Euro geschätzt.

 * 

3. Keine Zahlen zu Unfällen mit Feuerwehren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung liegen keine aktuellen Zahlen zu
Verkehrsunfällen mit Beteiligung von Sonderrechtsfahrzeugen (Polizei,
Feuerwehr, Notarzt) im Einsatz vor. Das geht aus der Antwort (19/3529)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3271) hervor. Laut der
Vorlage ist seitens der Bundesregierung nicht geplant, auf Bundesebene
diese Daten zu erheben. Im Hinblick auf die schon jetzt aufwändige
Unfallaufnahme durch die Polizei plane die Regierung derzeit auch
nicht, sich gegenüber den für die polizeiliche Unfallaufnahme
zuständigen Ländern für eine bundesweit einheitliche Erweiterung der
Unfallaufnahme um das Merkmal "Sonderrechtsfahrzeug im Einsatz"
einzusetzen, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Verkehrsprojekte in Mitteldeutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über den Umsetzungsstand wichtiger Verkehrsprojekte
in Mitteldeutschland (Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen)
informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3495) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/3311). Laut der Antwort wurden im
Jahr 2017 in den drei Bundesländern knapp 700 Millionen Euro (Sachsen:
242 Millionen Euro, Sachsen-Anhalt: 257 Millionen Euro, Thüringen: 199
Millionen Euro) Bundesfernstraßenmittel verausgabt.

 * 

5. Situation am Flughafen Düsseldorf

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Am Flughafen Düsseldorf gab es im Jahr 2017
insgesamt 214.784 Starts und Landungen. Das geht aus
Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes zum Luftverkehr auf
den Hauptverkehrsflughäfen hervor, auf die die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/3491) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/3260) verweist.

 * 

6. Staatsangehörigkeitsausweis

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem Staatsangehörigkeitsausweis befasst sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3516). Wie die Fraktion
darin ausführt, antwortete das baden-württembergische Ministerium für
Inneres, Digitalisierung und Migration mit Schreiben vom 2. Mai 2017
im Rahmen einer Kleinen Anfrage eines Abgeordneten, der
Staatsangehörigkeitsausweis sei "das einzige Dokument, mit dem das
Bestehen der deutschen Staatsangehörigkeit in allen Angelegenheiten,
für die es rechtserheblich ist, verbindlich festgestellt wird
(Paragraph 30 StAG). Der deutsche Reisepass und Personalausweis sind
kein Nachweis für die deutsche Staatsangehörigkeit, sie begründen nur
eine Vermutung, dass der Inhaber die deutsche Staatsangehörigkeit
besitzt".

Wissen wollen die Abgeordneten, ob sich die Bundesregierung der
Auffassung anschließt, dass der deutsche Reisepass und der
Personalausweis nicht die Erfordernisse zum Nachweis der deutschen
Staatsangehörigkeit erfüllen. Auch erkundigen sie sich danach, wie
viele Einwohner Deutschlands nach Kenntnis der Bundesregierung einen
deutschen Staatsangehörigkeitsausweis besitzen. Ferner fragen sie
unter anderem, ob es die Bundesregierung als notwendig erachtet, einen
Staatsangehörigkeitsausweis zu beantragen.

 * 

7. Test zur biometrischen Gesichtserkennung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, welche Erkenntnisse bisher aus dem Test zur biometrischen
Gesichtserkennung am Bahnhof Berlin-Südkreuz gezogen wurden. Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/3518) unter anderem
danach, welche Kosten für die Einrichtung der biometrischen
Gesichtserkennung pro Einsatzort veranschlagt werden.

 * 

8. Zahl von Ausweisungen erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Mitte 2018 im
Ausländerzentralregister gespeicherten Ausländer gegen die eine
Ausweisungsverfügung ergangen ist, erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/3519). Auch fragt sie darin unter
anderem, wie viele der Ausländer, gegen die in den Jahren 2016 oder
2017 oder im ersten Halbjahr 2018 eine Ausweisungsverfügung erging,
freiwillig ausreisten, wie viele von ihnen abgeschoben wurden und wie
viele von ihnen nach Kenntnis der Bundesregierung "aus rechtlichen
oder tatsächlichen Gründen" nicht abgeschoben werden konnten.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1719: Regierungspressekonferenz vom 1. August 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 1. August 2018

Regierungspressekonferenz vom 1. August 2018

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung von
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung
weiterer steuerlicher Vorschriften, Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung
des Sondervermögens "Digitale Infrastruktur", Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Asylgesetzes, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des
Pflegepersonals, Auswirkungen der anhaltenden Trockenheit für die deutsche
Landwirtschaft), Forderung des sachsen-anhaltischen Ministerpräsidenten
nach Abschiebungen nach Syrien, Erwerbe inländischer Unternehmen durch
ausländische Investoren, Sperrung von Fake-Accounts durch Facebook,
Justizreform in Polen, Fall Sami A., Pressemitteilung des Statistischen
Bundesamtes zum Anstieg der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 2017,
Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte, Aufnahme von Mitgliedern
der syrischen Weißhelme in Deutschland, mögliche neue Fabrik für E-Autos
und Batterien im Saarland oder in Rheinland-Pfalz, Medienberichte über die
Verbringung von aus Seenot Geretteten in einen libyschen Hafen, mögliche
Auswirkung einer kürzlich erfolgten Änderung der Allgemeinen
Geschäftsbedingungen der Deutschen Bundesbank auf einen geplanten
Bargeldtransfer von Deutschland in den Iran, italienische Forderungen nach
einer Änderung des Operationsplanes der Operation Sophia


Sprecher: SRSin Demmer, Bürgelt (BMEL), Petermann (BMI), Baron
(BMWi), Krüger (BMJV), Burger (AA), Schwamberger (BMF), Routsi (BMVg),
Friedrich (BMI)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Das Kabinett hat heute unter der Leitung des Vizekanzlers
Olaf Scholz getagt.

Die Bundesregierung geht künftig verstärkt gegen Umsatzsteuerbetrug im
Online-Handel vor. Damit setzt sie eine Vereinbarung des Koalitionsvertrags
um. Wir dulden nicht, dass Händler auf Online-Marktplätzen handeln, ohne
dafür Umsatzsteuer abzuführen. Insbesondere Händler, die im Ausland sitzen,
sind für den Fiskus selbst ja nicht greifbar. Deshalb wollen wir die
Betreiberinnen und Betreiber elektronischer Marktplätze mehr in die
Verantwortung nehmen und damit die ehrlichen Unternehmen vor
Wettbewerbsnachteilen schützen. Dazu hat das Kabinett heute beschlossen,
dass die Betreiber von Online-Marktplätzen zukünftig bestimmte Daten über
die dort tätigen Händler vorhalten und unter bestimmten Voraussetzungen
auch für vom Händler nicht abgeführte Umsatzsteuer haften müssen.

Im verabschiedeten Gesetzentwurf wurde auch die Begünstigung der privaten
Mitbenutzung von Elektro- und Hybridelektro-Firmenwagen vereinbart. Die
private Mitbenutzung eines Firmenwagens ist von Selbstständigen und
Arbeitnehmern heute mit 1 Prozent des Listenpreises zu versteuern. Für die
zwischen 2019 und 2021 angeschafften oder geleasten Elektro- und
Hybrid-Firmenwagen halbieren wir den steuerlichen Anteil. Damit wollen wir
die Anschaffung von Elektro- und Hybridfahrzeugen in Deutschland
beschleunigen.

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf eine Vielzahl von Regelungen quer
durch das Steuerrecht.

Des Weiteren hat das Bundeskabinett heute - auch vom Bundesminister der
Finanzen vorgelegt - den Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung des
Sondervermögens "Digitale Infrastruktur" beschlossen. Mit dem
Digitalinfrastrukturfondsgesetz wird die Grundlage für die Bereitstellung
von Mitteln zur Förderung des Gigabitnetzausbaus und zur Umsetzung des
Digitalpaktes Schule geschaffen. Unterstützt werden sowohl der Ausbau von
Gigabitnetzen auf Glasfaserbasis insbesondere in ländlichen Regionen als
auch der Aufbau und die Verbesserung der digitalen Infrastruktur in
Schulen. Das Sondervermögen wird grundsätzlich aus den Einnahmen aus der
anstehenden Vergabe von Mobilfunklizenzen gespeist. Um möglichst rasch mit
der Umsetzung beginnen zu können, wird das Sondervermögen aus dem
Bundeshaushalt eine Anschubfinanzierung in Höhe von 2,4 Milliarden Euro
erhalten.

Die Bundesregierung hat heute auch einen vom Bundesinnenminister
vorgelegten Gesetzentwurf beschlossen, mit dem das Asylgesetz geändert
wird. Konkret geht es dabei um Folgendes: Mit dem Gesetzentwurf sollen
Schutzberechtigte in Widerrufs- und Rücknahmeverfahren in Asylsachen zur
Mitwirkung verpflichtet werden. Bislang sieht das geltende Asylgesetz eine
ausdrückliche Regelung zur Mitwirkungspflicht der Betroffenen lediglich im
Asylantragsverfahren vor, nicht aber in Widerrufs- und Rücknahmeverfahren.
Durch die gesetzliche Festlegung wird künftig das Verfahren derart
ausgestaltet, dass dem BAMF durch die Mitwirkung mehr Informationen
vorliegen und damit die Prüfung von Widerrufs- und Rücknahmeverfahren
umfassend und effektiver durchgeführt werden kann. Der Gesetzentwurf setzt
auch eine Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag um.

Heute im Kabinett beschlossen wurde auch das Gesetz zur Stärkung des
Pflegepersonals. Dabei geht es um bessere Personalausstattung und bessere
Arbeitsbedingungen in der Kranken- und Altenpflege. Mit einem
"Sofortprogramm Pflege" sollen spürbare Entlastungen im Alltag der
Pflegekräfte umgesetzt werden.

In der Krankenpflege werden künftig die Kosten für jede neue Pflegekraft
und die Aufstockung von Teilzeitstellen voll von den Kostenträgern
übernommen. Auch Tariferhöhungen für Stellen von Pflegekräften werden die
Kostenträger künftig vollständig refinanzieren.

Zudem wird das mit dem Krankenhausstrukturgesetz eingeführte 
Pflegestellen-Förderprogramm über das Jahr 2018 hinaus fortgeführt und auch ausgebaut.
Die bisherige Eigenbeteiligung der Krankenhäuser in Höhe von 10 Prozent
soll künftig entfallen.

Der in der letzten Legislaturperiode gebildete Krankenhausstrukturfonds
wird ab 2019 für weitere vier Jahre mit einem Volumen von 1 Milliarde Euro
jährlich fortgesetzt. Der Fonds stellt unter anderem Mittel zur Verfügung,
um die Struktur der akutstationären Versorgung zu verbessern. Dies kann zum
Beispiel durch die Bildung von Zentren mit besonderer medizinischer
Kompetenz für seltene oder schwerwiegende Erkrankungen erfolgen. Auch
Investitionen in Ausbildungsstätten und die telemedizinische Vernetzung von
Krankenhäusern sind künftig förderungsfähig.

Der Gesetzentwurf sieht vor, Neueinstellungen auch in der Altenpflege zu
fördern. Insgesamt können 13 zusätzliche Stellen entstehen, die von der
Krankenversicherung in vollem Umfang finanziert werden.

Entbürokratisierung der Pflegedokumentation, Abrechnung von
Pflegeleistungen, Zusammenarbeit zwischen niedergelassenen Ärzten und
Pflegeheimen, Videosprechstunden - das sind jetzt nur einige Beispiele
dafür, wo digitale Anwendungen Pflegekräfte entlasten können. In den Jahren
2019 bis 2021 soll jeder ambulanten und stationären Pflegeeinrichtung ein
einmaliger Zuschuss für digitale Maßnahmen bereitgestellt werden. Der
maximale Förderbetrag je Einrichtung beträgt 12 Euro beziehungsweise 40
Prozent der anerkannten Maßnahme.

Dann hat die Bundeslandwirtschaftsministerin heute auch noch über die Dürre
in Deutschland informiert. Die Bundesregierung beobachtet die Auswirkungen
der anhaltenden Trockenheit für die deutsche Landwirtschaft mit Sorge. Sie
sind für viele Betriebe existenzbedrohend. Die
Bundeslandwirtschaftsministerin hat also heute im Kabinett darüber
informiert. Danach ist stellenweise auch die Futterversorgung viehhaltender
Betriebe gefährdet. Die Bundesregierung wird rasch nach Vorlage
verlässlicher Zahlen über die Möglichkeit von Bundeshilfen entscheiden. Im
gestrigen Bund-Länder-Gespräch wurde sich darauf verständigt, dass die
Länder die für eine Prüfung von Hilfen notwendigen Daten so schnell wie
möglich liefern.

Das wäre es von mir.

Frage: Zum letzten Punkt, dem Bericht der Agrarministerin zur Dürre: Sie
sagten, die Bundesregierung werde so rasch wie möglich entscheiden.
Bedeutet die Tatsache, dass Sie die Vorlage des Ernteberichts nicht mehr
erwähnen, dass angesichts der Notlage in vielen Agrarbetrieben womöglich
doch schon vor der Vorlage des Ernteberichts von der Bundesregierung
entschieden werden wird, ob sie die Grundlage dafür schafft, selbst helfen
zu können?

SRSin Demmer: Ich würde da - die Landwirtschaftsministerin selbst hat ja um
12 Uhr die Presse informiert - das Ressort noch einmal um Details bitten.

Bürgelt: Ich muss Sie leider enttäuschen: Das heißt nicht, dass Mittel vor
der Vorlage des offiziellen Ernteberichts fließen werden. Man muss sich
dabei wirklich auf die Zahlen und Fakten verlassen. Sie können sich gerne
auch noch einmal das Statement der Ministerin online anschauen; es wird
sicherlich innerhalb weniger Minuten online sein. Sie hat, wie gesagt, um
12 Uhr die Pressekonferenz gegeben. Das bedeutet, wie wir an dieser Stelle
auch schon immer betont haben, dass wir den Erntebericht abwarten müssen.

Was aber tatsächlich der Fall ist - Frau Demmer hatte es schon erwähnt -,
ist, dass natürlich auch die Futtermittelversorgung knapp werden kann. Auch
dabei muss man regional unterscheiden. Es ist nicht flächendeckend so.
Hierzu müssen aber die Länder Daten liefern. Man hatte ja gestern im 
Bund-Länder-Gespräch dazu auch vereinbart, dass die Länder so schnell wie
möglich Daten an den Bund übermitteln werden, sodass der Bund das dann in
Zusammenarbeit mit den Ländern, die auch individuelle Programme für ihre
Landwirte beziehungsweise ihre viehhaltenden Betriebe stricken können,
eventuell unterstützen kann. Aber auch dafür muss man erst die Daten und
Fakten abwarten.

Frage: Wie steht die Bundesregierung denn zu der Forderung des
Bauernverbands nach einer steuerfreien Risikoausgleichsrücklage?

Bürgelt: Die Forderungen sind bekannt. Auch hier muss man weiter abwarten.
Man befindet sich darüber innerhalb der Bundesregierung in Rücksprache.
Wenn Sie Nachfragen zu genaueren Fakten haben, kann ich Ihnen die aber
gerne nachliefern. Wir können gerne noch einmal in einen Austausch
eintreten.

Frage: Meine Frage ist, ob der Ministerin auch Fälle in anderen
europäischen Ländern bekannt sind, in denen sich die Hitze so ausgewirkt
hat, oder ob es da eine Zusammenarbeit auf europäischer Ebene gibt.

Bürgelt: Natürlich ist bekannt, dass es auch in anderen Ländern besondere
Hitze gibt. Dazu kann ich Ihnen jetzt aber als
Bundeslandwirtschaftsministerium keine weiteren, näheren Auskünfte geben.

Was der Fall ist, ist, dass sich die Bundesministerin auch an Kommissar
Hogan wenden wird, um alle Regelungen anzuwenden, die auf europäischer
Ebene - allerdings hinsichtlich der Hilfe in Deutschland - möglich sind,
und damit von europäischer Seite auch dafür gesorgt wird.

Frage: Ich wollte Frau Demmer fragen, ob sie uns sagen kann, ob es im
Kabinett zu dem Bericht von Frau Klöckner eine Kleine Diskussion gab und
was so im Kabinett dazu erörtert wurde.

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, sind die Kabinettsitzungen ja vertraulich.
Die Ministerin hat ausführlich über den Sachstand informiert, und dabei
belasse ich es.

Frage: Zunächst habe ich die Bitte an das BMEL, dass Sie diese Fakten
hinsichtlich des Risikoausgleichs vielleicht über den großen Verteiler
verschicken. Mich interessiert auch, wie da der Stand ist und wie Sie das
ordnungspolitisch einordnen, weil das Wesen von Landwirtschaft ja ist, dass
es einmal gute und einmal schlechte Ernten gibt. Vielleicht können Sie das
dann - - -

Bürgelt: Ja, sehr gerne.

Zusatzfrage: Die eigentliche Frage wäre dann: 2003 gab es Nothilfen. Ist
Ihnen bekannt, ob die eigentlich jemals wieder zurückgezahlt wurden? Müssen
die zurückgezahlt werden? Nach 2003 gab es nämlich auch wieder gute Ernten,
an denen die Landwirte prächtig verdient haben.

Bürgelt: Ob Rückzahlungen erfolgt sind, müsste ich auch nachliefern.

Frage: Die Frage geht an das BMI und betrifft den Gesetzentwurf in Bezug
auf Mitwirkungspflichten beim Widerrufsverfahren. Ich würde gerne einmal
nach drei Zahlen fragen, erstens: Wie oft kommt es denn vor - vielleicht
können Sie da einen Prozentwert nennen -, dass Asylsuchende beziehungsweise
Schutzberechtigte nicht an diesem Widerrufsprüfverfahren teilnehmen?

Die zweite Frage: Wie hoch ist das Zwangsgeld, das der Gesetzentwurf da
künftig als Strafe vorsieht?

Die dritte Frage: Der Minister hat auch erklärt, dass damit alle Verfahren
ab 2015 noch einmal gründlich überprüft werden sollen. Was bedeutet das
konkret? Ich vermute, dann fallen auch alle Verfahren, die im schriftlichen
Verfahren entschieden wurden, darunter. Wie viele sind das insgesamt?

Petermann: Die Zahlen kann ich Ihnen hier, offen gestanden, nicht nennen.
Das müssten wir nachliefern. Ich habe die nicht dabei.

Aber grundsätzlich ist es so, dass alle Asylentscheidungen nach einem
Ablauf von drei Jahren überprüft werden müssen; das ist gesetzlich so
vorgesehen und soll auch geschehen. Bisher war die Mitwirkung des
Betroffenen freiwillig. Das heißt, der Betroffene hat ein Schreiben
bekommen und wurde zur Mitwirkung aufgefordert, musste dem aber nicht
nachkommen, sodass sich das BAMF auf andere Beweismittel oder
Entscheidungsrückläufe beziehen musste. Die Mitwirkung des Betroffenen kann
aber im Einzelfall auch sehr entscheidend sein, und deswegen war dieser
Punkt sehr wichtig. Er findet sich auch im Masterplan wieder und ist somit
auch ein Schritt zur Umsetzung des Masterplans.

Vorsitzende Welty: Sie hatten auch noch einen Nachtrag zu machen, Frau
Petermann.

Petermann: Den haben wir jetzt ganz übergangen.

Vorsitzende Welty: Nein, wir kommen ja gerade dazu!

Petermann: Das richtete sich nicht an Sie. - Zum Thema "Rückkehr nach
Syrien": Wie ich in der Regierungspressekonferenz gesagt hatte, war mir
nicht bekannt, dass es Gespräche oder Überlegungen dazu gab, eine Rückkehr
nach Syrien in Angriff zu nehmen. Das ist auch in der Tat so. Es ist keine
Aufnahme von Gesprächen mit Regierungsvertretern zur Vorbereitung einer
Rückkehr nach Syrien geplant. Die Bundesregierung beobachtet weiterhin die
Lage vor Ort sehr genau, um über einen geeigneten Zeitpunkt zu befinden.

Frage: Ich habe eine Frage zu einem Thema, das jetzt gar nicht von Frau
Demmer genannt wurde, aber das, glaube ich, nichtsdestotrotz heute
behandelt wurde, nämlich Leifeld. Frau Baron, gibt es darüber jetzt
eigentlich eine Entscheidung? Es war die Rede davon, dass die
Bundesregierung ein Veto einlegen möchte.

Baron: Vielen Dank. - Vorab muss ich Folgendes betonen: Zu einzelnen
Investitionsprüfverfahren - das heißt, zu konkreten Verwaltungsverfahren im
Bereich der Außenwirtschaft - können wir keine Stellung nehmen, da der
Inhalt solcher Verfahren Geschäftsgeheimnisse berührt. Hier gilt der
Grundsatz der Geheimhaltung nach 30 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Ganz allgemein und ohne Bezug zum Einzelfall kann ich Ihnen aber natürlich
etwas zur Rechtslage erläutern: Die Außenwirtschaftsverordnung gestattet es
dem Bundeswirtschaftsministerium, Erwerbe inländischer Unternehmen durch
ausländische Investoren zu prüfen und mit Zustimmung der Bundesregierung
erforderlichenfalls auch zu untersagen. Sie wissen: Die Schwelle, die
hierfür bei der Prüfung relevant ist, liegt bei einem Erwerb in Höhe von 25
Prozent der Anteile. Prüfmaßstab ist die öffentliche Ordnung und
Sicherheit.

Eine Untersagung entfällt selbstverständlich dann, wenn das Erwerbsgeschäft
nicht zustande kommt. Kurz vor der heutigen Kabinettssitzung hat ein
ausländischer Erwerber in einem aktuellen Fall gegenüber dem
Bundeswirtschaftsministerium mitgeteilt, dass er vom Kauf des inländischen
Unternehmens zurücktreten will. Die von dem ausländischen Unternehmen
übermittelten Rücktrittserklärungen und Unterlagen prüfen wir nun gründlich
auf ihre Belastbarkeit. Sollte die Prüfung der Unterlagen ergeben, dass der
Rücktritt vom Erwerb inländischen Unternehmens wirksam ist, dann gibt es
keinen Erwerb mehr, und dann wäre es auch nicht mehr nötig, dass die vom
Kabinett beschlossene Ermächtigung zu einer Untersagung nach der
Außenwirtschaftsverordnung greift und dass davon Gebrauch gemacht wird.

Zusatzfrage: Heißt das, Sie können jetzt aber nicht bestätigen, dass es
sich hierbei um Leifeld handelt? Können Sie das nicht sagen?

Baron: Richtig, ich kann zu Einzelfällen und zu einzelnen Firmen keine
Stellung nehmen.

Zusatzfrage: Warum ist diese Prüfung jetzt noch notwendig? Wenn man sagt
"Okay, ein Investor tritt von Verkaufsplänen zurück", dann würde man ja
gemeinhin davon ausgehen, dass sich der Sachverhalt damit einfach erledigt
hat. Können Sie ganz kurz erläutern, warum es in diesem Fall noch einer
längeren Prüfung bedarf?

Baron: Auch hier kann ich nicht zu Einzelfällen Stellung nehmen, sondern
nur allgemein die Rechtslage erläutern. Es ging, wie dargelegt, im
Kabinettsbeschluss um eine Ermächtigung zu einer Untersagung, und kurz vor
der Kabinettssitzung kamen eben Rücktrittsunterlagen. Dann ist es ein
normaler Vorgang, dass die Rücktrittsunterlagen natürlich auf Belastbarkeit
geprüft werden müssen, darauf, ob der Rücktritt wirksam ist; denn nur dann
ergeben sich die auch von Ihnen genannten Folgen, das es dann natürlich
kein Erwerbsgeschäft gibt. Aber es ist natürlich ein normaler Vorgang, dass
Unterlagen zunächst auf Belastbarkeit und Wirksamkeit geprüft werden
müssen.

Frage: Nun soll Herr Kofler angekündigt haben, mit dem Unternehmen an die
Börse zu gehen, ohne jeden Bezug zum Einzelfall und ganz allgemein. Gibt es
in einem solchen Fall irgendeine Handhabe, um zu verhindern, dass das
Unternehmen eben zu 100 Prozent von Chinesen gekauft wird, oder wäre diese
vorbereitende Entscheidung, die jetzt gefällt wurde, möglicherweise auch in
einem solchen Fall nutzbar zu machen?

Baron: Unternehmerische Ankündigungen als solche kann ich nicht
kommentieren. Auch hier verweise ich nur auf die allgemeine Rechtslage: Die
Außenwirtschaftsverordnung greift für den Fall eines Erwerbs von 25 Prozent
der Anteile. Dann kann nach dem Maßstab der öffentlichen Ordnung und
Sicherheit geprüft werden. Diese Möglichkeit der Prüfung gibt es auch, wenn
sozusagen Börsengeschäfte getätigt werden. Auch dann gibt es spezielle
Vorschriften. Auch die BaFin hat dazu Regelungen. Aber auch dafür greifen
grundsätzlich das Instrument der Außenwirtschaftsprüfung sowie ergänzende
börsenrechtliche Instrumente.

Frage: Nur, damit ich das richtig verstehe: Ist eine Ermächtigung, notfalls
untersagen zu können, vom Kabinett formell ausgesprochen worden?

Zum Zweiten würde mich interessieren: Ich las in irgendeiner Zeitung mit
Blick auf diese Untersagung oder auch die Ermächtigung, zu untersagen, die
Regierung wolle dort ein Exempel statuieren. Wenn dieser Fall im Moment ein
Exempel ist, dann würde mich interessieren, was man damit im Umgang mit
einem chinesischen Erwerber zeigen will. Was lernen wir daraus allgemein
für Erwerbe wichtiger Kernbetriebe in wichtigen Kernindustrien Deutschlands
durch chinesische Investoren?

Baron: Ich kann es nur noch einmal wiederholen: Das Kabinett hat heute eine
Ermächtigung zu einer Untersagung nach der Außenwirtschaftsverordnung
beschlossen. Es handelt sich, wie schon betont, um eine Ermächtigung.

Investitionsprüfungen sind jeweils einzelfallbezogene Prüfungen, die ein
konkretes Unternehmen und einen konkreten Erwerbsvorgang in den Blick
nehmen. Sie erfolgen diskriminierungsfrei und ohne Blick auf die Herkunft
des Erwerbers; es sind eben Einzelfallprüfungen. Dafür gilt der Prüfmaßstab
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit für alle Fälle. "Öffentliche
Sicherheit und Ordnung" heißt, dass Sicherheitsinteressen der
Bundesrepublik Deutschland gefährdet sein können, also etwa dann, wenn es
um Infrastrukturunternehmen geht, wenn es um kritische Infrastruktur geht,
wenn es um Know-how im Bereich kritischer Infrastruktur oder auch der
Nukleartechnik geht. Dann wären Sicherheitsinteressen berührt, und dann
kann eben in allen Fällen eine Prüfung erfolgen. Aber sie erfolgt immer
einzelfallbezogen, diskriminierungsfrei und ohne Rücksicht auf die Herkunft
des Erwerbers.

Frage: Frau Baron, haben Sie Erkenntnisse darüber, warum sich das so
kurzfristig zugespitzt hat? Es hatte sich ja bereits seit einigen Tagen
abgezeichnet, dass die Regierung bereit ist, einzuschreiten. Dann ist es ja
eigentlich eher ungewöhnlich, dass das kurz vor einer Kabinettssitzung
sozusagen kulminiert.

Baron: Über die Motive des Erwerbers liegen uns keine Informationen vor.
Darüber kann ich keine Auskunft geben.

Frage: Frau Baron, noch einmal zum zeitlichen Ablauf: Können Sie irgendwie
absehen, wie lange diese Prüfung voraussichtlich dauern wird?

Daran anschließend: Gibt es dafür eigentlich irgendwelche Fristen, die
gewahrt werden müssten? Bis wann könnte dieser Investor, wenn es der Text,
der von ihm eingereicht wurde, zulassen würde, dann eigentlich theoretisch
sein Kaufangebot doch noch einmal vorlegen?

Baron: Wie gesagt: Die eingegangenen Rücktrittserklärungen werden jetzt auf
ihre Wirksamkeit und Belastbarkeit geprüft. Wie viel Zeit das in Anspruch
nehmen wird, darüber kann ich derzeit keine Auskunft geben. Auch über
hypothetische Fälle, die in Zukunft eintreten können, kann ich jetzt keine
Aussage treffen. Es gilt grundsätzlich das, was die
Außenwirtschaftsverordnung regelt.

Frage: Es geht um das gleiche Thema, aber die Richtung der Frage ist ein
bisschen diplomatischer. Zwei Versuche von der chinesischen Seite,
Unternehmen zu kaufen, haben nicht geklappt. Es geht um Leifeld und
50Hertz. In China gibt es manche Medien, in denen die Stimmen schon laut
sind. Genau mit diesem Zeitpunkt, nämlich nach dem Abkommen zwischen der EU
und China, wird auch gehadert. Denken Sie also, dass es ein politisches
Monopol auf deutscher Seite gibt, sich von China abzuwenden und sich einer
Zusammenarbeit mit den USA zuzuwenden? Können Sie das kommentieren?

Baron: Ich kann im Wesentlichen nur noch einmal das wiederholen, was ich
schon gesagt hatte: Es geht bei der Außenwirtschaftsverordnung und der
Investitionsplanung um einzelfallbezogene Prüfungen, die immer
diskriminierungsfrei und ohne Rücksicht auf die Herkunft des Erwerbers
ablaufen. Es wird eben vielmehr im Einzelfall geschaut.

Zum Fall 50Hertz hatten wir hier am Montag Stellung genommen und dargelegt,
dass in diesem Fall ein Verfahren mit Blick auf Sicherheitsinteressen der
Stromversorgung aufgenommen wurde. Aber das war ja ein anderer Fall, der
nicht die Außenwirtschaftsprüfung berührt. Aber nach der
Außenwirtschaftsprüfung ist es eben eine einzelfallbezogene Prüfung.

Frage: Ich bin einfach unsicher: Ist es eigentlich der Bundesregierung
überlassen, zu bestimmen, wann sie die Notwendigkeit für ein Eingreifen
sieht? Im Fall von 50Hertz fehlte ja eine Bedingung für eine
Investitionsplanung nach der Außenwirtschaftsverordnung, weil es um weniger
als 25 Prozent zu erwerbender Anteile ging, und dennoch hat die
Bundesregierung dann einen anderen Weg gefunden, um letztendlich deutlich
zu machen, dass ihr das nicht gefällt, und die KfW angewiesen, stattdessen
diesen Anteil zu kaufen. Hat die Bundesregierung also ein freies
Interpretationsrecht, wenn es darum geht, welches Instrument sie wählt, um
deutlich zu machen, dass ihr eine Übernahme nicht passt?

Baron: Die Bundesregierung trifft ihre Entscheidungen auf Basis von Recht
und Gesetz, und da gibt es eben Vorgaben der Außenwirtschaftsverordnung.

Zum Fall von 50Hertz hatten wir uns geäußert. Auch da wurde auf Basis von
Recht und Gesetz gehandelt. Der Schutz kritischer Infrastrukturen ist aus
Sicht der Bundesregierung ein wichtiges Anliegen, ein wichtiges
Sicherheitsinteresse der Bundesregierung, welches die Bundesregierung eben
auch in ihrer Begründung, was 50Hertz angeht, angeführt hat.

Frage: Frau Alemany hatte für Ihr Haus am Montag gesagt, dass Sie pro Jahr
80 bis 100 Prüfungen nach der Außenwirtschaftsverordnung durchführen. Ich
nehme an, dass sich das auf diese sicherheitsrelevanten Prüfungen bezog,
also auf Sicherheit und öffentliche Ordnung. Können Sie sagen, wie viele
von diesen Prüfungen sozusagen glatt durchgehen? Sind das 80 bis 100
Übernahmen pro Jahr, die dann stattfinden können, weil Sie keine
sicherheitsrelevanten Bedenken haben, oder sind das auch Fälle, in denen
der Erwerber mangels Aussicht auf ein glattes Verfahren dann vielleicht von
selbst zurückzieht? Lässt sich das möglicherweise quantifizieren?

Baron: Eine genaue Statistik darüber führen wir nicht. Aber es ist so, dass
das Instrument der Außenwirtschaftsverordnung beziehungsweise der
Investitionsplanung seit dem Jahre 2004 existiert. Seither gab es mehrere
Hundert Erwerbsvorgänge, die nach diesem Instrument geprüft wurden. Sie
wissen: Zu einer Untersagung ist es bislang nicht gekommen.

Frau Alemany hatte eben darauf hingewiesen, und das kann ich auch noch
einmal bestätigen, dass es 80 bis 100 Prüfungen pro Jahr gibt. Wenn man den
Zeitraum seit der letzten, neunten AWV-Novelle aus dem Juli 2017 nimmt,
dann waren es rund 80 Erwerbsvorgänge, die geprüft wurden.

Der Verfahrensablauf kann sehr unterschiedlich sein, da es ja auch
Einzelunternehmen freisteht, eine sogenannte Unbedenklichkeitsbescheinigung
zu beantragen. Deshalb schwankt die Zahl eben, je nachdem, wie viele
Übernahmevorgänge es pro Jahr gibt. Insofern kann ich hier eine
ausführliche Statistik nicht darlegen.

Zusatzfrage: Wird es dazu eine Statistik geben? Haben Sie die im Moment
nicht vorliegen, oder erstellen Sie die gar nicht?

Baron: Es wird keine Statistik darüber erhoben, da die Fallzahl ja immer
schwankt. Das ist einfach vom Wirtschaftsleben geprägt, eben davon, wann
Phasen von Fusionen oder von Übernahmen anstehen oder nicht. Aber es gibt
ja auch verschiedene Antworten auf parlamentarische Anfragen, in denen wir
in den vergangenen Jahren auch dazu Stellung genommen haben. Darin sind
teilweise auch Zahlen aufgeführt, aber eben nicht als Statistik, die wir
laufend fortführen.

Zusatzfrage: Aber können Sie uns ein Gefühl dafür geben, wie viele von
diesen 80 oder 100 Fällen glatt durchgehen?

Baron: Das habe ich ja getan. Es gibt das Instrument seit 2004, und seither
ist es nicht zu einer Untersagung gekommen. Das zeigt ja, dass das
Instrument zwar genutzt wird, um zu prüfen, aber eine Untersagung bislang
nicht erfolgt ist.

Frage: Können Sie sagen, in wie vielen dieser Fälle es um chinesische
Investoren geht?

Baron: Ich kann Ihnen sagen: Seit dem Inkrafttreten der letzten 
AWV-Novelle, der neunten AWV-Novelle, im Juli 2017 waren es, wie gesagt,
insgesamt mehr als 80 Prüfungen. An mehr als einem Drittel dieser Erwerber
waren Investoren aus China unmittelbar oder mittelbar beteiligt.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer, vielleicht aber auch das Justiz-
oder das Innenressort. Facebook sagt, man habe eine Manipulationskampagne
bei den Kongresswahlen aufgedeckt. Inwieweit prüft die Bundesregierung
solche Manipulationsmöglichkeiten, vielleicht auch rückwirkend, was die
vergangene Bundestagswahl angeht? Welches konkrete Handeln ergibt sich
daraus?

SRSin Demmer: Ich möchte die konkreten Vorgänge in den USA jetzt nicht
kommentieren. Dafür liegen mir zu wenige Informationen vor.

Grundsätzlich kann ich auf zwei Dinge hinweisen, die Ihnen ja allen bekannt
sind. Sie wissen, wie wichtig uns Presse- und Meinungsfreiheit in
Deutschland sind. Die Vielfalt der Meinungen in einer Demokratie ist
grundsätzlich natürlich immer zu schützen. Sie wissen aber auch, dass die
Bundesregierung die Bedrohung durch Desinformationskampagnen sehr ernst
nimmt. Die deutschen Sicherheitsbehörden sind dafür natürlich auch
sensibilisiert. Unsere Art und Weise, damit umzugehen, ist, dass wir eben
sehr genau hinschauen und beobachten, was es an Falschmeldungen und an Fake
News gibt. Das heißt, wir beobachten auch die Aktivitäten der
entsprechenden Akteure aufmerksam. Aber wir geben uns eben auch jeden Tag
aufs Neue wie auch hier in dieser Pressekonferenz Mühe, unserem Auftrag
gerecht zu werden und zu erklären, was wir tun, um unsere Politik zu
erklären und um sie klar, transparent und verständlich zu machen.

Zusatzfrage: Ist das jetzt für Sie möglicherweise ein Anlass, den Dialog
mit den sozialen Netzwerken, also speziell mit Facebook, noch einmal zu
intensivieren?

SRSin Demmer: Das Justizministerium steht ja ohnehin im Dialog. Dazu kann
vielleicht das Ressort etwas sagen.

Krüger: Jetzt nicht zwingend zu diesem Thema. Ich glaube, es ist ja auch
nicht ganz unterkomplex, seitens der Netzwerke entsprechende Technik
vorzuhalten, um solche Bots eben zu identifizieren. Wir sehen an dem Fall,
dass sich Facebook da engagiert. Wir finden das auch gut und denken auch,
dass die anderen Netzwerke in diese Richtung schauen.

Wie Frau Demmer sagte: Meinungsäußerung muss frei sein und darf nicht
manipuliert werden, und Social Bots tun das. Wie Frau Demmer schon sagte,
ist Aufklärung dabei wichtig, aber auch Medienkompetenz, und dabei geht es
halt viel um den Bereich der Schulen, aber zum Beispiel auch darum, dass
die Bürgerinnen und Bürger erkennen, ob es ein Social Bot oder ein normaler
Mensch ist, der dahintersteckt. Das ist nicht gerade unterkomplex, aber da
sind wir seitens der Bundesregierung dran.

Frage (zur Justizreform in Polen): Vor ein paar Tagen hielt die
pensionierte Richterin Prof. Malgorzata Gersdorf einen Gastvortrag in der
Universität in Karlsruhe. In einem Brief an die Organisatoren stellte die
polnische Botschaft klar, dass sich Frau Gersdorf laut polnischem Recht und
auch dem polnischen Justizminister im Ruhestand befinde. Während der
Veranstaltung sagte der Bürgermeister von Karlsruhe, dass laut dem
deutschen Außenministerium Frau Gersdorf immer noch die erste Präsidentin
des Obersten Gerichts Polens sei. Meine Frage lautet: Wie ist der
offizielle Standpunkt der Bundesregierung in dieser Sache?

Burger: Mir ist keine Positionierung vonseiten der Bundesregierung in
dieser Frage bekannt. Wir verfolgen natürlich die Diskussion, die es über
das einschlägige Gesetz in Polen gibt. Sie wissen, dass das derzeit auch
Gegenstand eines Vertragsverletzungsverfahrens ist, das die EU-Kommission
beim Gerichtshof der Europäischen Union anhängig gemacht hat. Die
Bundesregierung unterstützt die EU-Kommission in ihrer Rolle als Hüterin
der Verträge.

Frage: Ich habe Fragen an die Bundesregierung und das Auswärtige Amt zum
aktuellen Stand im Fall Sami A. Frau Demmer, bemüht sich die
Bundesregierung um die Rückholung? Herr Burger, wie bemüht sie sich
gegebenenfalls?

Bemüht sich die Bundesregierung um die diplomatische Note, im konkreten
Fall um die Zusicherung Tunesiens, dass nicht Folter oder unmenschliche
Behandlung zu erwarten sind?

SRSin Demmer: Es geht hierbei ja um ein rechtsstaatliches Verfahren, das
nach rechtsstaatlichen Kriterien abläuft. Wie wichtig uns dieses
rechtsstaatliche Verfahren ist, haben wir hier deutlich zum Ausdruck
gebracht.

Zusatz: Das war nicht die Frage.

SRSin Demmer: Das war meine Antwort.

Zusatzfrage: Bemüht sich die Bundesregierung um die Rückholung?

SRSin Demmer: Wie gesagt: Es geht hier um rechtsstaatliche Verfahren. Die
sind einzuhalten. Da ist uns wichtig, dass die auch eingehalten werden.

Zusatzfrage: Was heißt das?

SRSin Demmer: Das heißt es.

Burger: Ich habe gegenüber meinen Ausführungen vom Montag keinen neuen
Stand mitzuteilen. Das Auswärtige Amt wird dort, wo es von den deutschen
Innenbehörden um Amtshilfe gebeten wird, auf dieser Basis tätig. Der Stand
in dieser Sache ist, soweit er uns betrifft und soweit wir davon Kenntnis
haben, der, den ich am Montag mitgeteilt habe. Seither habe ich keinen
neuen Sachstand erhalten.

Frage TO ROXEL: Noch eine Frage zum Thema Umsatzsteuerbetrug, vielleicht an
das Finanzministerium, vielleicht noch einmal im Detail: Wie groß ist das
Problem, und welche Instrumente hat die Bundesregierung, um dagegen
vorzugehen?

Schwamberger: Zunächst einmal: Bund und Länder gemeinsam sehen an dieser
Stelle Handlungsbedarf, weil wir beobachten, dass es beim Handel im
Internet über sogenannte elektronische Marktplätze vorkommt, dass Händler
ihre Umsatzsteuer nicht entsprechend abführen und sich somit einen
illegalen Wettbewerbsvorteil gegenüber den Unternehmen verschaffen, die
sozusagen steuerehrlich Umsatzsteuer bezahlen. Diesen
Wettbewerbsverzerrungen wollen wir mit dem nun beschlossenen Gesetzentwurf
ein Ende bereiten.

Vorgesehen ist, dass die elektronischen Marktplätze, also die
Onlineplattformen, künftig Informationen von Händlern vorhalten müssen. Das
betrifft neben Art und Höhe des Umsatzes insbesondere auch die
Steuernummer. Das heißt, der Händler muss seine steuerliche Registrierung
nachweisen. Dann werden, wenn die Finanzbehörden einen Hinweis haben, dass
ein Händler seiner Steuerpflicht nicht nachkommt, auch die Betreiber der
Onlineplattformen selbst in die Verantwortung genommen, nämlich dann, wenn
sie entweder nicht darlegen können, dass sie die Steuernummer erfragt
haben, oder wenn sie einen solchen Händler trotz Nichtvorlage einer
Steuernummer weiterhin auf ihrer Handelsplattform im Internet belassen. Das
sind sozusagen die Hebel des neuen Gesetzes.

Zum Volumen: Das ist, da es sich im Dunkeln abspielt, seriös schwer zu
schätzen. Wir wollen dazu eigentlich keine konkreten Zahlen nennen. Hier
stand schon im Raum, dass man von einem dreistelligen Millionenbetrag
ausgehe, aber, wie gesagt, das spielt sich im Dunkeln ab und lässt sich
nicht seriös beziffern.

Frage: An Frau Demmer und Frau Petermann: Das Statistische Bundesamt hat
neue Zahlen veröffentlicht, wonach der Anteil von Menschen mit
Migrationshintergrund im vergangenen Jahr noch einmal deutlich gestiegen
sei, und zwar, glaube ich, um rund vier Prozent auf eine Zahl, die besagt,
dass jetzt praktisch jeder vierte in Deutschland lebende Mensch einen
Migrationshintergrund hat.

Hatten Sie schon Gelegenheit, sich diese Zahlen anzuschauen, und die
Möglichkeit, zu einer politischen Bewertung zu kommen, zum Beispiel im
Sinne von: "Das ist erfreulich, weil es die Attraktivität Deutschlands
zeigt"? Oder ist es besorgniserregend, wie es vielleicht in Teilen des
parlamentarischen Raumes gesehen wird?

Eine konkrete Frage: Die Zahlen besagen auch, dass in zehn Prozent dieser
mehrköpfigen Familien kein Deutsch oder, um genau zu sein, im Wesentlichen
die Sprache des Herkunftslandes gesprochen wird. Sehen Sie darin ein
Integrationshindernis?

Petermann: Ich habe die Zahlen als Gesamtzahl gelesen, aber nicht, wie sie
sich im Detail zusammensetzen. Deswegen kann ich dazu wenig sagen, um daran
eine Bewertung zu knüpfen. Zahlen sind so, wie sie sind. Ich kann und
möchte daran jetzt nichts politisch bewerten.

Zum Stichwort "Integrationshemmnis": Sicherlich ist es sehr wichtig, dass
deutsch gesprochen wird, dass die Menschen, die zu uns kommen, Deutsch
erlernen, um am Erwerbsleben und um am sozialen Leben teilzunehmen - über
Vereine, Schulen, Elternverbände, wie auch immer. Das ist sicherlich sehr,
sehr wichtig für die Integration.

Man muss natürlich auch sehen, dass der Spracherwerb gerade für die
Elterngeneration sehr viel schwieriger ist als für Kinder, die das auf der
Straße und in der Schule erlernen, und dass das insofern ein Prozess ist.
Das ist eigentlich die Aussage, die ich hier machen will. Das ist ein
Prozess, der wichtig ist, der aber auch dauert.

SRSin Demmer: Ich kann nur an das anknüpfen, was wir in der vergangenen
Woche hier schon besprochen haben. In Deutschland leben auch jetzt schon
über drei Millionen Menschen mit türkischen Wurzeln. Insgesamt 18 Millionen
Menschen in Deutschland haben jetzt schon eine Zuwanderungsgeschichte.
Viele davon sind deutsche Staatsbürger und gut integriert. Sie pflegen ihre
türkischen Wurzeln, ganz selbstverständlich, aber sie bereichern damit auch
unser Land.

Der Bundesregierung ist es natürlich wichtig, durch konkrete Politik und
konkrete Entscheidungen dafür zu sorgen, dass der Zusammenhalt in unserem
Land größer wird und nicht Kleiner. Dabei geht es natürlich um den
Zusammenhalt aller, die dauerhaft in Deutschland leben, ob mit oder ohne
Migrationshintergrund.

Integration ist, wie Frau Petermann schon sagte, ein Prozess, vielseitig,
vielschichtig und findet an vielen Orten in der Gesellschaft statt. Sie
muss am Ende zu selbstverständlicher Teilhabe führen. Die Bundesregierung
hat dazu diverse Programme in verschiedenen Ressorts aufgelegt, die Sie
alle kennen und über die wir hier auch regelmäßig sprechen.

Frage (zum Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte): Ich würde mich
gern mit einer knappen Frage in das Thema einklinken. Es geht allerdings um
einen anderen Seitenaspekt. Ich wollte noch einmal nachfragen, mit Blick
auf den heutigen Tag, Zuwanderungsregelungen: Haben Sie, Herr Burger,
inzwischen gegenüber dem, was Sie am Montag an Zahlen genannt haben - 34
Anträge im Ausland -, etwas genauere Erkenntnisse im Hinblick auf
Doppelzählungen, Doppelmeldungen und Ähnliches, vielleicht bereinigte
Zahlen gegenüber der Zahl von 34?

Frau Petermann, erwarten Sie, dass in diesem Monat schon tausend
Familienangehörige von subsidiär Geschützten nach Deutschland kommen?

Burger: Nein, in den letzten zwei Tagen hat sich an der Zahl 34 nichts
geändert.

Petermann: War die Frage, ob wir erwarten, dass in diesem Monat schon
tausend bearbeitet werden?

Zusatz : Kommen! Faktisch kommen.

Petermann: Das können wir nicht sagen. Sicherlich wird es am Anfang nicht
ganz so zügig vorangehen, weil ja zunächst die Anträge gestellt und
bearbeitet werden müssen. Unter anderem deshalb hat man ja für dieses Jahr
das Gesamtspektrum von 5000 ohne die monatliche Begrenzung als Grundlage
genommen, um einen zu Beginn möglicherweise entstehenden Stau auflösen zu
können.

Frage: Ich wüsste gern noch etwas zur Evakuierung der Weißhelme. Ich denke,
das richtet sich an das Auswärtige Amt. Wenn Sie es mir erlauben, dann
verpacke ich eine Reihe von W-Fragen in eine:

Wo befinden sich die Weißhelme genau? Wer ist für die Unterbringung
momentan verantwortlich? Mit wem spricht die Regierung, oder mit wem wird
die Regierung über die Evakuierung sprechen? Wie lange wird der Aufenthalt
an diesem Ort noch dauern? - Das ist die erste Frage.

Burger: Dazu muss ich Ihnen sagen, dass wir mit Rücksicht auf die
Sicherheit und auch auf die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen zu
weiteren Einzelheiten dieses Verfahrens keine Angaben machen.

Zusatzfrage: Dann noch eine zweite Frage an das Innenministerium: In der
Pressemitteilung stand, dass die Aufnahme der Flüchtlinge durch 22 Satz 2
gegeben sei. Darin ist von politischen Interessen die Rede. Könnten Sie in
Kürze, aber umfassend zu diesen politischen Interessen Stellung nehmen?

Petermann: "Politische Gründe" steht darin, unter anderem auch humanitäre
Gründe, die zu bestimmten politischen Schlussfolgerungen führen, wie es
hier der Fall war.

Frage: Ich möchte das Bundeswirtschaftsministerium fragen. Der Minister hat
seinen Wahlkreis ja im Saarland. Im Moment liest man sehr viel darüber,
dass das Saarland und Rheinland-Pfalz sich quasi die Klinke oder den
Telefonhörer in die Hand geben, um dem Chef des Tesla-Konzerns deutlich zu
machen, dass ein Standort im Saarland oder in Rheinland-Pfalz für ein neues
Tesla-Werk die beste Wahl wäre. Ist auch der Minister in dieser
Angelegenheit schon aktiv? Hat die Bundesregierung schon irgendwelche
Aktivitäten unternommen, um diese mögliche Tesla-Fabrik für E-Autos und
Batterien nach Deutschland zu holen, möglicherweise in seinen Wahlkreis?

Baron: Vielen Dank. - Wir haben die Berichterstattung und auch die
Äußerungen der entsprechenden Landesregierung verfolgt. Aber über Gespräche
des Bundeswirtschaftsministers oder des Bundeswirtschaftsministeriums kann
ich nicht berichten.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt, vielleicht auch an das
Verteidigungsressort. Seit gestern Abend gibt es ziemlich detaillierte
Berichte über die Rückführung libyscher Flüchtlinge durch ein italienisches
Schiff direkt zurück nach Libyen.

Ich wüsste gern, ob solch eine Rückverbringung im Moment der
Rechtsauffassung des Auswärtigen Amtes oder der Bundesregierung über die
Seenotrettung entspricht, was die Bundesregierung zur Aufklärung dieses
Falles tut und was die deutschen Teilnehmer an der EU-Mission Sophia von
diesem Vorgang möglicherweise mitbekommen haben.

Burger: Uns liegen zu diesem Fall keine eigenen Erkenntnisse vor. Insofern
kann ich mich nur auf die Medienberichte beziehen, die auch Ihnen
vorliegen.

Für das, was im konkreten Fall einer Seenotrettung zu tun ist, gibt es
bestehende Regeln. Dazu kann zuständigkeitshalber vielleicht das
Verkehrsministerium Genaueres ausführen - und vielleicht das
Verteidigungsministerium zu der Frage, inwiefern EUNAVFOR MED davon
Kenntnis hatte.

Routsi: Vielen Dank für die Frage. - Ich kann natürlich nur zum
militärischen Anteil, der Operation Sophia, Stellung nehmen. Wir operieren
nach dem aktuellen Operationsplan. Zu dem von Ihnen benannten Vorfall kann
ich keine Stellung nehmen.

Friedrich: Das Auswärtige Amt hat gerade erwähnt, dass es dazu
internationale Vereinbarungen gibt. Ich kann sie benennen. Es sind das
SOLAS-Abkommen und das SAR-Abkommen. Beide laufen über die International
Maritime Organisation und stammen aus den 70er-Jahren. Insofern ist in
beiden Abkommen festgelegt, was genau im Falle einer Seenotrettung passiert
- welche Maßnahmen -, und wann Seenot überhaupt vorliegt.

Zusatzfrage: Ich glaube, alle diese Antworten sind bekannt gewesen. Eine
ganz konkrete Frage: Stellen die Häfen in Libyen aus Sicht der
Bundesregierung einen sogenannten sicheren Hafen nach der Verordnung dar,
die Sie gerade genannt haben?

Burger: Ich denke, zur Lage in Libyen haben wir hier ganz häufig
gesprochen: zu der Problematik, die es dort in Bezug auf die Menschenrechte
gibt, zu Zuständen in Lagern, zu der allgemeinen Problematik, die sich
daraus ergibt, dass die Regierung bislang nicht flächendeckend in der Lage
ist, die öffentliche Ordnung landesweit zu gewährleisten und insofern auch
die Einhaltung von Menschenrechten flächendeckend zu garantieren.

Auf den konkreten Fall bezogen, liegen mir selbst, wie gesagt, nur die
Erkenntnisse aus den Medienberichten vor. Deswegen kann ich das nicht
bewerten.

Frage : Eine Frage an das Finanzministerium zum Bericht der "Bild"-Zeitung
über die Bundesbank und das, was die Kollegen von der "Bild"-Zeitung 
Anti-Iran-Regel genannt haben: Die Bundesbank hat ihre Geschäftsbedingungen
geändert, was, wenn ich es richtig verstanden habe, dazu führen könnte,
dass die 320 Millionen oder 300 Millionen Euro nicht in den Iran
transferiert werden können. Das Thema hatten wir hier schon.

Ich wüsste in dem Zusammenhang von der Bundesregierung - vom
Finanzministerium oder vielleicht auch von Frau Demmer - gern, ob die
Bundesregierung weiter an ihrer Haltung festhält, das Atomabkommen mit dem
Iran bestehen zu lassen.

In diesem Zusammenhang wird auch immer diskutiert, dass der Iran finanziell
nicht ausbluten dürfe. Die AGBs der Bundesbank - so verstehe ich sie -
würden aber unter anderem dazu führen. Vielleicht können Sie das Ganze für
mich ein bisschen einordnen.

Schwamberger: Mit Blick auf berichtete Änderungen der AGBs der Bundesbank
würde ich Sie an die Kollegen der Bundesbank verweisen.

Zum konkreten Fall der 300 Millionen Euro, über die wir hier schon ein paar
Mal gesprochen haben - bevor die Frage in der Folge gleich kommt -: Die
Prüfungen dauern noch an.

Zum Atomabkommen mit dem Iran kann ich vonseiten des BMF nichts sagen. Das
ist nicht meine Zuständigkeit. Dazu würde ich vielleicht an den Kollegen
vom AA oder Frau Demmer verweisen.

SRSin Demmer: Für die Bundesregierung gilt natürlich weiterhin, dass wir am
Nuklearabkommen mit dem Iran festhalten, solange der Iran seinerseits
seinen Verpflichtungen nachkommt. Dazu gibt es keinen neuen Stand.

Frage (zu Medienberichten über die Verbringung von aus Seenot Geretteten in
einen libyschen Hafen): Ich möchte gern zum Thema von dem Kollegen
zurückkommen. An das AA und insbesondere an das Verkehrsministerium: Sie
haben die beiden Abkommen benannt. Ich denke, die Frage steht noch im Raum,
ob nach der Einschätzung Ihres Hauses beziehungsweise der Bundesregierung
die Aktion, die dort stattgefunden hat, im Einklang mit diesen Abkommen
ist. Haben Sie das geprüft?

Friedrich: Ihre Frage kann ich absolut nachvollziehen. Aber mir geht es so
wie dem Auswärtigen Amt. Ich kenne nur teilweise die Medienberichte. Die
Details der Situation vor Ort liegen mir nicht vor. Deshalb kann ich Ihnen
auch jetzt keine Einschätzung dazu geben.

Frage: Wenn dieser doch recht einfache Vorgang für die Bundesregierung so
rätselhaft bleibt, dann auch eine ganz einfache Frage dazu: Was tut die
Bundesregierung, um diesen Vorfall aufzuklären? Hat man Italien gefragt?
Ist man über die EU an Italien gegangen?

Die zweite Frage: Wie ist eigentlich der Stand der Verhandlungen? Italien
hat für die Änderung des Operationsplanes für die Operation Sophia, die
sich genau auf diese Frage, nämlich die Rückverbringung von Flüchtlingen
direkt nach Libyen, bezieht, ja eine sehr kurze Frist gesetzt. Das heißt:
Wie ist der Stand dieser Verhandlungen? Sind Sie zuversichtlich, dass man
ihn überhaupt noch vor dem Migrationsgipfel der EU ändern kann?

Burger: Sie haben vielleicht mitbekommen, dass der italienische
Außenminister vergangene Woche hier in Berlin war. Er hat sich auch mit dem
deutschen Außenminister im Auswärtigen Amt getroffen. Im Anschluss gab es
eine ausführliche Pressekonferenz, in der sowohl der italienische
Außenminister als auch der deutsche Außenminister ganz ausführlich just
über diese Frage gesprochen haben.

Insofern wird Sie die Antwort nicht überraschen, dass die Gespräche über
die Fortentwicklung des Operationsplanes für die Operation EUNAVFOR MED
Sophia intensiv laufen. Sie haben recht, wir haben uns im Rahmen der 
EU-Partner eine kurze Frist gesetzt, weil es dringenden Entscheidungsbedarf
gibt. Daran wird gearbeitet.

Im Übrigen laufen, glaube ich, auch auf Ebene der Innenministerien
Gespräche über die ganz grundsätzliche Frage der Aufnahme von Flüchtlingen
und Migranten, die in Südeuropa ankommen. Ich weiß nicht, was der letzte
Stand ist. Ich könnte Ihnen jetzt auch nicht sagen, ob dieser Einzelfall - -
 - Das muss man vielleicht auch unterscheiden. Hierbei geht es ja,
zumindest soweit ich das aus den Medienmeldungen entnehmen kann, nicht um
Handlungen eines staatlichen Schiffes, sondern um ein sozusagen nicht
staatliches Schiff, das unter italienischer Flagge unterwegs war. Insofern
weiß ich nicht, ob dieser Fall ein mögliches Thema dieser Gespräche ist, in
denen es ja doch um etwas andere Sachverhalte geht.

Petermann: Das Auswärtige Amt hatte die Verhandlungen in den Raum geworfen,
die der Innenminister zurzeit mit Italien, Griechenland, Spanien führt.
Dabei geht es aber um ganz konkrete Fälle der Zurückweisung, wenn
bilaterale Verträge geschlossen sind. Der Stand ist, wie hier schon
mitgeteilt. Ende Juli ist jetzt vorbei. Wir hoffen sehr, dass wir Anfang
August Klarheit darüber haben, ob diese Verträge Aussicht auf Erfolg haben.
Die Verhandlungen laufen derzeit sehr positiv, sodass durchaus Optimismus
angebracht ist. Aber einen neueren Stand kann ich Ihnen an dieser Stelle
nicht geben.

Zusatzfrage (zu Medienberichten über die Verbringung von aus Seenot
Geretteten in einen libyschen Hafen): Was tut die Bundesregierung, um den
aktuellen Fall aufzuklären? Auch wenn es sich nicht um ein staatliches
Schiff handelt: Völkerrecht ist Völkerrecht. Das gilt für alle Schiffe. Ich
glaube, die Bundesregierung, soweit ich es in den letzten Jahren gehört
habe, setzt sich ja sehr für das Völkerrecht ein. Das heißt: Was tut die
Bundesregierung, um diesen konkreten Fall aufzuklären? Das muss ja relativ
einfach sein.

Burger: Ich kann nicht ganz nachvollziehen, woraus Sie schließen, dass das
relativ einfach sein müsse.

Zusatz: Wenn "La Repubblica" den Fall aufklären kann, dann wird es die
Bundesregierung auch können. Davon gehe ich schon aus.

Burger: Ich kann dazu vielleicht nur ganz grundsätzlich sagen, weil es auch
Thema der Gespräche des Außenministers war und er dabei diesen Punkt auch
noch einmal sehr betont hat: Die Seenotrettung ist unter normalen Umständen
kein Massenphänomen, sondern etwas, das ganz vereinzelt auftritt. Dafür
gibt es Regeln des internationalen Rechts. Wenn Schiffe Gerettete
aufnehmen, dann können sie in den nächstgelegenen Hafen gebracht werden.

Dass wir mittlerweile eine Situation haben, in der Tausende von Menschen
versuchen, über das Mittelmeer nach Europa zu kommen, hat die Situation
verändert. Dass ein Land wie Italien in dieser Situation sagt: "Es kann
nicht sein, dass wir alle übernehmen müssen, sondern wir müssen diese nach
einem zu findenden Mechanismus in Europa insgesamt verteilen", das halte
ich für absolut nachvollziehbar und berechtigt. - So hat der Minister es in
seiner Pressekonferenz mit dem italienischen Außenminister gesagt.

Ich glaube also, wir erkennen an, dass es dort eine Problematik gibt, die
aus Sicht der europäischen Mittelmeeranrainer den Ruf nach europäischer
Solidarität rechtfertigt, und dass wir dafür Lösungen finden müssen.
Gleichzeitig gibt es natürlich die seerechtliche Verpflichtung zur
Seenotrettung - das hat die Kollegin des Verkehrsministeriums ausgeführt -,
und diese richtet sich nach den dafür geltenden Regeln.

Frage: Daran anschließend, weil ich die Frage immer noch nicht beantwortet
finde: Wie ist die Haltung der Bundesregierung? Steht das Zurückbringen von
Flüchtlingen vom Mittelmeer nach Libyen im Einklang mit dem Völkerrecht?
Gibt es dazu eine Haltung der Bundesregierung, oder wird sie gerade neu
gefunden?

Burger: Hier werden jetzt sehr viele Begriffe durcheinandergeworfen. Sie
haben eben den Begriff "Rückführung" verwendet. Natürlich ist in einem
Fall, in dem von staatlicher Seite Maßnahmen getroffen werden, die eine
Person beispielsweise in das Land Libyen bringen, die Anwendung der
Europäischen Menschenrechtskonvention und auch des völkerrechtlichen
Zurückweisungsverbots einschlägig. Das gilt aber für den Fall staatlichen
Handelns.

Ich bitte um Verständnis, weil ich über den konkret vorliegenden Fall, nach
dem gefragt wird, Informationen tatsächlich nur aus der
Medienberichterstattung habe. Sie sind nicht so vollständig, dass sie es
ermöglichen würden, eine rechtliche Bewertung dieses Einzelfalls
vorzunehmen, in dem es, wie gesagt, nach unserem Kenntnisstand zunächst
einmal nicht um staatliches Handeln geht und in dem auch deutsches
Regierungshandeln nicht unmittelbar infrage steht. Ich muss um Verständnis
bitten, dass ich Ihnen dafür hier keine umfassende völkerrechtliche Wertung
liefern kann.

Frage: Zuerst noch einmal dazu: Gerade wenn es in diesem Fall nicht
staatliches Handeln war, müsste es Ihnen doch eigentlich umso leichter
fallen, zu sagen, ob das Non-refoulement-Gebot für Libyen gilt oder nicht.
Dabei geht es ja nicht um den konkreten Fall. - Ich habe dann noch eine
andere Frage.

Burger: Die Anwendung der Europäischen Menschenrechtskonvention oder des
völkerrechtlichen Zurückweisungsverbots setzt staatliches Handeln voraus.
Das ist hier nach unserem Kenntnisstand nicht gegeben. Aber wie gesagt, ich
beziehe mich hier auf - - -

Zusatz: Ja, aber hätten wir staatliches Handeln, hätten wir bei Libyen ein
Problem mit dem Refoulement-Verbot, also mit dem Verbot der Zurückweisung,
angewendet auf das Land Libyen - jetzt einmal unabhängig von der Frage, ob
das hier staatliches Handeln war oder nicht.

Burger: Wir haben hier in dieser Regierungspressekonferenz ganz oft darüber
gesprochen, wie die Zustände in Libyen sind. Da gibt es nichts zu
beschönigen. Da sind ganz furchtbare Zustände.

Zusatz: Dann lässt sich die Frage ja auch beantworten.

Burger: Ich kann es jetzt nur nicht für diesen konkreten Einzelfall
beantworten.

Zusatz: Aber für das Land Libyen!

Burger: Nein, Entschuldigung. Es steht hier ein ganz konkreter Fall
infrage. Es geht um die Umstände ganz bestimmter Personen, die ich nicht
kenne. Deswegen werde ich diesen Einzelfall jetzt nicht beantworten.

Routsi: Ich kann vielleicht (akustisch unverständlich) vonseiten des
Verteidigungsministeriums beitragen. Bezogen auf die EU-Operation Sophia:
Ganz klar, das hat nichts mit diesem Fall zu tun. Bei Sophia legt die
Seenotrettungsstelle den sicheren Hafen fest.

Nun weiß ich nicht, was auf See abgelaufen ist und mit wem das Schiff
kommuniziert hat. Aber ich will Ihnen einfach einmal den Vergleich geben,
wie sich das, ich sage einmal, im Staatlichen abspielt und bei der 
EU-Operation Sophia.

Zusatzfrage: Die andere Frage, Herr Burger, muss ich leider noch einmal
stellen. Sie haben eben im Fall von Sami A. auf die
Regierungspressekonferenz von Montag verwiesen. Ich habe das eben
nachgelesen. Zu meiner konkreten Frage kam dort nichts vor, wenn auch wohl
zu Sami A.

Deshalb noch einmal die Frage: Bemüht sich die Bundesregierung in dem Fall
um die Zusicherung Tunesiens über die Behandlung von Sami A., wie ich es
eben genannt hatte?

Burger: Das habe ich hier auch schon wirklich häufig erzählt: Das
Auswärtige Amt wird in Fragen der Rückführung einzig und allein in
Amtshilfe für deutsche Innenbehörden tätig. Im vorliegenden Fall gibt es
derzeit kein Ersuchen einer zuständigen deutschen Behörde an das Auswärtige
Amt, eine solche Zusicherung einzuholen.

Mittwoch, 1. August 201

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 1. August 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/08/2018-08-01-regpk.html
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AUSSEN/1831: Ergebnisse der Präsidentschaftswahl in Simbabwe müssen veröffentlicht werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. August 2018

JENSEN: Ergebnisse der Präsidentschaftswahl in Simbabwe müssen
veröffentlicht werden



Zu den Unruhen in Simbabwe erklärt die menschenrechtspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende des
Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Die Wahlen in Simbabwe waren frei, aber nicht fair. Das hat auch die
EU-Wahlbeobachtung ergeben. Dabei sind freie und faire Wahlen der
Motor für gesellschaftliche Entwicklung. Die Verzögerung bei den
Wahlergebnissen in Simbabwe lässt an der Legitimation der Regierung
zweifeln. Deswegen müssen umgehend die Ergebnisse der
Präsidentschaftswahl veröffentlicht werden. Dafür hat der amtierende
Präsident Mnangagwa Sorge zu tragen. Die Eskalation der Gewalt ist
Teil der staatlichen Repression. Konflikte kann man aber nur im
Dialog lösen. Dazu sollte auch die Bundesregierung aufrufen. Simbabwe
verdient eine Regierung, die das Potenzial seiner Menschen nutzen
möchte."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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RHEINLAND-PFALZ/4875: Ein Jahr nach dem ersten Dieselgipfel (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 01.08.2018

Ein Jahr nach dem ersten Dieselgipfel: Enttäuschende Bilanz der
Bundesregierung



Am 2. August jährt sich der erste Dieselgipfel. Dazu erklärt die
verkehrspolitische Sprecherin der Grünen Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler:

"Die Bilanz der Bundesregierung seit dem ersten Dieselgipfel ist ein
Armutszeugnis. Bereits damals war abzusehen, dass die Maßnahmen völlig
unzureichend sein würden. Vor allem, weil die Autohersteller nicht
einmal zu einer wirksamen Hardware-Nachrüstung verpflichtet wurden.
Doch selbst die versprochenen Software-Updates wurden bislang nur zu
einem Bruchteil umgesetzt. Von den angekündigten Milliardenhilfen ist
an die Kommunen nach wie vor kein Cent ausgezahlt worden. Wichtige
Maßnahmen wie der Ersatz von alten Diesel- durch emissionsarme
Elektrobusse sind weit davon entfernt, in die Fläche zu gelangen. Es
ist untragbar, dass die Bundesregierung damit bewusst die Gesundheit
der Menschen aufs Spiel setzt: Schon lange ist bekannt, dass die hohen
Stickstoffdioxid-Werte zu Atemwegserkrankungen führen können und das
Risiko für Herzinfarkte und Schlaganfälle erhöhen.

Ausbaden müssen das nun die Kommunen: In Stuttgart und Hamburg sind
bereits straßenbezogene Fahrverbote verhängt worden. In Mainz geht das
Klageverfahren durch die Deutsche Umwelthilfe im Herbst in die nächste
Runde. Dabei hat die Stadt bereits einen ehrgeizigen Masterplan
vorgelegt, mit dem Maßnahmen in den Bereichen der urbanen Logistik,
des Radverkehrs, der Vernetzung und der Elektrifizierung umgesetzt
werden sollen. Welcher Teil der rund 23 Millionen Euro jedoch vom Bund
durch den Dieselfonds "Sofortprogramm saubere Luft 2017 - 2020"
gefördert wird, ist noch nicht definiert.

Ich fordere Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer auf, endlich den
Druck auf die Autohersteller zu erhöhen, auf Nachrüstungen zu bestehen
sowie die versprochenen Mittel des Dieselfonds für die Kommunen
bereitzustellen und die Fördermittelregularien praxisgerecht zu
modifizieren, sodass beispielsweise auch Wasserstoff- und andere
alternative Antriebe gefördert werden können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. August 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - RHEINLAND-PFALZ/4874: Hitzewelle und Dürre (CDU)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4874: Hitzewelle und Dürre (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
01.08.2018

Hitzewelle und Dürre

Christine Schneider: Landwirte brauchen Unterstützung von Land, Bund
und Europäischer Union



Zu den Auswirkungen der anhaltenden Hitze und Dürre auf die
Landwirtschaft erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christine Schneider:

"Ich bin besorgt über die Folge der anhaltenden Hitzewelle und
Trockenheit, unter der viele Bauern in Rheinland-Pfalz leiden. Für die
Bauern, mit denen ich gesprochen habe, ist das Dürrejahr zu einem
Albtraum geworden. Viele sorgen sich um ihre Existenz.

Für Hilfen nach solchen außergewöhnlichen Naturereignissen sind
zunächst die Länder am Zug. Wir brauchen nun ein durchdachtes Konzept,
wie wir den Bauern schnell, effektiv und unbürokratisch helfen können.
Dabei müssen vor allem die regionalen Bedingungen in den Blick
genommen werden.

Ich begrüße es, dass der rheinland-pfälzische Landwirtschaftsminister
brachliegende Ackerflächen zur Beweidung und zur Ernte für
Futterzwecke bereits freigegeben hat. Nun muss die Landesregierung die
Schadenssituation zügig an den Bund melden, so dass sich das
Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung einen detaillierten
Überblick verschaffen kann. Erst wenn diese Grundlage gelegt ist, kann
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner reagieren und ergänzende
Hilfen leisten.

Ich bedanke mich für den Vorstoß, den Julia Klöckner auf europäischer
Ebene unternommen hat, um die Freigabe von Zwischenfruchtflächen zur
Futternutzung in die Wege zu leiten. Gemeinsam müssen Bund, Länder und
Europäische Union alle Möglichkeiten nutzen, um unseren Landwirten in
dieser schwierigen Situation zu helfen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. August 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4873: Rheinland-Pfalz ist das Land der guten Bildung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
02.08.2018

Rheinland-Pfalz ist das Land der guten Bildung



Zum Schuljahresstart 2018/2019 erklärt die bildungspolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Bettina Brück: "In wenigen Tagen
geht die Schule für über eine halbe Million rheinland-pfälzische
Schülerinnen und Schüler wieder los, für die ABC-Schützen startet ein
neuer Lebensabschnitt. Wie die heute vorgestellten Zahlen zum
Schuljahresstart belegen, werden an den rheinland-pfälzischen Schulen
gute Rahmenbedingungen zur Förderung der Schülerinnen und Schüler
vorherrschen. Die bisherigen Rückmeldungen und die Einstellungszahlen
lassen auch im neuen Schuljahr auf eine gute Unterrichtsversorgung
schließen. Es gibt weitere bildungspolitische Verbesserungen: Im
Schuljahr 2018/2019 wird etwa die digitale Bildung weiter ausgebaut.
Es wird neue Ganztagsschulen geben, so dass die Gesamtzahl auf 628
Ganztagschulangebote in Rheinland-Pfalz steigt. Die Schülerinnen und
Schüler werden dort bestmöglich gefördert. Überdies erhalten die rund
37.000 Lehrerinnen und Lehrer eine bessere Bezahlung (ein Anstieg um
zwei Mal zwei Prozent)."

Brück sagt weiter: "Nicht selbstverständlich ist, dass Rheinland-Pfalz
im Ländervergleich über eine junge Lehrerschaft verfügt. Bei den
Grundschulen konnten überdies gegen den Bundestrend alle Stellen
besetzt werden. Im Programm "Keine/r ohne Abschluss" erreichten des
Weiteren etwa 75 Prozent der 140 Teilnehmer ihren Schulabschluss. Die
Landesregierung hat zudem ihr Engagement in der Ferienbetreuung in den
letzten beiden Jahren verdreifacht. All das zeigt: Rheinland-Pfalz
wird weiterhin in der Bildungspolitik bundesweit eine Vorreiterrolle
einnehmen. Es ist und bleibt das Land der guten Bildung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BERUF/1890: Studie zur Mindestausbildungsvergütung aus Sicht der Betriebe (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





BERUF/1890: Studie zur Mindestausbildungsvergütung aus Sicht der Betriebe (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 31.07.2018

BIBB legt Studie zur Mindestausbildungsvergütung aus Sicht der Betriebe vor

Esser: "Kleinbetriebe besonders herausgefordert"



Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung ist die Einführung einer
Mindestvergütung für Auszubildende im dualen System ab dem 1. Januar 2020
festgeschrieben. Die Fragen, welche Betriebe von einer
Mindestausbildungsvergütung betroffen wären, also ihren Auszubildenden
mehr zahlen müssten, und wie hoch die zu erwartende Kostensteigerung für
Betriebe ausfallen könnte, hat das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
mit einer datengestützten Simulation untersucht.

Diese Simulationen zeigen, dass etwa elf Prozent aller Ausbildungsbetriebe
in Deutschland von einem angenommenen Betrag von 500 Euro
Mindestausbildungsvergütung im 1. Ausbildungsjahr betroffen wären. Mehr
als jeder dritte Ausbildungsbetrieb in Deutschland (35 Prozent) müsste
seine Ausbildungsvergütung bei einem angenommenen Betrag von 650 Euro
anpassen. Handwerksbetriebe, kleine Betriebe mit bis zu neun Beschäftigten
und Betriebe in Ostdeutschland wären von einer Mindestausbildungsvergütung
dadurch besonders herausgefordert.

Durch die Einführung einer Mindestausbildungsvergütung werden sich
folglich auch die Kosten erhöhen, die Betriebe für die Ausbildung
insgesamt aufwenden müssen. Hiervon wäre nach den Berechnungen des BIBB
ebenfalls das Handwerk überproportional betroffen. Die
Nettokostensteigerungen können je nach Ausbildungsbereich, Betriebsgröße,
Region und angenommener Vergütungshöhe zwischen 1 und 15 Prozent liegen.
Wenn nur die von der Einführung einer Mindestausbildungsvergütung
betroffenen Betriebe betrachtet werden, würden die Kostensteigerungen noch
deutlicher ausfallen.

"Mit den vom BIBB durchgeführten Simulationen können keine abschließenden
Aussagen über die tatsächlichen Auswirkungen der Einführung einer
Mindestausbildungsvergütung getroffen werden", erklärt BIBB-Präsident
Friedrich Hubert Esser. "Sie können aber in der Diskussion über die
Größenordnung einen wichtigen Beitrag leisten. Letztendlich gilt es, die
Ausbildungsbereitschaft gerade der Kleinbetriebe nicht weiter zu
gefährden."

Ausführliche Informationen finden Sie im BIBB REPORT, Heft 4/2018: "Die
Mindestausbildungsvergütung aus betrieblicher Perspektive: Einschätzungen
auf Basis von datenbasierten Simulationen". Die Ausgabe kann kostenlos
unter www.bibb.de/bibbreport heruntergeladen werden.


Originalpublikation:

BIBB REPORT, Heft 4/2018:

"Die Mindestausbildungsvergütung aus betrieblicher Perspektive:
Einschätzungen auf Basis von datenbasierten Simulationen" 

www.bibb.de/bibbreport




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FINANZEN/528: BAföG-Statistik 2017 - Mehr Leistungen, weniger Empfänger (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 02.08.2018

BAföG-Statistik 2017: Mehr Leistungen, weniger Empfänger

Karliczek: Es sollen wieder mehr Familien vom BAföG profitieren



Die heute vom Statistischen Bundesamt vorgelegte BAföG-Statistik 2017 weist
einen kräftigen Anstieg der durchschnittlichen monatlichen
Förderungsbeträge aus. Studierende erhielten durchschnittlich 499 Euro BAföG
im Monat, das ist ein Anstieg um 35 Euro (gut 7,5 Prozent mehr). Mit BAföG
geförderte Schülerinnen und Schüler erhielten mit 456 Euro durchschnittlich
21 Euro mehr im Monat (fast 5 Prozent mehr).

Die Zahl der Geförderten ist im Vergleich zum Vorjahr um 5 Prozent gesunken.
Dieser Rückgang ist als Folge der anhaltend guten Konjunktur und
Wirtschaftslage zu erklären. Die hohe Erwerbstätigenquote und die
steigenden Löhne und Gehälter erlauben es immer mehr Familien, ihren
Kindern eine gute Ausbildung mit eigenen Mitteln zu ermöglichen. Erstmals
seit 15 Jahren hat 2017 die Gesamtzahl der BAföG-Empfänger die Marke von
800.000 Geförderten wieder unterschritten.

"Beinahe 2,9 Millionen junge Menschen in unserem Land studieren. Wenn davon
immer weniger Studierende auf BAföG angewiesen sind, schmälert dies die
Bedeutung des BAföG für Bildungsgerechtigkeit in Deutschland nicht", sagte
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek zu den neuen Zahlen.

"Ausbildungsförderung soll auch die Familien entlasten, die die Ausbildung
ihrer Kinder nur unter erheblichem eigenem Verzicht finanzieren können. Ich
möchte, dass wieder mehr Familien von staatlicher Ausbildungsförderung
profitieren. Denn möglichst viele gut ausgebildete junge Menschen sind ein
Gewinn für unsere gesamte Gesellschaft. Im Koalitionsvertrag ist
vereinbart, dass wir in dieser Legislaturperiode eine Milliarde Euro
zusätzlich für das BAföG bereitstellen. Dies werde ich für eine
BAföG-Reform nutzen, die wieder mehr Familien den Zugang zu
BAföG-Leistungen eröffnen wird. Ich werde einen Gesetzentwurf vorlegen, der
nächstes Jahr zum Schuljahresbeginn bzw. zum Wintersemester 2019/2020 in
Kraft treten soll" erklärte Karliczek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 071/2018 vom 02.08.2016

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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GEWERKSCHAFT/261: Bundesregierung muss BAföG-Talfahrt stoppen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 2. August 2018

GEW: "Bundesregierung muss BAföG-Talfahrt stoppen!"

Bildungsgewerkschaft zu den neuen Zahlen des Statistischen Bundesamts



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat die
Bundesregierung aufgefordert, rasch eine Reform des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) auf den Weg zu bringen. Anlass
ist die BAföG-Statistik 2017, die das Statistische Bundesamt heute
veröffentlicht hat. "Die Zahl der BAföG-Empfängerinnen und Empfänger ist um
fünf Prozent zurückgegangen. Nur noch jede achte oder jeder achte
Studierende bezieht überhaupt noch BAföG-Leistungen, im Durchschnitt nicht
einmal 500 Euro. Bundesbildungsministerin Anja Karliczek muss jetzt die
Talfahrt des BAföG stoppen und so schnell wie möglich eine BAföG-Novelle
auf den Weg bringen", erklärte der stellvertretende Vorsitzende und
Hochschulexperte der GEW, Andreas Keller.

"Alle Welt redet vom Fachkräftemangel. Nicht nur Ingenieurinnen und
Informatiker, sondern auch Lehrerinnen und Lehrer werden verzweifelt
gesucht. Es ist unverständlich, dass der Bund gleichzeitig mit dem kalten
Ausverkauf des BAföG Studierwilligen Steine in den Weg legt. Es darf nicht
sein, dass junge Menschen auf ein Studium verzichten, weil sie keine
angemessene Ausbildungsförderung erhalten", mahnte Keller.

Keller schlug vor, die Bedarfssätze und Freibeträge des BAföG in einem
ersten Schritt um mindestens zehn Prozent anzuheben. Künftig sollten die
BAföG-Sätze regelmäßig an Einkommensentwicklung und Preissteigerungen
angepasst werden. Außerdem sprach sich der GEW-Vize für die Streichung des
Darlehensanteils des BAföG zu Gunsten eines Vollzuschusses aus. "Wenn junge
Menschen nach ihrer Ausbildung mit einem Schuldenberg ins Erwerbsleben
starten müssen, schreckt dies nachweislich insbesondere Kinder aus
Nichtakademikerfamilien vom Hochschulstudium ab. Wie andere
Sozialleistungen muss daher endlich auch das BAföG wieder als Zuschuss
gewährt werden, der nicht zurückgezahlt werden muss", sagte Keller.


Info:

Das Statistische Bundesamt hat heute die BAföG-Statistik 2017
veröffentlicht. Im vergangenen Jahr wurden je Monat im Durchschnitt 364.000
Studierende gefördert. Bei insgesamt 2,849 Millionen Studierenden
entspricht dies einer Gefördertenquote von 12,7 Prozent. Laut BAföG-Bericht
der Bundesregierung lag die Gefördertenquote 2016 noch bei 13,9 Prozent,
2012 noch 18,7 Prozent. Im Durchschnitt beziehen die geförderten
Studierenden 499 Euro.

Statistisches Bundesamt zur BAföG-Statistik 2017:

https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2018/08/PD18_284_214.html

BAföG-Bericht der Bundesregierung vom Dezember 2017:

https://www.bmbf.de/files/21%20bafoeg%20bericht.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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GEWERKSCHAFT/260: Weiterbildung - Mindestlohn steigt bis 16 Prozent (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. August 2018

Weiterbildung: Mindestlohn steigt bis 16 Prozent - Schrittweise
Annäherung an öffentlichen Dienst



Berlin - Der Mindestlohn für die rund 30.000 Beschäftigten im pädagogischen
Bereich der Weiterbildung steigt in den nächsten vier Jahren
schrittweise zwischen 12,5 und 16 Prozent. Darauf haben sich die
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die GEW und die 64
Mitgliedsunternehmen des Bundesverbandes der Träger beruflicher
Bildung geeinigt. Danach erhalten Facharbeiter/innen mit
pädagogischer Zusatzausbildung ab 2022 ein Monatseinkommen von
mindestens 2.912,44 Euro. Sozialpädagogen, Fachwirte und Meister
bekommen 3.002,52 Euro. Grundlage ist die 39-Stunden-Woche. Derzeit
beträgt der Mindestlohn 2.588 Euro.

"Mit dieser Tarifeinigung gelingt die schrittweise Annäherung an das
Tarifniveau des öffentlichen Dienstes", erklärte Ute Kittel,
ver.di-Bundesvorstandsmitglied für die Weiterbildung. Sozialpädagogen
im öffentlichen Dienst bekommen derzeit in der Eingangsstufe ein
Tarifgehalt von 2.933 Euro. Der Mindestlohn in der Weiterbildung ist
der höchste in Deutschland.

"Endlich wird durch den Tarifabschluss auch die Qualifikation der
Menschen in den Mittelpunkt gestellt. Der Deutsche
Qualifikationsrahmen (DQR) hat nicht mehr lediglich
Empfehlungscharakter, sondern gilt jetzt in der Weiterbildung
rechtsverbindlich durch den Tarifvertrag", so Kittel. Der DQR ist
eine Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und der Kultusministerkonferenz (KMK), in der
Qualifikationen bestimmten "Niveaus" zugeordnet werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.08.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STATISTIK/624: BAföG-Statistik 2017 - 782.000 Geförderte in Deutschland (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 02.08.2018

BAföG-Statistik 2017: 782.000 Geförderte in Deutschland



WIESBADEN - Im Jahr 2017 erhielten in Deutschland 782.000 Personen
Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG). Wie das
Statistische Bundesamt weiter mitteilt, waren das etwa 41.000 weniger
als 2016 (-5,0%). Unter den Geförderten waren 2017 rund 225.000
Schülerinnen und Schüler sowie 557.000 Studierende. Die Zahl der
geförderten Schülerinnen und Schüler ging im Vergleich zum Vorjahr um
5,8% zurück, die Zahl der geförderten Studierenden fiel um 4,6%.

Die Förderung erstreckte sich zum Teil nicht über das volle Jahr. Im
Durchschnitt wurden je Monat 503.000 Personen (139.000 Schülerinnen
und Schüler, 364.000 Studierende) gefördert (-4,2%).

49% der BAföG-Empfängerinnen und -Empfänger (384.000) erhielten eine
Vollförderung, also den maximalen Förderbetrag. Die Höhe des
Förderbetrages ist abhängig von der Ausbildungsstätte (zum Beispiel
Berufsfachschule oder Hochschule) und der Unterbringung (bei den
Eltern oder auswärts). Eine Teilförderung, die geleistet wird, wenn
das Einkommen der Geförderten oder der Eltern bestimmte Grenzen
übersteigt, erhielten 51% der BAföG-Empfängerinnen und -Empfänger
(398.000). Die Zahl der Vollgeförderten sank im Jahr 2017 gegenüber
dem Vorjahr um 2,7%, die Zahl der Teilgeförderten um 7,1%.

Ab 2015 hat der Bund die volle Finanzierung der Leistungen nach dem
BAföG übernommen. Im Jahr 2017 betrugen die Ausgaben 2,9 Milliarden
Euro. Im Vergleich zum Vorjahr stiegen die gesamten Ausgaben für die
BAföG-Leistungen um rund 70 Millionen Euro oder 2,4%. Für die
Schülerförderung wurden knapp 0,8 Milliarden Euro (-12 Millionen Euro)
bereitgestellt und für die Studierendenförderung 2,2 Milliarden Euro
(+82 Millionen Euro). Die gestiegenen Ausgaben für die
Studierendenförderung trotz rückläufiger Zahlen bei den Geförderten
waren durch gestiegene Pro-Kopf-Förderbeträge bedingt. Im Durchschnitt
erhielten 2017 geförderte Studierende 499 Euro pro Person (+35 Euro),
geförderte Schülerinnen und Schüler 456 Euro pro Person (+21 Euro).

Nahezu 70.000 BAföG-Empfängerinnen und -Empfänger wurden
elternunabhängig gefördert. Voraussetzung hierfür waren bestimmte
Kriterien, wie zum Beispiel der Besuch von Abendschulen, fünf Jahre
Erwerbstätigkeit nach dem 18. Lebensjahr oder drei Jahre
Erwerbstätigkeit nach einer beruflichen Erstausbildung.


WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Bildungsfinanzen, Ausbildungsförderung vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 284 vom 02.08.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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INTERNATIONAL/194: Ackerbau - weltweit ein schwieriges Geschäft, aber mit Ausnahmen (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 31.07.2018

Ackerbau: weltweit ein schwieriges Geschäft, aber mit Ausnahmen



In vielen Teilen der Welt bleibt der Ackerbau finanziell ein schwieriges
Geschäft. Einige Landwirte - vor allem in der EU - kämpfen sogar damit,
ihre direkten Ausgaben sowie die Abschreibungen ihres Anlagevermögens zu
erwirtschaften. Aber typische Betriebe in Argentinien, Kanada und
Osteuropa zeigen, dass Pflanzenproduktion auch gewinnbringend sein kann.
Dazu wirtschaften in China die Landwirte sehr intensiv und mit hohen
Subventionen. Dies ist das erste Fazit der Cash Crop Conference, auf der
vom 4. bis 7. Juni 2018 etwa 50 internationale Agrarökonomen
zusammenkamen. Die Konferenz fand in Beijing statt und wurde gemeinsam mit
der Chinese Academy of Agricultural Sciences veranstaltet.

Die Kostenreduktion ist für viele Produzenten von größter Bedeutung. Die
Gesamtentwicklung der Rentabilität der landwirtschaftlichen Betriebe
ergibt dabei ein uneinheitliches Bild: Im Jahr 2017 lagen viele typische
EU-Betriebe unter dem Durchschnitt von 2014-2016. In Nord- und Südamerika
hingegen konnten sich zahlreiche Betriebe gegen den Trend leicht
verbessern. Insbesondere die meisten typischen Betriebe in Argentinien,
Kanada, Russland und der Ukraine waren 2017 profitabel.

Die Zuckerrohr- und Zuckerrübenproduktion leidet erheblich unter dem
starken und anhaltenden Rückgang der Weltmarktpreise. Thomas de Witte vom
agri benchmark Center: "In der EU sind die Gewinnspannen im
Zuckerrübenanbau im Vergleich zu den Vorjahren um 60 bis 80 % gesunken."

Trotz knapper Margen wurde allerdings die Agrar-Produktion global nicht
zurückgefahren. Im Gegenteil, die Newcomer auf den Agrarmärkten aus
Osteuropa und Lateinamerika haben in den letzten Jahren ihre Produktion
erheblich gesteigert. Folglich wachsen die globalen Rohstoffmärkte mit
bemerkenswertem Tempo: Seit 2012 haben die zehn größten Sojaproduzenten
ihre Exporte um rund 8,2 % p.a. gesteigert; bei Mais betrug die jährliche
Wachstumsrate 7,4 % und bei Weizen 4,9 %. Da die OECD und FAO einen
deutlichen Rückgang der Wachstumsraten der Getreide- und Ölsaatennachfrage
prognostizieren, sollte es nur noch eine Frage der Zeit sein, bis wir
einen weiteren Rückgang der globalen Rohstoffpreise sehen. Der Koordinator
des agri benchmark Cash Crop Centers am Thünen-Institut in Braunschweig,
Yelto Zimmer, kommt zu dem Schluss: "Wir werden versuchen herauszufinden,
wie sich die Landwirte an die veränderten Rahmenbedingungen anpassen
werden, falls diese Veränderung tatsächlich eintreten sollte."

EU-Weizen: wenig profitabel, aber auch für die Umwelt unverzichtbar

In den hoch entwickelten Ländern ist der Weizen - trotz hoher
Fruchtfolgeanteile - häufig weniger rentabel als andere Kulturen. Wenn
möglich, verringern Landwirte in Ländern wie den USA oder Kanada daher
ihre Weizenanbaufläche. Da die alternativen Kulturen, wie zum Beispiel der
Raps in der EU, häufig mit erheblichem Krankheitsdruck zu kämpfen hat, ist
es jedoch sehr oft nicht ohne weiteres möglich, den Anbauanteil anderer
Kulturen in großem Stil zu erweitern.

Aufgrund strengerer Umweltregulierungen und zunehmenden Resistenzen bei
Ungräsern und Schädlingen haben viele Landwirte in der EU keine andere
Wahl als ihre Fruchtfolgen zu diversifizieren. Der französische agri
benchmark-Partner Baptiste Dubois stellt fest: "Erweiterte Fruchtfolgen
und Veränderungen in Bodenbearbeitungssystemen können nicht nur
Pflanzenschutzmittel einsparen und die Wahrscheinlichkeit neuer
Resistenzen reduzieren, sondern auch die Gewinne steigern." In den
kommenden Jahren wird agri benchmark zusammen mit weiteren
wissenschaftlichen Partnern intensiv an der Entwicklung von
Produktionssystemen arbeiten, die sowohl praktikabel und rentabel sind,
als auch die neuen Herausforderungen im Ackerbau bewältigen.

China: mit hohen Subventionen in Richtung Genossenschaftsbetriebe

Die Betriebsbesichtigungen in China und der wissenschaftliche Austausch
mit chinesischen Ökonomen zeigten die hohe und noch zunehmende finanzielle
Unterstützung der Pflanzenproduktion durch den chinesischen Staat:
Importzölle, Mindestpreise, Flächenzahlungen und direkte Subventionierung
der Inputs sind für Weizen, Reis und Mais sehr wichtig. Dies führt dazu,
dass die inländischen Agrarpreise bis zu 60 % über den Weltmarktpreisen
liegen. Darüber hinaus werden Genossenschaften, die in Maschinen- und
Anlagen wie z.B. Bewässerungssysteme investieren, mit bis zu 80 % der
Kosten subventioniert. Der Nachteil dieser Entwicklung liegt auf der Hand:
Die Pachtpreise sind sehr hoch, was es den Landwirten schwermacht, ihre
Betriebe weiterzuentwickeln.

Die chinesische Regierung legt großen Wert auf die Gründung und das
Wachstum von Genossenschaften und sogenannten Konglomeraten, die im Grunde
private Unternehmen sind: 2016 waren mehr als 44 Millionen Bauern
Mitglieder einer Genossenschaft - gegenüber 1,3 Millionen im Jahr 2008 (+
3.200 %). Das Geschäftsmodell der Produktions-Genossenschaften basiert auf
zwei Säulen: Manche Landwirte produzieren nicht mehr selbst und verpachten
das Land an die Genossenschaft, andere bewirtschaften weiter ihren
Betrieb, lagern aber einzelne Arbeitsgänge wie Aussaat und Ernte an die
Genossenschaft aus.

Die Pflanzenproduktion im Norden Chinas ist sehr intensiv: Mehr als 200 kg
N/ha für 8 t/ha Mais sind sehr verbreitet. Aufgrund der kurzen
Wachstumsperiode und des kühlen Frühjahrs werden die Kartoffeldämme oft
mit Plastikfolien bedeckt; Bewässerung in dieser Region ist die Regel,
teilweise sogar mit Tröpfchenbewässerung. Die Minderung der
Treibhausgasemissionen dürfte in China ein enormes Potenzial haben, indem
die Stickstoffdüngung an den tatsächlichen Bedarf der Pflanzen angepasst
wird. Zu diesem Schluss kam eine Analyse von Daniel Tudela vom agri
benchmark-Center.

Thailändische Maniok-Wertschöpfungskette - Vorbild für Afrika?

Orawan Srisompun, agri benchmark-Partnerin aus Thailand: "Die
thailändischen Maniok-Chip- und Stärkewertschöpfungsketten bieten den
ländlichen Haushalten wichtige Einkommensmöglichkeiten, nicht nur auf dem
landwirtschaftlichen Betrieb, sondern auch als Lohnunternehmer und - in
geringerem Maße - in der Verarbeitung ." Die Herstellung von Maniok-Chips
ist ein kleines, aber profitables Geschäft, während die Stärkeproduktion
erhebliche Investitionen und eine gute Infrastruktur voraussetzen, um die
großen Mengen Maniok beschaffen und verarbeiten zu können. Die Entwicklung
des thailändischen Maniok-Sektors bietet Anregungen, wie auch afrikanische
Länder Maniok als Marktfrucht entwickeln können, um das Einkommen der
Kleinbauern zu erhöhen. Ein Bericht dazu wird demnächst im agri benchmark
Center zum Download zur Verfügung stehen.

Soja: Anbaustrukturen in den USA vermutlich unverändert

Michael Langemeier, agri benchmark-Partner aus Indiana (USA), präsentierte
seine Analyse zur Wettbewerbsfähigkeit von Mais vs. Soja im US-Maisgürtel.
Er konnte zeigen, dass die aktuellen Preisverhältnisse die
Mais-Soja-Fruchtfolge in diesem Teil der Welt sehr begünstigen. Nur wenn die
Preise für Sojabohnen in den USA um mehr als 10 % (ca. 35 USD/t) fallen und
die Maispreise unverändert bleiben, würden Landwirte zu einer
Mais-Mais-Soja-Fruchtfolge übergehen. Langemeier: "Ein solch starker
Rückgang der relativen Preise scheint derzeit unwahrscheinlich. Daher sehe
ich in den Anbaustrukturen in den USA trotz der Turbulenzen im globalen
Sojahandel keine wesentlichen Veränderungen."


agri benchmark Cash Crop ist ein globales Non-Profit-Netzwerk von
Agrarökonomen, das vom Thünen-Institut und der gemeinnützigen Firma global
networks koordiniert wird. Ziel ist es, verlässliche und nutzbare Analysen
zu wichtigen Trends in der globalen Pflanzenproduktion für
Entscheidungsträger zu erstellen und zu verbreiten.

Für weitere Informationen siehe:

www.agribenchmark.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut,

Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und Fischerei, 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/603: Zu groß, zu klein, zu knubbelig? Firma will Lebensmittel retten (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 01.08.2018

Zu groß, zu klein, zu knubbelig? Firma will Lebensmittel retten

Berliner Start-up-Unternehmen will mit Online-Plattform Verschwendung
Riegel vorschieben - DBU fördert



Berlin/München. Bis 2009 regelte die "Gurkenverordnung" der Europäischen
Gemeinschaft u.a., dass eine Gurke der Handelsklasse "Extra" auf zehn
Zentimeter Länge maximal zehn Millimeter gekrümmt sein darf. Als interne
Normung soll sie den wichtigsten Großhändlern noch heute dienen. Das
Start-up-Unternehmen "Querfeld" (Berlin) will nun dem Verschwenden von
Lebensmitteln einen Riegel vorschieben, indem schrittweise immer größer
werdende Tonnagen von nicht normgerechtem Obst und Gemüse logistisch
verteilt und verzehrt werden können. Mit einer neuen digitalen
Online-Plattform sollen zunächst in Berlin und München Einrichtungen der
Außer-Haus-Verpflegung versorgt werden, später der Ausbau des Netzwerkes
bundesweit erfolgen. Alexander Bonde, Generalsekretär der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt (DBU), die das Projekt fachlich und finanziell mit
rund 266.000 Euro fördert: "Während des Projektes sollen 200 Tonnen Obst
und Gemüse gerettet werden, davon mindestens 90 Tonnen über die
Plattform."

Aussortieren führt zu enormer Ressourcenverschwendung

Schätzungen zufolge bleibe fast ein Drittel einer Obst- und
Gemüseproduktion auf dem Feld liegen, obwohl es sich rein qualitativ
betrachtet um einwandfreie Ware handele, so Bonde: "Zu groß, zu klein, zu
knubbelig - des Aussehens wegen wird nicht normgerechtes Obst und Gemüse
aussortiert und liegengelassen oder gar weggeworfen. Das Aussortieren
beispielsweise nach Unter-/Übergröße, Vernarbung, Verformungen oder
Hagelschäden führt zu einer enormen Ressourcenverschwendung. Qualitativ
handelt es sich um einwandfreie Ware, die bisher entsorgt statt konsumiert
wird."

Wöchentlich zweieinhalb Tonnen Obst und Gemüse in Berlin und München
gerettet

Bereits seit zwei Jahren bestünden bei "Querfeld" Erfahrungen hinsichtlich
des Belieferns von etwa Kantinen, Caterern und Mensen in Berlin und
München, wobei die Bestellungen bisher telefonisch oder per E-Mail
eingingen, erläutert Frederic Goldkorn, Mitgründer des Start-ups. Schon
über 70 Tonnen nicht normgerechtes ("queres") Obst und Gemüse hätten unter
Einbezug von 30 deutschen, mindestens nach dem Standard der
EU-Bio-Richtlinien zertifizierten Betrieben, und 80 Kunden ausgeliefert
werden können. Aktuell würden wöchentlich an den Standorten Berlin und
München zusammen durchschnittlich zweieinhalb Tonnen Obst und Gemüse
"gerettet". Für diese bisherige Arbeit sei Querfeld 2016 mit dem
"Bundespreis für Engagement gegen Lebensmittelverschwendung" des
Bundesernährungsministeriums ausgezeichnet worden, erwähnt DBU-Expertin
Verena Exner.

Bio-Landwirte sollen international "quere" Produkte anbieten können

Querfeld wolle seine Arbeit durch die digitale Plattform
professionalisieren und weitere Standorte gewinnen, so Goldkorn. Große
Dienstleistungsunternehmen in Catering, Gastronomie und Servicemanagement,
wie das zweitgrößte Catering-Unternehmen in Deutschland, Aramark
(Neu-Isenburg), wollten immer mehr Betriebsrestaurants anbinden. Angestrebt
sei, dass Bio-Landwirte aus ganz Deutschland sowie perspektivisch auch in
Frankreich, den Niederlanden, in Italien, Österreich, Polen und Spanien
ihre überschüssigen oder "queren" Produkte in Echtzeit den Nachfragern
anbieten können. Durch die bereits etablierten Netzwerke an Spediteuren
sollen die Bestellungen über die Plattform innerhalb von 48 Stunden
(national) bzw. 72 bis 96 Stunden (international) abgewickelt werden. Die
Plattform werde zunächst für Kunden in München und Berlin freigeschaltet.
Nach erfolgreicher Einführung sollen Kommunen in Hessen und
Nordrhein-Westfalen sowie Hamburg folgen.

"Nur einwandfreie Ware wird an Kunden weiterverkauft"

Um Preisdumping entgegenzuwirken, sollen Mindestpreise festgelegt werden.
Eine Qualitätskontrolle erfolge durch Logistikdienstleister nach von
Querfeld definierten Anforderungen. Diese beinhalteten beispielsweise,
dass jegliche Ware sauber sowie frei von Schädlingen und Fäulnis sein
müsse. Das Querfeld-Team schule "seine" Logistikdienstleister nach seinen
Standards. Goldkorn: "Nur einwandfreie Ware, die unseren Kriterien
entspricht, wird angenommen und an die Kunden weiterverkauft."

"Wertschätzung von Lebensmitteln und ihren Erzeugern gestärkt"

Bonde: "Wir begrüßen, dass die Start-up-Firma als klein- und
mittelständisches Unternehmen die Professionalisierung ihres zurzeit noch
überwiegend analogen Geschäftsmodells zum Vermeiden von
Lebensmittelverlusten durch Digitalisierung weiterentwickelt. Das Vorhaben
trägt zu nachhaltigerem und ressourcenschonenderem Konsum bei. Außerdem
wird die Wertschätzung von Lebensmitteln und ihren Erzeugern bei
gleichzeitig neuen Marktchancen gestärkt. So könnten bei steigender
Nachfrage Ansätze einer ökologischeren Landwirtschaft, die auch die
Produktion von nicht normgerechtem Obst und Gemüse zulässt, gestärkt
werden."


Weitere Informationen unter:

https://www.dbu.de/123artikel37771_2442.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU), 01.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2311: Jetzt Nothilfe leisten und Agrargeld in Klimaschutz investieren (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 1. August 2018

Jetzt Nothilfe leisten und Agrargeld in Klimaschutz investieren

Landwirtschaft muss Beitrag zur Lösung der Klimakrise leisten



Berlin, 01.08.2018. Die anhaltende Trockenheit belastet vielerorts die
landwirtschaftlichen Betriebe existenziell. Der Vorsitzende des Bund
Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Felix Prinz zu Löwenstein,
kommentiert:

"Damit nicht noch mehr Bauern aufgeben müssen, braucht es in der akuten Not
Hilfe für dürre-geplagte Betriebe.

Neben Nothilfen können auch die Verpächter die schwierige Situation der
Höfe erleichtern. Mit gutem Beispiel vorangehen muss hier der Staat selbst.
Olaf Scholz, der mit der BVVG als größter Verpächter in Ostdeutschland
auftritt, muss die Pachtpreise der betroffenen Betriebe senken. Wenn der
Bundesfinanzminister den Bauern lediglich anbietet, die Pachtzahlungen ein
paar Monate zu verschieben und dafür auch noch Zinsen einfordern will, wird
er seiner Verantwortung nicht gerecht. Schließlich profitiert er, wie jeder
Verpächter, von der Wirtschaftskraft der Betriebe.

Was es jenseits von Nothilfen allerdings genauso dringend braucht, ist ein
Umbau der Landwirtschaft. Die Richtung: Hin zu Systemen mit mehr
Widerstandsfähigkeit gegenüber extremen Witterungsereignissen und hin zu
mehr Klimaschutz. Denn die Landwirtschaft selbst verursacht die Klimakrise
maßgeblich mit. Und muss deshalb ihren Treibhausgas-Ausstoß vermindern.

Bauern können sogar die Klimakrise lindern, in dem sie Böden gesund halten,
viel Humus aufbauen und dadurch Kohlenstoff aus der Atmosphäre ziehen und
im Boden speichern. All das ist im Moment aber meist nicht der Fall.
Deshalb muss drastisch umgesteuert werden. Und dafür muss der politische
Rahmen stimmen.

Jeder Euro Steuergeld, der in Landwirtschaft gesteckt wird, muss wirksam in
Richtung Klima- und Artenschutz steuern - weg von Monokulturen, schädlicher
Agrarchemie und zu viel Tierhaltung hin zu ökologischer Bewirtschaftung.
Die Milliarden Agrargelder dürfen nicht weiterhin mit der Gießkanne
verteilt werden und so pauschal Flächenbesitz belohnen."

Hintergrund

Die anhaltende Trockenheit belastet vielerorts die landwirtschaftlichen
Betriebe, so auch die Bio-Höfe. Beispielsweise wird, vor allem in Nord- und
Ostdeutschland, aber auch in Teilen Bayerns oder Rheinland-Pfalz', bei den
Bio-Tierhaltern das Futter knapp. Grund dafür sind Ernteausfälle bei 
Bio-Futterpflanzen - nicht nur beim Grünfutter, sondern auch bei Getreide und -
Körnerleguminosen. Ausfälle verzeichnen neben Deutschland auch andere
europäische Länder. In dieser Situation müssen Bio-Betriebe verstärkt auf
das Futter zugreifen, das von Betrieben erzeugt wird, die noch in der
Umstellung auf Ökologische Landwirtschaft sind.

Mehr als die Hälfte der deutschen Landwirtschaftsflächen sind Pachtflächen.
Insbesondere im Osten und Nordosten Deutschland gehören viele davon der
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG), die Eigentum der
Bundesrepublik ist. In einer Pressemeldung von Ende Juni schreibt die BVVG,
dass sie bereit sei, "landwirtschaftlichen Betrieben, die als Pächter von
BVVG-Flächen durch die langanhaltende Trockenheit in betriebliche
Schwierigkeiten geraten, schnell und unbürokratisch zu helfen." Fällige
Pachtraten könnten gestundet werden. Laut Aussagen des
Bundesfinanzministerium vom 26. Juli hat die BVVG grundsätzlich folgende
Möglichkeiten: "Stundung der Pachtraten, Erlass von Stundungszinsen,
Minderung der Pacht."



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von fast 44.000
Bio-Betrieben mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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ASYL/1297: Einführung weiterer Mitwirkungspflichten von Schutzberechtigten im Widerrufsverfahren (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. August 2018

Einführung weiterer Mitwirkungspflichten von Schutzberechtigten im
Widerrufsverfahren

PRO ASYL: Aus einer zweckdienlichen Korrekturmöglichkeit für
Behördenschlamperei wird eine Verschärfung des Asylrechts



Das Bundeskabinett hat Regelungen auf den Weg gebracht, mit der zusätzliche
Mitwirkungspflichten von schutzberechtigten Menschen in Widerrufs- und
Rücknahmeverfahren eingeführt werden sollen. Was banal klingt, kann sich in
der Praxis als eine inakzeptable Verschärfung des Asylrechts auswirken.

In den Jahren 2015 und 2016 waren viele Schutzsuchende in einem
schriftlichen Verfahren anerkannt worden, wobei in einem Teil der Fälle
Identität und Staatsangehörigkeit möglicherweise nicht ausreichend geklärt
waren. Niemand wird sich einem Gesetzentwurf entgegenstellen, wenn er sich
auf die Korrektur dieses eingestandenen Behördenversagens richtet und
regelt, dass sich Schutzberechtigte auf Aufforderung des BAMF zur
erkennungsdienstlichen Behandlung oder anderen
Identitätsfeststellungsverfahren einfinden müssen. Aber statt dies
pragmatisch zu regeln, will der Entwurf erkennbar mehr.

Der jetzige Entwurf unterstellt, dass die im schriftlichen Verfahren
Anerkannten nicht mit den Behörden kooperieren und macht aus
Behördenversagen einen Makel der Flüchtlinge. Kommt der Angeschriebene der
Mitwirkungspflicht nicht nach, kann nach Aktenlage entschieden werden. So
weit, so nachvollziehbar. Dann aber heißt es im Gesetzentwurf weiter:
»Ferner ist zu berücksichtigen, inwieweit der Ausländer seinen
Mitwirkungsverpflichtungen nachgekommen ist.« Allen Ernstes soll die Frage,
ob ein Schutzberechtigter auf einen Brief des BAMF reagiert hat, bei der
Frage maßgeblich sein, ob ein Schutzbedarf weiter existiert? Die Absurdität
dieses Vorschlags aus dem Bundesinnenministerium ist offensichtlich.

Anstatt diese weit über das Grundanliegen hinausgehende Idee im Kabinett
zurechtzurücken, springt die SPD Seehofer zur Seite und will sogar noch
mehr: Schutzberechtigte sollen künftig ihren Status schon allein auf
Grundlage einer »Nichtbetreibensfiktion« verlieren können - und nicht etwa
wegen geänderter Umstände beispielsweise im Herkunftsland. Die 
SPD-MinisterInnen, ein Korrektiv im Kabinett oder TeilnehmerInnen eines
Überbietungswettbewerbs?

Sinn machen die überzogenen Verschärfungen nicht. In der großen Mehrheit
wird es beim Schutzstatus bleiben, der ggf. vor den Verwaltungsgerichten
erstritten werden muss. Es gibt klare gesetzliche Voraussetzungen, wann
überhaupt ein Widerruf oder eine Rücknahme erfolgen darf.

Die Statistik zu Widerrufsverfahren des BAMF [1] weist aus: Eine Vielzahl
von Überprüfungen der Entscheidungen erbrachte 2017 nur in einer geringen
Zahl von Fällen ein Ergebnis, das zur Einleitung von förmlichen
Widerrufsverfahren führte. In den letztlich 2.527 entschiedenen
Widerrufsverfahren wurde nur 421 Personen der Schutzstatus entzogen. Stellt
man in Rechnung, dass der Gesetzentwurf insbesondere SyrerInnen beträfe,
dann dürfte nach der gesetzlichen Neuregelung die Statistik eher noch
weniger Statusverluste ausweisen.

Fazit: Würde sich der Gesetzentwurf auf den Kern beschränken, die Identität
in Zweifelsfällen nachträglich zu klären, dann bräuchte es keine
Diskussion. So aber wird mit der widersinnigen Verknüpfung von
Mitwirkungspflicht und inhaltlicher Entscheidung Verunsicherung erzeugt.


Anmerkung:

[1] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2017-Widerrufe-HKL.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. August 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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MELDUNG/140: Professorin Marianne Kneuer leitet Weltverband "International Political Science Association" (idw)


Stiftung Universität Hildesheim - 31.07.2018

Professorin Marianne Kneuer leitet Weltverband "International Political
Science Association" (IPSA)



Professorin Marianne Kneuer wurde einstimmig zur Präsidentin der
"International Political Science Association" gewählt. Die internationale
politikwissenschaftliche Fachvereinigung fördert den Austausch zwischen
Politikwissenschaftlerinnen und Politikwissenschaftlern weltweit und wurde
vor knapp 70 Jahren auf Initiative der UNESCO gegründet. Eine Aufgabe
sieht Marianne Kneuer im Einsatz für die Wissenschaftsfreiheit. Kneuer hat
an der Universität Hildesheim den bundesweit viel beachteten
Forschungsbereich "Politik und Internet" aufgebaut. Ihre
Arbeitsschwerpunkte liegen in der Demokratie-, Europa- und
Autokratieforschung und vergleichenden Regimeforschung.

Professorin Marianne Kneuer wurde am 24. Juli 2018 einstimmig zur
Präsidentin der "International Political Science Association" (IPSA)
gewählt. Die Politikwissenschaftlerin der Universität Hildesheim wird vom
24.7.2018 bis 26.7.2020 den politikwissenschaftlichen Weltverband leiten
und folgt auf Professor İlter Turan von der Bilgi Universität in Istanbul.
Im politikwissenschaftlichen Weltverband arbeitet Kneuer mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unter anderem aus Argentinien,
Kanada und Indien, aus Italien, Japan und Mexiko sowie Polen, Südafrika
und der Türkei zusammen.

"Die besondere Mission von IPSA ist es, das globale Miteinander in unserer
Disziplin zu fördern. Das bedeutet aber auch, alle Regionen anzusprechen
und einzubeziehen - auch den globalen Süden. Dies mache ich mir zu einer
zentralen Aufgabe während meiner Präsidentschaft", sagt Professorin
Marianne Kneuer.

Eine weitere Aufgabe sieht Marianne Kneuer im Einsatz für die
Wissenschaftsfreiheit. "Die Herausforderung für unsere Gemeinschaft -
gerade die Politikwissenschaft - hat in den letzten Jahren zugenommen, und
zwar nicht nur bei autoritären üblichen Verdächtigen, sondern auch in
demokratischen Ländern. Die Methoden zur Einschränkung der akademischen
Freiheiten und der Redefreiheit sind subtiler geworden. Wir brauchen ein
besseres Verständnis von der Bandbreite der Verstöße, aber auch von
Lösungsansätzen. Daher sollten wir mit anderen internationalen und
regionalen Organisationen, die mit den gleichen Problemen konfrontiert
sind, Netzwerke aufbauen, um gemeinsam effizienter zu sein", so die
Wissenschaftlerin.

Marianne Kneuer forscht und lehrt seit 2011 als Professorin für
Politikwissenschaft am Institut für Sozialwissenschaften der Universität
Hildesheim. Von 1994 bis 1998 gehörte Kneuer dem Planungsstab von
Bundespräsident Herzog an. Davor war sie als Journalistin, unter anderem
für die Frankfurter Allgemeine Zeitung, tätig. Sie ist Mitherausgeberin
der "Zeitschrift für Vergleichende Politikwissenschaft". Ihre
Arbeitsschwerpunkte liegen in der Demokratie-, Europa- und
Autokratieforschung und vergleichenden Regimeforschung. Regionale
Schwerpunkte sind Süd- und Osteuropa sowie Lateinamerika. In Hildesheim
ist Marianne Kneuer zudem Ombudsfrau für gute wissenschaftliche Praxis und
befasst sich mit ethischem Fehlverhalten in der Wissenschaft.

Kneuer ist bereits seit Jahren in dem internationalen Verband tätig, unter
anderem als Vizepräsidentin. Im vergangenen Jahr tagte der
politikwissenschaftliche Weltverband in Niedersachsen. Die Konferenz
"Political Science in the Digital Age: Mapping Opportunities, Perils and
Uncertainties" wurde von Professorin Marianne Kneuer und ihrem
Hildesheimer Team organisiert. 200 Expertinnen und Experten haben sich mit
Cyberkriminalität, mit der digitalen Kommunikation in autoritären Staaten
und mit digitalen Medien im Wahlkampf befasst.

Die internationale politikwissenschaftliche Fachvereinigung hat derzeit
rund 3.600 Mitglieder und fördert den Austausch zwischen
Politikwissenschaftlerinnen und Politikwissenschaftlern weltweit. Die
"International Political Science Association" wurde 1949 auf Initiative
der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur (UNESCO) in Paris gegründet und feiert 2019 ihr 70-jähriges
Bestehen.

Politikwissenschaft in Hildesheim

Marianne Kneuer hat an der Universität Hildesheim den bundesweit viel
beachteten Forschungsbereich "Politik und Internet" aufgebaut. Sie befasst
sich mit den Auswirkungen des Internets auf die Gesellschaft, mit
digitaler Vernetzung und den Wechselwirkungen zwischen Digitalisierung,
politischen Prozessen und Akteuren. Die Beschäftigung mit digitalen Medien
verknüpft die Professorin mit ihrem anderen Forschungsschwerpunkt, der
Analyse von Demokratien und Autokratien.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution102

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Universität Hildesheim, 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/027: Öffentliche Schulden im Jahr 2017 um 2,1% niedriger als im Vorjahr (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 02.08.2018

Öffentliche Schulden im Jahr 2017 um 2,1% niedriger als im
Vorjahr



WIESBADEN - Der Öffentliche Gesamthaushalt (Bund, Länder,
Gemeinden/Gemeindeverbände und Sozialversicherung einschließlich aller
Extrahaushalte) war beim nicht-öffentlichen Bereich zum Jahresende
2017 mit 1.967,2 Milliarden Euro verschuldet. Das entspricht einer
Pro-Kopf-Verschuldung in Deutschland von 23.797 Euro. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) nach endgültigen Ergebnissen weiter
mitteilt, hat sich damit der Schuldenstand gegenüber den revidierten
Ergebnissen zum 31.12.2016 um 2,1% beziehungsweise 42,1 Milliarden
Euro verringert. Zum nicht-öffentlichen Bereich gehören
Kreditinstitute, der sonstige inländische Bereich - wie zum Beispiel
private Unternehmen - und der sonstige ausländische Bereich.

Alle Ebenen des Öffentlichen Gesamthaushalts trugen zum Schuldenabbau
bei. Der Bund war zum Ende des Jahres 2017 mit 1.242,5 Milliarden Euro
verschuldet. Der Schuldenstand sank damit um 1,2% beziehungsweise 14,5
Milliarden Euro gegenüber dem Jahresende 2016.

Einen noch stärkeren Rückgang erreichten die Länder: Der Schuldenstand
nahm um 3,7% beziehungsweise 22,5 Milliarden Euro auf 586,2 Milliarden
Euro ab. Die meisten Länder konnten ihre Verschuldung abbauen.
Prozentual besonders stark sank sie dabei in Sachsen (-16,0%),
Baden-Württemberg (-13,0%) und Bayern (-12,7%). Entgegen der
allgemeinen Tendenz erhöhten sich die Schulden in drei Ländern:
Hamburg (+4,6%), Thüringen (+3,5%) sowie Sachsen-Anhalt (+2,2%). Ein
wesentlicher Grund in Hamburg waren Schuldenaufnahmen im Zusammenhang
mit dem Komplex um die HSH Nordbank.

Die Gemeinden und Gemeindeverbände senkten ihren Schuldenstand um 3,5%
beziehungsweise 5,0 Milliarden Euro auf 138,0 Milliarden Euro. In
allen Ländern gab es Rückgänge, die prozentual höchsten in Sachsen
(-9,5%), Sachsen-Anhalt (-6,8%) und Hessen (-6,4%).

Die Sozialversicherung war mit 404 Millionen Euro verschuldet, das
waren 6,9% beziehungsweise 30 Millionen Euro weniger als im Vorjahr.


Methodische Hinweise:

Die Verschuldung der Länder enthält auch die empfangenen
Barsicherheiten aus Derivatgeschäften des Landes-Kernhaushaltes (zum
Beispiel Nordrhein-Westfalen für das Jahr 2016 in Höhe von 2,427
Milliarden Euro und für das Jahr 2017 in Höhe von 919,7 Millionen
Euro).

Weitere methodische Hinweise und Daten können der Fachserie 14 Reihe 5
"Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts" entnommen werden.
Hingewiesen wird insbesondere auf den Qualitätsbericht der Statistik.

Tief gegliederte Daten können in der Datenbank GENESIS-Online unter
der Tabelle Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich (71321-0005)
abgerufen werden.

WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Schulden, Finanzvermögen vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 283 vom 02.08.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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STATISTIK/489: Mehr als die Hälfte der nicht-erwerbstätigen alleinerziehenden Mütter wünscht sich Arbeit (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 02.08.2018

Mehr als die Hälfte der nicht-erwerbstätigen alleinerziehenden
Mütter wünscht sich Arbeit



WIESBADEN - 27% der alleinerziehenden Mütter mit mindestens einem
minderjährigen Kind waren 2017 ohne eine Beschäftigung. Mehr als die
Hälfte (55%) dieser nicht-erwerbstätigen alleinerziehenden Mütter war
allerdings an der Aufnahme einer Arbeit interessiert. Familiäre oder
persönliche Gründe wurden von ihnen am häufigsten als Hinderungsgrund
angegeben. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) im Rahmen einer
Pressekonferenz zu Alleinerziehenden in Deutschland weiter mitteilt,
hatten im Vergleich dazu in einer Partnerschaft lebende
nicht-erwerbstätige Mütter deutlich seltener den Wunsch, eine Arbeit
aufzunehmen (29%).

Die finanzielle Situation von Alleinerziehenden ist immer wieder
Gegenstand der öffentlichen Diskussion. Dazu sagte Dr. Georg Thiel,
Präsident des Statistischen Bundesamtes (Destatis): "Alleinerziehende
und ihre Kinder sind überdurchschnittlich häufig armutsgefährdet.
Finanziell stehen sie nach wie vor oftmals schlechter da als Menschen,
die in anderen Familienformen leben. Für sie sind deshalb
familienpolitische Maßnahmen eine besonders wichtige Unterstützung."

Die Armutsgefährdungsquote für Personen in
Alleinerziehenden-Haushalten lag 2016 bei 33%
(Bevölkerungsdurchschnitt: 16%). Darüber hinaus hatten knapp zwei
Drittel der Personen in Alleinerziehenden-Haushalten (63%) nicht die
finanziellen Mittel, unerwartete Ausgaben von knapp 1.000 Euro zu
bestreiten (Bevölkerungsdurchschnitt: 30%).

Im Jahr 2017 gab es insgesamt 8,2 Millionen Familien, in denen
mindestens ein minderjähriges Kind lebte. Das waren 1,2 Millionen
Familien weniger als noch vor 20 Jahren. Dagegen stieg die Zahl der
Alleinerziehenden in diesem Zeitraum um 200.000 auf gut 1,5 Millionen
Familien. Damit hatte knapp jede fünfte Familie mit mindestens einem
minderjährigen Kind (19%) im Jahr 2017 eine alleinerziehende Mutter
oder einen alleinerziehenden Vater. Mit einem Anteil von 70% bestand
die große Mehrheit der Familien jedoch nach wie vor aus Ehepaaren mit
Kindern.


WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Haushalte & Familien vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 285 vom 02.08.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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TREFF/216: Hamburg - Film "Wir Wunderkinder" (1958) mit anschließender Diskussion am 8.8.


Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 31. Juli 2018

Freiluftkino gegen Austerität zeigt: "Wir Wunderkinder" (1958) 



Im Rahmen der Kampagne "INTERNATIONAL SOLIDARISCH - SCHLUSS MIT
AUSTERITÄT!" veranstalten wir ein Filmseminar als Freiluftkino am
Philturm der Uni Hamburg, bei dem wir über die nächsten Monate mit
Filmen rund um das Thema Austerität vs. Solidarität die
internationale, kulturelle und historische Bedeutung des Bruchs mit
dem Neoliberalismus reflektieren wollen.

Bei der nächsten Vorstellung am MITTWOCH, den 8.8.18, AB 21 UHR AM
PHILOSOPHENTURM (Von-Melle-Park 6) schauen und diskutieren wir
zusammen: "Wir Wunderkinder" von Kurt Hoffmann (1958).

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen!
Näheres zum Film und weitere Infos zur Kampagne findet ihr weiter
unten.

Termin: Do. 8.8.18, 21 Uhr, Campus Von-Melle-Park

Näheres zum Film:

"Leute, genießt bloß die Nachkriegszeit - Denn bald wird sie wieder
zur Vorkriegszeit - Und weil wir dem Frieden bei uns hier nicht trau'n
- Wird auf die Pauke gehau'n."

Wolfgang Neuss und Wolfgang Müller in "Wir Wunderkinder",
"Zusammenbruch-Song", 1958. [3]

Was ist ein Wirtschaftswunder? Nach 1945 dominierten als unmittelbare
Konsequenz aus Massenmord und Weltkrieg programmatisch für den
Wiederaufbau Deutschlands die konsequente Demilitarisierung,
Demonopolisierung, Denazifizierung und Demokratisierung (Potsdamer
Abkommen, 1948) zunächst in weiten gesellschaftlichen Kreisen -
"Sozialismus als Gegenwartsaufgabe" vom Ahlener Programm der CDU 1947
bis SPD, Generalstreiks zur Sozialisierung der Schlüsselindustrien.
Folglich sollte die BRD zunehmend von den Westmächten als ein
"Bollwerk gegen den Kommunismus" im Kalten Krieg in Stellung gebracht
werden. Durch Wiederbewaffnung und "Wirtschaftswunder", "Wir sind
wieder wer" und "Stunde Null-Politik" sollte in den 50er Jahren in
Westdeutschland die Vergangenheit klammheimlich unter den Tisch
gekehrt werden. Die "alten Eliten" (Fritz Fischer) in Wirtschaft,
Justiz, Politik, Kultur und Wissenschaft wurden rehabilitiert, die KPD
verboten und zehntausende linke WiderstandskämpferInnen juristisch
verfolgt. Im Kino dominierte der Heimatfilm als
apolitisch-eskapistische Gelegenheit zur Geschichtsverdrängung.

Die Romanverfilmung "Wir Wunderkinder" (1958) gehört zu den wenigen
kritischen Filmen dieser Zeit. Anhand der beiden Protagonisten Hans
Böckel, einem demokratisch gesinnten und redlichen Journalisten und
seinem ehemaligen Schulfreund Bruno Tiches, dem Archetypen eines
skrupellos opportunistischen Geschäftemachers, führt er 
satirisch-bissig durch die Geschichte deutschen Großmachtstrebens von der
Kaiserzeit bis eben zum "Wirtschaftswunder". So räumt er mit der
zentralen Legende auf, die deutsche Wirtschaftsstärke beruhe auf
grandiosem Erfindergeist oder uneigennütziger Tatkraft deutschen
Unternehmertums sondern legt deren wahre Quellen offen: skrupellose
Ausbeutung, räuberische Beutezüge gegen andere Länder und
faschistische Verbrechen (u.a. Zwangsarbeit). Die Entschleierung
zeigt: man muss vor den "Herren Wirtschaftsführern" nicht nur keinen
Respekt haben. Eine vernünftige gesellschaftliche Entwicklung lässt
sich vielmehr nur gegen sie durchsetzen; wie es folgend durch den
demokratischen, sozialen, kulturell-befreienden und friedensbewegten
Aufbruch der 68er-Bewegung auch in weiten Teilen gelang.

Das hat heute mehr denn je Bedeutung: wenn das deutsche Establishment
wieder militärische "Verantwortung in der Welt" (Gauck) sucht und sich
das deutsche Europa mit Exporten, Knebelkrediten sowie Austeritäts- 
und Privatisierungsterror unterwerfen will, kommt es auf uns an, mit
den Konsquenzen aus 1945 und 1968 wirklich ernstzumachen:
International Soldarisch - Schluss mit Austerität!

"Was darf die Satire? Alles."

Kurt Tucholsky, "Was darf die Satire?", 1919. "Schnipsel", 1932.

Den sehr empfehlenswerten Trailer gibt es hier:
http://www.filmstarts.de/kritiken/88865/trailer/19215180.html

Die FB-Veranstaltung findet ihr hier:

https://www.facebook.com/events/2211371139109035/

Näheres zur Kampagne könnt Ihr online auf der Kampagnen-Seite [1]
erfahren, den Flyer für die Anti-Austerity-Filmseminar-Reihe und
weitere Termine findet ihr unter [2], den spezifischen Flyer zum Film
gibt es hier [4] zum Audrucken.

Wir zeigen im Rhythmus von zwei Wochen je einen Film; die Mittwoche an
denen kein Film gezeigt wird, werden für die Anti-Austerity-Aktiventreffen 
genutzt, bei denen wir uns zur Weiterentwicklung der
Kampagne, der Gewinnung neuer Bündnispartner und der Planung von
weiteren Aktivitäten austauschen (19 Uhr im Raum 0029, im AStA-Trakt
der Uni Hamburg, Von-Melle-Park 5).

Links:

[1] http://www.schluss-mit-austeritaet.de/

[2] http://schluss-mit-austeritaet.de/film-seminar-gegen-austeritaet

[3] https://www.youtube.com/watch?v=0CKfONts82g

[4] http://schluss-mit-austeritaet.de/wp-content/uploads/2018/07/Teaser_Wunderkinder_final.pdf

 * 

Quelle:

Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 31. Juli 2018
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ARBEIT/2844: Tarifarchiv zieht Zwischenbilanz - Tariflöhne steigen 2018 durchschnittlich um 3,1 Prozent (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 01.08.2018

WSI-Tarifarchiv zieht Zwischenbilanz - Tariflöhne steigen 2018
durchschnittlich um 3,1 Prozent



Unter Berücksichtigung der im 1. Halbjahr 2018 abgeschlossenen
Tarifverträge und der in den Vorjahren für 2018 bereits vereinbarten
Tariferhöhungen steigen die Tariflöhne in diesem Jahr um durchschnittlich
3,1 Prozent. Dies ergibt sich aus der aktuellen Halbjahresbilanz, die das
Tarifarchiv des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI)
der Hans-Böckler-Stiftung heute vorlegt.

Die Tariferhöhungen fallen damit deutlich stärker aus als in den beiden
Vorjahren, in denen sie um jeweils 2,4 Prozent zugenommen haben (siehe
auch Abbildung 1 in der pdf-Version dieser PM; Link unten). Bei einem
durchschnittlichen Anstieg der Verbraucherpreise von 1,7 Prozent im ersten
Halbjahr 2018 ergibt sich demnach ein Reallohnzuwachs von 1,4 Prozent.

"Insgesamt sind die Tarifabschlüsse 2018 deutlich höher als im Vorjahr
ausgefallen", sagt der Leiter des WSI-Tarifarchivs, Prof. Dr. Thorsten
Schulten. "Berücksichtigt man nur die Neuabschlüsse aus dem Jahr 2018, so
ergibt sich sogar ein Lohnplus von 3,7 Prozent. Damit leisten die
Tariflöhne einen wichtigen Beitrag dafür, dass der lange, von einer
starken Binnennachfrage getragene Aufschwung weitergeht." Besonders hoch
fallen die Tarifzuwächse in diesem Jahr in den großen Tarifbranchen aus
(siehe auch Abbildung 2 in der pdf-Version). Der Spitzenreiter ist dabei
das Bauhauptgewerbe mit einer jahresbezogenen Tariferhöhung von 5,2
Prozent. In der Metallindustrie steigen die Tariflöhne um 4,0 Prozent und
beim öffentlichen Dienst (Bund und Gemeinden) ergibt sich ein
durchschnittlicher Zuwachs von 3,4 Prozent, wobei einige Lohngruppen
(Berufseinsteiger, unterste Lohngruppen sowie bestimmte Fachkräfte) auch
deutlich höhere Zuwächse von mehr als 4,0 Prozent erhalten.

Im Groß- und Einzelhandel, für die beide in diesem Jahr keine
Tarifverhandlungen stattfinden, sehen die Tarifabschlüsse aus dem Vorjahr
für 2018 Erhöhungen von 2,8 bzw. 2,7 Prozent vor. Ebenfalls keine
Tarifverhandlungen gibt es in diesem Jahr bei Banken und Versicherungen,
wo ältere Tarifverträge für 2018 Erhöhungen von 1,3 bzw. 1,8 Prozent
vorsehen. Gleiches gilt für die Eisen- und Stahlindustrie, wo die
Tariflöhne 2018 um 1,7 Prozent steigen.

Im 1. Halbjahr 2018 wurden von den DGB-Gewerkschaften für insgesamt etwa
8,5 Millionen Beschäftigte neue Tarifabschlüsse vereinbart. Die
durchschnittliche Laufdauer beträgt 26,8 Monate, so dass die große
Mehrzahl der Vereinbarungen zweistufige Lohnerhöhungen für 2018 und 2019
vorsieht (siehe auch die Tabelle). Im 2. Halbjahr 2018 finden weniger
Tarifverhandlungen statt als in den ersten sechs Monaten. Von den großen
Tarifbereichen stehen vor allem noch die Verhandlungen in der chemischen
Industrie auf der Tagesordnung.


Originalpublikation:

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2018_08_01.pdf

- Die PM mit Grafiken und Tabelle (pdf)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 01.08.2018
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SCHACH-SPHINX/06642: Wenn die Welle umschlägt (SB)


Wenn der Angriff erschöpft in die Ebbe zurückflieht, wenn der
Kontrahent unerwartet Verteidigungsressourcen zu Hilfe nehmen kann,
wenn also der schönste Angriffsplan, mit Kühnheit erdacht und mutig
ausgeführt, im Sande verläuft, dann büßt er nicht nur den Vorteil der
Initiative ein, in den meisten Fällen wird dann der Gejagte selbst zum
unerbittlichen Jäger und vollendet, was dem anderen nicht gelingen
wollte. Strategen aller Jahrzehnte haben daher immer wieder vor
verfrühten Angriffsoperationen gewarnt. Wilhelm Steinitz war wohl der
erste in dieser Reihe, der den Ratschlag ausgab, zunächst einmal
möglichst viele Stellungsvorteile anzuhäufen und erst infolge dessen
bei günstiger Gelegenheit loszuschlagen. Indes ist das so eine Sache
mit dem "günstigen Augenblick". Versäumt der Spieler durch zuviel
Zaudern diesen "richtigen" Zeitpunkt, so gewinnt sein Kontrahent
meistens die Oberhand. Es ist also eine vertrackte Angelegenheit. Kein
Wunder also, daß nicht wenige Partien so enden wie im heutigen Rätsel
der Sphinx. Weiß hatte seine Kräfte mobilisiert und einen Überfall
inszeniert, der jedoch zuletzt - siehe seine Dame - zu einem Flop
wurde. Nun, Wanderer, laut der ewigen Gesetzmäßigkeiten müßte Schwarz
jetzt seinerseits zu den Gewehren greifen.
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Dizdarevic - Sermek

Makarska 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Chancenreich war das doppelte Läuferopfer mit 1.Ld3xh7+! Kg8xh7 2.De2-
h5+ Kh7-g8 3.Lb2xg7! zweifelsohne, aber Schwarz hätte sich nun mit der
furchtlosen Annahme 3...Kg8xg7! durchaus verteidigen können, zum
Beispiel 4.Dh5-g5+ Kg7-h8 5.Dg5-f6+! - 5.Td1-d4? f7-f5 6.Td4-h4+ Dc7-
h7 und Schwarz kommt in Vorteil - 5...Kh8-h7! 6.Td1-d4 Ld6-g3! 7.Td4-
h4+ und Remis durch Dauerschach. Bei angeborenem Mut könnte Weiß
freilich mit 7.Td4-e4!? weiterhin auf Sieg spielen. Eine mögliche
Abfolge wäre dann 7...Tf8-g8 8.f2xg3 Tg8-g7 9.Te4-h4+ Kh7-g8 10.Th4-h6
mit der Drohung 11.Df6-h4. Sofort zum Verlust führt dagegen
7...Lg3xf2? 8.Te4-e5! Dc7xe5 9.Te1xe5 usw.



Erstveröffentlichung am 3. August 2005

2. August 2018
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SCHULE/543: Religionsunterricht - Auf dem Weg ins Medienzeitalter (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 31.07.2018

Religionsunterricht: Auf dem Weg ins Medienzeitalter

"ReLab digital": In diesem Projekt entwickelt ein Team aus
Religionspädagogen der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) Tools
für den Religionsunterricht mit neuen Medien.



Jugendliche sind heute ganz selbstverständlich von Technik aller Art
umgeben. Der Umgang mit Smartphones, YouTube und Apps prägt ihren Alltag.
Religionsunterricht, will er an der Lebenswelt junger Menschen orientiert
sein, muss hierauf reagieren, ist der Würzburger Religionspädagoge Jens
Palkowitsch-Kühl überzeugt. Wie das konkret geschehen kann, zeigt das
Projekt "ReLab digital", das am Lehrstuhl für Evangelische Theologie II
der JMU etabliert ist.

Seit einem Jahr entwickeln Religionspädagogen aus ganz Deutschland
digitale Werkzeuge zu verschiedenen Themen des Religionsunterrichts. "Als
wir anfingen, stellten wir fest, dass es für unser Fach noch fast gar
nichts gibt", so Palkowitsch-Kühl. Nicht einmal E-Books sind vorhanden. Im
Grunde eine unhaltbare Situation im Medienzeitalter.

Das fand nicht nur das Team um Lehrstuhlinhaberin Ilona Nord. Das Projekt,
das zum Ziel hat, den Religionsunterricht attraktiver zu machen und
Schüler zugleich digital zu bilden, gewann viele Unterstützer. Dazu
gehören die Evangelische Kirche in Bayern (ELKB) sowie die Evangelische
Kirche in Hessen und Nassau (EKHN). Auch die Würzburger Professional
School of Education (PSE) investiert in das zukunftsweisende Projekt.

"Sexualität und Intimität", "Pluralität", "Glaube wird sichtbar" und
"Abschied nehmen" heißen die vier Themenfelder, für die digitale Werkzeuge
entwickelt wurden. "Im ersten Themenfeld geht es zum Beispiel um
Transsexualität, Sexting und sexualisierte Gewalt", erläutert
Palkowitsch-Kühl. Mittels interaktiver Medien erfahren Mittel- und
Realschüler zum einen etwas darüber, warum die sexuelle Orientierung eines
Menschen niemals ein Diskriminierungsgrund sein darf. Gleichzeitig wird
ihnen vermittelt, warum es nicht ratsam ist, intime Selbstaufnahmen via
Smartphone und Internet zu verbreiten.

Neue Medien haben Mehrwert

Neue Medien, sagt Jens Palkowitsch-Kühl, bieten eine hervorragende
Möglichkeit, Fremdes hautnah kennen zu lernen. Innerhalb des Projekts
leitete der Religionspädagoge die Arbeitsgruppe zum Themenfeld "Glaube
wird sichtbar". Das interreligiöse Team, in das auch eine katholische
sowie eine muslimische Kollegin integriert waren, entwickelte eine
Unterrichtseinheit, bei der Schüler 360 Grad-Spaziergänge durch
verschiedene Gotteshäuser unternehmen. "Auf diese Weise kann man, ohne
dorthin zu reisen, eine Moschee in Istanbul kennen lernen", so der
wissenschaftliche Mitarbeiter am Lehrstuhl von Ilona Nord.

Braucht es so etwas unbedingt? Für Palkowitsch-Kühl stellt sich die Frage
nach dem "Mehrwert" der Neuen Medien nicht. Sie sind da. Und deshalb
müssen sie einbezogen werden. Was nicht heißt, dass sie andere Methoden
und Instrumente komplett ersetzen.

Das Buch, allen voran die Bibel, wird weiter ihren Platz im
Religionsunterricht haben. Das "analoge" Rollenspiel hat ebenso wie das
Kamishibai-Theater oder der Stuhlkreis seine Daseinsberechtigung. Digitale
Lehr- und Lernszenarien gesellen sich im Medienzeitalter
selbstverständlich hinzu. Wobei das "Digitale" nicht darauf beschränkt
werden darf, Schüler zu animieren, im Internet nach einem Begriff zu
suchen. Genauso wichtig ist es dem Experten für Neue Medien zufolge, sie
zu befähigen, selbst produktiv zu werden.

Projekttag in Neunburg

Vor wenigen Tagen besuchte Palkowitsch-Kühl Realschüler in Neunburg vorm
Wald im oberpfälzischen Kreis Schwandorf, um mit den Jugendlichen einen
virtuellen Rundgang durch die katholische Wallfahrtskirche "St. Maria
Dolorosa" zu kreieren. 21 Schüler der fünften bis siebten Klasse nahmen
daran teil. Sechs Unterrichtsstunden standen während eines
Schulprojekttags zur Verfügung.

Zuerst ließ Palkowitsch-Kühl die Schüler im Internet nach Informationen
über die Kirche suchen. Wie er feststellte, benötigten die Jugendlichen
schon hier Unterstützung. Sie fanden zwar eine Infoseite: "Dort stießen
sie jedoch auf Fremdwörter wie 'Filialkirche', die sie nicht verstanden."
Auf die Idee, die blau unterlegten Begriffe anzuklicken und sich weiter zu
informieren, seien sie nicht gekommen.

Als alle Infos zusammengetragen waren, begab sich die Gruppe zur Kirche.
Ein Teil der Schüler fertigte 360 Grad-Panoramaaufnahmen im Inneren an.
Andere nahmen vor der Kirche Infos auf Mikrofon auf. Zurück im
Computerraum, wurde alles zu einem virtuellen Rundgang zusammengefasst.
Exkursionsteilnehmer können nun auf einzelne Kirchendetails klicken, etwa
auf den Altarraum, und hören dazu von den Schülern gesprochene Infotexte.

Medienpädagogische Fortbildung für Religionslehrer

Ab Herbst sollen die Materialien in Mittel- und Realschulen erprobt
werden. Danach will das Team um Ilona Nord und Jens Palkowitsch-Kühl an
einer Aus- und Fortbildung für Religionslehrer stricken. Nach wie vor
mangele es an medienpädagogischer Kompetenz, sagt der Religionspädagoge:
"Was wir entwickelt haben, ist für viele Religionslehrer Neuland".

Die Tools, die im Projekt "ReLab digital" erarbeitet wurden, werden im
Magazin "Impulse" des Religionspädagogischen Instituts der Evangelischen
Kirchen in Kurhessen-Waldeck und Hessen und Nassau veröffentlicht.
Außerdem sollen sie spätestens ab 1. September online abrufbar sein. Der
Link zur Online-Veröffentlichung wird auf der Webseite des Lehrstuhls
veröffentlicht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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MELDUNG/484: Schöne Natur - umstrittene Kunst (idw)


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 31.07.2018

Schöne Natur - umstrittene Kunst



Neue Untersuchungen am Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik und
an der New York University zeigen, dass Menschen über natürliche Objekte
einheitlicher als über kulturelle Werke urteilen.

Über Geschmack lässt sich nicht streiten. Aus wissenschaftlicher Sicht
trifft diese gängige Aussage zumindest teilweise zu, wie neue Forschungen
am Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik in Frankfurt am Main in
Zusammenarbeit mit der New York University zeigen. In einer Reihe von
Experimenten wurden Studienteilnehmerinnen und Studienteilnehmer gebeten,
sich Bilder verschiedener ästhetischer Bereiche anzusehen. Diese reichten
von menschlichen Gesichtern über Naturlandschaften bis zu Architektur und
Kunstwerken.

Die Studienteilnehmer sollten bewerten, wie ästhetisch ansprechend sie die
Bilder fanden. In einer zweiten Aufgabe mussten sie sich mehr anstrengen,
um durch schnelles Drücken von Tasten ihre Lieblingsbilder länger auf dem
Bildschirm angezeigt zu halten. Während die erste Aufgabe darauf abzielte,
die "Vorliebe" der Teilnehmer für das, was sie sahen, zu beurteilen, maß
die zweite Aufgabe den Grad des "Begehrens". Anhand der beiden Aufgaben
haben die Forscher dann den Grad des "gemeinsamen Geschmacks" für jeden
Bereich, aus dem die Bilder entstammten, gemessen - also das Maß, in dem
sich die Menschen darüber einig waren, was sie sehen wollten.

Beide Aufgaben zeigten, dass es die größten Übereinstimmungen im
gemeinsamen Geschmack bei Gesichtern gibt, gefolgt von Naturlandschaften.
Wenn es um Gesichter und Landschaften geht, tendieren unterschiedliche
Menschen offensichtlich dazu, das Gleiche zu mögen. Anders sieht die Sache
bei Architektur oder Kunstwerken aus. Hier gab es kaum Überschneidungen im
Geschmack. Was das Lieblingskunstwerk einer Person war, war für eine
andere durchaus das unbeliebteste.

Die kürzlich in der Fachzeitschrift "Cognition" veröffentlichten
Studienergebnisse weisen auf einen grundlegenden Unterschied zwischen
natürlich vorkommenden ästhetischen Bereichen und Artefakten der
menschlichen Kultur hin. "Verschiedene Menschen neigen dazu, auf natürlich
vorkommende ästhetische Kategorien auf ähnliche Weise zu reagieren", sagt
Edward Vessel, Neurowissenschaftler am Max-Planck-Institut für empirische
Ästhetik und Hauptautor der Studie, "aber sie reagieren sehr individuell
auf Artefakte, also auf von Menschen geschaffene Werke."

Obwohl nicht klar ist, was genau den Unterschied zwischen natürlich
vorkommenden ästhetischen Bereichen und kulturellen Artefakten ausmacht,
argumentieren die Autoren der Studie, dass dieser Unterschied etwas mit
der Relevanz der verschiedenen Bereiche für das menschliche
Alltagsverhalten zu tun haben könnte. "Ästhetische Urteile über Gesichter
und Landschaften haben vielleicht eher konkrete Konsequenzen für unsere
täglichen Entscheidungen als Urteile über Kunstwerke oder Architektur",
vermutet Vessel. Dies führe vermutlich dazu, dass verschiedene Menschen
bei Gesichtern und Landschaften ähnliche Merkmale schätzen. Aus früheren
Studien ist bekannt, dass Menschen - unabhängig von Ethnie und kulturellem
Hintergrund - Gesichter bevorzugen, die symmetrisch sind und besonders
männlich beziehungsweise weiblich ausgeprägt sind. Bei Landschaften
wiederum werden allgemein offene Ausblicke, das Vorhandensein von Wasser
und Anzeichen für menschliche Nutzung positiv bewertet.

Dass dagegen die Alltagsrelevanz von Kunst und Architektur nicht immer
sofort erkennbar ist, könnte dazu führen, dass hier die meisten Menschen
nicht zu einem übereinstimmenden Urteil gelangen. In weiteren Studien am
Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik in Frankfurt will Edward
Vessel der Frage nachgehen, ob und inwiefern das menschliche Gehirn auf
unterschiedliche Weise auf diese verschiedenen ästhetischen Bereiche
reagiert.


Originalpublikation:

Vessel, E. A., Maurer, N., Denker, A. H. & Starr, G. G. (2018).

Stronger shared taste for natural aesthetic domains than for artifacts of
human culture.

Cognition, 179, 121-131.

doi: 10.1016/j.cognition.2018.06.009


Über das Institut:

Das im Jahr 2013 in Frankfurt am Main gegründete Max-Planck-Institut für
empirische Ästhetik erforscht, was wem warum und unter welchen Bedingungen
ästhetisch gefällt, und welche Funktionen ästhetische Praktiken und
Präferenzen für Individuen und Gesellschaften haben. Die Forschungen
widmen sich insbesondere den Grundlagen ästhetisch wertenden Wahrnehmens
und Erlebens.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2013

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik, 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/483: Sich etwas ohne konkreten Anlass zu gönnen, macht oft glücklicher (idw)


European School of Management and Technology (ESMT) - 31.07.2018

Sich etwas ohne konkreten Anlass zu gönnen, macht oft glücklicher



Nach neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen sind viele Verbraucher
glücklicher, wenn sie sich mit einem Kauf selbst verwöhnen, ohne dafür
einen bestimmten Anlass zu haben. Dies hat ein Team von Wissenschaftlern
aus dem Bereich Marketing unter der Leitung von Prof. Francine Espinoza
Petersen von der ESMT Berlin herausgefunden.

Die Forscher führten eine Reihe von Studien durch, die die emotionalen
Reaktionen und das anschließende Glücksgefühl von Konsumenten nach
verwöhnenden Einkäufen untersuchten. Die bisherige Forschung ging davon
aus, dass Kunden, die einen Grund haben, sich etwas zu gönnen, nach einem
solchen Kauf zufriedener sind. Bei Käufern mit geringer Selbstbeherrschung
ist das aber nicht der Fall. Diese sind stattdessen glücklicher, wenn sie
sich ohne jeden Grund verwöhnen.

In einer der Studien mit 175 Probanden erforschten die Wissenschaftler das
vermutete Glücksgefühl vor dem Kauf, das tatsächliche Glücksgefühl nach
dem Kauf und die langfristige Zufriedenheit mit dem Produkt. Die
Ergebnisse zeigten, dass Verbraucher mit einem hohen Maß an
Selbstbeherrschung glücklicher waren, wenn sie einen Grund dafür hatten,
sich zu verwöhnen. Diejenigen aber, die eine niedrige Selbstbeherrschung
hatten, waren glücklicher, wenn sie ohne jeden rationalen Grund genossen
hatten. Verbraucher mit einem hohen Maß an Selbstbeherrschung seien in der
Regel rationaler und disziplinierter, so die Wissenschaftler. Sie
schätzten daher den durchdachten Genuss. Verbraucher mit geringer
Selbstbeherrschung hingegen seien eher entspannt und suchten spontanen
Genuss.

"Unsere Ergebnisse senden ein paar klare Botschaften an die Unternehmen",
sagt Francine Espinoza Petersen. "Zunächst sollten Vermarkter darauf
abzielen, auf der Grundlage von Persönlichkeitstypen gezielter zu
kommunizieren. Mit einer typischen "Weil Sie es wert sind"-Nachricht
können Unternehmen einen beträchtlichen Teil Ihrer potenziellen
Kundenbasis verprellen, der sich nicht mit dieser Nachricht identifiziert.
Wenn eine Marke eher leichtfertige Kunden mit geringer Selbstbeherrschung
hat, ist die effektivere Strategie, spontanen Genuss zu fördern."

"Außerdem beeinflusst das Glücksgefühl nach dem Kauf die weitergehende
Zufriedenheit mit dem Produkt", erklärt Prof. Petersen. "Eine genauere
Ausrichtung der Botschaft auf den potenziellen Kunden kann daher zu
weniger Rückgaben des Produktes und einem Anstieg der persönlichen
Weiterempfehlungen führen."


Originalpublikation:

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0167811617300678

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution875

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

European School of Management and Technology (ESMT), 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SOZIALES/143: Kölner Sozialpsychologen erklären, warum wir andere Menschengruppen als negativ wahrnehmen (idw)


Universität zu Köln - 31.07.2018

Kölner Sozialpsychologen erklären, warum wir andere Menschengruppen als
negativ wahrnehmen

• Andere Menschengruppen werden als negativ wahrgenommen, weil negative
Eigenschaften vielfältiger und leichter zu unterscheiden sind

• Kölner Sozialpsychologen präsentieren Wahrnehmungsmodell, das
die Abwertung von Fremdgruppen erklärt



Wir sind gut, die anderen sind böse - das ist ja klar. Wenn man zwei
Gruppen zusammenbringt, dann findet sich jede Gruppe selber besser als die
andere: Fußballvereine, Mädchen und Jungen, Schulklassen. Es können in der
Realität aber nicht beide besser sein. Wo liegt der Fehler? Neu ist die
Erklärung von Kölner Sozialpsychologen und -psychologinnen des "Social
Cognition Center Cologne" (SOCCO): Unterscheidungen von Gruppen lassen
sich am einfachsten durch negative Merkmale treffen, da negative
Eigenschaften individueller sind als positive. Negative Einstellungen
gegenüber Anderen entstehen also als Folge von "unschuldigen"
Wahrnehmungsprozessen. In dem Artikel "A Cognitive-Ecological Model of
Intergroup Bias" im Journal "Psychological Science" präsentieren Dr. Hans
Alves, Dr. Alex Koch und Professor Dr. Christian Unkelbach eine neue
Erklärung dafür, dass Menschen Minderheiten und Fremdgruppen gegenüber oft
negativ eingestellt sind.

Während die meisten bisherigen Modelle von motivationalen Ursachen
ausgehen, also z.B. dem Streben nach einem eigenen Vorteil, sehen die
Kölner Forscher und Forscherinnen die Gründe für eine negative
Einschätzung anderer Gruppen in einem besonderen Effekt der Wahrnehmung:
Gruppen definieren sich selber über positive Eigenschaften, andere aber
über negative. Der Grund: Obwohl alle Gruppen ähnliche positive
Eigenschaften haben, verfügen sie über negative Eigenschaften, die sehr
unterschiedlich sind. So kann man alle Menschen als nett, umgänglich,
zuverlässig, höflich, hilfsbereit oder fleißig beschreiben. Doch bei den
schlechten Eigenschaften, gibt es ein größeres Spektrum. Die schlechten
Eigenschaften sind einzigartig und werden deswegen von den
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen "distinkt" genannt, sie machen
die Unterschiede. Dies kann man statistisch nachweisen und folgt aus der
größeren Diversität negativer Eigenschaften und aus der größeren
Häufigkeit positiver Eigenschaften.

Die in dem Modell beschriebene Entstehung negativer Einstellungen
gegenüber neuartigen Gruppen wurde von den Kölner Sozialpsychologen in
drei Laborexperimenten nachgewiesen, in denen Versuchspersonen verschieden
auf einem virtuellen Planeten "Alien-Gruppen" begegneten und sich einen
Eindruck der Gruppen bilden sollten. Waren die distinkten Eigenschaften
der Gruppen negativ, bewerteten die Versuchspersonen neue Alien-Gruppen
als negativer im Vergleich zu schon bekannten Alien-Gruppen.

"Wenn wir also z.B. Migranten begegnen, schauen wir immer auf die
Eigenschaften welche wir von den uns bekannten Gruppen noch nicht kennen.
Wir fragen uns: was ist anders an diesen Leuten?", erklärt Alves. "Das
Gleiche tun wir auch, wenn wir z.B. in eine andere Kultur reisen. Zum
Beispiel beobachten wir, dass in den USA Menschen dicker sind und mehr
Waffen tragen - diese Eigenschaften assoziieren wir dann mit "Amerikanern"
und sie bilden die Grundlage unserer Beurteilung."

"Das Problem ist, dass wir dadurch die Fremdgruppen ungewollt unfair
bewerten", so Alves. Würde man seine eigenen Gruppen auch nur aufgrund
ihrer distinkten und damit negativeren Eigenschaften bewerten, hätten wir
auch ein negativeres Bild von ihnen - was jeder auch selber erleben kann:
"Das geschieht zum Beispiel, wenn wir von einer langen Reise nach Hause
zurückkehren und auf einmal unsere eigene Kultur durch eine andere Brille
sehen und erkennen was an ihr distinkt ist", erklärt der Wissenschaftler.


Weitere Informationen:

http://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/0956797618756862

- Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 31.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BREITENSPORT/1387: Friedrichsruh - Premiere des 1. Auelaufs im Sachsenwald am 29.09.2018


Auelauf 2018

Ein Projekt der schnurstracks Aktiv GmbH in Kooperation mit dem TuS
Aumühle-Wohltorf

Am 29. September 2018 findet zum ersten Mal der "Auelauf" im
Sachsenwald statt. Erwartet werden ca. 500 Läufer und Läuferinnen aus
ganz Deutschland.



Unter dem Motto "Mit dem TUS schnurstracks durch den Sachsenwald"
stellt der Veranstalter des 1. Auelaufs die Bewegung in unberührter
Natur und den Aufenthalt im Wald in den Vordergrund. Jeden gelaufenen
Kilometer sind die TeilnehmerInnen umgeben von Bäumen, Moos und
frischer Luft - keine Straßenüberquerungen, nur Waldpfade. Zur Auswahl
stehen vier verschiedene Distanzen: 5 km, 10 km, 2 km Jugendlauf und
3er- Staffel.

"Wir möchten mit unserem Waldlauf unterschiedlichste Laufinteressen
abdecken und eine breite Zielgruppe ansprechen", so der Veranstalter.
Beim Auelauf geht es nicht nur um Schnelligkeit, sondern auch um
Gesundheit, Spaß und Bewegung in der Natur. Für die motivierenden
Freunde, Familie und Zuschauer steht ein abwechslungsreiches
Rahmenprogramm zur Verfügung. Der Auelauf steht für Nachhaltigkeit und
Regionalität.

In Zusammenarbeit mit dem Verein TUS Aumühle-Wohltorf möchte der
Veranstalter mit diesem erstmals stattfindenden Lauf-Event die
Bekanntheit des Sachsenwaldes steigern und die Region "Hohe Elbgeest"
fördern.

Termin: Samstag, 29. September 2018, ab 11:00 Uhr

Veranstaltungsort, Start/ Ziel: Forsthaus Friedrichsruh

Ödendorfer Weg 5, 21521 Friedrichsruh

 * 

Quelle:

schnurstracks Aktiv GmbH

Holzhof 2 | 21521 Aumühle

Telefon 0176 201 234 51

E-Mail info@auelauf.de
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BREITENSPORT/1386: Mönchengladbach - Streetbasketball-Tour 2018 für junge Leute vom 7. bis 9. August


Streetbasketball-Tour 2018 



Bereits zum vierten Mal führt der Fachbereich Schule und Sport, in
Kooperation mit dem Stadtsportbund Mönchengladbach und der
Arbeitsstelle für interkulturelle Bildung und Integration (ABI), eine
Streetbasketball-Tour für Kinder und Jugendliche zwischen 12 und 18
Jahren durch.

Von Dienstag, 7. August, bis Freitag, 9. August (jeweils 11 bis 15
Uhr) können Kinder und Jugendlichen an spontan organisierten
Streetbasketball-Turnieren teilnehmen. Der Spielmodus lautet 3 gegen 3
und es wird auf einen Korb gespielt. Die Teilnahme ist im Team oder
auch alleine möglich. Jeder Teilnehmer bekommt am Ende des Turniers
eine kleine Aufmerksamkeit, außerdem winken attraktive Preise, durch
freundliche Unterstützung der Sparkasse Mönchengladbach, für die
jeweilige Gewinnermannschaft.

Die Streetbasketball-Tour findet an folgenden Terminen und Orten
statt:

07.08.2018, 11-15 Uhr - Rheydt; Jahnplatz 10. Gespielt wird auf dem
Basketballfeld neben der Skater-Rampe und gegenüber des RSV-Stadions.

08.08.2018, 11-15 Uhr - Mülfort; Bruchstraße 64. Gespielt wird auf dem
eingezäunten Tartanspielfeld der Bezirkssportanlage.

09.08.2018, 11-15 Uhr - Odenkirchen am Tierpark, Am Pixbusch 22.
Gespielt wird auf dem neuen Tartanspielfeld direkt neben dem Eingang
des Tierparks.

Das Ziel der Tour ist, Kindern und Jugendlichen aus Mönchengladbach
sportliche und erlebnisreiche Tage zu bieten. Außerdem soll das
Miteinander und der Respekt untereinander gefördert werden.

Die Eröffnung der Streetbasketball-Tour findet am 07.08.2018 um 11 Uhr
am Jahnplatz 10 durch jeweils einen Vertreter des Fachbereich Schule
und Sport der Stadt Mönchengladbach sowie des Stadtsportbundes
Mönchengladbach statt.

Für weitere Informationen steht folgender Ansprechpartner zur
Verfügung: Fachbereich Schule und Sport, Fabian Jansen, Tel.
02161/2553943

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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SPIELPLAN/854: Lübeck - Monatsübersicht für den September 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Monatsübersicht für den September 2018



01. September 2018 - Samstag

Ball im Savoy | 19.30 Uhr | Großes Haus |

Operette von Alfred Grünwald und Fritz

Löhner-Beda · Musik von Paul Abraham ·

Bühnenpraktische Rekonstruktion der Musik von

Henning Hagedorn und Matthias Grimminger |

Lübecker Erstaufführung | Premiere

03. September 2018 - Montag

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz |

18.30 Uhr | Kammerspiele | von Ödön von

Horváth | Kostprobe | Eintritt frei

07. September 2018 - Freitag

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz |

20.00 Uhr | Kammerspiele | von Ödön von

Horváth | Premiere

08. September 2018 - Samstag

KLANGRAUSCHEN - Musikalische Lesung mit Corinna

Harfouch | 20.00 Uhr | Kammerspiele | Wolfgang

Hilbig: Monolog aus einigen Tagen meines Lebens

| Gastspiel | Eintritt 18,- Euro (erm. 8,-

Euro)

09. September 2018 - Sonntag

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz |

18.30 Uhr | Kammerspiele | von Ödön von

Horváth | Theatertag (10,- Euro)

10. September 2018 - Montag

Berlin Alexanderplatz | 18.30 Uhr | Großes Haus

| nach dem Roman von Alfred Döblin | Kostprobe

| Eintritt frei

14. September 2018 - Freitag

Berlin Alexanderplatz | 19.30 Uhr | Großes Haus

| nach dem Roman von Alfred Döblin | Premiere

15. September 2018 - Samstag

Ball im Savoy | 19.30 Uhr | Großes Haus |

Operette von Alfred Grünwald und Fritz

Löhner-Beda · Musik von Paul Abraham ·

Bühnenpraktische Rekonstruktion der Musik von

Henning Hagedorn und Matthias Grimminger |

Lübecker Erstaufführung

Radikal ICH | 20.00 Uhr | Junges Studio | Ein

Bürgerbühnen-Projekt mit Lübecker Bürger*innen

| Wiederaufnahme

16. September 2018 - Sonntag

Im Feenreich der Verwandlungen | 11.00 Uhr |

Musik- und Kongresshalle | 1. Sinfoniekonzert |

Einführung für Konzertbesucher eine Stunde vor

Konzertbeginn in der MuK

Berlin Alexanderplatz | 18.00 Uhr | Großes Haus

| nach dem Roman von Alfred Döblin | Theatertag

(10,- Euro)

17. September 2018 - Montag

Im Feenreich der Verwandlungen | 19.30 Uhr |

Musik- und Kongresshalle | 1. Sinfoniekonzert |

Einführung für Konzertbesucher eine Stunde vor

Konzertbeginn in der MuK

18. September 2018 - Dienstag

Dreizehn Leben | 20.00 Uhr | Junges Studio |

Spielclub 3: Ein Projekt mit Jugendlichen | von

Fin Kennedy · nach Georg Kaisers »Das Floß der

Medusa« · Deutsch von Anna Opel ·

Deutschsprachige Erstaufführung |

Wiederaufnahme

19. September 2018 - Mittwoch

Dreizehn Leben | 20.00 Uhr | Junges Studio |

Spielclub 3: Ein Projekt mit Jugendlichen | von

Fin Kennedy · nach Georg Kaisers »Das Floß der

Medusa« · Deutsch von Anna Opel ·

Deutschsprachige Erstaufführung

20. September 2018 - Donnerstag

Die Zauberflöte | 19.30 Uhr | Großes Haus |

Große Oper von Wolfgang Amadeus Mozart ·

Libretto von Emanuel Schikaneder |

Wiederaufnahme

Wahrheit ist in allen Dingen | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | Uraufführung | Ein Liederabend

über Patti Smith · von Pit Holzwarth |

Wiederaufnahme

22. September 2018 - Samstag

12. Lübecker Theaternacht | ab 17.00 Uhr |

Theater Lübeck | Programm auf allen Bühnen und

im ganzen Haus bis spät in die Nacht! |

Sonderveranstaltung | Eintritt 11,-/erm. 8,-

Euro (für Schüler und Studenten)/ Eintritt frei

für Kinder bis 14 Jahre in Begleitung

Erwachsener

23. September 2018 - Sonntag

Oliver! | 18.00 Uhr | Großes Haus | Musical

nach Charles Dickens' »Oliver Twist« · Buch,

Gesangstexte und Musik von Lionel Bart ·

Deutsch von Wilfried Steiner ·

Orchester-Arrangements von William David Brohn

| Kooperation mit der Grund- und

Gemeinschaftsschule St. Jürgen und dem

Katharineum zu Lübeck | Wiederaufnahme

24. September 2018 - Montag

»Trompettissimo« - Mit Pauken und Trompeten |

19.30 Uhr | Katharinenkirche | 1.

Klangbilderkonzert | Festliches Konzert zum

Stadtjubiläum 875 Jahre Lübeck mit Musik für

Trompeten, Pauken und Orgel | Die

Klangbilderkonzerte sind eine Kooperation des

Theater Lübeck und der Lübecker Museen.

27. September 2018 - Donnerstag

Wahrheit ist in allen Dingen | 20.00 Uhr |

Kammerspiele | Uraufführung | Ein Liederabend

über Patti Smith · von Pit Holzwarth

Rückkehr nach Reims | 20.00 Uhr | Junges Studio

| nach Didier Eribon · Deutsch von Tobias

Haberkorn · für die Bühne bearbeitet von

Friederike Harmstorf | Wiederaufnahme

28. September 2018 - Freitag

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz |

20.00 Uhr | Kammerspiele | von Ödön von

Horváth

29. September 2018 - Samstag

Oliver! | 19.30 Uhr | Großes Haus | Musical

nach Charles Dickens' »Oliver Twist« · Buch,

Gesangstexte und Musik von Lionel Bart ·

Deutsch von Wilfried Steiner · Orchester-

Arrangements von William David Brohn |

Kooperation mit der Grund- und

Gemeinschaftsschule St. Jürgen und dem

Katharineum zu Lübeck

Hüsch - Wir seh'n uns wieder | 20.00 Uhr |

Junges Studio | Ein Abend für Hanns Dieter

Hüsch | Wiederaufnahme

30. September 2018 - Sonntag

Berlin Alexanderplatz | 18.00 Uhr | Großes Haus

| nach dem Roman von Alfred Döblin

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juli 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Fax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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TIERVERSUCH/766: Das Frettchen im Labor (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 1/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Das Frettchen im Labor

von Carolin Spicher



Im Vergleich zum ewigen Spitzenreiter unter den Versuchstieren,
der Maus, müssen in Deutschland nicht so viele Frettchen für
wissenschaftliche Zwecke leiden. Jedes Jahr sind es dennoch etwa 100
bis 200 Tiere. Doch die Zahlen steigen. Denn der kleine Räuber wird
zunehmend statt Hunden, Katzen und Affen eingesetzt.


Die meisten Frettchen werden momentan in der angewandten
beziehungsweise translationalen Forschung eingesetzt. In den letzten
Jahren wurden knapp zwei Drittel aller Versuche an Frettchen zur
Untersuchung menschlicher Infektionskrankheiten durchgeführt. Gut ein
Fünftel der Tiere kam in der Grundlagenforschung über das menschliche
Nervensystem zum Einsatz. Wir können nicht
bestimmt vorhersagen, wie sich die Zahl an Frettchen-Versuchen in den
nächsten Jahren entwickeln wird, aber ein Anstieg ist wahrscheinlich.
Denn: Auch wenn in Deutschland derzeit keine Versuche an Frettchen zu
regulatorischen Zwecken, wie der Giftigkeitsprüfung von Stoffen,
durchgeführt werden, sieht die Prognose für die Tiere nicht gut aus.

Lebensbedingungen im Labor

Als adäquater Lebensraum wird zu wissenschaftlichen Zwecken
verwendeten Frettchen je nach Körpergewicht eine Mindestfläche pro
Tier zwischen 1500 cm² bis 6000 cm² zugestanden, wobei die
Mindestgröße der gesamten Unterbringung für mehrere Tiere eine Fläche
von 4500 cm² nicht unterschreiten darf. Das ist etwas weniger als ein
halber Quadratmeter. Frettchen sind auch eifrige und gute Kletterer.
Allerdings ist bei einer vorgeschriebenen Mindesthöhe von nur 50 cm
der Behausung äußerst fraglich, ob die Tiere ihrem starken
Bewegungsdrang nachkommen können. Eine Ausgestaltung des
Haltungsbereichs mit Nestboxen, Rückzugsmöglichkeiten, Behältern aus
Karton oder Wasserbädern wird lediglich empfohlen, damit den aktiven
Tieren nicht so schnell langweilig wird.

Purer Stress in Einzelhaft

Im Gegensatz zu den wilden Verwandten sind domestizierte Frettchen
sehr gesellige Tiere und sollten deshalb in sozial harmonischen
Gruppen gehalten werden. Darum kann eine Trennung einzelner Tiere von
der Gruppe für schon 24 Stunden erheblichen Stress bedeuten. Ein
Frettchen in solcher "Einzelhaft" soll dann lediglich zusätzlichen
Kontakt zu Pflegern bekommen sowie die freie Sicht auf andere
Frettchen in der Laborhaltung. Ein schwacher Trost.

Sind Frettchen bald die neuen Affen?

Die Zahlen der in Tierversuchen eingesetzten Frettchen könnten bald
steigen. Der Grund: Derzeit wird das Frettchen weltweit als
alternatives Testsystem zu Hunden und nichtmenschlichen Primaten
gehandelt. Die vielen anatomischen, metabolischen und physiologischen
Ähnlichkeiten mit dem Menschen werden ihm dabei zum Verhängnis.
Aktuell hat das Frettchen schon die Katze in immer mehr Studien zum
menschlichen Nervensystem und dessen Entwicklung ersetzt. Es wurde
sogar schon ein Frettchen mittels somatischen Zellkerntransfers
(Klonschaf Dolly-Methode) geklont und vor wenigen Jahren das erste
genetisch modifizierte Frettchen als "Modell" für Zystische Fibrose,
einer vererbbaren Stoffwechselstörung, vorgestellt. Mit der
Entschlüsselung des kompletten Frettchen-Genoms 2014 ist nun zu
befürchten, dass der derzeitige Gentechnik-Boom auch an den Frettchen
nicht vorbeigehen wird und eine verstärkte Forschung für die
Entwicklung neuer, genetisch modifizierter Krankheitsmodelle folgt.

Das Frettchen in der Grundlagenforschung

Frettchen und Menschen haben eine ähnliche Lungenphysiologie und
gleichen sich auch im Befall des Respirationstrakts nach einer
Ansteckung mit Grippeviren. Schon lange sind sie DAS präferierte
Tiermodell für die Erforschung der Infektionen mit der menschlichen
Grippe sowie der Vogelgrippe. Es wird zum einen der Krankheitsverlauf
nach einer Infektion, aber auch die mögliche Übertragung dieser Viren
an ihnen untersucht. Das macht sie auch zu einem beliebten Modell, um
die Wirksamkeit von Impfstoffen zu ermitteln. Dabei leiden die
Frettchen unter den gleichen Symptomen, wie sie erfahrungsgemäß auch
bei einer menschlichen Infektion zu erwarten sind. Dazu gehört
erhöhte Temperatur, Schleimauswurf aus der Nase und Niesen sowie
Gewichtsabnahme und Lethargie. Nach der Leidensphase werden die Tiere
getötet und ihre Körper untersucht.

Weltweit tauchen laufend neue Grippe-Stämme auf, über die man noch
nichts weiß und gegen die auch noch keine Impfstoffe vorhanden sind.
Auch hier werden Frettchen als Stellvertreter herangezogen, um die
Pathogenität, also die krankmachende Wirkung der unbekannten
Virenstämme zu erfassen. Einfach ausgedrückt wird am Frettchen
getestet, was die Viren für Schäden anrichten, bevor sie es im
Menschen tun.

Neurowissenschaften: Experimentelle Manipulationen

Frettchen sind auch ein weit verbreitetes "Modell" für Studien der
Neurogenese, also der Entwicklung des Nervensystems inklusive des
Gehirns. Bei der Geburt ist das Gehirn der Jungtiere noch nicht so
weit entwickelt, wie es bei Primaten der Fall ist. Ein Großteil der
Entwicklung findet also erst nach der Geburt statt. Dies ermöglicht
Forschern experimentelle Manipulationen, die in Primaten noch während
der Schwangerschaft in der Gebärmutter vorgenommen werden müssten.
Des Weiteren ist die Hirnrinde ausgewachsener Frettchen in Furchen
und Windungen gefaltet. Mäusen und Ratten fehlen solche Windungen und
Furchen, die Hirnoberfläche ist eher glatt. An Frettchen wird deshalb
zum Beispiel zur Signalübermittlung und Kommunikation verschiedener
Hirnregionen bei unterschiedlichen Gehirnzuständen geforscht. Dabei
werden den Tieren Elektroden zur Ableitung elektrischer Signale auf
das Gehirn implantiert und die Aktivitäten verschiedener Hirnbereiche
gemessen. Danach müssen Frettchen mit ihren Sensoren im Kopf alleine
gehalten werden und das über mehrere Tage aushalten, bevor sie
getötet werden.

Krank geboren: Das Frettchen in der angewandten Forschung

Die Zystische Fibrose, auch Mukoviszidose genannt, ist eine
vererbbare Stoffwechselerkrankung. Die Grundlage der Krankheit ist
eine genetische Veränderung. Diese bewirkt, dass Sekrete vieler
Körperdrüsen in Betroffenen zähflüssiger sind als normal. Besonders
schwer trifft es meist die Lunge, wobei sich der in den Bronchien
gebildete Schleim nur schwer abhusten lässt und damit einen idealen
Nährboden für Bakterien schafft. Auch die Bauchspeicheldrüse ist oft
mitgeschädigt. Zur Erforschung der Zystischen Fibrose wurde 2010 das
erste genetisch veränderte Frettchen als Krankheitsmodell etabliert.
Diese Frettchen werden schon krank geboren und zu unterschiedlichen
Zeitpunkten der Lebensspanne getötet, um die Veränderungen an den
Organen zu analysieren. Doch es gibt auch Lichtblicke: Gerade in der
Infektionsbiologie gibt es immer mehr tierversuchsfreie Verfahren.




Grundlagenforschung





Ziel der Grundlagenforschung ist der Erkenntnisgewinn zu
 bestimmten Systemen oder Krankheiten. Dabei ist nicht relevant, ob
 diese Erkenntnisse einen unmittelbaren Praxisbezug haben.






Angewandte oder translationale Forschung





Forschungsvorhaben aus der angewandten oder translationalen
 Forschung hingegen verfolgen einen spezifischen,
 praxisorientierten Zweck. Hier werden beispielsweise Erkenntnisse
 aus der Grundlagenforschung verwendet, um konkrete medizinische
 Problemstellungen zu lösen.






Tiermodell





In der biomedizinischen Forschung wird der Begriff "Tiermodell"
 für Tierarten oder Zuchtlinien verwendet, die Symptome einer
 bestimmten menschlichen Erkrankung entwickeln können. An diesen
 Tieren werden dann, stellvertretend für den Menschen, Symptome und
 Verläufe dieser Krankheitsbilder untersucht. Ergebnisse aus
 Versuchen mit solchen Tiermodellen sind jedoch nicht ohne Weiteres
 auf den Menschen übertragbar.



 * 
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ABWASSER/282: Abwasserreinigung steht vor großen Problemen (idw)


Leuphana Universität Lüneburg - 31.07.2018

Leuphana Wissenschaftler warnt: Abwasserreinigung steht vor großen
Problemen

Für Chemiker Prof. Dr. Klaus Kümmerer und seine Kollegen von der
Leuphana Universität Lüneburg steht fest: Chemische Substanzen müssen
künftig in der Umwelt schnell unschädlich werden, sonst steht die
Abwasserreinigung vor fast unlösbaren Problemen.



Lüneburg. Chemische Stoffe gelangen über eine Vielzahl von
Konsumartikeln oder Arzneimitteln in das Abwasser. Künftig muss schon
bei ihrer Herstellung viel stärker darauf geachtet werden, diesen
Eintrag frühzeitig zu verringern, sonst kann eine wirkungsvolle
Abwasserreinigung nicht mehr sichergestellt werden. In einem jetzt in
der renommierten Wissenschaftszeitschrift Science erschienenen Beitrag
beschreibt der Chemiker Professor Dr. Klaus Kümmerer von der Leuphana
Universität Lüneburg zusammen mit Kollegen die aktuellen Probleme der
Abwasserreinigung und Trinkwasseraufbereitung. Für die Forscher ist
klar: Chemische Substanzen müssen künftig in der Umwelt schnell
unschädlich werden, sonst steht die Abwasserreinigung vor fast
unlösbaren Problemen.

Chemikalien sind aus dem modernen Leben nicht wegzudenken, sichern sie
doch Wohlstand, Gesundheit und Lebensqualität. Viele chemische Stoffe
bereiten aber auch Probleme, weil sie in den Wasserkreislauf und über
diesen auch in die Nahrungskette gelangen. Schon heute stößt die
Abwasserreinigung an ihre Grenzen, wenn es darum geht, alle kritischen
Stoffe zu entfernen. Immer aufwendigere Verfahren werden dafür
benötigt. Dadurch steigen die Kosten und auch der Einsatz zusätzlicher
Chemikalien wird erforderlich. Trotzdem wird das Wasser nicht immer
sauber, manchmal sogar zusätzlich verschmutzt.

Ein weiteres Problem ergibt sich aus dem Klimawandel: 

Starkregenereignisse und in deren Folge Überschwemmungen können
Kläranlagen beschädigen. Der Großteil des Wassers gelangt dann an der
Kläranlage vorbei ungereinigt in die Oberflächengewässer. Das führt zu
weiteren Gefahren für das Grundwasser. Hinzu kommt, dass in 80 Prozent
der Länder dieser Erde überhaupt keine Abwasserreinigungsanlagen
existieren.

"Wir müssen viel größeren Wert darauf legen, dass kritische chemische
Stoffe gar nicht erst ins Abwasser gelangen. Wo dies unvermeidlich
ist, müssen chemische Stoffe und Arzneimittel von Anfang an so designt
werden, dass sie in der Umwelt keinen Schaden anrichten", ist Kümmerer
überzeugt. Es sei viel effektiver, die Verschmutzung der Umwelt schon
an der Quelle zu bekämpfen, als immer aufwendigere Reinigungsverfahren
zu entwickeln. Für die Industrie bedeute dies, die Anzahl der
verwendeten Chemikalien in den Produkten zu reduzieren, 
nicht-abbaubare durch abbaubare Stoffe zu ersetzen und 
unterschiedliche Abwässer möglichst getrennt zu halten, um sie 
leichter und besser reinigen zu können.

Aus Produktionsabwässern lassen sich auch Stoffe zurückgewinnen und
erneut verwenden, wie etwa Salz oder Farbstoffe bei der Textilfärbung.
Mikroplastik, das in der Kosmetik-Industrie häufig eingesetzt wird und
große Probleme in der Umwelt verursacht, kann durch ungefährliche
Materialien problemlos ersetzt werden. In der aktuellen Diskussion um
die Vermeidung problematischer Abwässer besteht ein aussichtsreicher
Ansatz darin, die Funktion chemischer Substanzen für den
Produktionsprozess und im Produkt genau zu analysieren und nach
nicht-chemischen Alternativen zu suchen, die den gleichen Zweck
erfüllen.

"Wir werden weiter Chemikalien und Arzneimittel benötigen. Der beste
Weg, das Problem der damit einhergehenden Umweltverunreinigung zu
lösen, lautet aber 'benign by design'", ist sich Kümmerer sicher. "Wir
müssen dahin kommen, chemische Stoffe so zu gestalten, dass sie in der
Umwelt schnell und vollständig wieder abgebaut werden können", sagt
der Experte für nachhaltige Chemie. Damit das künftig besser zum
Tragen kommen könne, benötige man neben guten Anreizsystemen auch eine
entsprechende Regulierung, eine bessere Innovationskultur und ein
Bewußtsein dafür, dass mit neuen, serviceorientierten
Geschäftsmodellen und umweltverträglicheren Stoffen auch Geld verdient
werden kann.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700099

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136

 * 
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Leuphana Universität Lüneburg - 31.07.2018
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INSEKTEN/292: 80 Heuschreckenarten zirpen in Deutschland (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 1. August
2018

Zahl des Monats: 80 Heuschreckenarten zirpen in Deutschland

Mitmachen beim Insektensommer - Zählen, was zählt!



Berlin - Heuschrecken sind die (nahezu) einzigen Insekten, die aktiv
Töne von sich geben. 80 Heuschreckenarten gibt es in Deutschland, sie
eignen sich deshalb gut für einen Einstieg, sich mit Insekten zu
beschäftigen. Am besten am Wegesrand zu entdecken ist das Grüne
Heupferd. Sie ist die größte heimische Heuschrecke und wird bis zu 4,5
Zentimeter lang. Bei idealen Witterungsbedingungen versucht jedes
Heupferdmännchen seinen Nachbarn zu übertrumpfen und so entsteht der
Eindruck eines Sängerwettstreites. Es handelt sich aber gar nicht um
ein Singen im eigentlichen Sinne, sondern um ein Zirpen. Dies entsteht
durch das gegenseitige Reiben der Vorderflügel. Die dadurch
entstandenen Schwingungen werden über eine Membran hörbar gemacht
(Zirpapparat). Die Weibchen können auch Zirpen, allerdings nur viel
leiser und seltener. Das Grüne Heupferd ist Teil der ausgewählten
Arten, die der NABU zu der neuen Zählaktion "Insektensommer"
vorstellt.

Der NABU hat diesen Sommer eine erste bundesweite Insektenzählaktion
gestartet. Die erste Phase ist im Juni durchgeführt worden. Zwischen
dem 3. und 12. August können in der zweiten Phase wieder alle
mithelfen und heimische Insekten zählen und unter
www.insektensommer.de melden. Hilfe beim Bestimmen und Zählen bietet
auch die neue App "Insektenwelt", die der NABU zum Start des
Insektensommers, mit Unterstützung von dm drogeriemarkt, entwickelt
hat.

Zum Hintergrund:

Das besondere bei der Datenerhebung zum Insektensommer ist die
Tatsache, dass es zu Insekten bisher wenige bundesweite und
artenübergreifende Informationen gibt. Ziel der Aktion ist es, ein
deutschlandweites möglichst genaues Bild von der Welt der Insekten in
unseren Städten und ländlichen Regionen zu erhalten. Dabei geht es
nicht um exakte Bestandszahlen aller Insekten, sondern vielmehr darum,
Häufigkeiten und Trends von Arten und Populationen zu ermitteln. Damit
dies repräsentativ ist, sollen die Daten über mehrere Jahre verglichen
werden. So werden neue Kenntnisse zur Entwicklung einzelner
Insektengruppen und Arten sowie zu regionalen Unterschieden gewonnen.

Alle Informationen zur NABU-Aktion "Insektensommer" unter: 

www.insektensommer.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 01.08.2018
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EUROPA/533: EU-Agrarpolitik - Wie weiter nach 2020? (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2018

Nachhaltig und sozial?


Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


EU-Agrarpolitik - Wie weiter nach 2020?

Kommission macht einen Schritt vor und zwei zurück

von Lavinia Roveran



Es ist Reformzeit in der Europäischen Union (EU) - zumindest der
Anfang davon. Am 2. Mai legte EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger
seine Pläne für den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) der EU nach 2020
vor, am 1. Juni folgt EU-Agrarkommissar Phil Hogan mit seinen
Entwürfen für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) nach 2020. Doch was
bedeuten die Vorschläge für die EU und für Deutschland und wie viel
Reform steckt wirklich drin?



GAP und MFR sind eng miteinander verbunden. Die Gelder für die GAP
machen rund 40 Prozent des gesamten EU-Budgets aus. Im MFR wird
aber auch schon die entscheidende Mittelverteilung für die
GAP-Gelder festgelegt. Mit dem Brexit muss auch der Agrarhaushalt
mit Kürzungen rechnen.


Ein kurzer Blick zurück

Die ursprünglichen Ziele der GAP wurden 1957 in den
Römischen Verträgen festgelegt. Hier standen
Ernährungssicherheit und Einkommensstabilisierung im Vordergrund.
Diejenigen, die noch heute auf diese Ziele pochen, haben die
Entwicklungen der letzten Jahrzehnte schlichtweg verpasst. Die EU
als Ganze und insbesondere der größte Finanzposten - die
Agrarpolitik - haben eine große Verantwortung gegenüber der
Europäischen und der internationalen Gesellschaft, sich den heutigen
Herausforderungen zu stellen: Klimawandel, Biodiversitätsverlust,
Artensterben, Bodenerosion, Verschlechterung der Wasserqualität, um
nur einige zu nennen. In all diesen Bereichen spielt die
Landwirtschaft eine maßgebliche Rolle. Das aktuelle GAP-System setzt
sich aus pauschalen Flächenprämien in der ersten Säule
(Direktzahlungen) und Maßnahmen für die ländliche Entwicklung in
der zweiten Säule (kofinanziert) zusammen. In der letzten Reform 2013
wurde der Versuch unternommen, eine Ökologisierung der ersten Säule
durchzuführen. Zusätzlich zur sogenannten 'Cross-Compliance', die die
Direktzahlungen an die Einhaltung bestimmter EU-Gesetze bindet, wurde
das 'Greening' eingeführt, das 30 Prozent der Zahlungen der ersten
Säule an Ökologisierungsmaßnahmen bindet. Die Auflagen für diese
Maßnahmen sind jedoch viel zu schwach, um wirksam zu sein. Sogar der
Europäische Rechnungshof hat die Greening-Maßnahmen für
ineffektiv befunden. (1)

Die zweite Säule dient der ländlichen Entwicklung. Hier finden
sich bisher auch die weitaus effektiveren Agrarumwelt- und
Klimamaßnahmen wieder.


GAP nach 2020 - was wir bisher wissen

Am 1. Juni dieses Jahres wurden die Gesetzesvorschläge der
EU-Kommission für die GAP nach 2020 vorgelegt. Eine erste Bewertung
der Vorschläge löst große Enttäuschung bei Umweltorganisationen aus.
Die Relevanz von Umwelt und Klima wird zwar immer wieder erwähnt,
doch bei näherem Hinsehen fehlt es den Vorschlägen an
Substanz.

Die EU-Kommission hat in den letzten Jahren viel Kritik für ihre
detaillierten Vorgaben an die europäische Landwirtschaft erhalten.
Vorgaben wie genaue Heckengrößen und zentimetergenaue
Breitenmaße von Blühstreifen ließen viele LandwirtInnen klagen und
die Medien spotten.

Die Kommission zieht daraus eine klare Konsequenz für den Zeitraum
nach 2020. Auf EU-Ebene will sie künftig nur noch grobe Ziele
festlegen, die durch einen Katalog von Indikatoren messbar gemacht
werden sollen. Die Umsetzung dieser Ziele will die Kommission
künftig den Mitgliedstaaten überlassen. In nationalen
Strategieplänen sollen die Staaten darlegen, wie sie in dem Zeitraum
von 2021 bis 2027 die vorgegebenen Ziele für die Landwirtschaft
erreichen wollen. Die Kommission prüft sowohl die Pläne an sich als
auch die Umsetzung der Pläne. Was sich zunächst nach einem
simplen Modell anhört, birgt potenziell viele neue Probleme. Denn ein
 solches System bietet den Mitgliedstaaten eine noch größere
Flexibilität als zuvor, erhöht aber nicht die
Rechenschaftspflicht.


So sieht das neue System aus

Eine vollständige Analyse der Kommissionsentwürfe ist noch nicht
abgeschlossen, aber nach aktuellem Stand soll das neue System
folgendermaßen aussehen: Die GAP verfolgt 9 spezifische Ziele, davon
 haben 3 einen direkten Umwelt- und Klimabezug: zur Eindämmung und
Anpassung an den Klimawandel beitragen, nachhaltige Entwicklung und
effizientes Management von natürlichen Ressourcen voranbringen, Natur
und Landschaften bewahren. Wie diese Ziele jedoch konkret umgesetzt
werden sollen, bleibt unklar.

Auch wenn sich die Kommissionspläne nach einer großen Reform anhören,
wird sich bei den entscheidenden Dingen nicht viel ändern. Das alte
Zwei-Säulen-System der GAP bleibt weiterhin erhalten. Die Kommission
legt in ihrem Entwurf fest, dass 60 Prozent der Gelder für die
Direktzahlungen (1. Säule) und 40 Prozent der Gelder für die ländliche
Entwicklung (2. Säule) ausgegeben werden sollen.

Für Umwelt- und Klimaleistungen in der Landwirtschaft sieht die
Kommission eine neue grüne Architektur vor. In der ersten Säule werden
Greening und Cross-Compliance durch die sogenannte 'Enhanced
Conditionality' abgelöst. Das bedeutet, dass die Zahlung der
Flächenprämien nur dann erfolgt, wenn andere EU-Gesetzgebungen
von den Mitgliedstaaten umgesetzt werden. In einigen Punkten
bedeutet das eine Verbesserung gegenüber dem jetzigen System, diese
Auflagen gehen aber nicht weit genug. Im Grunde wird die Einhal
tung von EU-Gesetzen also weiterhin mit der Ausschüttung von
Direktzahlungen belohnt. Zusätzlich muss jeder Mitgliedstaat
'Eco-Schemes' in der ersten Säule anbieten. Das sind
ambitioniertere Maßnahmen für den Schutz der biologischen Vielfalt.
Für die LandwirtInnen sollen diese Maßnahmen jedoch freiwillig sein.
In der zweiten Säule sollen 30 Prozent der Gelder für Umweltmaßnahmen
aus gegeben werden. An diesem neuen Modell fehlt ganz klar
eine Zweckmittelbindung der Zahlungen aus der ersten Säule für
Naturschutzmaßnahmen.

Letztendlich wird vieles davon abhängen, wie ambitioniert die
nationalen Strategiepläne der Mitgliedstaaten sein werden und vor
allem, wie gut diese implementiert werden. Schon in der aktuellen
GAP hat sich gezeigt, dass eine größere Flexibilität oftmals einen
Wettlauf nach unten auslöst. Die Mitgliedstaaten werden so wenig
Auflagen wie möglich umsetzen wollen, um sich einen Wettbewerbsvorteil
im Europäischen Binnenmarkt zu verschaffen.


Potenzial der Kommissionsvorschläge

Einige Umweltverbände haben bereits ihre eigenen Visionen und
Modelle entwickelt, wie eine ökologische und zukunftsfähige GAP
aussehen sollte.(2) Für die nächste Finanzperiode der GAP
nach 2020 müssen die Vorschläge der EU-Kommission als Grundlage
herangezogen werden. Daher müssten die aktuellen Vorschläge so
optimiert werden, dass sich am Ende der Förderperiode der Zustand der
Böden, Gewässer, Biodiversität, des Klimas usw. verbessert hat.

Die spezifischen Ziele der GAP zu Umwelt und Klima müssen
konkretisiert werden. Was bedeutet es, zur Eindämmung des
Klimawandels "beizutragen"? In der GAP sollten hier klare
CO2-Minderungsziele für den Landwirtschaftssektor festgelegt werden -
 kann ein Mitgliedstaat diese nicht erreichen, müssen Zahlungen
gekürzt werden.

Damit die Mitgliedstaaten tatsächlich die Ziele der GAP erreichen,
muss die Kommission ein ambitioniertes und striktes System von
Kontrolle und Monitoring für die nationalen Strategiepläne
einführen. Dazu gehören auch Sanktionen bei mangelnder Umsetzung der
Pläne.

Die geplanten Eco-Schemes müssen verpflichtend sein. Freiwillige
Maßnahmen können zwar durch ein gut ausgereiftes Anreizsystem
wirksam sein, um aber eine tatsächliche, flächendeckende Verbesserung
sicherzustellen, müssen solche Maßnahmen fest in der GAP verankert
werden, und nicht nur als zusätzliche Kür möglich sein.

Geld für den Naturschutz: Deutsche Umweltverbände fordern seit
Jahren einen eigenständigen Naturschutzfonds in Höhe von 15
Milliarden Euro jährlich in der GAP. Die biologische Vielfalt ist
besonders gefährdet und besonders schützenswert. Daher sollte
sichergestellt werden, dass genügend Finanzmittel für ihren Schutz
zur Verfügung steht.

Man darf nicht vergessen, dass die EU-Agrargelder von den BürgerInnen
der EU bezahlt werden. Das bedeutet, dass die GAP auch die
gesellschaftlichen Erwartungen nach gesundem Essen und nachhaltiger
Landwirtschaft erfüllen muss. Die Forderung nach "öffentlichen Geldern
nur für öffentliche Leistungen" gilt auch heute noch.

Die EU-Kommission wird die Ausgestaltung der GAP nach 2020
 nicht allein entscheiden. Rat und EU-Parlament werden bald ihre
Verhandlungen aufnehmen. Die Europawahlen im Mai 2019 und die neue
EU-Kommission im Herbst 2019 könnten den Prozess aber noch erheblich
in die Länge ziehen. Ein Abschluss der GAP-Verhandlungen noch vor den
Wahlen im kommenden Jahr ist zwar von der Kommission gewünscht,
scheint aber sehr unwahrscheinlich.



Die Autorin ist Referentin für Europäische Umwelt- und Agrarpolitik
beim Deutschen Naturschutzring.


Anmerkungen:

(1) https://www.eca.europa.eu/Lists/ ECADocuments/SR17_21/SR_GREENING_DE.pdf

(2) https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/landwirtschaft/agrarreform/171219-nabu-landwirtschaftsflyer.pdf 

https://www.lpv.de/fileadmin/user_upload/PP_Gemeinwohlpraemie_FIN_DE_web-neu.pdf

https://www.boelw.de/fileadmin/media/pdf/Themen/Agrarpolitik/170810_BOELW_Positionspapier_GAP_2020.pdf

https://www.abl-ev.de/uploads/media/AbL_Punktesystem_-_Agrarpolitik_auf_Qualit%C3%A4t_ausrichten__Auflage_2_web-1.pdf

 * 

Quelle:

Rundbrief 2/2018, Seite 25-26

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 910

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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MELDUNG/465: Deutschland untersagt bestimmte Formen des kommerziellen marinen Geo-Engineerings (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 1. August 2018

Deutschland untersagt bestimmte Formen des marinen Geo-Engineerings
zu kommerziellen Zwecken



Bundesregierung setzt erweiterte Vorgaben des Londoner Protokolls zum
Schutz der Meere um Die sogenannte Meeresdüngung wird im deutschen
Hoheitsgebiet nur noch zu Forschungszwecken erlaubt und dies nur unter
strengen Auflagen. Die gilt auch für die deutsche ausschließliche
Wirtschaftszone und für deutsche Schiffe. Dazu hat das Bundeskabinett
heute ein von der Bundesumweltministerin eingebrachtes
Ratifizierungsgesetz zu Änderungen des sog. Londoner Protokolls, ein
Umsetzungsgesetz sowie den Entwurf einer Verordnung zur Beschränkung
des marinen Geo-Engineerings beschlossen. Beim Geo-Engineering geht es
um großräumige technische Maßnahmen, um den CO2-Gehalt der Atmosphäre
künstlich niedrig zu halten oder zu senken. Als "Meeresdüngung"
bezeichnet man Maßnahmen, die z. B. das Algenwachstum im Meer
stimulieren.

Will man zur Meeresdüngung forschen, muss man nun ein
Zulassungsverfahren durchlaufen. Es sieht strenge Voraussetzungen und
Auflagen vor. Nachteilige Umweltauswirkungen müssen ausgeschlossen
werden können. Eine kommerzielle Nutzung der Meeresdüngung ist
ausgeschlossen. So legt es das London-Protokoll über die Verhütung von
Meeresverschmutzungen fest, was auch auf eine deutsche Initiative
zurückgeht. Gleichzeitig enthält es eine Rahmenregelung, um weitere
marine Geo-Engineering-Techniken mit möglichen nachteiligen
Auswirkungen auf die Meeresumwelt zu erfassen und ebenfalls streng zu
regulieren. Bisher haben erst zwei Mitgliedstaaten des
London-Protokolls die Änderungen ratifiziert. Durch die Ratifizierung
Deutschlands und die Umsetzung ins deutsche Recht wird international
ein Signal gesetzt, dass Deutschland weiterhin keine Meeresdüngung zu
kommerziellen Zwecken will und auch die Forschung auf diesem Gebiet
nur unter strengen Voraussetzungen erlauben wird.

Seit 2008 unterlag die Meeresdüngung, bei der das Pflanzenwachstum im
Meer gefördert werden soll, um CO2 aus der Atmosphäre zu binden,
verschiedenen Moratorien. Aufgrund eines Vorfalls vor der Küste
Kanadas beschlossen die Vertragsparteien des Londoner Protokolls zum
2013 legten international verbindliche Regelungen zur Meeresdüngung
fest, die gegebenenfalls auf andere Formen des marinen Geoengineering
erweitert werden können.




Weitere Informationen

Der Gesetzentwurf:

https://www.bmu.de/gesetz/entwurf-eines-gesetzes-ueber-die-aenderung-des-london-protokolls-zur-regulierung-des-absetzens-von-sto/

Übersicht über Internationale Meeresübereinkommen:

https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasserrecht/meeresschutzrecht#textpart-1

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 163/18, 01.08.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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STADT/472: Gegen Straßen-Hitze - Grau raus, Grün rein! (FUSS)


Pressemitteilung von FUSS e.V. vom 1. August 2018

Das Sommer-Thema:

Gegen Straßen-Hitze: Grau raus - Grün rein!



"Grau raus, Grün rein" - nur so werden die heißen Sommer in unseren
Straßen erträglicher, meint der Fuss e.V., der Fachverband Fußverkehr
Deutschland. "Für viele Menschen ist der Gang durch die Stadt momentan
eine Zumutung", sagt sein Pressesprecher Roland Stimpel. "Vor allem
Alte und Kranke leiden; viele sind in der Hitze ans Haus gefesselt."

In Anbetracht des Klimawandels sei Abhilfe geboten - Städte müssten
sie nur wollen: "Auf breiten Fahrbahnen, Parkplätzen und Parkstreifen
können Asphalt aufgerissen, Bäume gepflanzt, Bänke und Brunnen
aufgestellt werden. Das schränkt zwar die Minderheit der Autofahrer
etwas ein. Aber es bringt im Endeffekt mehr Lebensqualität für alle
und gesündere Mobilität für die Zweidrittelmehrheit derer, die in
unseren Städten ohne Auto unterwegs sind."

Dass sehr viele Menschen Grün, Bänke und Ruheplätze wünschen, hat der
Fuss e.V. bei systematischen Gesprächen und Interviews mit 700
Experten und Laien zur Gestaltung des Straßenraumes erfahren. Dies war
Teil eines von Bundesumweltministerium und Umweltbundesamt
unterstützten Projekts - nicht nur zum Klimawandel, sondern auch für
einen sicheren, umweltschonenden und sozialeren Verkehr, der das Gehen
als Basismobilität für alle erkennt und fördert. Als Ergebnis hat der
Fuss e.V. jetzt den Leitfaden "Schritte zur Einführung einer
kommunalen Fußverkehrsstrategie" herausgebracht, die allen
Stadtverwaltungen in Städten mit über 20.000 Einwohnern zugestellt
wurden. Er steht zum Download unter
http://www.fussverkehrsstrategie.de/hlf.html allen zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.08.2018

FUSS e.V. - Fachverband Fußverkehr Deutschland

Exerzierstr. 20, 13357 Berlin

Mo - Fr: 9.00 - 15.00 Uhr

Tel 030/492 74 73, Fax 030/492 79 72

E-Mail: info@fuss-ev.de

Internet: http://www.fuss-ev.de
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SCHUTZGEBIET/857: 40 Jahre Nationalpark Berchtesgaden - Erfolgsmodell für den Naturschutz (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 1. August 2018

Nationalpark als Erfolgsmodell für den Naturschutz

40 Jahre Nationalpark Berchtesgaden: Gewinn für Natur und Mensch - LBV
fordert weitere nutzungsfreie Großschutzgebiete



Hilpoltstein, 01.08.18 - Der Nationalpark Berchtesgaden repräsentiert
mit seinem 40-jährigen Bestehen ein Erfolgsmodell für den bayerischen
Naturschutz. "Diese Flächen sind ein unverzichtbarer Baustein beim
Schutz unserer biologischen Vielfalt und zeigen zugleich Bayern von
seiner besten Seite", so der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer.
"Wir können jedoch nicht verstehen, wie die Staatsregierung dieses
Jubiläum feiern und gleichzeitig einen 3. Nationalpark in Bayern
ablehnen kann", so Schäffer weiter. Der Ministerrat hat erst gestern
der Ausweisung neuer Schutzgebiete eine Absage erteilt. Stattdessen
sollen mit großem Kostenaufwand nur zahlreiche Umwelt- und
Informationszentren in ganz Bayern errichtet werden. Der LBV wird sich
deshalb weiterhin für die Ausweisung nutzungsfreier Großschutzgebiete
in Bayern einsetzen. "Wir brauchen großflächig nutzungsfreie
Schutzgebiete auch in der Laubwaldzone und entlang unserer Flüsse
Donau und Isar", so der LBV-Vorsitzende.

Die Staatsregierung wird heute mit einem Festakt im Haus der Berge die
herausragende Bedeutung des einzigen Alpen-Nationalparks in
Deutschland würdigen. Der Nationalpark Berchtesgaden, der am 1. August
1978 gegründet wurde, hat wegweisende Arbeit zum Schutz der Natur, in
der Besucherlenkung und in der Forschung geleistet. Neben seiner
eindrucksvollen Landschaft, die jährlich 1,6 Mio. Menschen in die
Region lockt, verfügt das Schutzgebiet über eine einzigartige
natürliche Ausstattung mit einer Vielzahl seltener Pflanzen und Tiere.

Ein gutes Management und die erfolgreiche Besucherlenkung sichern in
weiten Bereichen störungsarme Rückzugsräume für sensible Arten und
Lebensräume. Dies bietet nicht nur Besuchern die Möglichkeit, auf
eindrucksvolle Weise zu erfahren, was "Wildnis" ist. "Großflächig
nutzungsfreie Schutzgebiete sind ein unverzichtbarer Baustein beim
Schutz unserer biologischen Vielfalt. Sie dienen zudem als
Referenzflächen, um herauszufinden, wie sich Lebensräume verändern,
wenn der Mensch nicht eingreift.", erklärt Schäffer.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 01.08.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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STANDPUNKT/1024: Die Gorleben-Brille (Gorleben Rundschau)


Gorleben Rundschau - VII-VIII/2018, 40. Jahrgang, Ausgabe 1067

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Die Gorleben-Brille

Ohne sofortige Einmischung wird ein Endlager im Wendland wahrscheinlicher

von Wolfgang Ehmke



Gorleben 

Die Endlagersuche beginnt mit dem Sammeln von Daten, wie sie das
Standortauswahlgesetz (StandAG) vorgibt: Zuerst werden
Ausschlussgebiete identifiziert, dann die Mindestanforderungen an ein
tiefengeologisches Endlager formuliert, bis es dann in etwa zwei
Jahren wirklich wieder spannend wird, weil dann mögliche
Standortregionen für eine übertägige Untersuchung ausgewiesen werden.
Wolfgang Ehmke fragt: Soll und kann man bis dahin also die Beine
hochlegen? Oder beginnt "Transparenz" schon "ab sofort"?


Bisher haben auf Bitten der Bundesgesellschaft für Endlagerung
(BGE) 65 Behörden 600.000 Datensätze geliefert, auf den ersten Blick
scheint das immens! Die meisten Daten sind Bohrungen, und die
Wissenslücken sind weiterhin riesengroß, weil die Daten von Firmen,
die nach Gas oder Erdöl gebohrt haben, nicht erfasst werden konnten.
Dazu braucht es ein "Geowissenschaftsdatengesetz", das in der letzten
Legislaturperiode des Deutschen Bundestages schon vorbereitet wurde.
Doch bisher ist die Verabschiedung eines derartigen Gesetzes nicht in
Sicht und das hat natürlich zur Folge, dass niemand mehr davon
ausgeht, dass tatsächlich 2020 prospektive Endlagerregionen
ausgewiesen werden.

Zwei wichtige Gründe gibt es, sich sofort um diese Vorgänge zu kümmern
und sich einzumischen.

Der eine Grund liegt darin begründet, dass das StandAG in der Phase
der Sammlung von Geo-Daten keine Mitwirkung der Zivilgesellschaft
vorsieht, allein geologische Landesämter, die Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe und zur Not noch wissenschaftliche
Einrichtungen sind befugt, ihr Wissen zusammenzutragen. Bei dem
Versuch, auf Tiefbohrungen im Raum Gorleben zu verweisen, die aus der
Zeit des Kalifiebers stammen, biss die Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg bisher auf Granit (oder Ton oder Salz). Dabei wurden
dort acht Tiefbohrungen niedergebracht und davon drei nicht oder
unsachgemäß verschlossen. Das Kartenmaterial liegt vor. 150
hydrogeologische Bohrungen durchlöcherten das Deckgebirge in den 60er
Jahren, als nach Süßwasserreservoiren für den Raum Hamburg gesucht
wurde, einige Bohrungen gingen bis zu 600 Meter tief und damit bis in
den Salzstock. Auf der anderen Elbseite wurde zu DDR-Zeiten nach Gas
gesucht, auch diese Tiefbohrungen reichten in den Salzstock
Gorleben-Rambow hinein. Der Salzstock ist also alles andere als
"unverritzt".

Die Wissenslücken sind weiter riesengroß



Der zweite Aspekt bezieht sich auf die Behauptung, dass das StandAG
endlich ein faires, wissenschaftsbasiertes Suchverfahren ermögliche.
Verschwiegen wird dabei, dass die Mindestanforderungen und
Ausschlusskriterien politisch ausgehandelt wurden, sie sind
vornehmlich ein politischer Kompromiss, der darauf zielte, Gorleben im
Spiel zu halten. Denn ein wasserdurchlässiges Deckgebirge ist demnach
kein Ausschlusskriterium, und von glazialen Ereignissen, von denen
künftig weite Teile Norddeutschland betroffen sein werden, liest man
nur am Rande.

Immerhin fanden am Ende der Tagung "Atommüll-Lager: Die große Suche
­..." der Evangelischen Akademie in Loccum drei Männer zueinander:
Stefan Birkner (FDP), Stephan Wenzel (Grüne) und Frank Doods (SPD).
Alle drei sind oder waren niedersächsische Umweltstaatssekretäre
beziehungsweise -minister, und sie versprachen, sich zusammenzusetzen
und auszuloten, wie eine aktive niedersächsische Rolle bei der
Endlagersuche aussehen kann.

 * 

Quelle:

Gorleben Rundschau - Juli/August 2018, Seite 13

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow
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AKTIONSTAGE/938: Runde Zwei beim Insektensommer - Vom 3. bis 12.8. Insekten beobachten und melden (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 30. Juli 2018

Runde Zwei beim Insektensommer

Vom 3. bis 12. August Insekten beobachten und melden



Jena - Das große Krabbeln und Flattern startet in die zweite Runde.
Unter dem Motto "Zählen, was zählt" ruft der NABU in Thüringen vom 3.
bis zum 12. August zur Insektenzählung auf.

"Beim ersten Zähldurchgang im Juni lag unser Fokus auf Insektenarten
wie Steinhummel, Hainschwebfliege und Gemeiner Florfliege. Jetzt im
August wollen wir zum Beispiel wissen, wo in Thüringen das Grüne
Heupferd zirpt und der Schwalbenschwanz oder der Kleine Fuchs
flattern", erklärt Ronald Bellstedt, der Sprecher des
Landesfachausschusses für Entomologie im NABU Thüringen. Kernarten,
die uns diesmal besonders interessieren, sind zudem noch
Sieben-Punkt-Marienkäfer, Streifenwanze, Ackerhummel und Blaugrüne
Mosaikjungfer. Prinzipiell sollen uns aber alle Sechsbeiner gemeldet
werden, die gesichtet werden - jedes Insekt zählt!"

Viele der rund 23.000 in Thüringen vorkommenden Insektenarten können
jetzt besonders gut beobachtet werden, wie etwa das Grüne Heupferd,
die größte heimische Heuschreckenart. Ihr Zirpen erfüllt um diese
Jahreszeit die Wiesen und Baumwipfel - der typische Sound des
Hochsommers. Die erwachsenen Männchen sind jetzt unterwegs, um mit
ihrem Zirpen Weibchen anzulocken.

"Insekten lassen sich gut direkt vor der Haus- oder Balkontür zählen.
Besonders interessant wird es, wenn dort viele Wildblumen, heimische
Sträucher und blühende Kräuter wachsen", sagt der
NABU-Insektenexperte. Spannend kann der Insektensommer auch für
Teilnehmer werden, die ihren Urlaub in Deutschland verbringen. Am
Urlaubsort könnte es andere Insekten zu entdecken geben als im Garten
oder Park zuhause. Beim Insektenzählen kann man die Natur am Ferienort
besonders intensiv erkunden - das ist auch eine tolle Ferienaktivität
für Kinder.

Hilfe beim Bestimmen und Zählen bietet die neue App "Insektenwelt",
die der NABU mit Unterstützung von dm entwickelt hat. Die App hat eine
fotografische Erkennungsfunktion, mit der die Tiere automatisch
erkannt werden können. Außerdem bietet die App ausführliche
Insektenporträts der 122 bekanntesten Arten, die in Deutschland
vorkommen.

Beobachten und zählen kann man fast überall: Garten, Balkon, Park,
Wiese, Wald, Feld, Teich, Bach oder Fluss. Das Beobachtungsgebiet soll
nicht größer sein als etwa zehn Meter in jede Richtung vom eigenen
Standpunkt aus. Gezählt wird eine Stunde lang.

Nähere Infos zur Aktion: www.NABU-Thueringen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.07.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BILDUNG/3258: Natur trifft Kultur im Keitumer Schöpfwerk, 9.8. (Schutzstation Wattenmeer)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3258: "Natur trifft Kultur" im Keitumer Schöpfwerk, 9.8. (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 27. Juli 2018

"Natur trifft Kultur 2018" - Veranstaltungsreihe im Alten
Schöpfwerk Keitum

Zwei Events am 09.08.2018 auf Sylt: "einzigARTig Der Blick fürs Detail
- Beobachten und Zeichnen" und Schutten-Musikabend im
Singer-Songwriter-Stil



Nach der Auftaktlesung im Juni mit Lothar Koch geht die
Veranstaltungsreihe "Natur trifft Kultur" im Keitumer Schöpfwerk auf
Sylt am 09. August in die zweite und dritte Runde. Gleich zwei
exklusive Events laden an diesem Tag in die gemütliche
Vogelwärterstube am Deich.

Von 14 bis 18 Uhr können Interessierte mit der Künstlerin Nathalie
Lutz die Natur beobachten, zeichnen und auf sich wirken lassen.
"einzigARTiges - Der Blick fürs Detail" ist das Motto der
Veranstaltung, zu der jeder Zeichenfan auch ohne Vorkenntnisse
willkommen ist. 

Um Voranmeldung unter 0151 - 54865217 wird gebeten.

Um 20:15 Uhr geht es mit handgemachter Musik an einem lauen
Sommerabend stimmungsvoll weiter. Die Freiwilligen der Schutzstation
Wattenmeer präsentieren im Schöpfwerk ihre Musiktalente im
Singer-Songwriter-Stil.

Am besten ist das Schöpfwerk per Fahrrad zu erreichen. Es werden heiße
und kalte Getränke serviert und eine Spende von zwölf Euro erbeten.
Der Erlös kommt zu 100 Prozent der Schutzstation Wattenmeer zugute.

Schöpfwerk Keitum

Koogstraße

25980 Keitum

Tel.: 0151-54865217

keitum@schutzstation-wattenmeer.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 27.07.2018
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FEST/109: NABU und NAJU laden am 12.8. ein zum Kranichfest am Duvenstedter BrookHus (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 31. Juli 2018

Ein Fest für den Kranich 

Am 12.8. findet von 10-17 Uhr wieder das Kranichfest am Duvenstedter
BrookHus statt / Viele Attraktionen für große und kleine Naturfreunde



Natur entdecken und gemeinsam genießen, spannende Spiele, interessante
Informationen, leckeres Essen und Live-Musik - all das bietet das
traditionelle Sommerfest von NABU und NAJU rund um das BrookHus. Die
Veranstaltung steht erneut im Zeichen des Kranichs. Die Vogelart
brütet seit vielen Jahren erfolgreich im Gebiet, auch dank der
jahrelangen Naturschutzarbeit der örtlichen NABU Gruppe Walddörfer.
Für den NABU und die Naturschutzjugend (NAJU) ein schöner Anlass zu
feiern und dabei auch über die Lebensweise der großen Zugvögel zu
informieren.

Am 12. August 2018 können sich die Besucher des Duvenstedter BrookHus
auf ein buntes Programm freuen. Für Kinder steht die Rollenrutsche
bereit sowie Kinderschminken und tolle Bastelideen. Darüber hinaus
gibt es viele Mitmachspiele, die sich rund um die Natur drehen und der
Naturerlebnisbus "FuchsMobil" wartet mit spannenden Präparaten unter
dem Mikroskop auf neugierige Naturforscher.

Wer die Natur mit professionellem Equipment genießen möchte, kann sich
vor Ort beraten lassen und Spektive und Ferngläser ausprobieren.
Fragen rund um den Naturschutz und das Naturschutzgebiet werden gerne
von der NABU-Gruppe Walddörfer und der Naturschutzjugend beantwortet.
Für das leibliche Wohl ist auch gesorgt: Kaffee und Kuchen, Eis und
Gegrilltes stillen den großen und kleinen Hunger und lassen sich zu
den Klängen der Band Quadromania gut gelaunt genießen.

Das Kranichfest am Duvenstedter BrookHus, Duvenstedter Triftweg 140
findet am Sonntag, 12. August 2018 von 10 bis 17 Uhr statt. Die
Besucher werden gebeten mit öffentlichen Verkehrsmitteln anzureisen,
da nur wenige Parkplätz vorhanden sind. Zu erreichen ist das Infohaus
über die U1 bis Haltestelle "Ohlstedt" oder mit der Buslinie 276 bis
Haltestelle "Duvenstedter Triftweg".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 086/18, 31.07.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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ERSTAUFLAGE/963: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2969 (SB)


Susan Schwartz

Tag des Grimms

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2969



Hooris-Stern, 19.000 Lichtjahre von Terra, 12. April 1552 NGZ

Bei Hooris-Stern haben sich mittlerweile 15.000 thoogondische
Robotraumer versammelt. Die anwesenden Galaktiker, die ebenfalls vor
dem Pulsar eingetroffen sind, wollen herausfinden, wie sie taktisch
manövrieren, wie ihre Bewaffnung aussieht und welche Strategien sie
verfolgen. Der Versuch eines topsidischen Kosmopsychologen, das
Robotgehirn Eins-das-Ganze aus der Reserve zu locken, scheitert,
genauso wie der Versuch, auf andere Art mit den Pentasphären zu
kommunizieren. Auch wenn die Galaktiker an keiner kriegerischen
Auseinandersetzung interessiert sind, sind sie nicht gewillt
nachzugeben. Es kommt zu einem offenem Gefecht. Die RAS TSCHUBAI
unterbindet einen Angriff mehrerer gatasischer Schiffe und Perry
Rhodan wird daraufhin von Admiralin Dunjana zur Rechenschaft gezogen,
da er keine Befehlsgewalt hat und ihre Autorität untergräbt. Das
einzige, was sie ihm zugesteht, ist, als Berater zu fungieren.

Als am 12. April 1552 NGZ die Lage immer brisanter wird, taucht das
gäonische Schiff NETO auf, woraufhin sich die Pentasphären näher an
Hooris-Stern zurückziehen. Es scheint, als hätten sie auf die NETO
gewartet, deren Kommandant Jefferson Beauregard sich als Vermittler
anbietet. Perry Rhodan kommt die ganze Sache sehr merkwürdig vor.

Und tatsächlich findet man schnell heraus, daß die NETO während des
Kontaktes mit den Pentasphären gleichzeitig einen ultrakurzen
Funkimpuls in Richtung des Roten Zwergs ausgestrahlt hat. Der
Kantorsextant kann im überwachten OHF- und SHF-Band des Hyperspektrums
einen Ausschlag im Pulsar registrieren und identifiziert dort eine
Raumstation, die aus zwei unterschiedlich großen Kuben besteht. Auch
die Pentasphären korrespondieren mit diesem Objekt. Der Empfänger
sendet Impulse zu einem Netz aus winzigen, innerhalb dieses
Strahlungsgewitters normalerweise nicht aufspürbaren Satelliten, die
den Pulsar umschwirren.

Perry Rhodan muß registrieren, daß Beauregard ihn getäuscht hat. Die
gondische Flotte wartet offensichtlich auf etwas. Gucky teleportiert
mit Sichu Dorksteiger und einem Kampfroboter in den größeren Kubus der
Station. Doch diese hat den paramentalen Zugriff erkannt und einen
paratronartigen Schirm aktiviert. Zwar zu spät um Gucky abzuweisen,
aber nun kann der Transmitter, den die beiden mitgenommen haben, um
wieder zurückkehren zu können, nicht mehr aktiviert werden.

Gucky espert eine große Thoogondu-Bevölkerung. Die Station ist bereits
sehr alt und wird von den degenerierten Nachkommen der ursprünglichen
Besatzung bewohnt. Die "Altvorderen" haben sich, als alle anderen
Thoogondu die Milchstraße verlassen haben, in Kryostasis versetzt und
wollten erst dann wieder geweckt werden, wenn die Rückkehr der
Thoogondu eingeleitet werden soll. Allerdings sind sie viel zu früh
aufgewacht und konnten sich nicht ein weiteres mal in Stasis
versetzen. Nach der Hyperimpedanz-Erhöhung ist es zu einschneidenden
Technologieausfällen gekommen, was letztlich zu einer Degenerierung
der Bevölkerung geführt hat. Die Thoogondu leben seit ihrer Erweckung
vor 266.898 Tagen in ständiger Angst vor der Rache des Wanderers, da
sie gegen seine Anweisung verstoßen haben, die Milchstraße zu
verlassen. Die ganze Bevölkerung - auch die Kinder - müssen sich in
Arenakämpfen auf den "Tag des Grimms" vorbereiten, auf den Tag, an dem
der Wanderer sie entdecken wird.

Bei diesen Arenakämpfen kann es, um den Ablauf möglichst realistisch
zu gestalten, zwar zu Verletzungen kommen, aber tödliche Unfälle sind
nicht vorgesehen. Und doch kommen sie vor. Gucky spürt, daß das
Mädchen Pruchtoor in Gefahr ist. Pruchtoors Eltern haben bereits ihren
erstgeborenen Sohn in der Arena verloren und aufgrund ihrer großen
Trauer die Genehmigung für ein zweites Kind bekommen. Fast täglich
werden Spiele dieser Art abgehalten, um die Einwohner der Station
stets in körperlicher Höchstform zu halten.

Pruchtoor hat es mit fünf Mechano-Trakkods zu tun, Robotwesen, die
eine kleinere Version der riesigen Raubtiere auf der thoogondischen
Heimatwelt darstellen. Da sie so programmiert worden sind, daß sie
sich reproduzieren können, werden sie immer selbständiger und daher
zunehmend zur Gefahr.

Pruchtoor muß einen Ball festhalten und sich gleichzeitig der Trakkods
erwehren. Dadurch, daß sie den Ball dennoch wegwirft, damit die
Trakkods sich darum balgen und sie fliehen kann, beweist sie, daß sie
eigenständig denken kann und keinen blinden Gehorsam zeigt. Doch als
sie bereits kurz vor dem Ziel ist und ihre Eltern schon sehen kann,
wird sie von den Trakkods überholt und daran gehindert, das Ziel zu
erreichen. Obwohl sie den Befehl ruft, der Mechano-Trakkods umgehend
in Inaktivität versetzt, reagieren die Roboterbestien nicht darauf.
Genau wie bei ihrem Bruder wirkt die Sicherung nicht. In dem Moment,
als die Mechano-Wesen sich auf sie stürzen, taucht Gucky auf und
teleportiert sie in Sicherheit.

Als Gucky und Sichu in der Arena erscheinen, bricht Panik aus. Mit
Ausnahme der Eltern des Kindes fliehen alle Thoogondu. Das Auftauchen
der beiden ist für sie der Beweis, daß der Tag des Grimms angebrochen
ist. Pruchtoor, die für ihre Rettung dankbar ist, ist jedoch nicht so
scheu und glaubt, ihre Retter könnten zu "Jenen, die an unserer Seite
stehen" gehören. Gucky versucht herauszufinden, wer damit gemeint ist,
der Vater des Kindes verbietet seiner Tochter jedoch den Mund.

Da beschließen Gucky und Sichu zu Ghullaud vorzudringen, dem Hohen
Hüter des Wohnkubus. Doch dort müssen sie sich gegen eine
Hundertschaft von Mechano-Trakkods zur Wehr setzen. Ghullaud will
ihnen auch nichts verraten und so versuchen sie auf eigene Faust die
Bereiche zu finden, die die Station vor ihnen verbirgt. Per
Schmerzensteleportation durchdringen sie einen eilends aufgebauten
Schutzschirm um den kleineren Kubus, den sogenannten Stahlpark, und
hangeln sich durch ein Gewirr aus Kabelröhren und Leitungen. Gucky
schnappt die Gedanken eines Wartungsingenieurs auf, der seine Aufgabe
gerade beendet und teleportiert in den Raum, den dieser gerade
verläßt.

Dort finden die beiden eine hochkomplexe Hyperfunkanlage mit fünf- und
sechsdimensionalen Komponenten. Außerdem einen hochentwickelten
Traktorstrahlemitter. Diese Maschinerie übermittelt winzige
Hyperenergiepakete in den Pulsar und an die vielen Satelliten, die die
Station umkreisen. Im Pulsar werden Hyperkristalle aktiviert. Die
Anlage baut im Pulsar eine Empfangsstation für einen
Transmittertransport zusammen. Der ganze Kubus dient als Steueranlage
für einen Sonnentransmitter. Der Pulsar stellt den Zugang für eine aus
Sevcooris stammende Invasionsflotte dar. Die Thoogondu auf der Station
wissen nichts davon. Sie sind nur organische Einheiten, derer sich die
Positronik bedient, um ihr Programm zu befolgen.

Während Sichu Dorksteiger versucht, den Transmitteraufbau zu
sabotieren, indem sie die Rechnersysteme der Station manipuliert,
teleportiert Gucky ins Zentrum des Stahlparks, wo er meint, auf "jene,
die an unserer Seite stehen" zu stoßen. Tatsächlich findet er dort
einen frei schwebenden Kubus, in dessen Innern sich ein Gemen
befindet, der ein Kommandokleid trägt.

Dieser Gemen sieht anders aus, als diejenigen, die man von den
Sprossen her kennt. Er ist dreieinhalb Meter groß und janusköpfig.
Mantel und Körper des riesigen Gemens sind an schwer wirkenden,
feuchtschimmernden und lebendig anmutenden Strängen aufgehängt, die
denken, wie Gucky feststellt. Er kann ihre Gedanken aber nicht lesen.
Sie sind Teil einer komplexen neuronalen Struktur. Auch die Gedanken
des Gemen sind für Gucky nicht zu erfassen. Er stellt sich den beiden
jedoch höflich vor. Sein Name sei Sharibakeph und er sei der Bhal
dieser Hülse, womit er die Station meint. Er würde sich gerne mit
Gucky unterhalten, sei aber nicht bereit, ihm und Sichu zu erlauben,
die Station unversehrt wieder zu verlassen. Da teleportiert Gucky
kurzerhand zu Sichu, die mittlerweile von Mechano-Trakkods und
Thoogondu attackiert wird. Sie kann sich aber noch ganz gut selbst
verteidigen. Gemeinsam vertreiben sie die Angreifer. Gucky berichtet,
daß er eine Neurotronik mit einem Gemen als Herzstück gefunden hat.

Während Gucky nun darauf drängt, sofort zur RAS TSCHUBAI
zurückzuteleportieren, pocht Sichu darauf dazubleiben, um weiterhin zu
versuchen, den Transmitter zu sabotieren. Schließlich geht es darum,
eine Invasion zu verhindern. Gucky weigert sich, ohne sie zu fliehen.
Sichu sieht ein, daß sie zu wenig Zeit hat, um Entscheidendes zu
bewirken. Sie schaltet eine Strukturlücke in den Schutzschirm der
Station, so daß Gucky mit ihr zur RAS TSCHUBAI teleportieren kann.

Am 15. April wird der Pulsartransmitter aktiviert, woraufhin an seinem
Pol ein vier Kilometer durchmessender Energiering entsteht, durch den
drei Pentasphärenraumer kommen. Auf einem steht der Name TAYLITTIR.
Die Invasion hat also begonnen.

2. August 2018
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TRANSMITTER/293: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 31.07.2018 (Pabel-Moewig)




Liebe Leserinnen und Leser,

es ist Dienstagmittag, und auch bei uns in der Redaktion startet die
Urlaubsphase. Einige Kollegen sind bereits im wohlverdienten
Sommerurlaub. Doch unsere PERRY RHODAN-Serie läuft unermüdlich weiter
- schauen wir mal, was es Neues gibt!

PERRY RHODAN-Serie

Noch 198 Tage, dann erscheint der langersehnte 3000. PERRY
RHODAN-Roman - doch was passiert danach? Was wird in diesem Roman
geschehen, und mit welcher Handlung möchte das Autorenteam die Leser
nach dem Jubiläumsband überraschen? Unser Redakteur Klaus N. Frick
hat die ersten wichtigen Details in ein spannendes Logbuch gepackt.

Vergangene Woche trafen sich übrigens das Exposéteam - also Wim
Vandemaan und Christian Montillon - sowie Verena Themsen als
"Technikerin vom Dienst" und Klaus N. Frick zu einer
Exposébesprechung in Flörsheim am Main. Das Treffen stand unter dem
Motto "3000plus", dabei sprachen sie in erster Linie über den
anstehenden PERRY RHODAN-Zyklus, der im Februar 2019 starten wird.
Außerdem ging es um werbliche Aussagen und über die Figuren, die nach
Band 3000 eine wesentliche Rolle spielen werden. Hierbei beschäftigte
sie unter anderem eine Frage: Wie sollten die Raumschiffe aussehen,
wann würde welche Zeichnung erscheinen? Ihr dürft also gespannt sein,
es wird großartig!

Und wenn wir schon bei der PERRY RHODAN-Serie sind - diese Woche
erscheint wieder ein PERRY RHODAN-Report, der die Hintergründe zu
unseren Illustratoren präsentiert. Arndt Drechsler berichtet in einem
Interview über seine Arbeit an der Miniserie PERRY RHODAN-Olymp,
Michael Thiesen erzählt in seinem Artikel "Schwarzweiß - aber oho!"
von der langen Geschichte und der wechselnden Bedeutung der
Innenillustrationen der PERRY RHODAN-Heftromanserie. Und die "Fünf
Fragen an ..." werden in dieser Ausgabe von Alfred Kelsner beantwortet.
Außerdem erwartet euch eine klassische Illustration von Johnny Bruck,
die das erste Mal abgedruckt wird. Der Report erscheint im PERRY
RHODAN-Roman 2972; dieser trägt den Titel "Invasion der Geister" und
stammt von Verena Themsen. Veröffentlicht wird der Roman am 3. August
2018.

PERRY RHODAN NEO

Innerhalb unserer Serie PERRY RHODAN NEO endet in Kürze die laufende
Handlungsstaffel "Die Blues". Am 10. August 2018 kommt Band 180 in
den Handel - verfasst von Rüdiger Schäfer. Mit dem Autor führte
Michelle Stern ein Interview, das auf der Leserseite des PERRY
RHODAN-Romans 2971 veröffentlicht wurde. Ob Rüdiger Schäfer uns
verrät, was in den Romanen nach Band 180 geschehen wird? Werden neue
Raumschiffe vorkommen? Na klar!

PERRY RHODAN auf YouTube!

Seit 2014 gibt es die größte Science-Fiction-Serie der Welt auch auf
dem wichtigsten Videoportal im Internet. In verschiedenen Rubriken
werden auf dem YouTube-Kanal "Perryversum" die unterschiedlichsten
Videos gezeigt. Unser neuer Hauptdarsteller der YouTube-Reihe ist
Benjamin Hary alias Ben Calvin Hary. Er stieg 2016 mit dem Roman "Die
Kristallzwillinge" in der Serie PERRY RHODAN-Arkon ein. Vor kurzem
wurde sein neustes Video auf dem YouTube-Kanal veröffentlicht. Mit
dem Titel "PERRY RHODAN - wie spricht man es aus?" unterhielt er
bereits zahlreiche Abonnenten. Hier geht's zum neuen Video!

Veranstaltungstipps

15. September 2018: 2. BrühlCon - Gäste sind Uwe Anton (PERRY RHODAN)
und Dietmar Schmidt (PERRY RHODAN-Olymp)

29. / 30. September 2018: Science-Fiction-Treffen (Technik Museum Speyer)

6. Oktober 2018: 2. Tag der Science-Fiction-Literatur in Ostfriesland

Ich wünsche euch eine sonnige Woche!

Ad Astra!

Eure Philine-Marie Rühmann



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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FESTE/2531: Mönchengladbach - Buntes Programm zum Ritterfest vom 10. bis 12. August 2018


10. bis 12. August 2018: Ritterfest Schloss Rheydt 

Mittelalterliches Familienfest mit Ritterturnier, Musik und Spiel



Vom 10. bis 12. August 2018 hält das Mittelalter wieder Einzug im
Schloss Rheydt: das beliebte Ritterfest Schloss Rheydt lädt kleine und
große Besucher ein zur faszinierenden Zeitreise ins 15. Jahrhundert.
Längst hat sich das von der Marketing Gesellschaft der Stadt
organisierte historische Familienfest nicht nur am Niederrhein,
sondern weit über die Grenzen der Region hinaus als besondere
Attraktion im sommerlichen Ausflugskalender etabliert. Wie in den
vergangenen Jahren sorgt ein breites Programm mit vielen Highlights
für Unterhaltung der Extraklasse.

Ritterturnier 

Auch in diesem Jahr wird auf einem 4.000 qm großen Areal vor dem
Schloss ein atemberaubendes Ritterturnier ausgetragen. Präsentiert
wird es von der auf solche Schauturniere spezialisierten 
Stunt-Reitergruppe "Die Kaskadeure", zu der nicht nur die Reiterschaft mit
ihren Pferden gehört, sondern auch eine große Anzahl von Fuß-Kriegern,
Fechtern, Knappen und Parsevanten. Eine Tribüne mit 200 Sitzplätzen
bietet beste Sicht auf die spannende Show: den "Kampf um Rheydt", der
zurückführt in das Jahr 1271. Ein Erlass des Königs verwehrt Rheydt
das Recht, Markt zuhalten. Kann ein Bauernbursche allein gegen die
Elite der königlichen Ritter im Turnier auf Leben und Tod bestehen und
Rheydts Zukunft sichern?

Buhurt

Zwischen den Turnierterminen fasziniert der Buhurt, die sportliche
Auseinandersetzung im Schwertkampf. Gekämpft wird zu Fuß mit dem Ziel,
den Gegner durch technische oder körperliche Überlegenheit in die Knie
zu zwingen. Ausgerichtet wird der Buhurt vom Deutschen Schwert- und
Rossfechter e.V. und ausgetragen nach dem Modus IMCF
5 vs. 5.

Mittelalterlicher Markt

Der große Mittelalterliche Markt lädt mit seinem reichen Angebot - vom
edlen Geschmeide bis zur warmen Filzweste - zum Schlendern und Staunen
ein. Korbflechter, Stellwerker, Schmied, Steinmetz, Kerzenzieher,
Stoffärber, Filzer und viele andere mehr geben einen Einblick in ihre
Handwerkskunst und bieten ihre Waren feil. Bäckereyen, Brätereyen und
Tavernen sorgen für das leibliche Wohl.

Tavernenspiel und Mittelalterliche Musik

Am Freitag- und Samstagabend lädt das Tavernenspiel auf dem Konzerthof
ein zum stimmungsvollen Programm mit dem Gaukler Jeremias und dem
Gauklerpack, einer kleinen Spielmannsgruppe von Taschenspielern,
Jongleuren, Tänzerinnen, Zauberern und anderen vogelfreien Gesellen.
Der beliebte Narrenkai präsentiert seine einzigartige Comedy-Jonglage
und begeistert seine Zuschauer mit perfekter Technik und genialer
Improvisation. In Schnabelschuh, Mummenschanz und bunter Gewandung
wird die Gruppe "Tolstafanz" mit alten Klängen aus fernen Landen und
längst vergangenen Zeiten verzaubern. Mit überliefertem Liedgut aus
Gotik und Renaissance und Musik voller Temperament und Wärme entführen
sie das Publikum in die faszinierende Welt der mittelalterlichen
Spielleute. Als "Spielleyt" sind auch die Musiker des Quintetts
"Fafnir" unterwegs, um mit den Klängen von Sackpfeife und Tambourin
Alltagsgeistern den Garaus zu machen.

Kinderprogramm

Für kleine Ritter und Edelfräuleins wird ein buntes Kinderprogramm mit
abenteuerlichem Kinder-Ritterturnier, einer spannenden
Greifvogel-Vorführung und einem handbetriebenen Karussell geboten. Auf
einem kleinen Bauernhof warten Ponys, Gänse, Schafe und viele andere
Tiere auf Streicheleinheiten. Beim Filzen oder in der Kinderschmiede
können die jüngsten Besucher sich in mittelalterlichem Handwerk
versuchen oder mittelalterliches Puppenspiel mit dem Puppentheater
"Fadenreych" erleben, das kleine (und große) Zuschauer in die Welt der
Phantasie entführt.

Infos unter Tel. 02161-25 52421 - www.ritterfest-schloss-rheydt.de

Eintritt: 12 Euro, ermäßigt 4 Euro (Kinder bis 12 Jahre)
Die Eintrittskarte berechtigt zum einmaligen Eintritt sowie zum Besuch
des Museums Schloss Rheydt und dessen Ausstellungen.

Einlasszeiten:

Freitag, 10.08.2018: 18.00-23.00 Uhr

Samstag, 11.08.2018: 11.00-23.00 Uhr

Sonntag, 12.08.2018: 11.00-17.30 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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FESTE/2530: Magdeburg - Festwochenende "60 Jahre Barleber See" vom 3.-5. August


60 Jahre Barleber See - Festwochenende vom 3. bis 5. August



Seit 60 Jahren gibt es das Freizeit- und Naherholungszentrum Barleber
See. Das ist trotz aktueller Probleme mit der Wasserqualität ein Grund
zum Feiern! Anlässlich dieses Jubiläums lädt die Landeshauptstadt
Magdeburg gemeinsam mit dem Campingverein Magdeburg e.V., dem Verein
Kinderland Magdeburg e.V. sowie der Sportjugend der Landeshauptstadt
Magdeburg am ersten August-Wochenende zu einem sportlichen Sommerfest
ein. DJ und Live Band sowie die ansässigen Imbissbetreiber sorgen für
die musikalische und gastronomische Umrahmung der Feierlichkeiten.

Die Feierlichkeiten zum 60. Geburtstag des Barleber Sees beginnen an
diesem Freitag, den 3. August, mit einem Kinderfest, das der Verein
Kinderland von 15.00 bis 18.00 Uhr ausrichtet. Ab 17.00 Uhr sorgt DJ
Rico mit musikalischen Highlights bis 22.00 Uhr für Unterhaltung.

Der Samstag, 4. August, beginnt um 11.00 Uhr mit einer Einladung an
Kinder durch die Sportjugend der Landeshauptstadt Magdeburg mit einer
Mal- und Bastelstraße, dem Sport- und Spielmobil, einer Hüpfburg sowie
Musik. Ab 17.00 Uhr bis Mitternacht sorgt wiederum DJ Rico unterstützt
durch Live-Musik von Peter Kamith und Dr. Hape für einen musikalischen
Ausklang des Tages.

Und am Sonntag, den 5. August, wird von 11.00 bis 14.00 Uhr noch
einmal der Verein Kinderland mit einem Kinderfest für Unterhaltung
sorgen, begleitet von DJ Rico, der auch an diesem Tag für musikalische
Stimmung sorgt.

An allen drei Veranstaltungstagen wird die gastronomische Versorgung
durch die ansässigen Imbissbetreiber abgesichert.

Die Landeshauptstadt Magdeburg bedankt sich bei allen Mitwirkenden und
Helfern für die Unterstützung der Feierlichkeiten "60 Jahre Barleber
See".

Hintergrund

Der Barleber See entstand zwischen 1928 und 1937 durch Kiesbaggerung
für die Autobahn und den Mittellandkanal. Er ist etwa 105 Hektar groß.
Im nordwestlichen Teil besitzt er eine Tiefe von 9,8 m, an den übrigen
Stellen von etwa 6,5 m.

1956 wurden die "Barleber Seen" und die sie umgebenden Flächen
zwischen Mittellandkanal, Autobahn 2, der Bahnlinie Magdeburg-Stendal
und dem Schiffshebewerk Rothesee bzw. dem Elbeabstiegskanal nach
Magdeburg eingemeindet. Zwei Jahre wurden die Seen zum Erholungsgebiet
erklärt. Bis 1965 sollten für die Fertigstellung als
Naherholungsgebiet jährlich 1.143.000 Mark der DDR aufgewendet werden.
1964 beschloss der Rat der Stadt Magdeburg, den Gesamtkomplex des
Strandbades "Barleber See" stufenweise auszubauen. In vier Abschnitten
sollte das Strandbad mit dazugehöriger Wochenendsiedlung, Campingplatz
und Jugendzentrum errichtet werden. Am 7. Dezember 1964 wurde das
Gebiet der "Barleber Seen" zum Landschaftsschutzgebiet erklärt. 1982
wurde die Bebauung am Großen Barleber See für abgeschlossen erklärt.

Nach der politischen Wende 1989/90 wurden die Grundstücke am See
parzelliert, Stromanschlüsse installiert, Wasserstellen erneuert,
Wegeführungen verändert und 600 Autostellplätze gebaut. Insgesamt
1.171.000 DM wurden von 1995 bis 1999 dafür verwendet, dass der
Campingplatz den Anforderungen des Brandschutzes und der
Gefahrenabwehr entspricht.

Vom 3. bis 9. August 1998 wurde mit einer Festwoche das 40-jährige
Bestehen des Barleber Sees gefeiert, bei der zahlreiche sportliche und
kulturelle Aktivitäten für die Besucher organisiert wurden.

Mit der Übernahme des Campingplatzes durch den Campingverein Barleber
See e.V. zum 1. April 2002 wurden weitere Investitionen umgesetzt,
z.B. die Sanierung und der Neubau von Sanitäreinrichtungen, der Neubau
einer Rezeption und eines Werkstattgebäudes. Zudem wurden 50
Brauchwasserbrunnen gebohrt, um den Trinkwasserverbrauch zu senken.

Wer sich aktiv erholen möchte, der findet am und um den Barleber See
eine ganze Menge von Vereinen mit vielfältigen Angeboten: So sind dort
z.B. der 1. Seglerverein Barleber See e.V. und der USC "Otto von
Guericke" mit seinen Seglern ansässig. Der Anglerverein der Stadt
Magdeburg e.V. macht nicht nur Jagd auf Hecht, Karpfen oder Plötze,
auch den Schutz des Gewässers und seines Umlands haben sich die Angler
zur Aufgabe gemacht. Mehrere Bungalowvereine vertreten darüber hinaus
die Interessen zahlreicher Bungalowbesitzer rund um den See.

Zudem hat das Internationale Jugendbegegnungszentrum der
Landeshauptstadt Magdeburg seinen Sitz am Barleber See. Seine Angebote
richten sich insbesondere an Kinder und Jugendliche.

In jeder Saison finden sowohl im Strandbad, als auch auf dem Gelände
des Campingvereins und im Jugendbegegnungszentrum zahlreiche
Veranstaltungen, vom Vereinsfest über Beachvolleyball und 
-handballturniere, Triathlonwettkämpfe u.v.m. statt. Das
Naherholungszentrum mit seinen Möglichkeiten bietet dafür sehr gute
Voraussetzungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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KINO/5710: Hanau - Italienische Komödie "Zuhause ist es am schönsten" am 27.8.2018


Zuhause ist es am schönsten

Kino-Erzählcafé ist aus der Sommerpause zurück



Mit der italienischen Komödie "Zuhause ist es am schönsten" kehrt das
Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros der Stadt Hanau und des Kinocenters
Kinopolis am Montag, 27. August, aus der Sommerpause zurück.

Der leicht beschwingte Sommerfilm dreht sich um die Feier der Goldenen
Hochzeit von Alba und Pietro. Das glücklich verheiratete Paar plant
dafür ein harmonisches Familienfest auf der schönen Insel Ischia bei
Neapel. Dafür lädt sie die ganze nahe und ferne Verwandtschaft ein.
Doch so harmonisch wie erhofft wird es nicht - der Aufenthalt bringt
Streitigkeiten und einige Geheimnisse ans Tageslicht. Als die Feier
endlich überstanden ist und die Abreise bevorsteht, bricht ein Sturm
herein, der ein Verlassen der Insel unmöglich macht. Das Publikum darf
sich auf eine unterhaltsame Kinozeit freuen, denn Regie führte
Gabriele Muccino, der sein Können unter anderem auch mit den Hollywood
Blockbustern "Sieben Leben" und "Das Streben nach Glück" bewiesen hat.

Im Vorfeld des Films, der um 15 Uhr beginnt, gibt es von 13.15 bis
14.30 Uhr im Foyer des Kinopolis wieder Kaffee, Tee und Kuchen zu je
einem Euro und Zeit für Gespräche und Kennenlernen. Die ehrenamtlichen
Kinolotsen und Kinolotsinnen vom Seniorenbüro stehen mit Rat und Tat
den Gästen zur Seite.

Karten für die kommende Veranstaltung gibt es für jeweils fünf Euro
online auf der Kinopolis-Internetseite sowie im Kinocenter Kinopolis
(Am Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich ab 13 Uhr
und am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit Einschränkungen mit
oder ohne Rollator oder im Rollstuhl können sich Plätze in der
barrierefreien "Reihe K" reservieren lassen. Am Montag, 3. September,
wird der Film um 15 Uhr wiederholt.

Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es bei Karin Dunkel vom
Seniorenbüro unter der Telefonnummer 06181/66820-50 oder via Email
unter karin.dunkel@hanau.de, sowie bei der ehrenamtlichen
Mitarbeiterin Ursula Lehmann unter der Telefonnummer 06181/254897.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MARKT/4139: Kassel - Kindersachenflohmarkt im Fasanenhof am 1. September 2018


Kindersachenflohmarkt im Fasanenhof 



Ein Kindersachenflohmarkt findet am Samstag, 1. September, von 11 bis
15 Uhr auf dem Schulhof der Grundschule Fasanenhof, Mörikestraße 66,
statt. Der Runde Tisch Kinder- und Jugend im Fasanenhof ist
Veranstalter. Mitmachen können Kinder, Jugendliche und Eltern (keine
gewerblichen Anbieter). Angeboten werden darf alles vom Babybody bis
hin zum Jugendfahrrad. Die Standgebühr beträgt drei Euro, die der
Jugendarbeit der Vereine im Fasanenhof zu Gute kommen. Für Kinder und
Jugendliche bis 16 Jahre ist der Flohmarkt kostenlos. Vor Ort wird es
Essen und Getränke, so wie Angebote für Kinder geben.

Eine Voranmeldung bis zum Freitag, 17. August sowie nähere
Informationen gibt es bei Danilo Roth, Jugendräume Fasanenhof,
Mörikestraße 66, in der Kinder- und Jugendförderung im Jugendamt der
Stadt Kassel. Telefon 0561 8705784, E-Mail: Danilo.Roth@kassel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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SPIELE/406: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 8. August 2018


Spiele-Nachmittag für Senioren 



Braunschweig. Einen Spiele-Nachmittag für Senioren bietet die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 8. August,
von 14.30 bis 17.30 Uhr an. Bei der monatlich stattfindenden
Veranstaltung können beispielsweise Spiele wie "Splendor",
"Kingdomino" oder "Rummikub" ausprobiert werden Das Spiele-Team der
Stadtbibliothek steht als Ansprechpartner und Spielregel-Erklärer zur
Verfügung. Bei einem Angebot von mehr als 2.000 Gesellschaftsspielen
ist für jeden etwas dabei. Auch Zuschauer sind willkommen. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 
470-6835. Der nächste Spiele-Nachmittag findet am Mittwoch, 12. Sptember,
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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SPIELE/405: Ruhr-Universität Bochum - Spieleabende in der Oase immer donnerstags


RUB - Ruhr-Universität Bochum

Spieleabend

Oase, Raum 4, Buscheyplatz 3, 44801 Bochum



"Beim Spiel kann man einen Menschen in einer Stunde besser
kennenlernen als im Gespräch in einem Jahr." (Platon)

Du...

...spielst gerne und würdest das gerne viel öfter machen, aber Dir
fehlen die passenden Leute dazu?

...hast Lust in chilliger Atmosphäre interessante, knifflige und/oder
strategische Gesellschaftsspiele auszuprobieren und dabei noch nette
Leute kennenzulernen?

Dann schließ Dich uns an! Wir haben viele Spiele zur Auswahl und
freuen uns immer über Neuvorstellungen. Also, bring Dein
Lieblingsspiel mit!

TERMIN: donnerstags, 18.00 - 20.30 Uhr, fortlaufend

Leitung: Hendrik Haß und Alexander Berlin

Veranstalter: Oase 

Informationen: http://www.rub.de/oase/spieleabend.html

Telefon: 0234 32 22332

 * 

Quelle:

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Tel.: +49 (0)234/32-23930, Fax: 0234/32-14136

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8

E-Mail: dezernat8@rub.de

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8
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SPIELE/404: Hamburg - Skatturnier im Ledigenheim am 5. August 2018


Veranstaltung in der Reh. - August 2018

Rehhoffstraße 1-3 EG | 20459 Hamburg

Sonntag, den 05.08.2018 um 10:30 Uhr

Neustadt Ledigenheim Pokal

Es ist wieder soweit: Skatturnier im Ledigenheim!



Gespielt werden 2 Serien à 32 Spiele am 4er Tisch / 24 Spiele am 3er
Tisch nach den Regeln der Internationalen Skatordnung, zur 2. Serie
wird nach Punkten gesetzt

Es wird ein Abreizgeld in Höhe von 50 Cent für verlorene Spiele
erhoben, Startgeld auf freiwilliger Basis für den Erhalt des
Ledigenheims. Es werden tolle Sachpreise ausgespielt!

Um Anmeldung wird gebeten unter Telefon 040 29 81 37 29

E-Mail: post@dasros.de oder persönlich im reh. Gut Blatt!

 * 

Quelle:

Ros e.V. & Stiftung Ros

Rehhoffstraße 1-3, 20459 Hamburg

Tel: +49 40 29813888

E-Mail: post@dasros.de

Internet: www.dasros.de, www.rehhoffstrasse.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - TOUR/7293: Mönchengladbach - Rundgang durch die Rheydter Innenstadt am 19. August















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7293: Mönchengladbach - Rundgang durch die Rheydter Innenstadt am 19. August


19. August: Rundgang durch die Rheydter Innenstadt



Am Sonntag, 19. August bietet die MGMG wieder eine Stadtführung durch
die Rheydter Innenstadt an. Das Motto des etwa 90-minütigen Rundgangs
lautet "Leben und Arbeiten in Rheydt - heute und früher". Treffpunkt
ist um 15.30 Uhr vor dem Ratskeller am Rathaus in Rheydt. Die Besucher
erfahren Interessantes und Wissenswertes über die Geschichte Rheydts,
über das Rathaus, die Kirchen in Rheydt-Mitte, den zweiten
Hauptbahnhof von Mönchengladbach und vieles mehr.

Die Führung kostet 8 Euro (für Kinder 4 Euro), zzgl. einer
Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung. Buchungen beim Reisebüro
Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der
FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7292: Mönchengladbach - "Rund ums Münster" am 11. August 2018


Stadt-Tour "Rund ums Münster" am 11. August



"Rund ums Münster" führt die von der MGMG angebotene Stadt-Tour am
Samstag, dem 11. August 2018. Die Besucher erfahren von der
Teufelssage, die sich um die Krypta des Münsters rankt, von sakraler
Kunst und baumeisterlicher Architektur. Sie lernen die Welt des
dunklen Mittelalters kennen und ergründen Mysterien rund um das
Mönchengladbacher Münster.

Die zweistündige Tour startet um 10.30 Uhr, Treffpunkt: Parkplatz
Geroweiher am Schild "Stadt-Touren". Sie kostet 8 Euro für Erwachsene,
4 Euro für Kinder bis 14 Jahre, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von
2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Führung sind noch Karten erhältlich. Buchungen beim
Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice
der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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Tabelle 1: Anteile der einzelnen Energietriiger an der Stromerzeugung
der Bundesrepublik Deutschland 2017

Energietriiger Beitrag zur Stromerzeugung
in Terawattstunden in Prozent
(Mrd. kWh)
Steinkohle 94 14,4
Braunkohle 148 22,6
Atom 76 11,6
Erdgas 86 13,1
Wind + Photovoltaik 145 22,2
Biomasse + Wasser 65 9,9
Sonstige (Miill u.a.) 40 6,1
Gesamterzeugung 654 100
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Abb. 1: Entwicklung der Treibhau: gasemissionen in Deutschland und
erklirte Reduzierungsziele (in Mio. Tonnen CO,-Aquivalenten)
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